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10. Sitzung 

Bonn, den 7. Mai 1987 

Beginn: 9.01 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, ich darf die folgenden 
amtlichen Mitteilungen zur Verlesung bringen: 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sollen 
die Punkte 4 b und c der heutigen Tagesordnung 
abgesetzt werden, da neue Anträge auf den Druck-
sachen 11/225 und 11/230 vorliegen. 

Des weiteren ist interfraktionell vereinbart worden, 
die verbundene Tagesordnung zu erweitern. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Liste „Zusatz-
punkte zur verbundenen Tagesordnung" aufge-
führt: 

1. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Beseitigung nuklearer Mittelstreckenwaffen größerer und 
kürzerer Reichweite in Europa 

— Drucksache 11/225 — 

2. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Schoppe, 
Dr. Mechtersheimer, Schily und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 
Abrüstung nuklearer Mittelstreckenraketen in Europa 
—Drucksache 11/230 — 

3. Erste Beratung des von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Ent-
schädigung für NS-Unrecht" 
—Drucksache 11/223 — 

4. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Verbesserung der Situation der Sinti und Roma 
—Drucksache 11/224 — 

5. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Gesetzentwurf zur Regelung einer angemessenen Versor-
gung für alle Opfer nationalsozialistischer Verfolgung in 
der Zeit von 1933 bis 1945 
— Drucksache 11/141 — 

6. Beratung des Antrags der Abgeordneten Schily, Frau 
Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Entschädigung für Zwangsarbeit während der Nazi-Zeit 
— Drucksache 11/142 — 

7. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer, 
Frau Nickels und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Nichtigkeitserklärung des Gesetzes zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933 und der nach die-
sem Gesetz ergangenen Entscheidungen 
—Drucksache 11/143 —  

8. Aktuelle Stunde 
Kriegswaffenexport-Politik der Bundesregierung in Länder 
des Nahen und Mittleren Ostens, insbesondere nach Saudi-
Arabien 

9. Erste Beratung des von der Fraktion DIE GRÜNEN einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Aufhebung des 
Volkszählungsgesetzes 1987 
—Drucksache 11/170 (neu) — 

10. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Durchführung der Volkszählung am 25. Mai 1987 
—Drucksache 11/226 — 

11. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP 
Volkszählung 1987 
—Drucksache 11/231 — 

12. Aktuelle Stunde 
Neueste Hinweise auf einen alarmierenden Anstieg bei der 
Verseuchung von Grund- und Trinkwasser durch Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln 

Zugleich soll mit der Aufsetzung des Zusatzpunk-
tes 3 von der Frist für den Beginn der Beratung abge-
wichen werden. 

Sind Sie mit diesen Änderungen der Tagesordnung 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch; dann 
ist es so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Eidesleistung des Bundesministers für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Meine Damen und Herren, der Präsident des Bun

-

desrates hat in Vertretung des Herrn Bundespräsiden-
ten am 7. Mai 1987 auf Vorschlag des Herrn Bundes-
kanzlers Herrn Prof. Dr. Klaus Töpfer zum Bundesmi-
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
ernannt. 

Nach Art. 64 des Grundgesetzes leisten die Bundes-
minister bei der Amtsübernahme den in Art. 56 des 
Grundgesetzes vorgesehenen Eid. Herr Bundesmini-
ster, ich darf Sie zur Eidesleistung bitten. — Ich über-
reiche Ihnen, Herr Bundesminister, das Grundgesetz 
und bitte Sie, den vorgeschriebenen Eid zu spre-
chen. 



524 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 10. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. Mai 1987 

Bundesminister Dr. Töpfer 
Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit: 

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des 
deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundge-
setz und die Gesetze des Bundes wahren und ver-
teidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen 
und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. 
So wahr mir Gott helfe. 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, der Herr Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit, Herr Prof. Dr. Klaus Töpfer, 
hat den vom Grundgesetz vorgeschriebenen Eid bei 
der Amtsübernahme vor dem Deutschen Bundestag 
geleistet. 
Herr Bundesminister, für Ihre verantwortungsvolle 

Arbeit spreche ich Ihnen die guten Wünsche des Hau-
ses aus. Alles Gute und viel Erfolg! 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Ich danke Ihnen sehr, 
Herr Präsident. 

Präsident Dr. Jenninger: Dem ausgeschiedenen 
Bundesminister danke ich, auch im Namen des Hau-
ses, für seine Arbeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 4 a der 
Tagesordnung, die Zusatztagesordnungspunkte 1 
und 2 sowie Punkt 4 d der Tagesordnung auf: 

4. a) Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 
Bericht über den Stand der Abrüstungsgesprä-
che 

Zusatzpunkt 1: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Beseitigung nuklearer Mittelstreckenwaffen 
größerer und kürzerer Reichweite in Europa 
—Drucksache 11/225 — 

Zusatzpunkt 2: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Schoppe, Dr. Mechtersheimer, Schily und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Abrüstung nuklearer Mittelstreckenraketen in 
Europa 
—Drucksache 11/230 — 

4. d) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Einhaltung des ABM-Vertrages 
—Drucksache 11/15 — 

Überweisungsvorschlag d. Ältestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (f) 
Verteidigungsausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung sind für die gemeinsame Bera-
tung dieser Tagesordnungspunkte 3 1/2 Stunden vor-
gesehen. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch; 
dann ist so beschlossen. 
Zur Abgabe einer Regierungserklärung erteile ich 

dem Herrn Bundeskanzler das Wo rt . 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Bundesregie-
rung begrüßt die heutige Aussprache über den Stand 
der Genfer Abrüstungsgespräche. Sie gibt ihr die 
Gelegenheit, einen Zwischenbericht zu geben, nicht 
nur über die laufenden Verhandlungen der beiden 
Weltmächte, sondern auch über die intensiven Kon-
sultationen zwischen den europäischen Pa rtnern und 
den Mitgliedern der Nordatlantischen Allianz. 

Lassen Sie mich einleitend noch einmal kurz die 
Ziele der Sicherheitspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland zusammenfassen. Oberstes Ziel der 
Sicherheitspolitik der Bundesregierung ist und 
bleibt, den Frieden in Freiheit zu bewahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sicherheitspolitik der Bundesregierung und ihrer 
Verbündeten ist deshalb darauf gerichtet, den Frie-
den zu festigen und jede Art  von Krieg zu verhindern, 
sowohl den nuklearen wie den konventionellen. Ein 
Krieg mit modernen konventionellen Waffen würde 
unser Volk und die europäische Zivilisation genauso 
gefährden wie ein Nuklearkrieg. Militärische Kon-
flikte zwischen Ost und West sind in den vergangenen 
42 Jahren verhindert worden. Dies danken wir vor 
allem auch der Tatsache, daß wir als Deutsche und 
Europäer nicht allein stehen, sondern mit den freien 
Demokratien des Westens, insbesondere mit den Ver-
einigten Staaten von Amerika, verbunden sind. 

Ich habe aus gutem Grund in meiner Regierungser-
klärung im März vor dem Hohen Haus diese Tatsache 
mit der Formulierung gewürdigt, daß die Zusammen-
arbeit, die Partnerschaft und das Bündnis mit den 
USA für unser Land von „existentieller Bedeutung" 
sind. Wir verdanken unseren Frieden und unsere Frei-
heit der Tatsache, daß dieses Verteidigungsbündnis 
eine erfolgreiche Politik betrieben hat, und es wird sie 
auch in Zukunft betreiben. 

Auf der Grundlage gesicherter Verteidigungsfähig-
keit wollen wir mit der Sowjetunion und ihren Ver-
bündeten umfassend zusammenarbeiten, insbeson-
dere auch im Felde der Abrüstung und der Rüstungs-
kontrolle. Darin sehen wir den einzigen Weg, unsere 
Sicherheit stärker auf ein Miteinander als auf ein 
Gegeneinander zu gründen. 

Wir haben gerade in den zurückliegenden Monaten 
wichtige Fortschritte erzielt. Anläßlich der Sitzung der 
gemischten deutsch-sowjetischen Wirtschaftskom-
mission ist vereinbart worden, die wi rtschaftlichen 
Beziehungen weiter auszubauen und neue Wege zu 
beschreiten. Wir haben in den letzten Wochen drei 
Ressortabkommen unterzeichnet, die die Zusammen-
arbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Sowjetunion in den Bereichen Agrarforschung, 
Gesundheit und Nuklearforschung weiter intensivie-
ren werden. Damit kann das vereinbarte Rahmen-
abkommen über technologisch-wissenschaftliche 
Zusammenarbeit in Kraft treten. Wie Sie wissen, wur-
den weitere gegenseitige Vereinbarungen und Besu-
che verabredet. 
Ich begrüße es heute auch ganz besonders, daß der 

bulgarische Staatspräsident Todor Schiwkoff meine 
Einladung angenommen hat und schon sehr bald  — 
am  2. Juni — zu einem offiziellen Besuch in die Bun-
desrepublik Deutschland kommen wird. Auch die 
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Beziehungen zu den übrigen Warschauer-Pakt-Staa-
ten entwickeln sich konstruktiv und dynamisch. Wir 
befinden uns, wie jeder erkennen kann, auf einem 
guten Weg. 

Dies alles muß sich aber auf der Grundlage gesi-
cherter Verteidigungsfähigkeit vollziehen. Was heißt 
das, meine Damen und Herren? Die Rückschau in die 
europäische und in die deutsche Geschichte und ein 
nüchterner Blick auf jene Weltgegenden, in denen 
heute Krieg geführt wird, zeigen: Nicht einmal zah-
lenmäßige Gleichheit möglicher Gegner reicht aus, 
Kriege zu verhindern, wenn nicht der politische Wille 
vorherrscht, Krieg als Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln in jedem Falle auszuschließen. 

Ziel der Strategie der abgestuften Antwort und der 
Abschreckung ist es, Krieg zu verhindern. Das ist 
möglich, wenn ein Angreifer mit einer Antwort rech-
nen muß, die ihm das Risiko eines Waffengangs zur 
Verfolgung seiner politischen Ziele von vornherein als 
untragbar erscheinen läßt. Aus diesen Erwägungen 
heraus hat unser Bündnis seine bewährte Strategie 
der flexiblen Antwort entwickelt. Für diese Strategie 
gibt es in absehbarer Zeit keine Alternative. Für ihre 
Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit bedarf es weiter-
hin ausgewogener nuklearer und konventioneller 
Streitkräfte. Deshalb kann unser Bündnis auf abseh-
bare Zeit auf Nuklearwaffen nicht völlig verzichten. 

Unverzichtbarer Bestandteil der Sicherheitspolitik 
der Bundesregierung bleibt ein nachdrückliches und 
konsequentes Eintreten für Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle. Es bleibt dabei: Wir wollen Frieden schaf-
fen mit weniger Waffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
— Zurufe von der SPD — Oh-Rufe von den 

GRÜNEN) 

— Meine Damen und Herren auf der Linken des Hau-
ses, angesichts des totalen Scheiterns Ihrer Politik auf 
diesem Felde würde ich nicht einmal einen Zwischen-
ruf wagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es bleibt dabei: Wir wollen Frieden schaffen mit 
weniger Waffen. Es war die Allianz, die seit 1981 ein-
seitig 2 400 nukleare Sprengköpfe in Europa abge-
baut hat. Dem steht bisher kein vergleichbarer Schritt 
der Sowjetunion gegenüber. Wir erstreben Rüstungs-
kontrollvereinbarungen, die erhöhte Sicherheit a ller 
Beteiligten auf einem möglichst niedrigen, ausgewo-
genen Streitkräfteniveau gewährleisten. Dies setzt 
voraus, daß die berechtigten Sicherheitsinteressen 
aller, der großen wie der mittleren wie der kleineren 
Staaten, berücksichtigt werden. Grundlage unseres 
Bündnisses ist: Die Sicherheit des einen ist die Sicher-
heit des anderen. Es darf auf gar keinen Fa ll  eine Zone 
minderer Sicherheit geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus dieser Sicht handeln wir bei den Fragen von 
Abrüstung und Rüstungskontrolle. Wir respektieren 
die legitimen Sicherheitsinteressen unserer östlichen 
Gesprächspartner. Wir fordern sélbstverständlich das 
gleiche für uns. Die Sowjetunion hat in den siebziger 
Jahren unter der Losung von Gleichheit und gleicher 
Sicherheit ihre Sicherheitspolitik einseitig auf die Ver-

einigten Staaten ausgerichtet, gleichzeitig aber West-
europa konventionell und mit neuen Mittelstrecken-
waffen bedroht. Dies war eine verhängnisvolle Fehl-
einschätzung. Das sieht man heute auch in Moskau. 

Jetzt ist neues Denken und tatsächlich neues Han-
deln erforderlich. Generalsekretär Gorbatschow hat 
am 17. Februar dieses Jahres festgestellt: „Die Sowjet-
union beansprucht nicht ein Gran mehr Sicherheit, als 
sie z. B. die USA  hat."  Wir, meine Damen und Herren, 
erwarten, daß dies auch gegenüber Westeuropa und 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland gilt. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle betonen — ich wie-
derhole das, was ich im März gesagt habe — : Wir ver-
folgen die Diskussion und die politische Linie, die 
Generalsekretär Gorbatschow in seinem Land jetzt 
vorzeichnet und die auch Ankündigungen für die 
Außenpolitik der Sowjetunion enthält, mit Interesse 
und Sympathie, und wir hoffen, daß den Worten die 
notwendigen Taten folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Wenn sein Kurs Chancen birgt zu mehr Sicherheit, zu 
mehr Zusammenarbeit und vor allem zu konkreten 
Ergebnissen bei Abrüstung und Rüstungskontrolle, 
werden wir sie aufgreifen. 

Lassen Sie mich dazu an einen wichtigen und 
bewährten Grundsatz der Rüstungskontrollpolitik 
erinnern. Entscheidend für Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle sind nicht politische Willenserklärungen von 
heute, welchem Ziel und welchem Zweck Waffen die-
nen sollen. Entscheidend sind nicht Analysen, ob 
akute Kriegsgefahr besteht oder nicht. Dies a lles kann 
sich sehr schnell ändern. Entscheidend für unsere 
Beurteilung sind vorhandene Waffensysteme und die 
daraus objektiv ableitbare Bedrohung. 

Wir müssen deshalb feststellen, daß die Sowjet-
union und ihre Verbündeten militärische Potentiale 
in Europa aufgebaut haben, die zahlenmäßig denen 
der USA und des Bündnisses weit überlegen sind und 
schlechthin nicht durch eigene Verteidigungserfor-
dernisse gerechtfertigt werden können. Die Zahlen 
sprechen für sich. 

Wenn wir die Realitäten so sehen, wie sie sind, so 
müssen wir die Gegebenheiten berücksichtigen: Die 
geographischen und geostrategischen Vorteile sind 
eindeutig auf seiten des Warschauer Pakts; dies zeigt 
ein Blick auf jede Landkarte. Militärstrategie, Gliede-
rung  und Ausrüstung der Streitkräfte des Warschauer 
Pakts sind auf raumgreifende, offensive Operation 
ausgelegt. Die Militärdoktrin der Sowjetunion geht 
davon aus, daß eine militärische Auseinandersetzung 
nicht auf sowje tischem Boden, sondern auf dem Ter-
ritorium des Gegners auszutragen wäre. 

Aus all dem, meine Damen und Herren, ergibt sich 
objektiv eine Invasionsfähigkeit des Warschauer 
Pakts gegenüber Westeuropa, während unsere Streit-
kräfte nach Auftrag, Umfang und Struktur zu raum-
greifenden Offensiven und Operationen nicht geeig-
net sind. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das glauben Sie 
doch selber nicht!) 
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Dieses Gesamtbild müssen wir bei Abrüstung und 
Rüstungskontrolle vor Augen haben, insbesondere 
auf dem so wichtigen Gebiet der nuklearen Mittel-
streckenflugkörper. 

Die Sicherheit aller Beteiligten, meine Damen und 
Herren — ich sage: aller Beteiligten — , darf durch 
Abrüstung nicht geringer sein als vorher. Gerade des-
halb haben wir zusammen mit unseren Partnern in 
der WEU im November des vergangenen Jahres fest-
gestellt — ich zitiere — 

In der Perspektive von Fortschritten bei der nu-
klearen Abrüstung kommt der Herstellung kon-
ventioneller Stabilität eine noch größere Bedeu-
tung und Dringlichkeit zu. Gleichzeitig wird die 
weltweite völlige Beseitigung der chemischen 
Waffen noch dringender. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich habe in meiner Regierungserklärung im März 
gesagt: 

Gemeinsam mit unseren westlichen Verbünde-
ten wollen wir den Prozeß der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle in allen Verhandlungsforen 
dynamisch fortsetzen. 

Wir wollen — ich will es deutlich unterstreichen — 
gleichgerichtete Anstrengungen und Fortschritte in 
allen Bereichen. Ein weltweites Abkommen über das 
Verbot chemischer Waffen ist nach übereinstimmen-
der Einschätzung erreichbar. Wie notwendig es ist, 
meine Damen und Herren, zeigt der Einsatz chemi-
scher Kampfmittel in Konflikten der Dritten Welt in 
jüngster Zeit. 

Im konventionellen Bereich haben wir zusammen 
. mit unseren französischen Freunden vor einem Jahr 
beim NATO-Rat in Halifax die Initiative zu Verhand-
lungen „vom Atlantik bis zum Ural" ergriffen, und wir 
setzen sie bei den Gesprächen in Wien mit Energie 
fort. Daß der Prozeß der Rüstungskontrolle bald auch 
im konventionellen Bereich spürbare Erfolge zeitigen 
soll, liegt im allgemeinen und natürlich erst recht in 
unserem nationalen Interesse. 

In der Geschichte der Rüstungskontrollverhandlun-
gen ist noch nie an so vielen Plätzen und in so vielen 
Foren über so umfassende Abrüstungsvorschläge ver-
handelt worden wie heute, und — das will ich betonen 
— noch nie waren die Chancen der Einigung in wich-
tigen Kernbereichen so gut wie jetzt. Daß dies erreicht 
wurde, verdanken wir der konsequenten und konti-
nuierlichen Politik unseres Bündnisses, die wir, die 
Bundesregierung, maßgeblich miterarbeitet und mit-
getragen haben. 

Die sowjetische Bedrohung durch Mittelstrecken-
waffen größerer Reichweite hat unser Bündnis 1979 
rüstungskontrollpolitisch mit dem Doppelbeschluß 
beantwortet. Gemäß seinem Verhandlungsteil haben 
die Vereinigten Staaten seit 1981 in Genf auf Grund 
abgestimmter Bündnispositionen verhandelt. Diese 
Positionen enthielten von Anfang an die Forderung 
nach vollständiger Beseitigung der beiderseitigen 
Bestände an Mittelstreckenflugkörpern größerer 
Reichweite — die Null-Lösung — und begleitende 
Beschränkungen für Mittelstreckenflugkörper kürze-
rer Reichweite. 

Der Doppelbeschluß ist von der von meinem Vor-
gänger Helmut Schmidt geführten Bundesregierung 
entwickelt und von der jetzigen Bundesregierung 
durchgesetzt worden. Ich kann durchaus verstehen, 
meine Damen und Herren, wenn der Kollege Schmidt 
in diesen Tagen zu Recht darauf hinweist, daß er für 
diese Politik noch einmal eine nachträgliche Bestäti-
gung und einen Triumph erlebt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Waigel [CDU/CSU]: Schwacher Beifall 

links!)  

Es ist wichtig, das heute wieder zu erwähnen, weil wir 
ja im Jahre 1982/83 nach der Regierungsübernahme 
durch die jetzige Bundesregierung erlebt haben, daß 
damals innerhalb der Sozialdemokratie die Mär auf-
gekommen ist, aus ganz anderen Gründen sei Helmut 
Schmidt gescheitert. Seine eigene Partei, die SPD, hat 
ihn wegen dieser richtigen Entscheidung in der 
Rüstungskontrollpolitik gestürzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Vogel [SPD]: Ach Gott!) 

Wir haben damals erlebt, meine Damen und Her-
ren, daß nach der Entscheidung über den NATO-Dop-
pelbeschluß die Sowjetunion den Genfer Verhand-
lungstisch verlassen hat, aber nach zwei Jahren 
zurückkehrte. Die Gipfeltreffen von Genf und Reyk-
javik habe eine nachhaltige Wende zum Besseren im 
Verhältnis der Großmächte eingeleitet und rüstungs-
kontrollpolitische Annäherungen gebracht, die viele 
optimistische Erwartungen noch übertrafen. Der klare 
und der konsequente Kurs dieser Bundesregierung 
und ihrer Verbündeten wurde von Ihnen, meine 
Damen und Herren, von Anfang an mit heftiger Pro-
paganda und mit finstersten Voraussagen begleitet. 
Sie haben alles, was möglich war, irrational mobili-
siert. Sie haben diese Politik mit Forderungen nach 
Bündnisbruch und mit antiamerikanischer Mobilisie-
rung emotional angefeindet. Es wird an diesem Tag 
und angesichts der greifbaren Erfolge, die jetzt vor 
uns stehen, doch erlaubt sein zu sagen, in welch 
einem Umfang Sie ein sicherheitspolitisches Risiko in 
diesen drei Jahren waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

— Ach, wissen Sie, wenn man für die Zeit nach der 
Stationierung einen Raketenzaun prophezeit hat, 
wenn man eine neue Eiszeit prophezeit hat, wenn 
man nach Reykjavik von einem schwarzen Tag, von 
einem Desaster gesprochen hat, hat man jede Kompe-
tenz für das Mitsprechen in dieser Frage verloren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Waigel [CDU/CSU]: In der SPD ist eine 

Dummzeit angebrochen!) 

Sie haben sich — das muß klar gesagt werden — in 
dieser Kernfrage der Rüstungskontrollverhandlungen 
aufs schwerste geirrt, nämlich mit der völligen Fehl-
einschätzung der Interessen und der Fähigkeit zur 
Flexibilität der sowjetischen Führer. Wo ständen wir 
denn heute, wenn wir Ihren Ratschlägen gefolgt 
wären? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Einseitige Vorleistungen — dies ist eine Erfahrung 
in der Geschichte, die sich immer bestätigt hat — wer-
den selbstverständlich immer ohne Gegenleistungen 
eingestrichen. Beharrlichkeit, Offenheit und auch 
Konsequenz am Verhandlungstisch in der Vertretung 
eigener Interessen zahlen sich immer wieder aus. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der Gip-
fel von Reykjavik hat für die Genfer INF-Verhandlun-
gen einen entscheidenden Durchbruch bewirkt. Beide 
Seiten haben sich grundsätzlich darauf verständigt, 
für Mittelstreckenflugkörper größerer Reichweite die 
Null-Lösung in Europa vorzusehen bei gleichzeitiger 
Verringerung dieser Systeme auf jeweils 
100 Gefechtsköpfe, die im asiatischen Teil der Sowjet-
union und in den USA zu stationieren sind. Wenn ein 
solches Abkommen zustande kommt — und ich habe 
die Hoffnung, daß wir allen Grund zum Optimismus 
haben — , ist das ein großartiges Ergebnis, das ich 
namens der Bundesregierung nur nachdrücklich 
begrüßen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist nicht zuletzt auch das Verdienst unseres konse-
quenten Beitrags zu dieser Politik. 

Bedauerlicherweise hatte die Sowjetunion in Reyk-
javik ein INF-Abkommen noch mit anderen Genfer 
Verhandlungsmaterien verknüpft. Dies war in der Tat 
ein Rückschritt. Ende Februar dieses Jahres hat Gene-
ralsekretär Gorbatschow dieses selbstgeschaffene 
Hindernis vom Verhandlungstisch genommen. 
Anfang März haben die USA ihren im Bündnis abge-
stimmten Vertragsentwurf in Genf eingeführt, der die 
Annäherung von Reykjavik widerspiegelt. Kurz dar-
auf folgte der Entwurf einer mit den Stationierungs-
ländern in allen Einzelheiten besprochenen Überprü-
fungsregelung. 

Während des Moskau-Besuchs des amerikanischen 
Außenministers Shultz Mitte April hat die sowjetische 
Führung die Reykjavik-Formel erneut bestätigt, und 
letzte Woche hat sie einen eigenen Vertragsentwurf in 
Genf eingeführt. Dieser geht jedoch, wie Sie wissen, 
auf Mittelstreckenflugkörper kürzerer Reichweite 
nicht ein. 

Lassen sie mich an dieser Stelle deutlich sagen: 
Mögen Vertragsentwürfe noch so viele vorher erzielte 
Einigungen widerspiegeln, sie sind stets und ständig 
Ausgangspunkt für Verhandlungen und nicht ihr 
Ergebnis. 

(Dr. Dregger (CDU/CSU]: So ist es!) 

Mit Sicherheit enthalten sie den harten Kern eigener 
Verhandlungspositionen, mit Sicherheit aber auch 
immer Verhandlungsmasse, um zu einem Abschluß 
kommen zu können. 

Wie schwer die Unterscheidung ist, wie sehr Perso-
nen und Parteien, die nicht am Verhandlungstisch sit-
zen, Gefahr laufen, sich zu irren und sich zu verschät-
zen, habe ich ja gerade angedeutet. Diese Gefahren 
— ich will das offen aussprechen — werden noch 
durch Versuche gesteigert, eigene Vorschläge propa-
gandistisch zu begleiten, um den Verhandlungspart-
ner über die jeweilige Öffentlichkeit und öffentliche 
Meinung unter Druck zu setzen. 

Für alle wohlmeinenden und am Erfolg interessier-
ten Beobachter, aber selbstverständlich vor allem 
auch für eine verantwortliche Regierung gilt: Wir dür-
fen weder den eigenen Verbündeten in den Rücken 
fallen, indem die eigene Verhandlungsposition zerre-
det wird, noch dürfen wir Chancen für weitere Fort-
schritte, die in den Vertragsentwürfen angelegt sind, 
verschütten, noch dürfen wir voreilige Hypothesen 
über einen Verhandlungsverlauf aufstellen, die Eini-
gungen am Ende erschweren. 

Die Bundesregierung handelt genau nach diesen 
Grundsätzen. Zusammen mit unseren Freunden und 
Verbündeten und auf Grund einer sehr detaillierten 
Unterrichtung durch beide Parteien sind wir dabei, 
sehr intensiv die Vorschläge zu prüfen und zu bewer-
ten. Wir sind der festen Überzeugung, daß die noch 
offenen Fragen in angemessener Frist gelöst werden 
können. „Angemessene Frist" heißt für mich, daß wir 
jetzt nicht in irgendeiner Hektik entscheiden, aber die 
Dinge auch nicht vertagen, sondern in einer sehr 
nahen Zukunft zu einer Entscheidung kommen mit 
der Zielsetzung, daß in diesem Jahr nach Möglichkeit 
das Treffen Reagan-Gorbatschow stattfinden und ein 
Vertrag unterschrieben werden kann. 

Wir wissen, daß ein solches Vertragswerk nach den 
amerikanischen parlamentarischen Gebräuchen 
wenigstens ein Jahr zur Ratifikation braucht. Unser 
Ziel muß sein, mit dazu beizutragen, daß während der 
jetzigen Administration und in der Amtszeit des jetzi-
gen Parlaments in den USA eine Verabschiedung 
möglich ist und die dann geplanten Abläufe in Gang 
kommen können. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Welcher Vor

-

gänge?) 

Wir sind der festen Überzeugung, daß die noch offe-
nen Fragen jetzt, in der eben genannten Frist, gelöst 
werden können. Der Abschluß eines INF-Abkom-
mens mit der Beseitigung von Mittelstreckenflugkör-
pern größerer Reichweite aus Europa ist nach meiner 
Einschätzung in dem eben genannten Zeitraum mög-
lich. 

Wir unterstützen deshalb mit allen unseren Verbün-
deten die Haltung der Vereinigten Staaten von Ame-
rika, eine globale Null-Lösung für Mittelstreckenflug-
körper größerer Reichweite anzustreben. Die globale 
Null-Lösung würde eine ganze Waffenkategorie 
beseitigen. 

Lassen Sie mich zu der noch offenen Verifikations-
frage auf einen wichtigen Zusammenhang hinweisen, 
den niemand bestreitet. Eine Null-Lösung, die nur für 
Europa und nicht weltweit gelten soll, erschwert die 
Überprüfung; Produktionen könnten weiterlaufen; 
solche Systeme können ziemlich rasch von einem Lan-
desteil in einen anderen, auch in den europäischen 
Teil, transportiert werden, und die Testgelände wür-
den nicht geschlossen. Im Fall der Sowjetunion, das 
wissen Sie, liegen sowohl die Produktionsstätten wie 
die Testgelände im europäischen Landesteil. Das 
zeigt die ganz besondere Bedeutung dieses Pro-
blems. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, was die 
Mittelstreckenwaffen kürzerer Reichweite angeht, so 
habe ich in meiner Regierungserklärung im März vor 



528 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 10. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. Mai 1987 

Bundeskanzler Dr. Kohl 

dem Hohen Hause hier festgestellt: „Als Sorge bleibt 
die drückende sowjetische Überlegenheit bei den 
Mittelstreckenwaffen kürzerer Reichweite. Die Bun-
desregierung erwartet deshalb, daß sich die beiden 
Weltmächte konkret und verbindlich verpflichten, 
sofortige Folgeverhandlungen über die Mittelstrek-
kensysteme kürzerer Reichweite aufzunehmen. Ziel 
dieser Verhandlungen muß es sein, alle diese Systeme 
auf ein niedriges Niveau mit gleichen Obergrenzen zu 
reduzieren. " 

(Zuruf von den GRÜNEN: Null!) 

Lassen Sie mich betonen: Unsere Sorge bezieht sich 
auf die sowjetische Überlegenheit im militärischen 
Kräfteverhältnis. 

Die USA haben in ihrem am 2. März vorgelegten 
Entwurf eines Abkommens über Mittelstreckenflug-
körper größerer Reichweite wie schon 1981/82 als 
Bündnisposition das Konzept gleicher Obergrenzen 
im Reichweitenband 500 bis 1 000 Kilometer einge-
bracht. Die westlichen Besorgnisse über die sowjeti-
sche Überlegenheit im Bereich der Mittelstreckenra-
keten kürzerer Reichweite und das westliche Behar-
ren auf begleitenden Beschränkungen auch für diese 
Waffensysteme haben Moskau zu einer Antwort 
bewogen. 

Generalsekretär Gorbatschow hat in seiner Prager 
Rede am 13. April dieses Jahres vorgeschlagen, die 
Erörterung der Frage über eine Verringerung und 
anschließende Beseitigung der auf dem europäischen 
Kontinent aufgestellten Raketen mit einer Reichweite 
von 500 bis 1 000 Kilometer zu beginnen, ohne hiermit 
den Verlauf und den Ausgang der Beratungen zu dem 
Problem der Mittelstreckenraketen größerer Reich-
weite zu verknüpfen. In seinen Gesprächen mit dem 
amerikanischen Außenminister hat Generalsekretär 
Gorbatschow wenige Tage später für das Reichwei-
tenband von 500 bis 1 000 Kilometer eine globale 
Obergrenze von Null als möglich und erreichbar 
bezeichnet. 

Nach Unterrichtung über die Ergebnisse der Mos-
kau-Reise von Außenminister Shultz hat die Bundes-
regierung unverzüglich mit einer eigenen eingehen-
den Prüfung der sowjetischen Vorschläge begonnen. 
Am 27. April hat unter meiner Leitung eine Minister-
runde eine erste Bilanz gezogen. Dabei wurde entge-
gen dem Rat mancher voreiliger Beobachter natürlich 
keine endgültige Wertung abgegeben. 

(Lachen und Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

— Ich verstehe wirklich nicht, wie man angesichts der 
Entwicklung der letzten 14 Tage darüber lachen 
kann. Sie haben sich in dieser Sache doch blamiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wie richtig diese Linie war, zeigte sich unmittelbar 
darauf in Genf. Am 27. April führte der sowjetische 
Delegationsleiter bei Vorlage seines Vertragsent-
wurfs mündlich aus, über Mittelstreckenflugkörper 
kürzerer Reichweite könne entweder im Rahmen 
eines INF-Abkommens oder auch gesondert verhan-
delt und beschlossen werden. Dazu schlug er im 
Reichweitenband von 500 bis 1 000 Kilometer eine auf 
Europa beschränkte Null-Lösung vor, während er glo-

bal das Konzept gleicher Obergrenzen vertrat. Er for-
derte ferner die Einbeziehung der Sprengköpfe auf 
den Mittelstreckenraketen der Bundeswehr vom Typ 
Pershing I a, die, wie Sie wissen, im strikten amerika-
nischen Gewahrsam stehen. 

Die amerikanische Delegation in Genf hat diese 
mündlichen Darlegungen mit Entschiedenheit 
zurückgewiesen. Diese Ablehnung wird ausweislich 
des Beschlusses unseres Bündnisses und insbeson-
dere auch der jüngsten Tagung der Außen- und Ver-
teidigungsminister der Westeuropäischen Union voll 
und ganz von allen unterstützt. Es ist offenkundig, daß 
sich zwischen den sowjetischen Erklärungen von 
Moskau und Genf und den Erläuterungen, die die 
Bundesregierung und übrigens viele andere gestern 
in Bonn erhalten konnten, deutliche Unterschiede 
auftun. Das zeigt doch, meine Damen und Herren, wie 
berechtigt unsere Erwartung ist, daß die Sowjetunion 
ihre Position auch zu diesem Bereich schriftlich ein-
bringt. 

Der Genfer Vorschlag überschreitet den Verhand-
lungsrahmen; denn es geht bei diesem INF-Abkom-
men ausschließlich um amerikanische und sowjeti-
sche Träger- und Abschußvorrichtungen, nicht um 
Systeme Dritter. Es geht hier um eine ganz prinzipielle 
Haltung des Westens zu Drittstaatensystemen. 

Die Bundesregierung und ihre Verbündeten wer-
den alle Aspekte der Genfer INF-Verhandlungen und 
insonderheit der mit einer Null-Lösung in einem Teil-
bereich der Mittelstreckenflugkörper kürzerer Reich-
weite verbundenen Fragen sorgfältig prüfen. 

Meine Damen und Herren, es geht um zu ernste 
Fragen, als daß wir einfach Propaganda oder unziem-
licher Hektik das Feld überlassen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich habe betont, mit welcher Behutsamkeit und mit 
welcher Verantwortung wir den vorgelegten Ver-
tragsentwurf der Sowjetunion zu bewerten haben. Um 
so mehr gilt: Wir können auf Grund bloßer mündlicher 
Erläuterungen, deren letzter Sinn nicht präzise fest-
steht, keine rüstungspolitischen Grundsatzentschei-
dungen treffen. Wir können nicht auf Grund von 
Agenturmeldungen im Zentralbereich unserer Sicher-
heit Weichen stellen. 

Wesentliche Kriterien unserer Entscheidungsfin-
dung sind: Ich habe in meiner Regierungserklärung 
im März unterstrichen, daß ein baldiger Abschluß 
eines INF-Abkommens ein sichtbares Zeichen wäre 
für Ernst und Glaubwürdigkeit der Rüstungskontroll-
verhandlungen und daß ein wichtiger Impuls von sol-
chen Verhandlungsergebnissen auch auf alle anderen 
politischen Bereiche ausgehen würde. Wir müssen in 
Rechnung stellen, daß auch nach Beseitigung der Mit-
telstreckenwaffen größerer Reichweite in den Berei-
chen von Nuklearwaffen kürzerer Reichweite sowie 
der chemischen und der konventionellen Waffen 
gefährliche Waffenpotentiale verbleiben. Sie bedro-
hen unser Land, unser Volk und die bei uns stationier-
ten verbündeten Streitkräfte in besonderem Maße. 

Unser Bündnis, meine Damen und Herren, lebt 
davon und war in Jahrzehnten dadurch erfolgreich, 
daß Risiken und Lasten bisher immer gemeinsam 
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getragen wurden. Wir sind zutiefst überzeugt, daß es 
auf der jetzigen entscheidenden Wegstrecke der 
Rüstungskontrollpolitik darauf ankommt, daß wir 
fähig sind, in Europa unsere Interessen zu bündeln 
und mit einer Stimme zu sprechen. 

Wir schätzen gerade in diesen Tagen besonders das 
großartige Ergebnis der Politik aller Bundesregierun-
gen in diesen Jahrzehnten, die zu unserer engen 
Freundschaft und Partnerschaft mit Frankreich beige-
tragen hat. Wir schätzen unser besonders enges Ver-
hältnis zu unseren britischen Freunden und zu unse-
ren Verbündeten und Pa rtnern in der NATO und in 
der Westeuropäischen Union. Und wir handeln im 
Bewußtsein der existentiellen Bedeutung unserer 
Partnerschaft zu den Vereinigten Staaten von Ame-
rika. Wir handeln in der Verantwortung, die uns 
unsere Geschichte, unser Gewicht im Bündnis und 
unsere Lage in der Mitte Europas als geteiltes Land an 
der Trennlinie der beiden politisch-ideologischen 
Systeme und militärischen Bündnisse aufgeben. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich verstehe Sie wirk lich nicht. Das sind doch 
eigentlich Sätze, die von jedermann hier geteilt wer-
den müßten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wie weit sind wir eigentlich in der Parlamentsdebatte 
heruntergekommen, daß Sie nicht einmal mehr solche 
klaren Selbstverständlichkeiten — gerade für einen 
Mann wie Helmut Schmidt waren es Selbstverständ-
lichkeiten — ruhig anhören können! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gemäß dem Autrag des Grundgesetzes haben wir 
das Schicksal a ller Deutschen im Auge, und wir sind 
uns deshalb der besonderen Bedeutung bewußt, die 
unserem Votum, dem Votum der Bundesrepublik 
Deutschland, und unserer Haltung zu den in Genf 
anstehenden Fragen in unserem Bündnis und darüber 
hinaus zukommt. Deshalb wird die Bundesregierung 
ihren Entscheidungsprozeß in einer dichten Abfolge 
von Konsultationen und in wichtigen begleitenden 
Treffen auf hoher und höchster Ebene voranbrin-
gen. 

Ich darf an meine kürzliche Begegnung mit Frau 
Thatcher vor ihrer Moskau-Reise erinnern, an mein 
Treffen mit Staatspräsident Mitterrand Ende März, an 
mein Treffen mit ihm am kommenden Montag in Ber-
lin, an die Konsultationen mit dem französischen Pre-
mierminister Jacques Chirac am vergangenen Sonn-
tag, mit dem belgischen Ministerpräsidenten Wilf ried 
Martens gestern und mit dem italienischen Minister-
präsidenten Fanfani in der kommenden Woche. Am 
Montag wird Bundesaußenminister Hans-Dietrich 
Genscher nach Washington reisen, um mit der ameri-
kanischen Regierung zu konsultieren. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich finde es sehr gut, daß Sie sich so darstellen, wie 
Sie heute geworden sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Weitere Konsultationen, vor allem in den zuständi-
gen Bündnisgremien, stehen an. Sie werden uns die 

Möglichkeit geben, die notwendigen Entscheidungen 
unseres Bündnisses mitzugestalten, sie zeitgerecht, 
d. h. in einer nahen Zukunft, zu treffen und damit 
unserer Verantwortung gerecht zu werden. 

Meine Damen und Herren, in Fragen der Abrüstung 
und Rüstungskontrolle müssen wir schrittweise vor-
angehen und darauf achten, daß die Dynamik des Pro-
zesses erhalten bleibt, daß der Prozeß fortgeführt wer-
den kann. Es geht darum, alle schwerwiegenden 
Ungleichgewichte der Rüstungen zu beseitigen, die 
Stabilität weltweit zu erhöhen und den Frieden für 
alle sicherer zu machen. Das entspricht unserer Ver-
antwortung, und wir werden uns dieser Verantwor-
tung stellen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Seit Ende des letzten Welt-
krieges sind auf unserem Planeten über 50 000 ato-
mare Sprengköpfe angehäuft worden. Allein in 
Europa lagern gegenwärtig über 10 000 dieser teufli-
schen Waffen, mehr als 7 000 davon in den beiden 
deutschen Staaten. Diese Waffen bedrohen europäi-
sche, vor allem aber deutsche Ziele in beiden deut-
schen Staaten mit einer Zerstörungskraft, die 140 000 
Bomben des Typs entsprechen, der vor 42 Jahren 
Hiroshima vernichtet und über eine Viertel Million 
Menschen getötet hat. Das ist ein Vieltausendfaches 
dessen, was genügt, um Europa, in jedem Fall aber 
Mitteleuropa in eine unbewohnbare Wüste zu ver-
wandeln. Seit Tschernobyl dämmert uns zumindest, 
was das in der Realität bedeuten würde. 

Einer der ersten, der in dieser Hinsicht einen welt-
weiten Lernprozeß in Gang gesetzt hat, ist der ehema-
lige amerikanische Verteidigungsminister Robert 

 McNamara. Ich freue mich, daß er gerade heute auf 
der Ehrentribüne diese Debatte verfolgt, und entbiete 
ihm einen herzlichen Gruß. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Lange galt diese Entwicklung als zwangsläufig, ja, 
als unumkehrbar. Jetzt besteht erstmals seit 1945 die 
konkrete Chance, diesen Wahnwitz zu stoppen. Mehr 
noch: Es besteht erstmals die Chance, atomare Waffen 
nicht weiter anzuhäufen, sondern abzubauen, zu ver-
schrotten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir verdanken diese Chance der Bereitschaft der 
beiden Weltmächte, für ihre Mittelstreckenraketen in 
Europa Null-Lösungen zu vereinbaren. Generalse-
kretär Gorbatschow hat im Zuge dieser Bereitschaft 
das ursprünglich von ihm proklamierte Junktim zwi-
schen diesen Null-Lösungen und einem amerikani-
schen Verzicht auf das SDI-Projekt aufgegeben und 
einen westlichen Vorschlag aufgegriffen, den Helmut 
Schmidt und Willy Brandt schon zu Beginn der 80er 
Jahre artikuliert haben. Präsident Reagan hat erfreu-
licherweise auf diese sowjetische Initia tive, auf diese 
sowjetische Wende positiv reagiert. 
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Wird diese Chance genutzt, dann verschwinden in 
absehbarer Zeit fast 1 000 Raketen und mehr als 
1 500 Sprengköpfe, die auf unser Territorium zielen 
oder von unserem Territorium auf Ziele in den Län-
dern des Warschauer Paktes gerichtet sind. Unser 
Volk, ja, ganz Europa und die Welt könnten aufatmen, 
wenn das, worauf sich die Weltmächte bereits im 
Grunde geeinigt haben, geschähe und Wirklichkeit 
würde. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Das biblische Wort von den Schwertern, die zu Pflug-
scharen werden, die Verheißung des Propheten, die 
die Friedensbewegung zu ihrer Losung gewählt hat, 
würde wenigstens in einem Teilbereich endlich Wirk-
lichkeit werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Was aber tun Sie, Herr Bundeskanzler, in dieser 
Situation? Wie reagieren die Sprecher Ihrer eigenen 
Bundestagsfraktion, allen voran die Herren Dregger 
und Todenhöfer? Und wie reagiert mit Ihrer Duldung 
der Herr Bundesverteidigungsminister? Freuen sich 
die Herren darüber, daß die Null-Lösungen, als deren 
Haupturheber Sie sich doch immer und auch heute 
wieder bezeichnet haben, nun Wirk lichkeit werden 
können? Unterstützen Sie mit dem Gewicht der Bun-
desrepublik das rasche Zustandekommen der Verein-
barungen? Danken Sie Präsident Reagan und Gene-
ralsekretär Gorbatschow für deren Verständigungs-
willen? Das alles hätte man doch von einer Fraktion 
und insbesondere von einem Bundeskanzler als 
selbstverständlich erwarten können, die seit Jahren 
davon reden, sie wollten angeblich Frieden schaffen 
mit immer weniger Waffen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das tun wir 
auch!) 

Jetzt ist die Probe auf dieses Wort abzulegen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber, Herr Bundeskanzler, Sie reden eben nur 
davon. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Na also!) 

Sie veranstalten eine Vielzahl von Besprechungen 
und Koalitionskonferenzen, die alle nur mit Vertagun-
gen, nichtssagenden Floskeln oder der Feststellung 
enden, Sie wüßten noch gar nicht, worüber Sie eigent-
lich zu reden hätten, weil weder die Amerikaner noch 
die Russen Ihnen das bisher genau genug gesagt hät-
ten. Und anschließend reden doch wieder alle, die an 
diesen Konferenzen teilgenommen haben, über das, 
was sie angeblich gar nicht kennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihre heutige Erklärung, Herr Bundeskanzler, hat 
diesen niederdrückenden Eindruck, den Eindruck des 
Gegeneinander und der Ratlosigkeit nicht korrigiert, 
sondern erhärtet und unterstrichen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ja, wir haben einen Bundeskanzler erlebt, der von 
diesem Podium aus auch noch stolz darauf ist, daß bei 

all diesen Besprechungen nur Vertagungen und keine 
Ergebnisse herauskommen. 

(Lachen und Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Jetzt, wo es darauf ankäme, unterstützen Sie die Null-
Lösungen nicht, sondern bereiten ihnen immer neue 
Hindernisse, und Sie stellen immer neue Bedingun-
gen, von denen vorher überhaupt keine Rede war, 
auch nicht in Ihrer Regierungserklärung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Sie kommen 
noch auf Null!) 

Herr Wörner, Herr Dregger, Herr Todenhöfer und 
Herr Strauß haben gegen die Null-Lösung für die Mit-
telstreckenraketen größerer Reichweite mit Ihrer Dul-
dung, Herr Bundeskanzler, seit Monaten polemisiert 
und intrigiert. Und diese Herren werden das selbst-
verständlich auch nach Ihrer heutigen nichtssagen-
den Erklärung tun; dafür kennen wir die Herren gut 
genug. 

(Beifall bei der SPD — Rühe [CDU/CSU]: Das 
ist doch Unsinn, was Sie da sagen! Völliger 

Unsinn!) 

Gegen die Null -Lösung für die Raketen kürzerer 
Reichweite agitieren nicht nur diese Herren, sondern 
auch Herr Rühe, der sich bisher den Anschein eines 
Befürworters konkreter Abrüstungs- und Entspan-
nungsschritte gegeben hat. Ja, Herr Wörner hat schon 
die Beschaffung neuer Raketen dieser Reichweite auf 
die Tagesordnung gesetzt und träumt davon, daß er 
die Pershing II wenigstens in Pershing I umwandeln 
und dann im Lande behalten kann. 

(Rühe [CDU/CSU]: Sie reden nur Unsinn, 
Herr Vogel, nur Unsinn!) 

Auch Sie selbst, Herr Bundeskanzler, haben die Null-
Lösung für die Raketen kürzerer Reichweite heute 
doch keineswegs befürwortet, sondern in Ihrer Erklä-
rung, soweit Sie nicht überhaupt nur Nebel verbreitet 
haben, mit einer Vielzahl von Bedenken und Vorbe-
halten in Frage gestellt. 

(Rühe [CDU/CSU]: Das haben Sie aus

-

nahmsweise richtig verstanden!) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben sich doch in der 
Vergangenheit bis zum Überdruß, ja, bis an die 
Grenze der Peinlichkeit Ihrer Freundschaft mit dem 
amerikanischen Präsidenten gerühmt. Wo bleibt denn 
jetzt diese Freundschaft? Jetzt fallen Sie dem Präsi-
denten doch geradezu in den Arm, ja, Sie entsenden 
Herrn Rühe in die Vereinigten Staaten, damit er dort 
gegen die Politik des Präsidenten, Ihres Freundes, 
argumentiert und Stimmung macht. 

(Bahr [SPD]: Sehr wahr! — Seiters [CDU/ 
CSU] : Irreal! — Lachen und weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Und Sie versuchen, Herr Bundeskanzler, wenn 
auch bislang erfolglos, eine europäische Fronde 
gegen den Präsidenten zu formieren. Herr Dregger, 
lautstark unterstützt von einer Gruppe, die Herr Klein, 
bevor er Minister wurde, Stahlhelm-Gruppe genannt 
hat, geht noch einen Schritt weiter und fordert ausge-
rechnet jetzt die Stationierung zusätzlicher Raketen 
auf dem Boden der Bundesrepublik, zumindest aber 
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die Öffnung einer Option für solche zusätzlichen Sta-
tionierungen, einer Option, die der amerikanische 
Außenminister erst vor wenigen Tagen zutreffend als 
ein leeres, inhaltsloses Recht bezeichnet hat. 

(Zuruf der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Was Sie heute über die Obergrenzen gesagt haben, 
Herr Bundeskanzler, geht doch in die gleiche Rich-
tung. Die Obergrenze, die wir unterstützen, ist null, 
Null-Lösung auch für diesen Bereich. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Herr Bundeskanzler, gerade nach der Rede, die Sie 
hier soeben gehalten haben, müssen Sie sich ein paar 
Fragen gefallen lassen. Was wollen Sie jetzt eigent-
lich? Wollen Sie sowjetische Abrüstung? Oder wollen 
Sie westliche Aufrüstung? Wollen Sie mehr, oder wol-
len Sie weniger Waffen? Wie ernst sind eigentlich Ihre 
eigenen Abrüstungsvorschläge gemeint? 

(Rühe [CDU/CSU]: Wollen Sie Demagogie, 
oder wollen Sie wirklich zur Sache spre

-

chen?) 

Noch in Ihrer Regierungserklärung am 18. März 
haben Sie festgestellt — das darf man Ihnen ja wohl 
vorlesen — : „Als Sorge bleibt die drückende sowjeti-
sche Überlegenheit bei den Mittelstreckenwaffen 
kürzerer Reichweite. " 

(Rühe [CDU/CSU]: Das hat er selber vorgele

-

sen!) 

Inzwischen will Generalsekretär Gorbatschow diese 
Waffen und damit die sowjetische Überlegenheit mit 
diesen Waffen auf Null bringen. Aber statt das zu 
begrüßen und zu akzeptieren, bringen Sie neue Ein-
wendungen, zögern und lavieren Sie. 

Herr Bundeskanzler, haben Sie Ihre bisherigen Vor-
schläge eigentlich in der stillen Hoffnung gemacht, 
die sowjetische Seite werde sie nicht annehmen, son-
dern immerzu ablehnen? Die Frage drängt sich doch 
auf. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Oder, gelten eigentlich Ihre Vorschläge immer nur so 
lange, bis sie von der anderen Seite angenommen 
sind, und dann werden sie vergessen? 

Allmählich verstärkt sich der Eindruck, Sie und 
viele in Ihrer Fraktion zitterten insgeheim davor, daß 
Generalsekretär Gorbatschow auch noch weitere 
westliche Vorschläge annimmt und sich zu eigen 
macht. Das ist ein schlimmes Bild. Das zerstört inter-
nationale Glaubwürdigkeit in schlimmer Weise. Und 
— Sie müssen sich darüber im klaren sein — : Ihr Ver-
halten in den letzten Wochen, insbesondere zur Frage 
der Null-Lösung bei Raketen kürzerer Reichweite, 
fordert doch Zweifel an der Ernsthaftigkeit des Abrü-
stungswillens geradezu heraus. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Herr Bundeskanzler, Sie setzen sich zugleich immer 
mehr dem Verdacht aus, daß es Ihnen beim Doppel-
beschluß nur um den ersten Teil des Beschlusses ging. 
Denn in der Logik dieses Beschlusses liegt es doch, die  

westlichen Raketen wegzunehmen, wenn die östliche 
Seite ihre Mittelstreckenraketen und das, was sie 
nachträglich dazugestellt hat, entfernt. Und das will 
sie doch jetzt. Wer sich dieser Logik widersetzt, gibt zu 
erkennen, daß der Doppelbeschluß für ihn eben kein 
Abrüstungsbeschluß, sondern in Wahrheit ein Aufrü-
stungsbeschluß war. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie berufen sich doch sonst ständig auf Helmut 
Schmidt und weinen Krokodilstränen darüber, daß er 
nicht mehr im Amt ist; heute wieder; das Bedauern 
war Ihnen ja direkt anzuspüren. Sie berufen sich dau-
ernd auf ihn. Sie berufen sich — das ist Ihr gutes 
Recht — auf die Meinungsverschiedenheiten, die in 
unseren Reihen über den Doppelbeschluß bestanden; 
etwa darüber, ob es nicht schon im Herbst 1983 die 
Alternative gegeben hat, für die wir uns damals mit 
Mehrheit ausgesprochen haben. Warum eigentlich 
berufen Sie sich heute in der Frage der Null-Lösungen 
nicht auf Helmut Schmidt? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Antwort ist sehr einfach: Weil Helmut Schmidt 
— in Logik war er Ihnen schon immer überlegen — in 
der Logik des Doppelbeschlusses bleibt und die Null

-

Lösungen, und zwar beide Null-Lösungen ebenso 
befürwortet, wie es übrigens Georg Leber tut, auf den 
Sie sich doch auch sonst ständig berufen. 

(Rühe [CDU/CSU]: Das steht nicht im Dop

-

pelbeschluß!) 

Sie tun das Gegenteil. Sie geben diese Logik preis und 
lavieren, statt den zweiten Teil des Beschlusses zu 
vollziehen, wenn Sie schon auf dieser Grundlage 
argumentieren und operieren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Was bringen Sie und Ihre Freunde nun eigentlich 
zur Rechtfertigung dieser widersprüchlichen Haltung, 
zur Rechtfertigung einer Politik vor, die geeignet ist, 
uns in Gegensatz zu beiden Weltmächten zu bringen, 
die unser Land im äußersten Fall mit dem Odium 
belädt, eine historische Chance nicht genutzt zu 
haben? Sie sagen, die Null-Lösungen stärkten die 
Sowjetunion auf dem atomaren Feld. Abgesehen 
davon, daß Ihnen dies reichlich spät einfällt — denn 
Sie haben vorher die Null-Lösungen ja selber befür-
wortet und gefordert — , ist das schlicht und einfach 
falsch. Die Sowjetunion hätte als Folge der Null

-

Lösung deutlich mehr Raketen und Sprengköpfe zu 
beseitigen als der Westen. Sie wäre also in Zukunft in 
diesem Bereich eben gerade nicht mehr überlegen. 
Das sagen Ihnen doch nicht nur Sozialdemokraten, 
das sagen Ihnen doch die amerikanischen Sachver-
ständigen, die Ihnen inzwischen wie einem störri-
schen Kind zureden, um Sie auf den Pfad der Vernunft 
zu bringen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie sagen, die Null-Lösungen würden Europa vom 
amerikanischen Schutz abkoppeln. Aber auch damit 
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widersprechen Sie diametral den Erklärungen der 
amerikanischen Administration, 

(Rühe [CDU/CSU]: Wer hat denn das 
gesagt?) 

insbesondere den Äußerungen von Außenminister 
Shultz und Staatssekretär Perle. Sie widersprechen 
auch der Erklärung, die Präsident Reagan selber am 
29. April abgegeben hat. 

Sind Ihnen denn die Tausende von amerikanischen 
Nuklearwaffen, darunter luft- und seegestützte 
Marschflugkörper, atombombenfähige Flugzeuge, 
atomare Gefechtsfeldwaffen, die auch nach der Null

-

Lösung noch in Europa wären, nicht genug? 

Wir Sozialdemokraten sind im Gegenteil der Mei-
nung, daß auch insoweit auf beiden Seiten ein weite-
rer Abbau möglich und notwendig ist. 

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten 
Frau Unruh [GRÜNE]) 

Aber zur wechselseitigen Totalvernichtung reichen 
diese Waffen selbst dann noch allzumal, wenn sie dra-
stisch reduziert werden. Also ist dieser Einwand doch 
selbst für diejenigen abwegig, die anders als wir mei-
nen, der Friede hänge auf Dauer von der glaubwürdi-
gen Fähigkeit zur wechselseitigen Totalvernichtung 
ab. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

Außerdem, Herr Bundeskanzler: Sollten wir nicht 
gemeinsam — weil Sie immer Helmut Schmidt zitie-
ren — über den Satz Helmut Schmidts nachdenken, 
daß nach der Explosion der ersten Atomwaffe auf 
deutschem Boden kein einziger deutscher Soldat 
mehr kämpfen wird? Könnte es nicht sein, daß an die-
ser Realität alle noch so ausgeklügelten Strategien zur 
Makulatur werden, auch die, nach denen die alljähr-
lichen WINTEX-Übungen noch immer ablaufen. 
Wäre das nicht das Thema, über das wir uns zu unter-
halten hätten? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Übrigens: Wenn wir gegen die Absichten der ame-
rikanischen Administration Bedenken erhoben 
haben, dann haben Sie uns stets Antiamerikanismus 
vorgeworfen und jeweils mit ihren publizistischen 
Hilfstruppen Kampagnen gegen uns in Gang gesetzt. 
Nach diesen Maßstäben müßten Sie sich jetzt auf 
Grund Ihrer Haltung selber des blanken Antiamerika-
nismus bezichtigen; 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Jawohl!) 

denn Ihre Argumentation bedeutet doch im Grunde 
nichts anderes, als daß Sie der amerikanischen Bünd-
nisgarantie mißtrauen, daß Sie der offiziellen Erklä-
rung der Regierung der Vereinigten Staaten keinen 
Glauben schenken. Ein besonders strammer „ Stahl-
helmer " in den Reihen Ihrer Fraktion, Herr Dregger, 
Herr Lowack, Abgeordneter aus Hof, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Der Mann kommt 
aus Bayreuth!)  

hat ja auch bereits — man höre und staune — den 
Austritt aus der NATO als logische Konsequenz der 

Null-Lösungen bezeichnet. Wo bleibt denn eigentlich 
Ihr Entrüstungssturm, wenn vom Austritt aus der 
NATO in Ihren eigenen Reihen gesprochen wird? 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich dazu nur folgendes sagen: Wir 
haben manche Kontroverse mit den amerikanischen 
Freunden ausgetragen; insbesondere mit der gegen-
wärtigen Administration. Aber anders als Sie haben 
wir nie bezweifelt, daß die USA es mit ihrer Präsenz in 
Europa und vor allem in Berlin ernst meinen, daß es 
sich bei den 100 000 amerikanischen Soldaten nicht 
um Touristen, sondern um die unübersehbare Wil-
lensbekundung einer Weltmacht handelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich behaupten Sie, die Null-Lösungen wür-
den die konventionelle Überlegenheit der Sowjet-
union unerträglich machen. Erst wenn diese beseitigt 
sei, könne man solchen Lösungen nähertreten. Ja, 
Herr Dregger hat sich dieser Tage sogar zu dem Satz 
verstiegen, die Null-Lösungen — das muß man sich 
langsam vergegenwärtigen — würden die Gefahr 
eines konventionellen Krieges d. h. doch im Klartext: 
die Gefahr eines sowjetischen Überfalls; denn daß der 
Westen einen solchen Krieg beginnen würde, werden 
Sie ja wohl nicht behaupten wollen — dramatisch 
erhöhen. — Die Null-Lösungen würden die Gefahr 
eines konventionellen Überfalles der Sowjetunion 
dramatisch erhöhen! 

Ich will hier nicht auf die Kontroversen eingehen, 
die unter Fachleuten über die Stichhaltigkeit der her-
kömmlichen Bedrohungsanalysen ausgetragen wer-
den; etwa auf die Unterschiede in der Größe, Stärke 
oder Kampfkraft der Verbände, die da miteinander 
verglichen werden. Oder auf die Frage, welche Ver-
bände welcher Staaten auf beiden Seiten einbezogen 
werden müssen. Helmut Schmidt hat in seinem 
bemerkenswerten Artikel in der jüngsten Ausgabe 
der „ZEIT" auch die Frage aufgeworfen, ob Sie nicht 
Divisionen als Bedrohungspotential zählen, die in 
Wahrheit in dieser Situation eher Bewachungsfunk-
tionen in dem betreffenden Lande haben, in dem sie 
sich befinden. 

Ich will auch nicht auf die Tatsache eingehen, daß 
für die Heranführung der zweiten Staffel nach Mittel-
europa nur wenige Weichsel- und Oderübergänge zur 
Verfügung stehen, und daß der Gedanke, diese Her-
anführung könnte unbemerkt vor sich gehen, gera-
dezu absurd erscheint. 

Ich lasse auch die Feststellung des Generals von 
Kielmannsegg — der ist ja weiß Gott kein Tagträumer 
— auf sich beruhen, daß die Sowjetunion im letzten 
Krieg bei der Abwehr der deutschen Invasion nur 
dann Offensiven eingeleitet hat, wenn ihre konventio-
nellen Kräfte mindestens im Verhältnis eins zu vier, 
eins zu fünf, ja mitunter eins zu acht überlegen 
waren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das gilt doch nicht 
für die Warschauer-Pakt-Staaten!) 

Dazu hat sich in einem ganz ähnlichen Sinne erst 
kürzlich der amerikanische Experte Jonathan Dean in 
seinem Buche „Watershed Europe" geäußert. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 10. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. Mai 1987 	 533 

Dr. Vogel 

Ich übergehe auch die Tatsache, daß Sie die kon-
ventionelle Kriegsverhütungsfähigkeit der Bundes-
wehr und das erhebliche Risiko, das die Bundeswehr 
in Anbetracht ihrer Stärke und ihres Ausbildungsstan-
des für jeden Angreifer bedeutet, in bedenklicher 
Weise unterschätzen und damit der Bundeswehr, die 
zu Minderwertigkeitskomplexen überhaupt keinen 
Anlaß hat, im Grunde Unrecht tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Davon ganz abgesehen haben auch wir nicht 
bestritten, daß es auf sowjetischer Seite eine konven-
tionelle Überrüstung gibt, zu deren Beurteilung aller-
dings auch die historischen Erfahrungen der Sowjet-
union und Rußlands mitherangezogen werden müs-
sen. 

Aber die richtige Antwort auf diese Situation ist 
doch nicht die Torpedierung oder Infragestellung der 
Null-Lösung oder die Aufstellung neuer Raketen. Die 
richtige Antwort sind konkrete Vorschläge des 
Westens für eine Null-Lösung auch für Reichweiten 
unter 500 km und für eine weitgehende strukturelle 
Abrüstung auch im konventionellen Bereich. 

(Beifall bei der SPD) 

Die richtige Antwort sind insbesondere europäische 
Vorschläge und Vorschläge der Bundesregierung; 
und die sind überfällig. 

Es sollte doch niemand wundern, wenn demnächst 
die sowjetische Seite auch auf diesem Gebiet mit 
neuen Initiativen aufwartet, und der Westen dann ein-
mal mehr den Eindruck eines aufgescheuchten Hüh-
nerhofes macht, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Den Eindruck 
machen Sie doch!) 

und Sie, Herr Bundeskanzler, erneut ins Stottern kom-
men, so, wie Sie heute gestottert haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich gibt es dabei von einem bestimmten Punkt 
an auch einen Zusammenhang zwischen der Reduzie-
rung taktischer Nuklearwaffen und dem Abbau kon-
ventioneller Streitkräfte. In den Gesprächen mit der 
DDR-Führung über das Projekt eines atomwaffen-
freien Korridors ist dieser Zusammenhang ausdrück-
lich festgehalten und auch von seiten der DDR aner-
kannt worden. 

Aber das alles trifft nicht den Kern Ihres schlimmen 
Satzes, Herr Kollege Dregger, den ich verlesen habe, 
eines Satzes, von dem Sie, Herr Bundeskanzler, sich 
heute mit keinem Wort distanziert haben. Das 
Schlimme an diesem Satz ist nämlich die Verewigung 
eines alten Feindbildes, die Verewigung der jahr-
zehntelang gepflegten Vorstellung, die Sowjetunion 
warte unverändert auf die Gelegenheit, Westeuropa 
und die Bundesrepublik zu überfallen und ihrem 
Imperium einzuverleiben. 

Ich weiß, Herr Kollege Dregger, Sie haben sich 1985 
anläßlich des 40. Jahrestages des Kriegsendes in 
einem offenen B rief an den amerikanischen Senat 
darauf berufen, daß Sie noch am 8. Mai 1945 bei Mar-
klissa gegen die Rote Armee gekämpft haben. Und Sie 
haben aus dieser Tatsache Ansprüche gegen die Poli-

tik und das Verhalten der amerikanischen Führung 
hergeleitet. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Was reden Sie 
denn da alles!) 

Aber, Herr Kollege Dregger, sind Sie denn wirklich 
blind für die Einsicht, daß Ihrem Kampf bei Marklissa, 
daß dem Kampf gegen die Rote Armee nicht ein Über-
fall der Sowjetunion auf Deutschland, sondern ein 
Überfall Hitlers auf die Sowjetunion vorausgegangen 
war? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Es geht um die Ehre 

der deutschen Gefallenen!) 

Sind Sie, Herr Kollege Dregger, noch immer blind für 
die Einsicht, welch ungeheure Opfer dieser Überall 
zunächst den Völkern Osteuropas — insbesondere 
dem russischen Volk — und in der Folge dann auch 
unserem Volk abverlangt hat? Herr Kollege Dregger, 
ich frage das fast beschwörend: Stehen denn für Sie in 
Ihrer geistigen Vorstellung der Kampf des 8. Mai 1945 
bei Marklissa und die Warnung vor einem künftigen 
möglichen Überfall der Sowjetunion wirklich in einer 
ungebrochenen Linie, die Sie jetzt auch noch in die 
Zukunft verlängern wollen? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Zurufe von der CDU/CSU) 

Außerdem: Was spricht denn eigentlich für die 
Absichten, die Sie der Sowjetunion heute als möglich 
unterstellen? Sehen Sie denn nicht, daß dieses riesige 
Land heute ganz andere Sorgen hat? Sehen Sie nicht, 
daß der erste Mann dieses Landes mit einer großen 
Kraftanstrengung die Rahmenbedingungen, unter 
denen sein Volk lebt — und ich sage: über die es 
Jahrzehnte stöhnt — , verändern und die wirtschaftli-
che Entwicklung im Innern voranbringen will? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das sind sie doch 
selbst schuld wegen ihres Aggressions

-

drangs! Herr Vogel, drehen Sie die Dinge 
nicht um!) 

— Hier haben wir den Zwischenruf, der meine Frage 
schon beantwortet: Das ist die Linie, die von da bis in 
die Gegenwart und Zukunft reicht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Von 
Freiheit wollen Sie nichts mehr wissen!) 

Das sind Äußerungen, Herr Kollege Bötsch, die wir 
bisher nur von den Republikanern und von Herrn 
Schönhuber gehört haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — Dr. 
Bötsch [CDU/CSU]: Jawohl, das sind sie 
selbst schuld, da sie ihre eigenen Völker 

unterdrücken!) 

Sie machen sich zum Bundesgenossen. Sehen Sie 
denn nicht, daß Gorbatschow die schwere Bürde der 
Rüstungslasten für sein Volk erleichtern will? 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Afghanistan!) 

Was die Rüstungskontrollpolitik angeht, bin ich 
durchaus für Nüchternheit. Ich bin dafür, daß die 
Kriegsverhütungsfähigkeit des Bündnisses und unse-
rer Bundeswehr gewahrt bleiben. Ich widerspreche 
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auch in diesem Zusammenhang der Illusion, wir 
könnten auf die Kriegsverhütungsfähigkeit der Bun-
deswehr oder des Bündnisses verzichten. 

Aber es ist doch wahr: Die Sowjetunion hat sich 
unter Führung dieses Mannes in zwei Jahren auf dem 
Gebiet der Abrüstungspolitik stärker bewegt als vor-
her in zwei Jahrzehnten. Sie hat auf die Berücksichti-
gung der englischen und französischen Kernwaffen-
potentiale, jedenfalls in dieser Verhandlungsphase, 
verzichtet. Sie hat das Junktim mit SDI aufgegeben. 
Sie hat die Null-Lösung für die Mittelstreckenraketen 
mittlerer Reichweite akzeptiert 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ach wie friedlie

-

bend!) 

und sich damit zur Beseitigung aller Raketen bereit 
erklärt, die sie seit 1975 stationiert hat. Sie ist schließ-
lich auch auf die Forderung eingegangen, die Mittel-
streckenraketen kürzerer Reichweite zu beseitigen. 
Auch in der Frage der Verifikation hat es Fortschritte 
gegeben; Fortschritte, die wir übrigens erstmals bei 
unseren Gesprächen über eine chemiewaffenfreie 
Zone in Mitteleuropa herbeigeführt haben. 

Wer das alles nicht zur Kenntnis nehmen will — das 
sage ich gerade an die Adresse derer unter Ihnen, die 
so schreien oder im stillen so denken wie Herr Bötsch; 
und das sind eine ganze Menge — , der handelt nicht 
nüchtern, besonnen und vorsichtig, der handelt ideo-
logisch. Der muß sich fragen lassen, ob ihm die Erhal-
tung alter Klischees und Vorurteile wichtiger ist als 
konkrete Schritte zur Befreiung der Menschheit von 
einem Alptraum, und zwar womöglich aus innenpoli-
tischen Gründen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und den GRÜ

-

NEN — Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Herr 
Vogel, sagen Sie das, was Sie hier sagen ein

-

mal einem Afghanen!) 

Die Frage geht auch an Sie, Herr Bundeskanzler. 
Sie tragen schwere Verantwortung — innerhalb des 
Bündnisses sowieso, aber auch hinsichtlich unseres 
Verhältnisses gegenüber der Sowjetunion. Mit einiger 
Mühe haben Sie erst vor kurzem in Ihrer Regierungs-
erklärung vom 18. März 1987 die Hindernisse und 
Belastungen auszuräumen versucht, die durch Ihre 
unbedachte Äußerung gegenüber dem ersten Mann 
der Sowjetunion und — schlimmer noch — durch Ihre 
Fehleinschätzung seiner Politik als bloße Propaganda 
verursacht worden sind. Jetzt sind Sie drauf und dran, 
die Fehler vom Ende des letzten Jahres neuerdings in 
bedrückender Weise zu wiederholen. 

Einer Ihrer Fraktionskollegen, Herr Schulhoff, hat in 
der letzten Woche öffentlich erklärt, die Bundesregie-
rung hinterlasse in dieser Frage einen hilf- und kon-
zeptlosen Eindruck. Dieser Äußerung eines CDU- 
Abgeordneten kann man nur zustimmen. Und dieser 
Eindruck hat sich doch heute noch verstärkt. Wenn 
Sie heute gesagt haben, Sie müßten noch weitere Prü-
fungen anstellen, ist das doch nur eine mühsame Ver-
brämung Ihrer Entscheidungsunfähigkeit oder Ihres 
Nein. Was wollen Sie denn eigentlich noch prüfen? In 
Wahrheit reden Sie doch nur deshalb vom Prüfen, weil 
Sie nicht wissen, was Sie eigentlich wollen, und weil 

Sie keine Einigung in Ihrer Koalition herstellen kön-
nen, noch nicht einmal in Ihrer eigenen Fraktion. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich muß noch einmal Herrn Schulhoff, Ihren Partei-
freund und Fraktionskollegen, zitieren. Er hat nämlich 
auch gesagt, die Aufrechnungen der einzelnen Waf-
fensysteme kämen ihm so kleinkariert vor — jetzt 
wörtlich — wie das Geschwätz alternder, sandkasten-
spielender Generale. Der Mann hat recht, wen immer 
er auch im einzelnen gemeint hat! 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Schutz der Generale muß ich allerdings sagen: 
Die, die er da kritisiert hat, gibt es nicht nur unter den 
Generalen. Die alternden, sandkastenspielenden 
Eiferer gibt es auch unter den Zivilisten, die gibt es in 
den Redaktionen bestimmter Zeitungen, und die gibt 
es vor allem in Ihrer eigenen Fraktion. Davon hat Herr 
Schulhoff wohl gesprochen! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Widerspruch bei der CDU/ 

CSU) 

Vielleicht können Sie, Herr Kollege Dregger, sagen, 
Sie seien nicht gemeint, weil Sie, glaube ich, nur 
Hauptmann oder Major waren, aber das ist der einzige 
Grund. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie müßten sich sel

-

ber im Spiegel sehen!) 

Mit Spannung erwarten wir in der heutigen Debatte 
die Ausführungen der Sprecher der FDP. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Insbesondere erwarten wir mit Spannung die Ausfüh-
rungen des Kollegen Genscher, von dem es mich 
freut, daß es gelungen ist, daß er heute doch hier sein 
kann und nicht in Washington ist. Wir erwarten von 
Ihnen, Herr Kollege Genscher, übrigens mit besonde-
rem Interesse ein Wort zu den Aktivitäten des Herrn 
Rühe in Washington, übrigens des gleichen Herrn 
Rühe, der uns einmal Nebenaußenpolitik vorgewor-
fen hat und selber Gegenaußenpolitik gegen seinen 
Außenminister macht. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Widerspruch bei der CDU/ 

CSU) 

Nach Ihrem Vorbild müssen wir uns also überlegen, 
ob der Fehler, den Sie bei uns kritisiert haben, der 
war, daß wir nicht Gegenaußenpolitik nach Ihrem Bei-
spiel machen. 

(Rühe [CDU/CSU]: Das war die Hauptaußen

-

politik, Herr Vogel!) 

Schade, Herr Rühe, schade! Ich sage das auch sehr 
persönlich. 

Im übrigen, Herr Bundeskanzler, da müssen Sie sich 
doch Dümmere suchen: Sie können uns doch hier 
nicht weismachen, daß Herr Rühe diese Aktivitäten 
gegen Herrn Genscher ohne Wissen und Billigung des 
Bundeskanzlers entfaltet hat. 

(Zustimmung bei der SPD und bei Abgeord

-

neten der GRÜNEN) 
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Das ist ja eine fabelhafte Koalition, und zwar fabel-
haft, wenn Sie es gewußt und geduldet haben, und 
noch fabelhafter, wenn Sie keine Ahnung davon 
haben, wo der Herr Rühe herumreist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Zwischen Ihnen, Herr Rühe und Herr Genscher, geht 
es ja unter Anleitung des Bundeskanzlers fast schon so 
fabelhaft zu, wie zwischen Herrn Biedenkopf und 
Herrn Pützhofen. Das ist offenbar das neue Modell. 

(Beifall bei der SPD) 

Was Sie, Herr Genscher, bis vor wenigen Tagen 
erklärt haben, was die Kollegen Mischnick, Schäfer, 
Feldmann, Ronneburger und vor allem die Kollegin 
Hamm-Brücher öffentlich gesagt haben, 

(Seiters [CDU/CSU]: So stolpern Sie von 
Wahlsieg zu Wahlsieg, Herr Vogel!) 

das klang ja nicht schlecht; das war so gut, daß wir das 
meiste davon in unseren eigenen Entschließungsan-
trag geschrieben haben. Sie finden dort alles wieder. 
Wenn Sie dabei bleiben, wenn Sie nicht wieder wak-
keln, sondern stehen, wird es heute für das, was Sie 
draußen sagen, in diesem Parlament eine Mehrheit 
geben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es ist zu hoffen, daß Sie der Versuchung widerste-
hen, einer solchen Entscheidung durch ein Schlupf-
loch wieder im letzten Augenblick zu entkommen. 
Äußerungen über die Bedeutung, die Sie auf einmal 
den 72 Pershing-Ia-Raketen beimessen, 

(Rühe [CDU/CSU]: Er ahnt schon, was ihm 
bevorsteht!) 

lassen da gewisse Befürchtungen aufkommen. Vor-
sorglich sage ich dazu: In Anbetracht der über 
4 000 Sprengköpfe, die in jedem Falle in Europa auf 
westlicher Seite verbleiben, werden Sie die Null-
Lösungen für die kürzeren Reichweiten doch wohl 
nicht aus diesem Grund in Frage stellen wollen, und 
Sie werden wohl auch nicht bestreiten, daß es sich bei 
den Sprengköpfen dieser Raketen nicht um deutsche, 
sondern um amerikanische Sprengköpfe handelt. 
Dies ist ja die originellste Wortschöpfung, die ich bei 
diesem ganzen Lamento bisher gehört habe, daß wir 
plötzlich mit diesen Raketen ein „Drittstaat" sind. Ich 
kann nur zu Ihren Gunsten, Herr Bundeskanzler, 
annehmen, daß Ihnen die Bedeutung des Wortes 
„Drittstaat" nicht ganz gegenwärtig ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wir Sozialdemokraten sind uns der großen 
Tragweite dessen, was in diesen Tagen und Wochen 
auf dem Spiel steht, voll bewußt. Wir wissen auch, was 
es bedeutet, daß Europa, vor allem wegen Ihrer Hal-
tung — und Sie haben uns ja den Katalog vorgelesen, 
wo überall Sie noch tätig werden wollen — , trotz der 
positiven Äußerungen, die die Parlamentarische Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union, also die par-
lamentarischen Repräsentanten Großbritanniens, 
Frankreichs, Italiens, Belgiens, Hollands, Luxemburgs 
und der Bundesrepublik, zu den Null-Lösungen abge-

geben haben, trotz der übereinstimmenden, völlig 
einheitlichen Haltung aller sozialdemokratischen und 
sozialistischen Parteien in der Europäischen Gemein-
schaft, einmal mehr zur geschlossenen Vertretung sei-
ner eigenen Interessen außerstande ist, daß es sich — 
und das ist wiederum vor allem eine Frage an Sie, 
Herr Bundeskanzler — von seinem Hauptverbünde-
ten Amerika geradezu querulatorisches Verhalten 
vorwerfen lassen muß. Wir werden deshalb unsere 
europäische Initiative, die wir im März vorgelegt 
haben, mit gesteigertem Nachdruck verfolgen und 
unermüdlich für den Fortgang der europäischen Eini-
gung kämpfen und dafür werben, daß Europa endlich 
mit einer Stimme spricht. Wir wären glücklich gewe-
sen, wenn wir es in diesem Hause gemeinsam tun 
könnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor allem aber werden wir all unsere Kraft dafür 
einsetzen, daß die Chance für eine einschneidende 
Minderung der atomaren Bedrohung in Europa nicht 
in verzagter Unvernunft vertan, sondern daß sie im 
vitalen Interesse unseres Volkes, aller Deutschen, 
ganz Europas genutzt wird, damit die Kräfte frei wer-
den für die Werke des Friedens, für die Überwindung 
des Hungers, für die Erhaltung der Biosphäre, für eine 
Welt, die wieder hoffen kann. 

Ich rufe die überwältigende Mehrheit unseres Vol-
kes, die das ebenso will wie wir, auch von dieser Stelle 
aus dazu auf, sich zu Wort zu melden, so wie das bei-
spielsweise die 131 Tübinger Professoren oder der 
Bischof von Limburg oder der Deutsche Gewerk-
schaftsbund oder der Vorsitzende Ihrer eigenen Orga-
nisation, der Jungen Union, im Einklang mit den 
Jungsozialisten und den Jungen Liberalen getan 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist die Stunde aller, die den Frieden voranbringen 
wollen, die Stunde aller, die es nicht mehr bei Lippen-
bekenntnissen und Ausflüchten bewenden lassen 
wollen, die nicht wollen, daß ihre eigene Regierung 
den Abbau der Massenvernichtungssysteme behin-
dert und möglicherweise, wenn sich Herr Dregger 
durchsetzt, sogar verhindert, sondern die wollen, daß 
wir die historische Gelegenheit erkennen und ergrei-
fen. 

Ihre heutige Erklärung hat endgültig gezeigt, daß 
Sie, Herr Bundeskanzler, dazu nicht den Willen oder 
nicht die Kraft haben, daß Sie sogar eine neue Nach-
rüstungsdebatte in Kauf nehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben nicht 
zugehört!) 

Weil das so ist, muß unser Volk Ihren Kurs korrigieren, 
muß unser Volk die Sicherung des Friedens selbst in 
die Hand nehmen — im Einklang mit den beiden 
Weltmächten, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Wie in Hessen!) 

im Einklang mit den Deutschen im anderen deutschen 
Staat, die ebenfalls nichts sehnlicher wünschen, als 
endlich von den Raketen in ihrem Territorium befreit 
zu werden, 

(Beifall bei der SPD) 
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sich zu Wort melden mit den Mitteln, die das Grund-
gesetz erlaubt. 

In diesem Sinne greife ich Ihr Wort auf, die Abrü-
stungsdiskussion sei mitten in der Entwicklung. Ja; 
aber ich füge hinzu: Sie ist nicht mitten in der Ent-
wicklung, sie ist erst am Anfang, aber sie wird von Tag 
zu Tag zunehmen, sie wird mächtig anschwellen, und 
an ihrem Ende wird sich die Vernunft Bahn brechen, 
werden die Raketen verschwinden — mit Ihnen, wenn 
Sie sich noch besinnen, sonst ohne oder notfalls auch 
gegen Sie. Von Ihnen, Herr Bundeskanzler, wird es 
dann heißen: „Gewogen und zu leicht befunden", 
nein, überhaupt nicht befunden, weil Sie sich in der 
Stunde der Entscheidung unentschlossen und ohne 
die Kraft zur Führung erwiesen haben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD — 
Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir, die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, wollen Abrüstung. 

(Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Na!) 

Wir wollen Abrüstung auf möglichst allen Feldern. 
Wir wollen Abrüstung, die die Sicherheit aller erhöht, 
auch unsere Sicherheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Aus diesem Grunde unterstützen wir die Abrüstungs-
politik der Bundesregierung, die in den beiden Regie-
rungserklärungen des Herrn Bundeskanzlers vom 
18. März und vom heutigen Tage dargelegt worden 
ist. 

Meine Damen und Herren, Herr Vogel hat eben 
einen Brief in die öffentliche Debatte eingeführt, den 
ich im Zusammenhang mit Bitburg an den amerikani-
schen Senat gerichtet habe. In diesem B rief ging es 
ausschließlich um den Appell, den gefallenen Solda-
ten des Zweiten Weltkrieges, meinem gefallenen Bru-
der, meinen gefallenen Kameraden, die noch am 

8. Mai 1945 in Schlesien ihr junges Leben beenden 
mußten, nicht die letzte Ehre zu verweigern. Ich habe 
diese Gedanken dann in meiner Rede zum Volks-
trauertag näher ausgeführt. Ich finde es niederträch-
tig, Herr Kollege Vogel, 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der FDP — Dr. Waigel [CDU/ 

CSU]: Genauso ist es!) 

wie Sie diesen Appell in die heutige Debatte einge-
führt haben. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Der will immer ein 
großer Moralist sein! — Seiters [CDU/CSU]: 
Moralinsauer! — Dr. Waigel [CDU/CSU]: 

Moralinrot!) 

Ich muß Sie, Herr Kollege Vogel daran erinnern, 
daß Ihre Partei bei allen sicherheitspolitischen Ent-
scheidungen der Nachkriegszeit die Partei des Irrtums 
gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Es gibt keine sicherheitspolitische Frage von Gewicht, 
die Sie in der Nachkriegszeit nicht falsch entschieden 
hätten. 

(Zuruf von der SPD: Quatsch!) 

Ich will die beiden wichtigsten nennen. 

Die erste betraf die Entscheidung Konrad Adenau-
ers zur Aufstellung der Bundeswehr und zum Beitritt 
zur Atlantischen Allianz. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Ein Grundfehler!) 

Sie, meine Damen und Herren von der SPD, haben 
diese Entscheidung erbittert bekämpft. Was wäre aus 
Deutschland und aus Westeuropa geworden, wenn 
wir uns damals nicht durchgesetzt hätten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Westeuropa wäre nicht verteidigungsfähig. Denn 
Westeuropa kann ohne die Bundeswehr — und das 
heißt: ohne die Bundesrepublik Deutschland — nicht 
verteidigt werden. Die Bundesrepublik Deutschland 
wäre nicht Teil der freien Welt; sie wäre entweder 
unter einem kommunistischen Regime mit der DDR 
zwangsvereinigt worden, 

(Wischnewski [SPD]: Ein Unsinn!) 

oder sie wäre ein allseits mit Mißtrauen betrachteter, 
in seiner Handlungsfähigkeit eingeschränkter Puffer-
staat zwischen Ost und West. 

Die zweite Fehlentscheidung der SPD betrifft die 
Abrüstung auf dem Wege des NATO-Doppelbe-
schlusses. Helmut Schmidt, der von Ihnen gestellte 
und gerade in dieser Frage von Ihnen verratene Bun-
deskanzler, und zwar auch ganz persönlich von Ihnen 
verratene Bundeskanzler, Herr Kollege Vogel, hatte 
diesen Beschluß in der NATO selbst initiiert. Aber er 
war mit diesem Beschluß in der SPD und an der SPD 
gescheitert. 

Helmut Kohl hat die von Helmut Schmidt initiierte 
Entscheidung verwirklicht, mit der Unterstützung der 
FDP und mit der Unterstützung der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, die trotz größten öffentlichen Drucks, 
der sich bei einigen meiner Kolleginnen und Kollegen 
zu persönlicher Bedrohung gesteigert hat, diese Ent-
scheidung getragen hat. 

Meine Damen und Herren, das Ergebnis unserer 
Festigkeit, die wir gegen die SPD durchgehalten 
haben, ist ermutigend. Zum erstenmal in der Nach-
kriegsgeschichte ist es zu ernsthaften Abrüstungsver-
handlungen zwischen den Weltmächten gekommen. 
Wir, die CDU/CSU-Fraktion, begrüßen das und feiern 
das als einen großen Erfolg, an dem wir einen wesent-
lichen Anteil haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer sich in wichtigen sicherheitspolitischen Fragen 
so oft geirrt hat, wer von der geschichtlichen Entwick-
lung der Nachkriegszeit so oft widerlegt wurde wie 
Sie in den letzten 40 Jahren, Herr Kollege Vogel, der 
sollte etwas bescheidener, etwas selbstkritischer und 
etwas problembewußter auftreten, als Sie es heute 
morgen getan haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, jetzt müssen wir errei-
chen, daß die von uns mitbewirkte Abrüstungsbereit- 
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schalt der Weltmächte in einer Weise verwirklicht 
wird, die die Sicherheit unseres Landes nicht vermin-
dert, sondern erhöht. Auch in dieser für die Zukunft 
unseres Volkes bedeutsamen Frage sind Sie, meine 
Damen und Herren von der SPD, auf der falschen 
Fährte. Abrüstung bedeutet noch nicht automatisch in 
jedem Fall mehr Sicherheit. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aber weniger 
Bedrohung!) 

Nicht nur Rüstung, auch Abrüstung kann falsch pro-
grammiert sein mit dem Ergebnis, daß eine der beiden 
Seiten militärisch erpreßbar wird. Das muß vermieden 
werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Diese Erkenntnis ändert nichts an unserer Einschät-
zung, daß Frieden und Sicherheit auf niedrigem 
Rüstungsniveau besser sind als auf hohem Rüstungs-
niveau. Es ist auch sicherlich richtig, daß Frieden und 
Sicherheit ohne chemische und atomare Waffen bes-
ser sind als Frieden und Sicherheit mit chemischen 
und atomaren Waffen. Deshalb sind wir für Abrü-
stung, insbesondere auch für Abrüstung im chemi-
schen und atomaren Bereich. 

Letzter Maßstab allerdings für die Beurteilung der 
Abrüstung kann nicht die Art und auch nicht das 
Niveau der Rüstung sein, die verbleibt, sondern das 
Kräftefeld, das durch Abrüstung geschaffen wird. Ent-
scheidend ist, daß die Abrüstung das Gleichgewicht 
und damit auch die Sicherheit nicht vermindert, son-
dern erhöht. 

Meine Damen und Herren, Abrüstung kann sich nur 
in Etappen vollziehen. Aber jede Etappe muß das 
Ganze im Auge haben, und in jeder Etappe muß 
Sicherheit gewährleistet sein, zumal offen ist, ob wei-
tere Etappen folgen werden. Dabei müssen Risiken in 
Kauf genommen werden. Die Einschätzung der 
Sicherheit darf nicht beckmesse risch sein. Vertrau-
ensvorschüsse auch an den anderen sind notwendig, 
aber sie müssen sich in Grenzen halten, die verant-
wortbar sind. 

Meine Damen und Herren, wir müssen im Westen 
dabei bedenken, daß wir — anders als die Sowjet-
union — nicht über Überlegenheiten verfügen, die wir 
abbauen könnten, ohne damit unsere Sicherheit ein-
zuschränken. Wir müssen mit unseren Verbündeten 
zu gemeinsamen Einschätzungen kommen; das setzt 
Ehrlichkeit untereinander voraus. Unseren amerika-
nischen Verbündeten müssen wir klarmachen, daß es 
spezifisch deutsche und europäische Sicherheitsinter-
essen gibt. Die Lage im Fulda-Gap ist nicht nur 
gefühlsmäßig, sondern auch tatsächlich anders als die 
Lage im mittleren Westen der USA. 

Meine Damen und Herren, wenn der Fraktionsvor-
sitzende der SPD, Herr Kollege Vogel, diese meine 
Feststellung mit dem Vorwurf kontert, ich vertraute 
den Amerikanern nicht genug, dann ist das ebenso 
absurd wie verantwortungslos. Herr Vogel ist wirklich 
der letzte, der sich als Träger und Erhalter amerikani-
schen Vertrauens hinstellen könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Art und Weise, wie Vogel und seine Partei seit 
Jahren verkennen, wie sehr wir auf den Schutz der 

USA angewiesen sind, welches Risiko die Amerikaner 
mit der Stationierung ihrer Mittelstreckenwaffen auf 
deutschem Boden eingegangen sind, ein Risiko für 
ihre Städte, und wie unglaublich die Amerikaner für 
diesen Akt der Solidarität nicht etwa belobigt, son-
dern beschimpft worden sind, auch und nicht zuletzt 
von der SPD, der kann Ihrer Partei nur empfehlen, sich 
anderen Themen zuzuwenden und sich nicht auch 
noch als Gralshüterin der deutsch-amerikanischen 
Freundschaft aufzuspielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Mischnick [FDP]) 

Von Ihrer Philosophie, die Amerikaner würden um so 
mehr für unsere Sicherheit tun, je weniger wir selbst 
für sie tun, kann man nur sagen, daß sie aller 
geschichtlichen Erfahrung widersp richt. Wir werden 
auf Dauer nur dann Unterstützung im Bündnis finden, 
wenn wir selber für die anderen wertvolle Verbündete 
sind. 

Meine Damen und Herren, die Notwendigkeit, Ver-
trauensvorschüsse in Grenzen zu halten, gilt natürlich 
auch und weit mehr noch für unser Verhältnis zur 
Sowjetunion. Wir beurteilen die dort in Gang gekom-
mene Entwicklung mit Interesse und mit Hoffnung, 
aber auch nicht ohne Skepsis. Wie die Sowjetunion 
sich entwickelt, ist noch völlig ungewiß. Bisher hat sie 
an den Spannungsursachen, für die sie verantwortlich 
ist, noch nichts geändert. Das gilt für die offensive 
Ideologie des Sowjetsystems, für seine innere Struk-
tur, für seine Mißachtung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker Ost-Mitteleuropas, für die Unter-
drückung Afghanistans und für die Aufrechterhaltung 
der deutschen und der europäischen Teilung. Warten 
wir also ab, beobachten wir die Entwicklung aufge-
schlossen und fördern wir sie, soweit wir das können, 
aber seien wir weder naiv noch beflissen! 

Ich glaube übrigens nicht, daß wir Herrn Gorba-
tschow helfen könnten oder müßten. Dieser Mann 
kann sich selbst helfen. Er vertritt natürlich die Inter-
essen seines Landes, nicht unseres Landes, und die 
Interessen seines Systems klug, geschickt und wirk-
sam. Die Einlassung von Herrn Woronzow, dem Ver-
handlungsführer der Sowjetunion in Genf, zu der 
Frage Null-Lösung oder doppelte Null-Lösung, verrät 
eine Flexibilität und eine Bereitschaft, auf deutsche 
Sicherheitsinteressen Rücksicht zu nehmen, die bei 
der Sowjetunion zur Zeit größer ist als bei der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, Sie müssen nicht immer sowje tischer als 
die Sowjetunion sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Dr.  Scheer [SPD]: Das war eine bodenlose 

Unverschämtheit!) 

Nun zum Kern unserer Sorgen. Der in Reykjavik 
vereinbarten Null-Lösung für Mittelstreckenraketen 
über 1000 km hat die Bundesregierung zugestimmt. 
Wir halten daran fest. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Aber was würde es bedeuten, wenn wir gleichzei tig 
der Null-Lösung für Reichweiten zwischen 500 und 
1000 km, der sogenannten doppelten Null-Lösung, 
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zustimmen würden? Auf diese Frage müssen wir doch 
uns selbst, unserem Volk, vor dem wir Verantwortung 
tragen, und unseren Verbündeten eine Antwort 
geben. 

(Bahr [SPD]: Richtig!) 

Bei dieser doppelten Null-Lösung blieben alle chemi-
schen Waffen und alle Panzerarmeen bestehen, deren 
Kriegsschauplatz in einem Konfliktfall Deutschland 
wäre; das ist auf Grund der Geographie leider unver-
meidlich. Es blieben auch alle atomaren Kurzstrek-
kensysteme mit Reichweiten unter 500 km bestehen. 
Diese Kurzstreckensysteme und Gefechtsfeldwaffen 
atomarer Art allein reichen aus, um Deutschland 
völlig zu zerstören. 

(Bahr [SPD]: Sehr wahr!) 

Weder die sogenannte Null-Lösung noch die soge-
nannte doppelte Null-Lösung würde unser Land von 
der atomaren Bedrohung befreien. Das Besondere an 
den nach einer doppelten Null-Lösung verbleibenden 
atomaren Waffen der Weltmächte in Deutschland 
liegt darin, daß sie in einem Konfliktfall nur auf deut-
schem Boden beiderseits der Zonengrenze explodie-
ren könnten. Ich bin sehr dankbar, daß der Herr Bun-
deskanzler in seiner Regierungserklärung darauf hin-
gewiesen hat, daß wir Verantwortung für alle Deut-
schen tragen, nicht nur für die Menschen, die in der 
alten Heimat von Herrn Honecker leben, sondern 
auch für die Menschen, die in der alten Heimat von 
Herrn Mischnick und von Herrn Genscher leben. Wir 
müssen sie alle in unsere Betrachtungen einbezie-
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was ich über die verbleibenden atomaren Waffen 
unter 500 Kilometern Reichweite gesagt habe, gilt 
nicht nur für die sowjetischen Waffen, sondern in 
gleicher Weise auch für die amerikanischen. Auch 
diese Waffen unseres Verbündeten könnten nahezu 
ausschließlich nur auf deutschem Boden explodieren. 
Wir würden uns auf diese Weise in der atomaren 
Bedrohung singularisieren, und zwar auf einem Felde, 
auf dem es aus geographischen Gründen nicht not-
wendig ist, also von uns selbst herbeigeführt. 

Ich frage jetzt alle Kolleginnen und Kollegen dieses 
Hauses: Wollen wir das wirklich? Werden nicht 
gerade diejenigen, die die doppelte Null-Lösung 
heute noch begeistert befürworten, nach ihrer Einfüh-
rung die ersten sein, die das herbeigeführte Ergebnis 
als politisch und moralisch unvertretbar bezeichnen 
würden, und hätten sie nicht sogar recht? 

(Dr. Mechtersheimer [GRÜNE]: Wie kom

-

men Sie denn darauf? — Dr. Vogel [SPD]: 
Wen meinen Sie denn?) 

— Ich meine Sie. — Wir haben das Mandat vom deut-
schen Volk und sind verpflichtet, auch seine Sicher-
heitsinteressen zur Geltung zu bringen. 

Ich füge noch einen Gesichtspunkt hinzu. Es gibt 
Erwägungen im westlichen Bündnis, die Lücken, die 
durch die doppelte Null-Lösung über 500 km Reich-
weite entstehen, durch Aufstockung der atomaren 

Waffen auf deutschem Boden mit Reichweiten unter 
500 km zu schließen. 

(Rühe [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das würde die Entwicklung von Montebello wieder 
umkehren. Wir Deutschen haben in Montebello den 
NATO-Beschluß durchgesetzt, einseitig 2 400 atomare 
Gefechtsfeldwaffen und Kurzstreckensysteme vom 
deutschen Boden abzuziehen. 

(Bahr [SPD]: Modernisieren!) 

— Nein, sie werden abgezogen ohne Gegenleistung. 
Die Sowjetunion hat bis heute diese unsere Vorabrü-
stung nicht durch entsprechende eigene Abrüstung 
honoriert. Aber trotzdem war diese Vorabrüstung, war 
dieser Beschluß von Montebello richtig. Wir müssen 
daran festhalten, und die Tendenz dieses Beschlusses 
darf nicht umgekehrt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin jedenfalls, meine Damen und Herren, dage-
gen, die weiterreichenden Mittelstreckensysteme 
abzubauen und dafür Kurzstreckensysteme auf deut-
schem Boden zu vermehren, nicht nur, weil eine sol-
che Lösung für uns Deutsche beiderseits der Zonen-
grenze unzumutbar ist, sondern auch, w sie keinen 
strategischen Sinn ergibt. Mittelstreckensysteme kön-
nen den Angreifer auf seinem eigenen Territorium, 
zumindest in seinem Aufmarschgebiet treffen. Mittel-
streckensysteme haben abschreckende Wirkung. 
Atomare Waffen unter 500 km können das nicht. Je 
kürzer die Reichweiten, um so deutscher die Zerstö-
rung. 

Meine Damen und Herren, uns geht es um Kriegs-
verhinderung. Deswegen müssen wir auch im deut-
schen Interesse darauf bestehen, daß die Abschrek-
kungsphilosophie der NATO, die den Krieg verhin-
dern will, ungeschmälert erhalten bleibt; dafür müs-
sen wir eintreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Diese Erwägungen zeigen doch, daß wir jetzt nach-
denken und argumentieren müssen und nicht zu 
allem gleich Null oder Amen sagen können. Es geht 
doch um eine Existenzfrage, und ich bin dem Bundes-
kanzler dankbar, daß er es ablehnt, sich in einer Exi-
stenzfrage unter Zeitdruck stellen zu lassen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Scheer? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Bitte. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Kollege Dregger, Sie sagten 
eben: Je kürzer die Reichweite, desto deutscher die 
Bedrohung. Warum hält dann die Union gerade an 
den Raketen kürzerer Reichweiten fest? 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Nein, das ist eine Darstel-
lung, die nicht richtig ist. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Nichts begriffen, Die SPD!) 

Das ist völlig falsch. Wir halten nicht daran fest. Sie 
können aus meinen Worten entnehmen, daß wir Wert 
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darauf legen, insbesondere die Bedrohungen abzu-
bauen, die uns hautnah gegenüberstehen. Das sind 
die Panzerarmeen, die chemischen Waffen und die 
atomaren Kurzstreckenwaffen der anderen Seite. 
Darauf wollen wir unser Gewicht legen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, da es um eine Existenz-
frage geht, können wir als verantwortliche Regierung 
uns auch nicht nur nach Augenblicksstimmungen 
richten. Wir müssen uns nach dem richten, was uns 
nach sorgfältiger Analyse und gewissenhafter Prü-
fung als richtig erscheint. 

Vor allem: Wir erstreben eine gemeinsame europäi-
sche Position zu den Abrüstungsgesprächen der 
Weltmächte. Ich halte es für gefährlich und unwürdig, 
daß außereuropäische Mächte über Europa, aber 
nicht mit Europa verhandeln. Das habe ich bereits 
unmittelbar nach Reykjavik hier in diesem Hause 
gesagt. 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat 
eben von seinen intensiven Kontakten mit den euro-
päischen Staats- und Regierungschefs berichtet. 
Diese Kontakte haben offensichtlich Erfolg. Die Tatsa-
che, daß gestern der belgische Ministerpräsident in 
dieser Frage der 500/1 000-km-Reichweiten für 
unsere deutsche Position volles Verständnis bekundet 
hat, ist ein Fortschritt. Aber nicht nur bei unseren 
europäischen Verbündeten, auch in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, die jenseits des Atlantiks ein 
anderes Lebensgefühl haben als wir, finden wir 
zunehmend Verständnis für unsere legitimen Sicher-
heitsinteressen. Das gilt für die beiden Vorsitzenden 
der Verteidigungsausschüsse von Senat und Reprä-
sentantenhaus, Sam Nunn und Les Aspin. Das gilt 
ferner für den früheren amerikanischen Außenmini-
ster, den ich sehr hoch schätze, Henry Kissinger, und 
seinen ehemaligen Präsidenten Nixon. Das gilt für 
den jetzt ausscheidenden NATO-Oberbefehlshaber 
General Rogers, der es wie alle seine Vorgänger 
immer als seine besondere Aufgabe angesehen hat, 
im ganzen Bündnis die europäischen Sicherheitsinter-
essen zur Geltung zu bringen, auch in den USA. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit meinem Frak-
tionskollegen und stellvertretenden Vorsitzenden 
Volker Rühe unseren herzlichen Dank sagen für die 
ausgezeichneten Gespräche, die er in Washington 
gehabt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, meine Schlußfolgerung 
aus all dem: Die Abrüstungsgespräche der Welt-
mächte, die wir mit herbeigeführt haben — nicht Sie 
— und die wir begrüßen, enthalten zwar Risiken, die 
wir begrenzen müssen, aber auch begrenzen können. 
Sie enthalten aber vor allem große Chancen für den 
Frieden und für Europa. Die Chancen für Europa sind 
jetzt größer als jemals nach dem Scheitern der Euro-
päischen Verteidigungsgemeinschaft im französi-
schen Parlament 1954. 

Das sogenannte Monnet-Komitee, das Aktionsko-
mitee für Europa, hat am 24. März 1987 in Rom ein-
mütig einer Erklärung zugestimmt, in der auf meine 

Anregung hin folgender Satz aufgenommen wurde. 
Ich zitiere: 

Auf Dauer kann es keine wirtschaftliche und 
soziale Solidarität (unter Europäern) geben, wenn 
sich diese nicht durch eine gemeinsame Verteidi-
gungspolitik auch auf den sicherheitspolitischen 
Bereich erstreckt. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, wer die Geschichte kennt, 
weiß, was dieser Satz bedeutet. Ich danke daher vor 
allem den französischen Kollegen des Komitees, an 
der Spitze dem Präsidenten der Nationalversamm-
lung in Paris, Chaban-Delmas, aber auch den Kolle-
gen Fabius, Faure und den anderen. 

Unsere Sicherheit im geteilten Deutschland beruht 
auf zwei Pfeilern: auf der Atlantischen Allianz und auf 
der Europäischen Union. Die Allianz müssen wir 
erhalten, und die Europäische Union müssen wir 
schaffen, um die Allianz zu entlasten. Wenn beide 
Pfeiler zu schwach werden würden, würde Deutsch-
land in den Neutralismus verfallen. Dort sind Teile der 
SPD, sind die GRÜNEN und sind auch rechte Funda-
mentalisten inzwischen angelangt. Wir wollen das 
nicht. Wir halten fest an den Bindungen zur Atlanti-
schen Allianz. Wir treten dafür ein, die Europäische 
Gemeinschaft zu einer politischen Union, d. h. auch: 
zu einer Sicherheitsunion weiterzuentwickeln. Von 
diesem gesicherten Fundament aus wollen wir die 
Politik der Entspannung und der Zusammenarbeit mit 
der Sowjetunion weiterentwickeln mit der Vision, 
Europa zur friedenserhaltenden Mitte zwischen den 
Weltmächten zu machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
bevor ich weiter das Wort erteile, darf ich eine Begrü-
ßung vornehmen. 

Auf der Ehrentribüne haben Seine Exzellenz der 
Präsident des Nationalkongresses der Republik Hon-
duras, Herr Carlos Orbin Montoya, und seine Dele-
gation Platz genommen. 

Es ist mir eine Ehre, Sie als Gäste des Deutschen 
Bundestages begrüßen zu können. Ich heiße Sie in der 
Bundesrepublik Deutschland herzlich willkommen. 

Der Besuch einer Delegation des Nationalkongres-
ses von Honduras bestätigt die guten Beziehungen 
zwischen unseren Ländern. 

Ich wünsche Ihnen, Herr Präsident, und Ihrer Dele-
gation fruchtbare Gespräche und einen angenehmen 
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Schily. 

(Rühe [CDU/CSU]: Was sein muß, muß 
sein!) 

Schily (GRÜNE): Was sein muß, muß sein; Herr 
Rühe, da haben Sie recht. — Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die konstruktiven Abrüstungs-
vorschläge der Sowjetunion, die erfreulicherweise 
das starre Paritätsdenken früherer Zeiten, überwun- 
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den und auch die Selbstfesselung mittels eines Junk-
tims gelöst haben, sind von der Bundesregierung 
bekanntlich in sehr zwiespältiger Weise aufgenom-
men worden. 

Während Außenminister Genscher die Vorschläge 
begrüßt und dazu rät, den sowje tischen Generalsekre-
tär Gorbatschow beim Wort zu nehmen, sind große 
Teile der CDU/CSU in großer Hektik bemüht, immer 
neue Hürden aufzubauen, um eine Abrüstungsver-
einbarung der USA und der UdSSR im Bereich der 
Mittelstreckenraketen länger und kürzerer Reich-
weite zu verhindern. Das Entgegenkommen der 
Sowjetunion, bei den Verhandlungen die britischen 
und französischen Nuklearpotentiale auszuklam-
mern, war praktisch die Annahme der im Jahre 1983 
von westlicher Seite vorgeschlagenen Null-Lösung. 

Bei vielen Sprechern der CDU/CSU löste das 
erstaunlicherweise keineswegs Begeisterung aus, 
sondern im Gegenteil äußerste Unruhe. Sie wandten 
sich offen oder insgeheim gegen eine Null-Lösung 
und lieferten damit nachträglich den Beweis, daß das 
Eintreten für die Null-Lösung im Jahre 1983 ein blo-
ßes Täuschungsmanöver war — in der damals siche-
ren Erwartung, daß die Sowjetunion nicht auf die 
Null-Lösung eingehen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unter diesen Umständen werden sich die Anstren-
gungen des Bundesaußenministers Genscher wohl 
nicht so sehr darauf richten müssen, den sowje tischen 
Generalsekretär beim Wort zu nehmen, sondern er 
wird dafür sorgen müssen, daß Bundeskanzler Kohl 
und die sonstigen Wortführer seiner Koalitionspartner 
beim Wort  genommen werden, es sei denn, die FDP 
übt sich wieder einmal in der von ihr bevorzugten 
Sportart des Umfallens. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Die brutale Offenheit, mit der Franz Josef Strauß 
eingesteht, daß die Propagierung der Null-Lösung im 
Jahre 1983 „just for show" war, ist sicherlich nicht 
jedermanns Sache in der CDU/CSU. Wenn Franz 
Josef Strauß im „Bayernkurier" schreibt, daß der Vor-
schlag der Null-Lösung der — wörtliches Zitat —
„Beschwichtigung der innenpolitischen Meinung, der 
leichteren Überwindung von Widerständen" dienen 
sollte, heißt das ja nichts anderes, als daß die Öffent-
lichkeit damals schlicht und einfach belogen wurde. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Bahr 
[SPD]: Sehr wahr! — Zuruf des Abg. 

Dr. Friedmann [CDU/CSU]) 

Dieses Eingeständnis ist in doppelter Hinsicht von 
Interesse: in erster Linie selbstverständlich insofern, 
als die Regierungskoalition oder mindestens Teile 
davon die Ernsthaftigkeit ihrer Abrüstungsvorschläge 
selbst ins Zwielicht bringt. Der zweite Gesichtspunkt 
— er sollte nicht vernachlässigt werden, gerade auf 
Ihre Zwischenrufe hin; zumal ja in letzter Zeit viel 
darüber gestritten wird, wem das Verdienst gebührt, 
daß es möglicherweise zu konkreten Abrüstungsver-
einbarungen kommt — besteht da rin, daß im Lauf der 
Jahre offenbar ein erheblicher Legitimationsdruck  

entstanden ist, der die westliche Seite veranlaßt hat, 
den Vorschlag einer Null-Lösung zu unterbreiten. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Mit Ihnen wäre 
es nicht dahin gekommen!) 

Wer über ein Gedächtnis mittlerer Reichweite verfügt, 
wird anerkennen müssen, daß es die Friedensbewe-
gung war, die diesen Legitimationsdruck zustande 
gebracht hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Friedensbewegung kann deshalb auch mit 
Genugtuung darauf verweisen, daß sich in den kon-
struktiven Abrüstungsvorschlägen der Sowjetunion 
manche ihrer Ideen und Überlegungen wiederfin-
den. 

Jetzt sind Dr. Dregger und seine Freunde wie Dr. 
Kimble auf der Flucht; auf der Flucht vor der Nu ll

-Lösung, auf der Flucht vor den Gelübden der Vergan-
genheit. 

Das Abrücken vieler Wortführer der CDU/CSU von 
der Null-Lösung hat verständlicherweise in den Rei-
hen der CDU/CSU erhebliche Verwirrung gestiftet. 
Eine ehrliche Haut wie der Kollege Schulhoff von der 
CDU/CSU-Fraktion 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— ja, es ist immer ein bißchen ein Problem, wenn man 
einen Kollegen aus Ihren Reihen lobt, daß man ihm 
dann nicht schadet; aber ich versichere Ihnen meinen 
Respekt, Kollege Schulhoff —, der damals a lles für 
bare Münze genommen hat, was gesagt wurde, findet 
sich jetzt nicht mehr zurecht. Sein Weltbild ist ins 
Wanken geraten. Er hat erfreulicherweise auch die 
Courage, das öffentlich zu äußern. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Bisher hat sich die Bundesregierung nicht dazu auf-
raffen können, Klarheit zu schaffen. Im Gegenteil: Es 
verstärkt sich der Eindruck, daß die Bundesregierung 
oder jedenfalls maßgebliche Vertreter des Koalitions-
lagers versuchen, eine Einigung zu hintertreiben. 
Nachdem ursprünglich — vornehmlich wiederum von 
Herrn Dregger — die Mittelstreckenraketen kürzerer 
Reichweite ins Spiel gebracht wurden, um eine Sperre 
gegen die Null-Lösung aufzurichten, konterte das die 
Sowjetunion zur Verblüffung auf westlicher Seite mit 
dem Vorschlag einer doppelten Null-Lösung, also 
auch einer vollständigen Abrüstung im Bereich der 
Mittelstreckenraketen kürzerer Reichweite. 

Diese Perspektive löste bei der Stahlhelmfraktion 
nun blankes Entsetzen aus. Daran ist bemerkenswe rt, 
daß die Stahlhelmstrategen, die selbstverständlich 
das Konzept einseitiger kalkulierter Abrüstungsmaß-
nahmen für verderblich halten, einseitige Abrü-
stungsmaßnahmen offenbar selbst dann als Einbuße 
an Sicherheit bewerten, wenn diese auf östlicher Seite 
stattfinden. Das ist ja sehr bemerkenswe rt, wenn man 
an die Null-Lösung in diesem Felde denkt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Viele, unter ihnen Bundespräsident von Weizsäk-
ker, sprechen heute von einer historischen Chance, 
die nicht vertan werden darf. Ich stimme dem zu. In 
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der Tat: Es wäre verhängnisvoll und verantwortungs-
los, wenn sich ausgerechnet die deutsche Bundesre-
publik einer echten Abrüstungsvereinbarung in den 
Weg stellen wollte, die zu einer drastischen Reduzie-
rung des Potentials an Massenvernichtungsmitteln 
führen würde. Bei manchen scheint vollständig in 
Vergessenheit geraten zu sein, daß der gegenwärtige 
Zustand, die aktuelle Bedrohung mit einer Unzahl von 
Massenvernichtungsmitteln, die europäischen Völ-
ker, die Menschheit insgesamt existentiell gefährdet. 
Es ist schon erschreckend, zu sehen, wie die Fixierung 
reaktionärer politischer Kräfte auf ihr militarisiertes 
Denken immer noch in diesem Lande artikuliert 
wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nachdem das Manöver gescheitert war, als dritte 
Sperre die konventionelle Frage aufzubauen, man das 
immer wieder erneuerte Phantom einer konventionel-
len Überlegenheit des Ostens ins Spiel bringen wollte, 
wird jetzt in allerletzter Minute der Versuch unter-
nommen, ein neues, abstruses Junktim zu konstru-
ieren, indem ein Zusammenhang zwischen der Forde-
rung nach Wiedervereinigung und Abrüstung herge-
stellt werden soll. Das kann man ja in der gestrigen 
Ausgabe der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 
nachlesen. Was kommt in solchen Gedankengängen 
zum Vorschein? Und das ist, glaube ich, letzten Endes 
das Denkmuster von Herrn Dr. Dregger und das seiner 
Freunde. Wollen Sie denn im Blick auf die Vergan-
genheit Massenvernichtungsmittel ernsthaft als 
Druckpotential zur Korrektur der Zweistaatlichkeit 
der deutschen Nation nutzen? Ist das wirk lich ein 
ernsthafter Gedanke? Das ist ja ein Alptraum, wenn 
das so wäre. — Da nicken Sie. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Ja, ich bin für 
die Wiedervereinigung!) 

Es ist interessant, wenn Sie nicken, Massenvernich-
tungsmittel zur Korrektur der Zweistaatlichkeit, zur 
Korrektur der Ergebnisse des Zweiten Weltkrieges zu 
nutzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das finde ich ja ein erstaunliches Ergebnis. Welcher 
Großmachtwahn spukt noch in Ihren Köpfen herum! 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Was heißt es, wenn der Bundeskanzler unter Berufung 
auf die Präambel des Grundgesetzes im Zusammen-
hang mit der Diskussion um die Abrüstung von Mas-
senvernichtungsmitteln erklärt, er habe Interessen für 
ein Gebiet zu verantworten, das weiter reiche als die 
Grenzen der Bundesrepublik Deutschland? Soll der 
Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik wie-
deraufleben? Wollen Sie die alte Hallstein-Doktrin 
womöglich wieder aus der Mottenkiste auspacken? 
Das sind doch ganz gefährliche, höchst gefährliche 
Verknüpfungen, die Sie dort vornehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Rühe [CDU/CSU]: Von 
Brunello verstehen Sie doch ein bißchen 

mehr!) 

Vielleicht kommt es dann auf die Überlegung her-
aus, die wir vor einigen Jahren einmal von Franz Josef 
Strauß gehört haben, der offenbar immer noch in der 
Wahnvorstellung befangen ist, die Deutschen könn-

ten den Zweiten Weltkrieg endgültig gewinnen. Wol-
len Sie den Zweiten Weltkrieg tatsächlich noch end-
gültig gewinnen? Die Frage müssen Sie sich tatsäch-
lich einmal vorlegen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Bekennen Sie 
sich zur Präambel des Grundgesetzes, 
bekennen Sie sich zum Grundgesetz? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Befreiung Europas von sämtlichen Massenvernich-
tungsmitteln, die Sie fürchten wie der Teufel das 
Weihwasser, 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Und Sie fürch

-

ten das Grundgesetz!) 

ist für uns ein erstrebenswertes und von uns nachhal-
tig unterstütztes Ziel, dessen Verwirklichung die 
Sicherheit in Europa nicht beeinträchtigen, sondern 
im Gegenteil Sicherheit in Europa erst entstehen las-
sen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Rühe [CDU/ 
CSU]: Sie sind Experte für Brunello und sonst 

gar nichts!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Schily, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Friedmann? 

Schily (GRÜNE): Nein, ich habe nur noch wenige 
Minuten. — Daß Abrüstung auch im konventionellen 
Bereich notwendig und möglich ist, versteht sich von 
selbst. Auch insoweit hat die Sowjetunion deutliche 
Abrüstungsbereitschaft erkennen lassen. Die Kon-
frontation in Europa kann nur auf dem Weg der auch 
von dem sowjetischen Generalsekretär Gorbatschow 
angesprochenen Demilitarisierung Europas überwun-
den werden. Und damit wird der Weg zu einer kon-
struktiven und friedlichen Zusammenarbeit wirklich 
frei. 

Die politische Phantasie wird, so hoffe ich, auch zu 
neuen Formen gesellschaftlicher Kooperation und 
Vernetzung führen, die sich nicht mehr auf bloße 
staatliche Vertragsformen beschränkt. Wer in einer 
solchen Perspektive nur die Entwaffnung Europas 
und die Gefährdung des Zusammenhalts der westli-
chen Gesellschaft sieht, beweist damit nur, daß er sich 
von seinen alten, reaktionären politisch-militärischen 
Denkmustern nicht befreien kann. 

Ich habe wenig Hoffnung, daß die Bundesregierung 
auf dem Felde der Abrüstungspolitik lernfähig ist, 
aber vielleicht haben wir Glück. Um Ihnen einen 
Gefallen zu tun, Herr Rühe — denn Sie haben Italien 
ja erwähnt 

(Rühe [CDU/CSU]: Für Brunello sind Sie 
Experte, das gestehe ich Ihnen zu!) 

— also, Sie dürfen sich nicht so oft wiederholen; das 
haben Sie nun schon zehnmal gesagt, einmal hätte es 
auch gereicht —, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

will ich Ihnen mit einem italienischen Sprichwort 
behilflich sein, das heißt: A chi la fortuna, il bue gli fa 
un vitello. Das heißt auf deutsch: Wer Glück hat, dem 
macht der Ochse ein Kalb. Ich glaube, daß wir so viel 
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Glück mit der Bundesregierung auf dem Felde der 
Abrüstungspolitik leider nicht haben werden. 

Ich bedanke mich. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und 
der SPD — Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr 

schwach, mein Gott!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Mischnick. 

Mischnick (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Grundlage unserer 
Sicherheit ist das Nordatlantische Bündnis, ein 
Zusammenschluß freiheitlicher Demokratien, die 
nicht nur ein gemeinsames Sicherheitsinteresse, son-
dern auch gemeinsame Wertvorstellungen haben, der 
durch das gemeinsame Streben nach Verwirklichung 
der großen Idee von Freiheit und Würde der Men-
schen seinen inneren Gehalt hat. Dasselbe gilt für die 
Europäische Gemeinschaft. Das Nordatlantische 
Bündnis sucht das Ziel „Sicherheit für alle" zu errei-
chen, indem es sich eine doppelte Aufgabe stellt: Ver-
teidigung und Entspannung. 
Hieran darf es keine Abstriche geben. Beide Ziele 

haben für uns Freie Demokraten gleiches Gewicht. 
Wer eines dieser Ziele vernachlässigt, wird auch das 
andere gefährden. 

(Beifall bei der FDP) 

Gerade liberale Außenminister waren es, die durch 
Entspannungspolitik und Friedenssicherung über 
Jahre — Jahrzehnte jetzt — dazu beigetragen haben, 
daß wir den Friedenszustand haben, über den wir uns 
heute freuen können. Die Ostverträge, die deutsch-
deutschen Vereinbarungen, das Viermächteabkom-
men über Berlin, die Schlußakte von Helsinki, die 
deutsch-polnischen Vereinbarungen von 1975 usw. 
kennzeichnen Etappen dieses Weges. 

Ich will damit nur deutlich machen: Es hat seit 
Beginn dieser Bundesrepublik Deutschland Bemü-
hungen jeder Regierung gegeben, zu Vereinbarun-
gen zu kommen, die den Frieden sichern halfen und 
uns damit auch den Frieden in Europa erhalten 
haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben uns schon immer bemüht, durch eigene 
Initiativen dazu beizutragen, dieses Ziel zu erreichen. 
Ich will hier nicht alle einzelnen Bereiche aufzählen, 
in denen wir Deutschen Verzichte ausgesprochen 
haben, einseitige Verzichte ausgesprochen haben 
— ich denke an ABC-Waffen — , denen alle anderen 
bis heute nicht gefolgt sind, in denen wir Deutschen 
im Interesse der Erhaltung des Friedens Vorreiter 
gewesen sind. 

Nicht die Konservierung militärischer Überlegen-
heit, nicht Aufrüstung, nicht Vorherrschaft sind der 
Inhalt dieser Außen- und Friedenspolitik, sondern 
Abrüstung, Gleichgewichtigkeit, Partnerschaft und 
gerechter Interessenausgleich auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung und der Unabhängigkeit. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Cronenberg) 

Dies alles betreiben wir mit Hoffnung, aber ohne 
jede Illusion. Wir sind ja immer Realisten gewesen,  

aber keine Opportunisten, ganz gleich, in welcher 
Situation wir uns befanden. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Rühe 
[CDU/CSU] — Frau Hensel [GRÜNE]: Mäßi

-

ger Beifall!) 

Es ist unbestreitbar, daß die Menschheit immer 
mehr technisches Wissen und immer mehr ökonomi-
sche Möglichkeiten erworben hat, sich gegenseitig 
Schaden zuzufügen. Ausgangspunkt der Überlegun-
gen ist: Je wirksamere Waffen ich besitze, desto siche-
rer kann ich mich fühlen, um so weniger kann es sich 
ein Gegner erlauben, mir seine politischen Ziele mit 
Gewalt aufzuzwingen. Hier liegt das politische und 
psychologische Motiv für die ständige Hochrüstung, 
die wir erleben. 

Auf der anderen Seite werden — seit Jahrzehnten 
schon — die Bestrebungen immer stärker, die sich 
diesem besorgniserregenden Prozeß entgegenstem-
men. Immer nachdrücklicher wird auf die Verschwen-
dung ökonomischer Mittel hingewiesen, die diese 
Rüstungsspirale produziert. Immer lauter wurde auf 
die Gefahren und vor allem auf die Sinnlosigkeit hin-
gewiesen, die darin besteht, daß moderne Waffensy-
steme auf beiden Seiten so aufgehäuft sind, daß eine 
mehrfache, ja hundertfache Vernichtung gegenseitig 
möglich ist. 

Wo ist der Ausweg? Wo ist hier die Lösung zu fin-
den? 

Wir Liberalen haben auf diese Fragen mit folgenden 
Punkten zu antworten. 

Erstens. Das Gleichgewicht der Mittel und Kräfte 
muß so stabil wie möglich erhalten werden. 

Zweitens. Vorgänge der Rüstung müssen so viel 
wie möglich transparent gemacht werden. Dies gilt 
insbesondere gegenüber dem Parlament, dem Souve-
rän der Demokratie. 

(Bahr [SPD]: Sehr wahr!) 

Drittens. Sicherheits- und Rüstungspolitik kann 
— das liegt auch in dem zuerst genannten Grunder-
fordernis der Gleichgewichtigkeit — weder mit ein-
seitigen Vorleistungen noch mit einseitigem Verzicht 
ausgestaltet werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Ein Anhalten und schließlich ein Umkehren der 
Rüstungsspirale erfordert die Bereitschaft und Mitwir-
kung aller Beteiligten, d. h. in unserem Falle natürlich 
auch der anderen Seite: der Sowjetunion, des War-
schauer Paktes. Ich bin überzeugt, 1987 werden ent-
scheidende Fortschritte bei den Bemühungen um 
Rüstungskontrolle und Abrüstung erzielt. Es war 
schon immer die Haltung der FDP, einerseits die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland vor mili-
tärischer Bedrohung von außen durch gesicherte Ver-
teidigungsfähigkeit zu gewährleisten, aber anderer-
seits alle Versuche zu unternehmen, das Rüstungsni-
veau so gering wie möglich zu halten. 

Wir haben jetzt erstmalig in Europa seit Bestehen 
der beiden Bündnisse in Ost und West die Chance, zu 
einer einschneidenden Reduktion bzw. vollständigen 
Abrüstung von Waffensystemen zu kommen, die für 
die Bürger Europas in Ost und West eine existentielle 
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Bedrohung darstellen. Diese Chance wurde allein 
eröffnet durch die konsequente Politik der Bundesre-
gierung, der Koalition in Abstimmung mit den Part-
nern der Atlantischen Allianz, ebenso wie durch die 
Neugestaltung der sowjetischen Politik unter ihrem 
Generalsekretär Gorbatschow. Ich wäre froh, wenn 
alle, die heute über Null-Lösung reden, bereit gewe-
sen wären, die Verantwortung mit dafür zu überneh-
men, daß wir die Null-Lösung erreichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Da haben Sie uns im Stich gelassen. Da haben Sie uns 
draußen Mahnwachen vor die Tür gestellt. Heute tun 
Sie so, als wäre das ein Erfolg Ihrer Politik, den wir 
hier vorzuweisen haben. Das Gegenteil ist der Fall. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich brauche hier nicht 
mehr im einzelnen dazu Stellung zu nehmen, was die 
Gründe für den Doppelbeschluß waren. Das ist 
bekannt. Ich erinnere nur daran, daß wir in diesem 
Hause nach einer zweitägigen leidenschaftlichen 
Debatte die Entscheidung getroffen haben, als 
Gegenantwort auf die sowjetische Raketenstationie-
rung mit der Aufstellung eigener Waffensysteme rea-
giert haben. Natürlich gestehe ich jedem zu, in jeder 
Situation neu zu überdenken, zu überlegen und zu 
prüfen, ob er diese oder jene Argumente noch für rich-
tig hält. Aber es ist nicht gut, dann, wenn man einen 
Weg eine ganze Strecke gemeinsam gegangen ist, 
plötzlich den Mut zur letzten Verantwortung nicht zu 
haben und dann hinterher andere zu beschuldigen, 
sie würden den gewählten Weg nicht konsequent 
weitergehen. Das ist nicht der richtige Weg. 

(Beifall bei der FDP — Horn [SPD]: Er redet 
am Thema vorbei!) 

— Dann sind Sie vielleicht etwas zu kurz hier, wenn 
Sie auf diese Idee kommen sollten, Kollege Horn. 
Aber da Sie nicht zu kurz hier sind, kann ich das nur in 
die Kategorie „Versuch des Zwischenrufs ohne sach-
lichen Inhalt" eingruppieren. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir haben diese Ent-
scheidung mit der stets wiederholten Aufforderung 
getroffen, im Rahmen von Verhandlungen diese Sta-
tionierung der Gegenmittel zur SS 20 überflüssig zu 
machen. Unsere Zielvorstellung war und ist die Null

-

Lösung. Das ist ja auch in der Regierungserklärung 
am 4. Mai 1983 zum Ausdruck gekommen. Damals 
hatten wir als erstes Ziel die Abschaffung der soge-
nannten Mittelstreckenraketen größerer Reichweite 
vor Augen. 

Die gleiche Linie, die gleiche Dynamik bestimmen 
auch heute unser Handeln. Die FDP war sich damals 
und ist sich heute bewußt, daß es neben der Bedro-
hung durch die atomaren Waffensysteme aller Reich-
weiten erhebliche konventionelle Disparitäten zwi-
schen Ost und West gibt, die in Zukunft genauso aus-
geglichen werden müssen, wie die in Mitteleuropa 
hoch konzentrierten Streitkräfte in Ost und West ins-
gesamt reduziert werden müssen. Das Problem der 
Abschaffung der chemischen Waffen, die Reduzie-
rung der konventionellen Streitkräfte sind von uns 
immer und in allen Verhandlungsbereichen als  

gleichgewichtige Fragen betrachtet worden, die par-
allel zu vorhandenen Überlegungen weiterverfolgt 
werden muß. Natürlich muß das unter Wahrung bei-
derseitiger Sicherheitsinteressen geschehen und so 
bald wie möglich angepackt werden. 

Wir haben aber trotz der Kenntnis dieser Zusam-
menhänge aller Arten und Formen von Streitkräften 
und Waffen kein Junktim zwischen einer Reduktion 
der Mittelstreckenwaffen und der konventionellen 
Rüstung gesehen. 

Der NATO-Doppelbeschluß von 1979 wurde nicht 
im Hinblick auf die konventionelle Überlegenheit des 
Warschauer Paktes, sondern wegen der neuartigen 
Bedrohung durch die SS 20 gefaßt. 

Die Festigkeit der Haltung der NATO-Staaten bie-
tet nun in Weiterentwicklung der Gespräche zwi-
schen Präsident Reagan und Generalsekretär Gorbat-
schow in Reykjavik die Chance, zu einer Null-Lösung 
bei den Mittelstreckenwaffen mit einer Reichweite 
von 1 000 bis 5 000 km in Europa zu kommen. 

Ich habe noch nicht vergessen, wie voreilig am Tage 
und am übernächsten Tag nach Reykjavik in der 
Öffentlichkeit Prophezeihungen angestellt und auch 
in diesem Plenum dargelegt worden sind, die eigent-
lich nur mit der Vokabel Weltuntergangsstimmung 
belegt werden können. 

(Beckmann [FDP]: Besonders Herr Ehmke!) 

Es hat sich wieder einmal gezeigt, wer mit Gelassen-
heit, Zielstrebigkeit, aber auch mit Festigkeit den Weg 
weitergeht, der kann dann auch zum Erfolg kom-
men. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist doch unbestreitbar 
ein Erfolg, daß Klarheit darüber zu bestehen scheint 
— ich sage das noch etwas vorsichtig, weil die Ver-
träge ja noch nicht abgeschlossen sind — , daß die 
angestrebte Null-Lösung bei Mittelstreckenraketen 
mit einer Reichweite zwischen 1 000 und 5 000 km 
zustande kommt. 

Anstatt nun dieses Ergebnis einer deutschen Politik 
öffentlich zu würdigen, wird versucht, es zu verdrän-
gen und andere Dinge in den Vordergrund zu schie-
ben. Das ist auch nicht zum Nutzen der deutschen 
Politik; im Gegenteil, es kann ihr nur schaden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun, meine Damen und Herren, darüber hinaus hat 
die UdSSR angeboten, auch im Bereich der  Mittel-
streckenraketen mit einer Reichweite von 500 bis 
1 000 km zu einer Null-Lösung zu gelangen. Das 
würde bedeuten, daß die UdSSR, wenn die Zahlen 
stimmen, im Bereich dieser Waffensysteme einseitig 
160 Raketen abrüstet. 

Meine Fraktion hält dieses zusätzliche Angebot 
einer zweiten Null-Lösung für mehr als bedenkens-
wert, nämlich für wünschenswert und erstrebens-
wert. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Vogel [SPD]: 
Stimmt halt auch dieser Null-Lösung zu!) 

— Dazu werde ich gleich etwas sagen, Herr Kollege 
Vogel. Auch unser Bündnispartner, vor allem die 
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Regierung der USA, halten dies für eine akzeptable 
Lösung, die die Sicherheit Europas im Rahmen der 
Militärstrategie nicht gefährden würde. Wenn die 
Staaten der Allianz einer zweiten Null-Lösung zustim-
men würden, wäre es gerade für die Bundesrepublik 
Deutschland notwendig, auch unter Berücksichtigung 
nationaler Interessen, die Solidarität im Bündnis zu 
sichern, d. h. man muß die Gewichte aller Bündnis-
partner nach beiden Seiten ausloten. Das heißt nicht, 
das eigene Sicherheitsinteresse zu vernachlässigen, 
sondern es heißt, es voll einzubringen, aber es auch an 
den Überlegungen der Partner zu prüfen, wie auch 
wir erwarten, daß die Partner unsere Überlegungen 
ebenfalls nüchtern prüfen. 

Meine Damen und Herren, meine Fraktion hegt kei-
nen Zweifel an der Zuverlässigkeit des amerikani-
schen Verbündeten, wenn man uns bedeutet, daß ein 
Verzicht auf Mittelstreckenraketen der Reichweite 
von 500 bis 1 000 km keine Schwächung der Militär-
strategie beinhaltet. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr! Sehr gut!) 

Für mich wäre es ein gewaltiger Fortschritt, wenn von 
Mitteleuropa und unserem Land nicht nur die Bedro-
hung durch Mittelstreckenraketen größerer Reich-
weite vollständig genommen würde, sondern darüber 
hinaus auch die Bedrohung von weiteren 
160 Systemen verschwinden würde. 

(Dr. Vogel [SPD]: Warum fährt dann Herr 
Rühe nach Amerika?) 

Ich kann Argumenten nicht folgen, die da lauten, daß 
die Strategie der NATO bei Verzicht auf einen Teil 
ihrer atomaren Waffensysteme insgesamt nicht mehr 
glaubwürdig wäre, denn wir haben noch genügend 
weitere Waffensysteme hier. 

(Beifall bei der FDP) 

Eines ist mir klar: Im Bündnis muß sehr sorgfältig 
abgewogen werden, wenn man zu einer zweiten Null

-

Lösung kommt, welchen Entscheidungsbedarf das in 
anderen Bereichen mit sich bringt oder was parallel 
dazu erfolgen muß. 

Meine Damen und Herren, wenn wir uns zur Allianz 
bekennen, sollten wir natürlich auch die gesonderten 
französischen und britischen Potentiale nicht außer 
acht lassen. 

Alle diese Überlegungen, die jetzt verteidigungspo-
litisch, sicherheitspolitisch dargelegt worden sind, 
haben natürlich noch eine weitere Komponente, näm-
lich die des Verständlichmachens unserer Politik für 
die Bürger in unserem Land. Es geht um das Ver-
trauen der Bürger in die Glaubwürdigkeit unserer 
Politik. Denn wir haben unseren Bürgern erklärt, daß 
die Nachrüstung leider auf Grund der zunehmenden 
Bedrohung notwendig war, wir jedoch alle politischen 
Anstrengungen darauf richten wollten, diese beson-
dere Form der Rüstung zu reduzieren, d. h. auf Null zu 
bringen. Dies gelingt uns im Bereich der Mittelstrek-
kenraketen größerer Reichweite. 

Wenn nun eine zweite Möglichkeit der Reduzie-
rung angeboten wird, muß ich auch dies unter dem 
Gesichtspunkt prüfen — falls ich diese Möglichkeit 
sicherheitspolitisch nicht verantworten kann — , ob  

ich es für den Bürger ganz verständlich machen kann, 
wenn ich dann diese Möglichkeit nicht ergreife. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. Vogel 
[SPD]) 

Ergreife ich sie nicht, dann muß ich überzeugende 
Argumente haben, warum dadurch, daß diese 
Systeme, die heute einseitig vorhanden sind, abge-
baut werden, Lücken in anderer Weise aufgerissen 
werden, die ausgefüllt werden müssen. 

(Rühe [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das alles muß geprüft werden. Zu diesem Ergebnis 
komme ich jedenfalls bei diesen Überlegungen. 

Meine Damen und Herren, wir haben im Zusam-
menhang mit den Gesprächen von Reykjavik der 
UdSSR vorgeworfen, daß sie unzulässigerweise 
Pakete von Verhandlungen zusammenschnüre und 
damit Teillösungen verhindere. Die Sowjetunion hat 
diese Pakete wieder aufgeschnürt und ist bereit zu 
Verhandlungen. Jetzt dürfen wir nicht durch mögli-
che neue Konditionen Erfolge bei den Verhandlungen 
gefährden. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Abge

-

ordneten der GRÜNEN) 

Ich bin der Auffassung, daß sich im Rahmen des 
KSZE-Prozesses — vor allem auch seit dem Abschluß 
der KVAE-Verhandlungen in Stockholm 1986 — im 
militärischen Bereich positive, vertrauensbildende 
Erfahrungen entwickelt haben. Diesen Weg müssen 
wir weiter beschreiten. Ein Verhandlungserfolg bei 
der Reduktion der Mittelstreckenraketen längerer 
und kürzerer Reichweite — in welcher Form auch 
immer — wäre ein weiterer Meilenstein und ein 
Signal für die 1987 ebenfalls anstehenden wichtigen 
Entscheidungen über die Begrenzung der strategi-
schen Waffensysteme zwischen den beiden Super-
mächten, für die von uns — wie ich schon sagte — 
dringend verfolgte Ächtung und vollständige Ver-
nichtung der chemischen Waffen sowie für dringend 
notwendige Verhandlungserfolge bei den konventio-
nellen Waffen. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, ohne die Festigkeit in der Haltung bei 
der Realisierung des NATO-Doppelbeschlusses in 
allen Komponenten durch CDU/CSU und FDP wären 
wir heute nicht in der Lage, über eine Null-Lösung für 
Mittelstreckenraketen größerer und möglicherweise 
auch kleinerer Reichweite hier zu debattieren. Das ist 
mehr, als Sie selbst für möglich gehalten haben. 

Meine verehrten Kollegen von der CDU/CSU, las-
sen Sie uns gemeinsam dafür eintreten, daß die Null

-

Lösung bei den Mittelstreckenwaffen längerer Reich-
weite tatsächlich dieses Jahr in Verhandlungen der 
beiden verantwortlichen Supermächte erreicht wird; 
lassen Sie uns aber auch alles tun, damit eine zweite 
Null-Lösung für den Bereich der Mittelstreckenrake-
ten kürzerer Reichweite vorbehaltlos geprüft wird. 

(Beifall bei der FDP) 
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Wir wollen keine neue Nachrüstung, sondern die 
Wegnahme einer zusätzlichen Bedrohung durch 
sowjetische Raketen. 

(Abg. Scheer [SPD] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Ich gehöre nicht zu denen, die Fragen ablehnen. Ich 
bitte aber heute um Verständnis, daß ich geschlossen 
vortragen will. Vielleicht kann ich die Frage am 
Schluß zulassen, wenn Sie sie dann noch stellen wol-
len. 

Wir wollen keine neue Nachrüstung, sondern die 
Wegnahme einer zusätzlichen Bedrohung durch 
sowjetische Raketen. Wir sehen uns hierzu — wie ich 
schon sagte — Seite an Seite mit den Verbündeten. 

Bei dem gegenwärtigen Verhandlungsstand müs-
sen wir uns darüber im klaren sein, daß bei den Ver-
handlungen zwischen den USA und der Sowjetunion 
in Genf bisher lediglich der Vertragstext für die erste 
Null-Lösung vorliegt, während es hinsichtlich der 
zweiten Null-Lösung noch weiterer Konkretisierun-
gen bedarf, da dazu bisher nur Absichtserklärungen 
vorliegen. Ich darf das vielleicht so formulieren: Für 
die Lösung bei Raketen mit über 1 000 km Reichweite 
haben wir quasi eine erste Lesungsmöglichkeit, weil 
der Text vorliegt. Die Entscheidung kann gefällt wer-
den, wenn alles vorhanden ist. Bei dem Vorschlag 
„500 bis 1 000 km" haben wir noch nicht einmal einen 
Referentenentwurf, sondern haben nur davon gehört, 
wie der Inhalt eines Referentenentwurfs aussehen 
kann, wobei noch Unterscheidungen in der Frage 
getroffen werden, ob z. B. die Pershing I a dabei außer 
Betracht bleibt oder nicht außer Betracht bleibt. 

Herr Kollege Vogel, Sie haben vorhin eine abwer-
tende Bemerkung darüber, uns als „Drittstaat" zu 
bezeichnen, gemacht. Ich möchte es doch rein sach-
lich sehen. Die Frage, ob die Pershing Ia in der Bun-
desrepublik bleiben kann oder nicht, ist gerade für die 
Bündnispartner England und Frankreich ein ganz ent-
scheidender Punkt, wenn es darum geht, ob sie einer 
Null-Lösung bei den kürzeren Reichweiten zustim-
men können oder nicht, 

(Dr. Vogel [SPD]: Die Sprengköpfe!) 

weil es, wenn dies einbezogen würde, zu dem Ergeb-
nis führen würde, daß sie in weitergreifende Überle-
gungen, die sie bisher abgelehnt haben, einsteigen. 
Deshalb muß man das mit in die Überlegungen einbe-
ziehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei der SPD) 

Herr Kollege Bahr, Sie sagen dazu nein. Ich nehme 
zur Kenntnis, daß Sie nein sagen. Ich stelle nur fest, 
daß das ein Punkt ist, der bisher eine Rolle gespielt 
hat, was dazu geführt hat, daß die Amerikaner, als die 
P I a wieder einbezogen wurde, das als Grund genom-
men haben, es abzulehnen. 

Dies alles macht doch sichtbar, daß hier in bezug auf 
die Vorschläge selbst ein weiterer Klärungsbedarf 
und ein Verhandlungsbedarf besteht, bevor man zu 
Entscheidungen kommen kann. Deshalb kann ich 
Ihnen, meine verehrten Kollegen von der SPD, sagen: 
Dann, wenn Sie in diesem Bereich der kürzeren 
Reichweite wirklich das optimale Maß haben wollen,  

müssen Sie die Unsicherheit, wie die Vorschläge tat-
sächlich aussehen, und die Erklärung von sowjeti-
scher Seite, man könne sowohl die Waffen mit über 
1 000 km und die mit unter 1 000 km Reichweite in 
einem Vertrag miteinander verbinden als auch 
getrennte Verträge über die Waffen mit über 1 000 km 
und die mit unter 1 000 km Reichweite schließen, zum 
Anlaß nehmen, dies einer sorgfältigen weiteren Prü-
fung zu unterziehen. 

Die sorgfältige weitere Prüfung erfolgt bei uns nor-
malerweise in den Ausschüssen. Deshalb ist es immer 
sinnvoll, solche Fragen in die Ausschüsse zu überwei-
sen und sie dort zu beraten. Dies wollen Sie offensicht-
lich nicht. Das bedeutet für mich, daß es Ihnen im 
Augenblick gar nicht in erster Linie um die letzte 
Abklärung von Gesichtspunkten, die man so oder so 
werten kann, geht, sondern vielmehr darum, mög-
lichst in einer Sicherheitsfrage demonstrativ etwas 
darzustellen, was doch der sorgfältigsten, detaillierten 
Beratung bedarf. Das ist der Grund, aus dem wir der 
Überzeugung sind, daß zu diesem Zeitpunkt bei kei-
nem der Anträge die Reife vorhanden ist, um darüber 
im Plenum des Deutschen Bundestages zu entschei-
den. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vielmehr muß man weiter über sie beraten, um dann 
zu sehen, ob man zu einer Entscheidung kommt — 
und gegebenenfalls zu welcher. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluß noch folgende Bemerkung machen. Unsere 
Sicherheitspolitik muß immer davon ausgehen, daß 
es keine einseitige Verwundbarkeit gibt. Das heißt, 
für uns Deutsche ist es wichtig, in alle Sicherheits-
überlegungen den Gesichtspunkt einzubringen, daß 
wir nicht die einzigen sind, die verwundbar sind. 
Umgekehrt darf es auch keine einseitige Unverwund-
barkeit geben, 

(Bahr [SPD]: Stimmt!) 

denn wenn jemand einseitig unverwundbar ist, 

(Bahr [SPD]: Kann er schlagen!) 

ist das eine Erhöhung des Risikos. 

(Dr. Vogel [SPD]: ABM!) 

Wenn man diese beiden Gesichtspunkte in aller Sorg-
falt prüft, können wir — da bin ich sicher — zu einem 
Ergebnis kommen, das den deutschen Interessen 
dient. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bahr. 

Bahr (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die bisherige Debatte hat, wenn man sie auf 
einen kurzen Nenner bringen will, ein interessantes 
Ergebnis gehabt: Erstens: Die Bundesregierung hat 
keinen Standpunkt geäußert. Zweitens: Herr Dregger 
hat einen Standpunkt geäußert, nämlich gegen die 
doppelte Null-Lösung. Drittens: Herr Mischnick hat 
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auch einen Standpunkt geäußert; er würde die dop-
pelte Null-Lösung befürworten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aber stark relativiert!) 

Die einzige Formel, auf die sich die Koalition im 
Augenblick verständigt, ist die Prüfungsformel. Das 
ist der Zustand dieser Koalition in einer für unser Land 
vitalen Frage. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Zum erstenmal, meine Damen und Herren, seit dem 
Nachrüstungsbeschluß des Jahres 1979 kann dieser 
Beschluß sein Ziel erreichen, nämlich die potentielle 
Bedrohung unseres Landes durch die sowjetischen 
SS 20 zu beseitigen. Innenpolitisch wäre dies die 
Gelegenheit, erbitterte Auseinandersetzungen der 
vergangenen Jahre zu beenden und miteinander zu 
überlegen, wie es denn im Interesse Europas weiter-
gehen kann. Außenpolitisch wäre das die Gelegen-
heit, das besondere Gewicht und die unentbehrliche 
Rolle unseres Landes, die Verantwortungsgemein-
schaft der beiden deutschen Staaten zu nutzen, um 
mehr Sicherheit für Europa und um konventionelle 
Stabilität vom Atlantik bis zum Ural zu erreichen. 

Was in Wirklichkeit geschehen ist, hat Hans-Jochen 
Vogel beschrieben. Die Formulierung unseres Stand-
punktes in einer vitalen Frage unserer Sicherheit wird 
bis zum heutigen Tage abhängig gemacht von der 
Kenntnis eines sowjetischen Formulierungsvor-
schlags. Haben wir denn in dieser Frage nicht einen 
eigenen Standpunkt? 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Konnten wir ihn denn nicht seit sechs Monaten ent-
wickeln? Müssen wir erst auf einen sowjetischen 
Wortlaut warten, ehe wir unsere Interessen formulie-
ren können? Ist es denn nicht schon vermessen zu fra-
gen, ob es für diese vitalen Probleme unserer Sicher-
heit nicht vielleicht sogar einen eigenen Vorschlag 
gibt? 

Der erbärmliche Zustand, in dem sich Regierung 
und Koalition zeigen, kann auf die Einschätzung in 
Washington, in Moskau, in Pa ris, in Ost-Berlin und in 
anderen Hauptstädten nicht ohne Wirkung bleiben. 
Es ist erschreckend, in welchem Umfang und in wel-
cher Geschwindigkeit Gewicht und Ansehen der Bun-
desrepublik vermindert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich drücke das sehr zurückhaltend aus, denn dies zu 
erleben tut weh. 

(Zuruf des Abg. Dr. F riedmann [CDU/ 
CSU]) 

Verantwortung dafür trägt auch der Vizekanzler, 
wenn er sich von Herrn Geißler den Mund verbieten 
läßt und es zuläßt, daß sich Herr Rühe brüstet, die 
Amerikaner gegen die doppelte Null-Lösung einge-
nommen zu haben. 

(Rühe [CDU/CSU]: Das ist doch nicht richtig 
was Sie sagen!) 

Er erweckt bei Wählern den Eindruck, als wolle er die 
doppelte Null-Lösung, während er hinnimmt, daß 

Dregger, Rühe, Todenhöfer, genau das Gegenteil 
beschließen. Herr Dregger hat ja heute die Argu-
mente gegen die doppelte Null-Lösung festgelegt, 
während der Kanzler noch prüfen will. 

Wir könnten so schön streiten, Herr Mischnick, ob 
die Null-Lösung ein Erfolg dieser Bundesregierung 
sein würde; aber das peinliche und widersprüchliche 
Durcheinander in der Koalition wird ja wohl niemand 
mehr als Erfolg bezeichnen. Ist es denn wirklich ein 
Erfolg, wenn es zur patriotischen Hoffnung geworden 
ist, daß sich Washington diesmal über Bonn hinweg-
setzt? 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Wenn erst die Nachrüstung zur sowjetischen Null-
Bereitschaft geführt hat, dann ist schwer erklärbar, 
wieso bei Mittelstreckenwaffen kürzerer Reichweite 
die sowjetische Null-Bereitschaft ohne Nachrüstung 
zustande gekommen ist. Ihre ganze Logik vom Erfolg 
der Stärke funktioniert doch nicht mehr seit der 
sowjetischen Bereitschaft zur doppelten Null-
Lösung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn es zur Null-Lösung kommt, dann nicht wegen 
dieser Regierung, sondern trotz dieser Regierung. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE] — Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben heute morgen auch 
vergessen, daß Sie schon im Februar letzten Jahres 
versucht haben, Reagan in den Arm zu fallen, als es 
damals um die sogenannte differenzierte Null-Lösung 
ging. Die Diskussion hat sich doch völlig verändert, 
nicht ob die Sowjetunion Abrüstung will, sondern ob 
die Bundesregierung Abrüstung will, wird getestet. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die Amerikaner jedenfalls wollen sie auf dem ganzen 
Mittelstreckensektor. Daran ist Zweifel nicht mehr 
möglich. 

Ich gebe zu, daß ich früher Zweifel gegenüber den 
amerikanischen Absichten gehabt habe. Ich revidiere 
das. Ich bin darüber sehr froh. 

Ich will nur hinzufügen: Nicht die Sozialdemokra-
ten haben ihr Verhandlungsziel zu revidieren. Wir 
wollten und wir wollen Null bei Mittelstreckenrake-
ten längerer wie kürzerer Reichweite. Wenn die 
Sowjetunion damals Anfang der achtziger Jahre die 
Vorschläge gemacht hätte, die Gorbatschow heute 
macht, wäre uns viel erspart geblieben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir wären heute nicht weniger sicher als damals. 

Während der ersten Verhandlungsrunde ist die SPD 
für Reduktion eingetreten, während die Union für die 
Nachrüstung war. Wir hätten den Waldspaziergang 
angenommen, wenn man uns gefragt hätte. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben den amerikanischen Vorschlag wie den 
sowjetischen Vorschlag auf Null unterstützt, während 
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die Union das sowjetische Übergewicht bei Mittel-
streckenraketen kürzerer Reichweite beklagt hat und 
beklagt. Wir sind gerade deshalb auch für die Null

-

Lösung bei den kürzeren Reichweiten, konkret: zwi-
schen hundertfünfzig und tausend bis fünftausend 
Kilometern. Alle diese Systeme, amerikanische und 
sowjetische, sollten weg. 

Kein Einwand dagegen ist stichhaltig. Es wäre eher 
eine Abkoppelung, wenn die Vereinigten Staaten ihre 
zahlreichen see- und luftgestützten strategischen 
Systeme nicht bereit wären im Ernstfall zur Verteidi-
gung Europas einzusetzen. Aber das ist nach der 
Erklärung des amerikanischen Präsidenten nicht der 
Fall. Tausende auf See gestützte Cruise Missiles sind 
nicht weniger Abschreckung als einige hundert land-
gestützte. Tausende von verbleibenden amerikani-
schen Atomsprengköpfen sind mehr als genug 
Abschreckung. Es ist schon ziemlich jämmerlich, 
wenn die Herren Reagan und Perle und Burt den Her-
ren Dregger und Rühe zurufen müssen: Fürchtet euch 
nicht, wir haben doch noch genug. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD) 

Darüber hinaus sind 250 000 amerikanische Soldaten 
mit Frauen und Kindern mehr Abkoppelung als ein 
paar hundert Sprengköpfe. 

(Beifall bei der SPD) 

Die doppelte Null-Lösung würde auch alle Pläne 
zunichte machen, durch Umrüstung der Pershing II in 
Pershing I statt Abrüstung neue Aufrüstung zu 
machen. 

Im übrigen müssen wir die Klarheit über den nicht 
nuklearen Status der Bundesrepublik behalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die sogenannte deutsche Pershing I haben wir 
bezahlt. Wir dürfen sie auch warten. Aber die Spreng-
köpfe sind allein in amerikanischem Besitz und unter 
amerikanischer Obhut. Nicht Herr Vogel, Kollege 
Mischnick, sondern der Bundeskanzler hat heute früh 
die Öffentlichkeit irregeführt, als er sie als Drittstaa-
tenwaffen bezeichnet hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Wir warnen hier vor einem Zwielicht, das nur den 
Verdacht auf den deutschen atomaren Ehrgeiz wek-
ken könnte. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir haben heute morgen von dem Kollegen Dreg-
ger gehört: Wenn nur noch atomare Gefechtsfeldwaf-
fen hier wären, würde das die nukleare Auseinander-
setzung allein auf deutschem Boden bedeuten können 
— also die Singularisierung zu deutschen Lasten. Das 
träfe logisch doch nur zu, Kollege Dregger, wenn man 
den Amerikanern unterstellte, sie würden von den 
Tausenden verbleibenden Waffen zur Verteidigung 
der Bundesrepublik keinen Gebrauch machen. Aber 
wenn die Gefahr der Singularisierung von Ihnen ernst 
gemeint ist, dann müßte diese Koalition doch sofort  

fordern, sämtliche amerikanischen chemischen Waf-
fen vom Boden der Bundesrepublik zu entfernen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Fordern wir doch!) 

Denn auf diesem Feld stehen wir doch allein und ein-
zig da. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die kommen doch 
weg, das haben wir vereinbart! — Gegenruf 

des Abg. Dr. Vogel [SPD]: Wo denn?) 

— 1992, für den Fall, daß in der Zwischenzeit binäre 
neue amerikanische Waffen produziert werden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die aber nicht 
hierher kommen! — Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]: Die kommen auch wieder hierher!) 

— Ich bitte um Entschuldigung. Wir werden noch 
darüber zu streiten haben. Falls das weltweite 
Abkommen nicht gelingt, wird diese Bundesregie-
rung noch zu klären haben, ob sie wirklich ein Veto-
recht hat, wie sie behauptet und wie es in Amerika 
geleugnet wird. Das werden wir erfahren. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Die kommen nicht 
hierher! — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die 
Depotplanung wird schon gemacht, Herr 

Dregger, falls es Sie interessiert!) 

Schließlich zeigt sich in dieser Argumentation ein 
tiefgreifender Unterschied in der Art des Denkens; 
denn wer so argumentiert wie Sie heute morgen, Kol-
lege Dregger, denkt in Kriegsführungskategorien. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Dregger [CDU/CSU]: Im Gegenteil, ich 

will Krieg verhindern!) 

Ich halte das für grundfalsch. Die Politik darf nicht 
dem militärischen Denken folgen, das in der Tat über-
legen muß, was zur Kriegsführung nötig wäre, um ihn 
zu vermeiden. Die Politik muß von der Erkenntnis 
Helmut Schmidts ausgehen, daß es keine Kriegsfüh-
rungsfähigkeit in der Bundesrepublik mehr gäbe, 
nachdem die erste Serie von Atomwaffen explodiert 
wäre. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Bereitschaft der Deutschen zum Kampf wäre nach 
20 Atombomben nicht größer als die der Japaner nach 
Hiroshima und Nagasaki. Die Politik muß Atomwaf-
fen aus der Rolle geplanter hilfsweiser Gefechtsfeld-
waffen herauslösen 

(Zustimmung bei der SPD) 

und, solange es sie gibt, auf ihre politisch abschrek-
kende Wirkung zurückführen. Das NATO-Ziel, die 
atomare Schwelle zu heben, darf nicht durch die 
Erklärung ihrer Unentbehrlichkeit de facto ins Gegen-
teil verkehrt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit bin ich bei unserem Standpunkt zu den tak-
tischen atomaren Gefechtsfeldwaffen und Kurzstrek-
kenwaffen. Zunächst muß man hier auch einer Irre-
führung der öffentlichen Meinung entgegentreten. 
Die völlige Beseitigung aller Mittelstreckenwaffen 
bedeutet nicht die Denuklearisierung Europas. 

(Frau Traupe [SPD]: So ist es!) 
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Die nukleare Abschreckung gäbe es dann noch 
immer, von den Gefechtsfeldwaffen über die Kurz-
streckenraketen, über die Mittelstreckenwaffen, luft- 
und seegestützt, bis zu den strategischen Interkonti-
nentalwaffen. Es ist falsch, Abschreckung als eine Lei-
ter zu sehen, die unbenutzbar wird, wenn eine 
Sprosse, die landgestützten Mittelstreckensysteme, 
herausgebrochen wird. 

Wir würden mehr Sicherheit bekommen, als wir in 
den letzten 25 Jahren vor der Stationierung hatten, als 
wir trotz des damaligen sowjetischen Mittelstrecken-
monopols sicher waren. Abschreckung hieß damals 
und heißt heute: Ein Ang riff auf Europa bedeutet 
Krieg mit Amerika. Das ist übrigens die verläßlichste 
Basis der Sicherheit Berlins und erst recht der Bundes-
republik. 

Selbst wenn es keine amerikanischen Nuklearwaf-
fen auf europäischem Boden gäbe, selbst wenn wir die 
französischen und britischen Waffen vergäßen — ich 
stimme Herrn Mischnick zu, wir können das nicht —, 
gäbe es immer noch eine nukleare Abschreckung. In 
dem dichtbesiedelten Mitteleuropa gibt es mehr als 
100 Atomreaktoren, und das heißt mehr als 100 
potentielle Tschernobyls. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Abschalten!) 

Niemand kann doch hoffen, daß die Geschosse eines 
rein konventionellen Krieges um diese Reaktoren her-
umfliegen würden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Es kommt darauf 
an, wie genau die zielen!) 

Ein oder zwei Dutzend explodierende Reaktoren wür-
den doch Europa lähmen. Wir leben in einer Gegend, 
in der der Wind meist von West nach Ost weht. Es gibt 
in Europa eine atomare Abschreckung unabhängig 
von Waffen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die Kurzstreckenwaffen und die taktischen Atom-
waffen stehen heute in einem unlösbaren Zusammen-
hang mit den konventionellen Streitkräften. Die 
Gespräche, die wir mit der SED zum Thema eines 
Korridors geführt haben, haben deutlich werden las-
sen, daß die technische Entwicklung, z. B. der doppel-
verwendungsfähigen Artillerie, es objektiv unmöglich 
macht, eine eindeutig saubere Trennung zwischen 
atomaren und nur konventionellen Systemen dieser 
Art  kontrollierbar vorzunehmen. 

Wenn einigen die Gefahren einer doppelten Null

-

Lösung zu groß werden, die durch die atomaren 
Gefechtsfeldwaffen dann noch bestehen, dann kann 
man doch einfach raten: Dann laßt uns doch den Kor-
ridor machen! Er würde jedenfalls bedeuten, daß 
weder die sowjetischen noch die amerikanischen 
Atomwaffen uns oder die DDR erreichen können. Er 
würde auch tiefgreifende erste Einschnitte im kon-
ventionellen Sektor dieser doppelverwendungsfähi-
gen Artillerie und damit eine Reduktion von Angriffs-
fähigkeit bedeuten. Der Einwand, daß man dort hin-
einschießen kann, zieht nicht mehr, wenn die Null

-

Lösung bei Mittelstreckenraketen vereinbart wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Einwand, daß man solche Waffen im Krisen-
oder Kriegsfall wieder nach vorn ziehen könnte, führt 
geradezu auf ein Hauptinteresse der deutschen Poli-
tik. Das Hauptinteresse ist nicht die Vorbereitung zur 
Kriegsführung, sondern die größtmögliche deutsche 
Souveränität zum Krisenmanagement in Zeiten der 
Spannung, um Krieg zu verhindern. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das sollten wir 
auch einmal üben, statt den Quatsch heute 

hier!)  

Dies ist bisher bei allen Überlegungen der Bundesre-
gierung zu kurz gekommen oder jedenfalls nicht 
erkennbar und würde in der Konsequenz auch eine 
Reihe eigener Wünsche an unsere Verbündeten aus-
lösen. Wir werden darüber später und an anderer 
Stelle zu diskutieren Gelegenheit haben. 

Aber gerade unter diesem Gesichtspunkt kann der 
Korridor interessant sein. Man könnte ihn zeitlich 
begrenzt zu einer Region ausbauen, in der beiderseits 
konventionelle Angriffsfähigkeiten durch die Beseiti-
gung schweren Geräts abgebaut werden, bis eine ver-
einbarte konventionelle Stabilität zwischen Atlantik 
und Ural erreicht ist. 

Gerade unter dem Gesichtspunkt von Teillösungen 
oder zeitlich vorgezogenen Zwischenregelungen wird 
der Korridor nach einer Null-Lösung interessant. Es 
verdient sorgfältige Prüfung, wie durch ihn Offensiv-
optionen oder gar Invasionsfähigkeiten des War-
schauer Vertrages, wie die Bundesregierung oder 
Herr Wörner heute formulieren, zu beseitigen sind. 
Die Bundesregierung hat den Regierungen der DDR 
und der CSSR eine seriöse Prüfung zugesagt. Poli-
tisch, rüstungskontrollmäßig und militärisch ist der 
Korridor eine sinnvolle Ergänzung, gerade weil er 
Verknüpfung zwischen nuklearen Gefechtsfeldwaf-
fen und konventionellen Waffen garantiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das Bessere darf nicht 
der Feind des Guten werden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nur in Wien 
haben sie das noch nicht kapiert!) 

Die umfassende doppelte Null-Lösung von 150 bis 
5 000 Kilometern darf nicht die Teillösung verhin-
dern, nämlich von 500 bis 5 000 Kilometern. Selbst 
diese Teillösung dürfte nicht eine Null-Vereinbarung 
über Mittelstreckenraketen längerer Reichweite tor-
pedieren. Es kann kein Zweifel sein: Die Einbezie-
hung der Mittelstreckensysteme kürzerer Reichweite 
würde die Gefahr einer neuen Nachrüstung beseiti-
gen; jede Raketennachrüstung würden wir ablehnen 
und entschieden bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]: Wie die FDP!) 

Wir warnen davor, Herr Bundeskanzler, Nachrü-
stungsabsichten durch Formulierungen zu tarnen, wie 
Sie sie auch heute wieder benutzt haben, nämlich 
„neue gemeinsame Obergrenzen". Nicht nur Herr 
Geißler weiß, warum er sich gegen eine neue Nach-
rüstung ausgesprochen hat. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 10. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. Mai 1987 	549 

Bahr 

Ich wollte etwas zu den Paketen sagen, aber das hat 
der Kollege Mischnick hervorragend getan. Ich 
schließe mich ihm an und kann darauf verzichten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Diese Bundesregierung hat es heute in der Hand, ob 
wir von der potentiellen Bedrohung durch alle sowje-
tischen Mittelstreckenwaffen befreit werden oder nur 
von der durch die weiterreichenden. Daran, wie die 
Bundesregierung mit dieser Verantwortung umgeht, 
wird sie gemessen werden, national wie internatio-
nal. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wenn ich mich nun dem zuwende, was als Konzept 
sich in dieser Lage anbietet, so möchte ich ausdrück-
lich an die Ausführungen anknüpfen, die Horst 
Ehmke in der Debatte nach dem 18. März 1987 zur 
Selbstbehauptung Europas gemacht hat. Es handelte 
sich nicht um eine Eintagsfliege, sondern um eine 
mögliche Politik des Zusammenwirkens im deutschen 
wie im europäischen Interesse. Es ist eine besondere 
Verantwortung der Europäer, sich auf die Fragen der 
konventionellen Stabilität zu konzentrieren. 

Wir müssen der Sowjetunion sagen, daß das neue 
Denken einer Sicherheit, die für beide Seiten 
gleich sein muß, verlangt, auch auf dem konven-
tionellen Gebiet mit gleichem Mut die gleichen 
Prinzipien anzuwenden, die auf atomarem Gebiet 
richtig sind. Der konventionelle Krieg muß 
genauso unmöglich gemacht werden wie der ato-
mare. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Es darf keine Überlegenheiten geben. Überle-
genheiten, wo immer es sie gibt, müssen kontrol-
lierbar abgebaut werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das habe ich am 6. November vergangenen Jahres 
hier gesagt, und ich wiederhole es, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Damals haben Sie 
mir ja zugestimmt!) 

um die Kontinuität unserer Position zu dokumentieren 
und auch zu dokumentieren, daß Sie mit einigen Ihrer 
Positionen eigentlich offene Türen bei uns einren-
nen. 

Ich habe allerdings auch zu wiederholen — gerade 
weil seither ein halbes Jahr vergangen ist — : „Bis 
heute gibt es keinen deutschen Vorschlag, wie die 
befürchtete Gefahr der konventionellen Überlegen-
heit des Warschauer Paktes beseitigt werden kann. " 
Das letzte halbe Jahr hat die Bundesregierung in die-
sem Punkte offenbar verpennt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich bin im übrigen der Auffassung, daß bei den Ver-
handlungen über ein Mandat in Wien der gesamteu-
ropäische Rahmen erhalten bleiben muß. Er hat sich in 
Stockholm bewährt. In diesem Rahmen wird es um so 
leichter sein, die Verhandlungen zu einer konventio-
nellen Stabilität zwischen den Staaten der beiden 
Bündnissysteme zu führen, wenn die Verhandlungen 
über die Verifikation dieser Maßnahmen den 35, also 

den KSZE-Staaten, zugewiesen würden. Ein derarti-
ges Vorgehen würde die Staaten der Atlantischen 
Allianz und des Warschauer Paktes auf die ausgewo-
gene Reduktion von Waffen konzentrieren, die 
bewährten guten Dienste auch der Nichtgebundenen 
und Neutralen für die Verifikation sichern und das 
Ganze praktikabel machen. 

Eine interessante Initiative der Bundesregierung 
könnte sich aus der Prüfung ergeben, eine Ost-West-
Außenministerkonferenz vorzuschlagen, die Mandat 
und Ziel für Verhandlungen über konventionelle Sta-
bilität in Europa festlegt. Mit einer solchen Konferenz 
könnte am ehesten der Fehler der bisherigen MBFR-
Verhandlungen vermieden werden, nämlich der eines 
jahrzehntelangen toten Streits um Ziffern und 
Daten. 

Es ist unverkennbar, daß Europa noch einmal eine 
Chance bekommen kann, seine eigenen und beson-
deren Interessen wirksamer als bisher wahrzuneh-
men. Die Entschließung des Monnet-Komitees, die 
der Kollege Dregger zitiert hat, wird ja von uns, wie er 
weiß, getragen, und die Zielsetzung wird von uns 
genauso gesehen. Es ist natürlich ebenso unverkenn-
bar, daß diese Chance davon abhängt, ob Frankreich 
bereit ist, seine konventionellen Streitkräfte zu euro-
päisieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir sind bereit, die Unabhängigkeit der französi-
schen Entscheidung über seine nuklearen Streit-
kräfte zu akzeptieren. Wir lehnen jeden Gedanken an 
europäische Nuklearstreitkräfte als gefährliche Illu-
sion ab. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ein europäischer Pfeiler der Atlantischen Allianz 
mit den sich daraus ergebenden Folgerungen für 
Struktur, Strategie, Verantwortung und Politik würde 
Westeuropa in die Lage versetzen, die ihm zukom-
mende Rolle und Verantwortung für die Verhandlun-
gen zu übernehmen, für die Frankreich den Ausdruck 
„vom Atlantik bis zum Ural" geprägt hat, den die 
Sowjetunion angenommen hat. 

Man darf nicht so tun, als gäbe es die nun wieder-
holte sowjetische Bereitschaft nicht, über Stabilität auf 
der Basis gleicher Sicherheit und über die Beseitigung 
von Überlegenheiten mit Auswirkung auf die Strate-
gie zu verhandeln. Es muß endlich zur Kenntnis 
genommen werden, daß es diese Vorschläge gibt. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben heute morgen eine 
Reihe von Forderungen in diesem Zusammenhang 
erhoben. Warum haben Sie denn nicht gesagt, was die 
deutschen oder die Vorschläge Ihrer Regierung für 
dieses Gebiet zur Lösung sind? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Der Westen hat einige frühere Erklärungen von 
Gorbatschow nicht ernstgenommen: über das neue 
Denken, die sich daraus ergebenden neuen Ansätze 
zur atomaren Abrüstung. Nur deshalb entstand die 
Überraschung, als Gorbatschow „Null" vorschlug und 
in der Logik auch „Null" bei den kürzeren Reichwei-
ten. Ich möchte nicht, daß der Westen abermals über- 
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rascht wird und dann abermals ohne Konzept verwirrt 
reagiert. Gerade wenn wir erste, für Europa unge-
wöhnlich aufregende Reduktionen der atomaren Waf-
fen erleben, wäre es unbegreiflich, wenn unsere 
Sache, nämlich die konventionelle Reduktion und 
Stabilität, nicht durch unsere Vorschläge in Gang 
gesetzt wird. Unser Interesse ist, zu drängen und nicht 
zu bremsen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wenn wir die konventionelle Stabilität auf gerin-
gerem Niveau erreichen, wenn wir also die Sorge vor 
der konventionellen Überlegenheit des Warschauer 
Vertrages beseitigen, die wir ja auch haben, dann ste-
hen wir nicht nur vor der Beseitigung der nuklearen 
Gefahren für Europa, dann stehen wir vor einem qua-
litativen Durchbruch, vor einem neuen Abschnitt der 
europäischen Nachkriegsgeschichte, nämlich die 
militärische Konfrontation zu ersetzen durch den 
friedlichen Wettbewerb der Systeme und Ideologien 
und durch wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Nichts geringeres als diese Perspektive liegt im 
Interesse Europas, übrigens auch der Weltmächte, die 
sich dann den bisher vernachlässigten Problemen 
zuwenden könnten, nämlich der Zerstörung unserer 
Atmosphäre, unserer Umwelt und der Dritten Welt. Zu 
einer europäischen Initiative, die an die Stelle der 
militärischen Konfrontation den friedlichen Wettbe-
werb setzt, zu einer solchen Initiative könnte Bonn 
einladen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die Ergänzung der militärischen Sicherheit ist die 
politische Sicherheit, und die Ergänzung der politi-
schen Sicherheit ist die militärische. Das, was wir vor 
weit mehr als einem Jahrzehnt begonnen haben 
— der Kollege Mischnick hat ja daran erinnert — : die 
politische Entspannung verlangt zur Ergänzung auf 
militärischem Gebiet Verträge der gemeinsamen 
Sicherheit. Das wäre eine logische und eine natürliche 
Fortsetzung dessen, was wir in den 70er Jahren 
begonnen haben. Was damals geschaffen wurde, hat 
sich trotz vieler Krisen bewährt. Nicht viele Verträge 
haben in den letzten 16 Jahren so exzellent funktio-
niert wie das Viermächteabkommen, der Moskauer 
Vertrag und der Grundlagenvertrag. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und wir haben alles falsch 
gemacht!) 

Dies damals von uns geschaffene Werk ist doch die 
Grundlage, die auch die heutige Bundesregierung gar 
nicht entbehren kann und will. Dieses Werk verlangt 
die europäische Fortsetzung auf dem Gebiet der 
Rüstungskontrolle und Abrüstung. Auf diesem Wege 
gäbe es viele Verbündete in Europa. Sogar innenpoli-
tisch könnten wir auf diesem europäischen Weg eine 
weite Strecke zusammen gehen. 

Ich hoffe, daß die Koalition und die Bundesregie-
rung beim ersten Schritt, nämlich der doppelten Null

-

Lösung für Mittelstreckenraketen, nicht stolpern. 
Damit sie dies nicht tut, haben wir einen Antrag in 
einer Form formuliert, daß er eigentlich für jeden in  

diesem Hause annehmbar sein müßte, wie der Herr 
Bundeskanzler heute morgen so schön formuliert hat. 
Ich beantrage deshalb für diesen Antrag namentliche 
Abstimmung. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Rühe. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Träger des golde

-

nen Stahlhelms! — Heiterkeit bei der SPD) 

Rühe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das, was der Bundeskanzler in seiner 
Regierungserklärung vorgetragen hat und was unser 
Fraktionsvorsitzender, Herr Dr. Dregger, hier vorge-
tragen hat, wird geschlossen von der CDU/CSU-Frak-
tion unterstützt. 

(Schily [GRÜNE]: Aber nicht von der FDP! — 
Zurufe von der SPD) 

Wir werden diese Haltung in den nächsten Wochen 
mit Nachdenklichkeit, aber auch mit Geschlossenheit 
und Entschiedenheit, über die sich niemand täuschen 
sollte, vertreten. 

Einige Redner haben hier über die Haltung der Ver-
einigten Staaten gesprochen, auch der Kollege 
Mischnick. Der amerikanische Präsident hat mich vor 
wenigen Tagen in Washington durch seinen Sicher-
heitsberater wissen lassen, 

(Oh-Rufe von der SPD) 

daß in Amerika in dieser Frage weder eine Vorent-
scheidung noch eine Entscheidung getroffen worden 
ist. Er hat hinzugefügt, daß der Präsident Wert auf 
offene und echte Konsultationen lege. Ich finde, wir 
sollten dankbar und froh über diese offene Haltung 
der Vereinigten Staaten sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage mich, ob es im Interesse von deutschen 
Politikern liegt, den Eindruck zu erwecken, als ob dies 
nicht der Fall sei, und diese Haltung zu verengen. 
Seien wir doch froh über diese offene Diskussionshal-
tung der Vereinigten Staaten. 

Im übrigen, die offizielle Position der Vereinigten 
Staaten, unterschrieben vom Präsidenten, lautet wei-
terhin: Einfrieren der 130 sowjetischen Systeme und 
das Recht auf gleiche Zahl. Wir haben seit vielen Jah-
ren in der NATO die Meinung vertreten, daß man 
auch bei den Systemen mit einer Reichweite zwischen 
500 km und 1 000 km auf ein niedrigeres Niveau 
— mit gleichen Obergrenzen — abrüsten sollte. Inso-
fern bleiben wir völlig in der Kontinuität unserer Poli-
tik. 

(Dr. Scheer [SPD]: Also aufrüsten?!) 

Ich bin hier gelegentlich belobigt worden — es war 
häufig vergiftetes Lob — , wenn ich mich in der Ver-
gangenheit auch kritisch mit der Diskussion in Ame-
rika auseinandergesetzt habe. Ich plädiere seit lan-
gem für eine selbstbewußte Partnerschaft. Bei mir hat 
es allerdings nie Zweifel an der Partnerschaft gege-
ben, Herr Bahr. 

(Zuruf von der SPD: Bei uns auch nicht!) 
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Und was merkwürdig ist: Diese selbstbewußte Part-
nerschaft darf man eben nicht wechseln — je nach der 
Situation, ob es einem in den Kram paßt oder nicht. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sagen Sie das 
Herrn Dregger!) 

Wenn man deutsche Interessen kontinuierlich vertre-
ten will, dann darf man sich in dieser Situation nicht 
hinter den Äußerungen einiger sehr wichtiger — wie 
ich zugebe — amerikanischer Politiker verstecken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Mischnick, Sie haben gefragt: Können 
wir eine zweite Null-Lösung, ein zweites Angebot 
ablehnen? — Es wird ein drittes geben, es wird ein 
viertes geben. 

(Bahr [SPD]: Das hoffe ich!) 

Gorbatschow hat ja schon gesagt, er wolle alle Atom-
waffen aus Europa wegschaffen, und Herr Bahr sagt, 
er hoffe, daß es eine solche Null-Lösung gibt. 

(Zuruf von der SPD: Der Reagan will das 
auch!) 

Das heißt: Irgendwann müssen wir uns entschei-
den. 

(Zuruf von der SPD: Wir wollen wissen, was 
Sie wollen!) 

Wenn wir darin übereinstimmen, daß wir den Frieden 
angesichts der Situation nicht ohne nukleare 
Abschreckung aufrechterhalten können, dann müs-
sen wir dies zu irgendeinem Zeitpunkt auch mit aller 
Deutlichkeit sagen. Dann sticht das Argument nicht 
mehr: Können wir Nein sagen zu einem Null-Ange-
bot? Das nächste wird hinsichtlich der Obergrenzen 
noch günstiger sein; das wird 600 zu Null zwischen 
500 und 150 km sein. 

Deswegen lassen Sie uns diese Fragen bitte einmal 
sehr grundsätzlich angehen, bevor wir uns hier so fest-
legen. Stimmen wir darin überein, daß es für Atom-
waffen in Europa eine Notwendigkeit gibt, insbeson-
dere solange das enorme konventionelle Ungleichge-
wicht von 3 zu 1 besteht? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist doch 
Unsinn!) 

Wenn wir uns darin aber einig sind, daß wir Nuklear-
waffen zur Abschreckung brauchen — ich denke, das 
ist in der Koalition ganz eindeutig der Fall — , wenn 
wir uns auch mit allen europäischen Nationen und 
natürlich auch mit den Amerikanern darin einig sind, 
dann stellt sich die Frage, welche Nuklearwaffen mit 
welchen Reichweiten unter 1 000 km wir haben soll-
ten. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich sage klar und deutlich: Wir wollen nicht in die 
Situation kommen, daß nur noch diejenigen Systeme 
übrigbleiben, die nur noch Deutsche treffen können, 
in Ost wie in West. Ich finde, auch darin sollten wir 
übereinstimmen. 

Deswegen können wir das, was Herr Bahr angedeu-
tet hat, nur ablehnen. Er hat gesagt: Laßt uns Null-
Lösungen bis auf 100 km Reichweite herunter 
machen. Das träfe wirklich nur noch ausschließlich die 
Deutschen. Herr Bahr wäre, nachdem ein solcher Ver-

trag unterzeichnet wäre, der erste, der hierher kom-
men und sagen würde, wie unmoralisch es ist, daß hier 
nur noch landgestützte Systeme sind, die die Deut-
schen in West und Ost treffen können. Deswegen wol-
len wir eine solche Situation nicht herbeiführen. 

Hier ist das Nötige gesagt worden. Auch der Gene-
ralinspekteur der Bundeswehr hat deutlich gemacht: 
Je kürzer die Reichweiten, desto deutscher die Wir-
kung. 

Es gibt einen zweiten sehr wesentlichen Grund, 
warum wir aus deutscher Sicht bei den Mittelstrek-
kenraketen der Reichweite zwischen 500 und 
1 000 km jetzt nicht auf Null gehen sollten. Nur wenn 
wir jetzt nicht auf Null gehen, können wir auch im 
Bereich unter 500 km Reichweite weiter abrüsten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das ist unsere Vorstellung. Ich möchte eine weitere 
50%ige Reduzierung auch bei den Systemen darun-
ter, die nur Deutsche treffen können; auch bei den 
Gefechtsfeldwaffen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, der 
Abgeordnete Voigt (Frankfurt) möchte gerne eine 
Zwischenfrage stellen. 

Rühe (CDU/CSU): Ich habe jetzt leider keine Zeit. 
Ich lese heute in der „International Herald Tri-

bune", daß ein amerikanischer Regierungsbeamter 
folgendes erklärt hat — ich sage das mit aller Deut-
lichkeit, und ich bin gespannt, ob Sie diese amerika-
nische Haltung dann auch sofort übernehmen oder ob 
Ihre Taktik nicht innerhalb einer Minute enttarnt ist, 
Herr Vogel — 

(Dr. Vogel [SPD]: Oh!) 

Nach einer Null-Lösung im Bereich von über 500 km 
müßten neue Waffensysteme zwischen 250 und 
400 km Reichweite entwickelt und aufgestellt wer-
den. Ist es eine antiamerikanische Haltung, wenn ich 
sage, mit mir nicht? Die Null-Lösung bis herunter auf 
500 km und darunter neue und zusätzliche Systeme, 
die nur die Deutschen in Ost und West treffen könn-
ten: 

(Dr. Vogel [SPD]: Wer will denn das?) 

Ist das Antiamerikanismus oder ist das die Wahrneh-
mung deutscher Interessen auf diesem wichtigen 
Feld. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie steigern sich ja künst

-

lich hinein!) 

Jeder Befürworter der Null-Lösung bei den 
Systemen zwischen 500 und 1 000 km Reichweite 
sollte sich darüber im klaren sein, 

(Dr. Vogel [SPD]: Reden Sie mit Herrn Gen

-

scher!) 

daß dann gleichzeitig für die Systeme unter 500 km 
Reichweite sowohl Modernisierung als auch mögliche 
weitere Anschaffungen in Frage kommen. Auf jeden 
Fall wird dadurch eine weitere Reduzierung in Frage 
gestellt, wenn nicht sogar ausgeschlossen, und das 
gerade bei diesen Systemen. Das kann nicht im deut-
schen Sicherheitsinteresse liegen. Ich habe das eben 
angedeutet. 
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Es kann auch nicht im deutschen Sicherheitsinter-
esse liegen, daß wir auf diese Weise, was die verblei-
benden nuklearen landgestützten Systeme mit einer 
Reichweite angeht, die nur Deutsche treffen können 
—das sind die Tatsachen —, die Legitimität der 
Abschreckung in unserem Lande untergraben und 
damit die perfekte Selbstabschreckung organisie-
ren. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir durchschauen durchaus die Strategie. Bei Ihnen 
gibt es sehr viele Anhänger einer totalen Abschaffung 
der Atomwaffen, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Präsident Reagan 
nicht zu vergessen!) 

die bei jedem Ostermarsch dabeiwaren, um zu verhin-
dern, daß bei uns Atomwaffen aufgestellt werden; die 
in der Sowjetunion sollen bleiben. Für sie ist es nur 
konsequent, wenn sie weiterhin die Zustimmung der 
Bevölkerung untergraben wollen, was den Konsens 
über die Moralität und Legitimität nuklearer 
Abschreckung angeht. Da kann ich nur sagen: Da 
muß man den Weg gehen und nur noch solche kurzen 
Systeme haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb: Wer Abrüstung will, um mehr Sicherheit 
gerade der Deutschen zu erreichen, der darf jetzt nicht 
den Weg der Abrüstung bei den Systemen unter 
500 km Reichweite verbauen. 

Die Politik und die Strategie der Sowjetunion 
machen klar, daß die Sowjets ihre eigentliche, ihre 
wahre Stärke in Europa erkannt haben, nämlich ihre 
konventionelle Überlegenheit verbunden mit der 
Geographie in Europa. Sie können und sie werden 
viele weitere Null-Lösungen in diesem Bereich prä-
sentieren. Deswegen sollten wir es, wie ich finde, 
Herrn Gorbatschow nicht gestatten, immer nur Vor-
schläge im Nuklearwaffenbereich zu machen, bei den 
nicht minder gefährlichen konventionellen Waffen 
jedoch keine Beweglichkeit zu zeigen. 

(Zuruf von der SPD: Macht doch eigene!) 

— Ich sage Ihnen jetzt zwei ganz konkrete Punkte in 
dem Bereich. 

Wer für sich in Anspruch nimmt, jedenfalls ein revo-
lutionärer Erneuerer der Rüstungskontrollpolitik zu 
sein, der muß endlich auch echte Abrüstungsvor-
schläge im konventionellen Bereich vorlegen. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie mal, wel

-

che!) 

Ich fordere Herrn Gorbatschow auf, 

(Lachen bei der SPD) 

die Null-Lösung im Hinblick auf die fünf sowjetischen 
Invasionsdivisionen in der Tschechoslowakei vorzu-
schlagen. Wo bleibt die Null-Lösung im Hinblick auf 
die fünf sowjetischen Invasionsdivisionen in der 
Tschechoslowakei? Das wäre im wesentlichen ein 
symbolischer Vorschlag, vertrauensbildend, mit 

geringer militärischer Bedeutung. Aber warum bleibt 
dieser Vorschlag aus? 

(Bahr [SPD]: Das ist doch nicht seriös! — 
Dr. Vogel [SPD]: Das hat doch nichts mit der 

Null-Lösung zu tun!) 

—Werden Sie nicht unruhig. 

Warum schlägt Herr Gorbatschow — hören Sie bitte 
genau zu — nicht die Abrüstung all derjenigen Panzer 
der Ersten Strategischen Staffel der Sowjetunion auf 
die gleiche zahlenmäßige Höhe vor, die die NATO auf 
unserer Seite hat? Warum nicht dieser sowjetische 
Abrüstungsvorschlag? 

(Dr. Vogel [SPD]: Nicht rauf, sondern run

-

ter!) 

— Herunter auf der sowjetischen Seite auf unsere 
Höhe. — Auch was die Anzahl der Jagdbomber 
angeht, muß die Sowjetunion um mehr als die Hälfte 
reduzieren, damit hier auch nur ein annäherndes 
Gleichgewicht entstehen würde. Ich frage mich: 
Warum diskutieren wir nicht über die Vorschläge, die 
Herr Gorbatschow nicht macht? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Lachen 
und anhaltende Zurufe von der SPD und den 

GRÜNEN) 

Warum lassen wir uns darauf ein, immer nur über die 
Vorschläge im nuklearen Bereich zu diskutieren? Wir 
sollten ihm die Diskussion über wirkliche konventio-
nelle Abrüstung in Europa nicht ersparen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, der 
Abgeordnete Professor Ehmke möchte eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Rühe (CDU/CSU): Gut, eine kurze Frage, wenn mir 
die Zeit dafür nicht angerechnet wird. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Kollege Rühe, erin-
nern Sie sich daran, daß der Warschauer Pakt auf der 
Außenministerkonferenz in Budapest eine 25%ige 
Reduzierung konventioneller Streitkräfte vorgeschla-
gen, daß Gorbatschow das in Prag aufgenommen hat 
und daß die Antwort des Westens darauf bisher leider 
nur der Kriterienkatalog war, den die in Halifax ein-
gesetzte Gruppe erarbeitet hat? Das heißt: Wenn auf 
konventionellem Gebiet überhaupt Vorschläge 
—wenn auch nicht ausreichende Vorschläge — vor-
liegen, dann liegen sie bis jetzt von östlicher und nicht 
von westlicher Seite vor. 

(Bahr [SPD]: Leider!) 

Rühe (CDU/CSU) : Herr Kollege Ehmke, und Sie 
sind natürlich sofort bereit, sie zu übernehmen, 

(Widerspruch bei der SPD) 

obwohl Sie wissen, daß dies bei einer 3 : 1-Überlegen-
heit kein Ausgangspunkt sein kann. Das haben wir im 
übrigen auch in Moskau vorgetragen. Wir können 
wieder 20 Jahre darüber streiten, was 100 % ist, um 
dann eine 25%ige Reduktion zu bekommen. Und 
genau das wollen wir nicht machen. 

(Zuruf von der SPD: Also, lassen wir es?) 
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Deswegen muß es, genau wie wir das auch bei 
Gefechtsfeldwaffen gemacht haben, einseitige sowje-
tische Schritte geben, so wie Gorbatschow das auch 
angekündigt hat, damit die entsprechenden Überrü-
stungen dort  im konventionellen Bereich abgebaut 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Rühe, die Abgeordneten Bahr und Professor Ehmke 
würden gern eine Zwischenfrage stellen. 

Rühe (CDU/CSU): Ich verstehe das, aber ich habe 
leider so wenig Zeit. Ich würde mich gern noch ein 
bißchen mit dem Kollegen Vogel auseinandersetzen. 
Wir haben ja auch sonst noch Gelegenheit. 

(Zurufe von der SPD) 
Das einzige, was mich überrascht hat — — 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Nur noch eine 
Zwischenfrage! — Kleine rt  [Marburg] 
[GRÜNE]: Die Zeit wird doch nicht ange

-

rechnet, Herr Rühe! — Weitere Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

— Die Zeit wird nicht angerechnet? — Ja, bitte. 

Vizepräsident Cronenberg: Eine Frage rechne ich 
nicht mehr an. Aber dann bitte ich, fortzufahren, weil 
wir den Zeitplan sonst nicht mehr einhalten können. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Kollege Rühe, wir 
stimmen doch sicher darin überein — auch Sie sind 
doch sicher dieser Meinung — : Je früher der Westen 
seine eigenen Vorschläge auf diesem Gebiet vorlegt, 
desto besser, oder wollen Sie weiter darauf warten, 
daß nur die Sowjetunion etwas tut? 

Rühe (CDU/CSU): Nein, natürlich nicht, Herr Kol-
lege Ehmke. Das ist doch gerade der Ansatzpunkt, 
den wir gewählt haben, 

(Frau Traupe [SPD]: Wo denn?) 
den auch Herr Dregger vorgetragen hat: daß wir nu-
kleare Abrüstungsverhandlungen end lich mit einem 
Einstieg in die konventionelle Abrüstung verbinden. 
Dazu brauchen wir aber auch einen Hebel, und dieser 
Hebel muß im Bereich der Mittelstreckensysteme 
kürzerer Reichweite eingesetzt werden, damit in 
Europa auch konventionell und chemisch abgerüstet 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Herr Kollege Vogel, das einzig Überraschende und 
Interessante an Ihrer Rede war, daß Sie nun doch den 
Versuch gemacht haben, sich auf Helmut Schmidt zu 
berufen. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Ja, das war gut! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe gestern mit Kollegen Wetten abgeschlos-
sen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Für oder gegen die Null

-

Lösung?) 

ob Sie den Mut haben würden, sich auf Helmut 
Schmidt zu stützen. Das ist zwar ein trauriger Mut, 
aber Sie haben ihn aufgebracht. 

(Seiters [CDU/CSU]: Die SPD ist kopflos!) 

Helmut Schmidt schreibt heute in der „Zeit" 

(Dr. Vogel [SPD]: Beide Null-Lösungen sind 
gut, schreibt er! — Dr. Hornhues [CDU/ 
CSU]: Nun ist Schmidt auch wieder gut!) 

— darauf komme ich gleich —, daß die Chance, die es 
jetzt für eine Null-Lösung im Bereich der Mittelstrek-
kenraketen größerer Reichweite gibt, eine Stunde des 
Triumphes für ihn sei. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und Sie machen ihn 
kaputt!) 

Wie würden Sie die Stunde für die Leute charakteri-
sieren, die Helmut Schmidt verlassen, im S tich gelas-
sen, verraten haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Müßte das nicht eine Stunde tiefer Depression sein? 
Und statt dessen erleben wir die Selbstgerechtigkeit, 
mit der Sie hier heute vormittag geredet haben. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Der verdrängt 
alles! — Weitere anhaltende Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN — Glocke des Präsi

-

denten) 

Ich habe Helmut Schmidt gestern abend sehr genau 
zugehört. Die NATO-Position seit vier Jahren, die 
auch er schon zu seiner Regierungszeit im Bereich der 
Mittelstreckenraketen kürzerer Reichweite seit 1981 
vertreten hat, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie haben 
immer gegen ihn gestimmt!) 

lautete nie: Nu ll  — das können Sie alles nachlesen, 
wenn Sie wollen — , sondern: ergänzende Beschrän-
kungen auf ein reduziertes Niveau, gleiche Obergren-
zen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie haben 
doch früher nie für ihn gestimmt! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

— Ich höre immer genau zu, wenn er redet, im Unter-
schied zu Ihnen, gnädige Frau. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie haben 
nie für ihn gestimmt, gar nie! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Helmut Schmidt hat gestern nur von den Mittelstrek-
kenraketen kürzerer Reichweite gesprochen, die 
1984 in die DDR und in die Tschechoslowakei 
gebracht worden sind, und gesagt, daß er deren 
Abschaffung, diese Null-Lösung wolle. Und da 
stimme ich ihm völlig zu. Unsere Überlegungen, die ja 
auf eine mindestens 50%ige Abrüstung auch im 
Bereich der Mittelstreckenraketen kürzerer Reich-
weite hinauslaufen, 

(Bahr [SPD]: Hört! Hört!) 

würden das voll umfassen: nicht nur den Rückzug, 
sondern auch die Vernichtung dieser sowje tischen 
Systeme. Also so, wie er das gestern im Ersten Deut-
schen Fernsehen im „Brennpunkt" gesagt hat, sind 
wir in dieser Frage, was diesen konkreten Punkt auch 
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der Systeme kürzerer Reichweite angeht, deckungs-
gleich. 

Aber nachdem Sie den Helmut Schmidt sechs Jahre 
im Stich gelassen haben, 

(Dr. Vogel [SPD]: Hören Sie doch damit end

-

lich auf!) 

können Sie doch wirklich nicht hier in sechs Minuten 
versuchen, eine falsche Gemeinsamkeit wieder zu 
züchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich abschließend sagen: Die Menschen 
in der Bundesrepublik können sich darauf verlassen: 
Wir bleiben voll in der Kontinuität unserer Politik. Wir 
haben die Null-Lösung bei den Systemen über 1 000 
Kilometer versprochen. Wir werden dies zusammen 
mit unseren Verbündeten — das wissen auch die 
Amerikaner — in diesem Jahr zum Erfolg bringen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ich denke, Sie haben Kohl 
— was jammern Sie denn nach Schmidt?) 

Und wir wollen Begrenzung und Abrüstung auch dar-
unter, auch unter 500 km keine weiteren Null-Lösun-
gen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie haben Kohl! Seien Sie 
doch zufrieden!) 

Wir wollen, daß mehr über konventionelle Abrüstung 
gesprochen wird. 

(Frau Traupe [SPD]: Wir auch!) 

Es gibt ein besonders törichtes Wort aus den letzten 
Wochen. Man müßte prüfen, von wem es stammt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Von Ihnen!) 

Es heißt: Angst vor der Abrüstung. Es ist auch der 
Titel einer nicht ganz unbekannten Zeitschrift gewor-
den. Ich habe kaum etwas Törichteres in den letzten 
Wochen gehört. 

Wenn es eines gibt, was wir uns von niemandem 
vorwerfen lassen, dann ist es Angst vor der Abrü-
stung. Wir sind es — unter starkem Druck — gewesen, 
die die Null-Lösung bei den Systemen über 1 000 km 
in Reichweite gebracht haben. Wir sind es gewesen, 
die einseitig 2 400 nukleare Gefechtsfeldwaffen abge-
schafft haben. Wir sind es gewesen, die mit den Ame-
rikanern ausgehandelt haben, daß die chemischen 
Waffen hier verschwinden, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wo denn?) 

während Sie 20 Jahre darauf gesessen haben. Und wir 
sind es gewesen, die auch in vielen anderen Berei-
chen die NATO-Positionen erarbeitet und durchge-
setzt haben. 

Wenn es eines gibt, was wir uns nicht und von nie-
mand vorwerfen lassen, dann ist es eine solche 
törichte Behauptung. 

Unser Markenzeichen ist und wird auch immer blei-
ben: 

(Sielaff [SPD]: Unredlichkeit!) 

Entspannung und Sicherheit. Abrüstung in Sicher

-

heit! Darauf kann sich jeder verlassen. Wir weichen 

kein Jota von der Haltung ab, die wir in den letzten 
Jahren eingenommen haben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Von Ihren Unsäg

-

lichkeiten!) 

In diesem Sinne werden wir in diesem Jahr das 
Abrüstungsabkommen über 1 000 km erreichen. Wir 
werden Schritte in Ang riff nehmen, um auch auf den 
Ebenen darunter und in den anderen Bereichen Abrü-
stung in Sicherheit zu verwirklichen. Das ist unser 
Markenzeichen. Das sollte jeder wissen. Das lassen 
wir von niemandem überdecken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister des Auswärtigen, Hans-Dietrich Gen-
scher. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die heutige Aussprache des Deutschen Bundestages 
findet in einer Lage statt, die durch eine außerordent-
liche Dynamik des Rüstungskontrollprozesses und 
durch neue Perspektiven im West-Ost-Verhältnis 
gekennzeichnet ist. 

Dieses Jahr 1987 kann zu einem Jahr weitreichen-
der Fortschritte in allen Bereichen der Abrüstung wer-
den. Zu dieser Entwicklung hat die konsequente, auf 
Sicherung des Friedens gerichtete Politik der Bun-
desregierung wesentlich beigetragen. 
Diese Politik folgt dem Harmel-Bericht von 1967, 

der die Fähigkeit zur Verteidigung mit dem Willen zu 
Dialog, Zusammenarbeit und Rüstungskontrolle ver-
bindet. Nur die folgerichtige Anwendung dieser Poli-
tik in allen ihren Elementen garantiert unsere Sicher-
heit. Sie verpflichtet uns gleichermaßen zu Verteidi-
gungsanstrengungen wie auch zur ernsthaften Suche 
nach Wegen, die politischen Spannungen im West-
Ost-Verhältnis abzubauen. 

Eine solche Politik verzichtet auf das Streben nach 
Überlegenheit. Sie erkennt die legitimen Sicherheits-
interessen auch der anderen Seite an. Sie erwartet das 
gleiche aber auch für sich. Sie will dauerhafte Sicher-
heit für alle schaffen. Nur das schafft Stabilität. 

In eindrucksvoller Weise hat das Bündnis in seiner 
Brüsseler Erklärung über die konventionelle 
Rüstungskontrolle vom 12. Dezember 1986 noch ein-
mal die Philosophie der westlichen Sicherheitspolitik 
definiert. Es heißt dort: 

Die Aufgabe von Streitkräften sollte nur darin 
bestehen, Kriege zu verhindern und die Selbst-
verteidigung sicherzustellen. Sie sollten nicht 
dazu da sein, um Aggressionen zu begegnen und 
zu begehen und als Mittel der politischen oder 
der militärischen Einschüchterung zu dienen. 

Meine Damen und Herren, das nukleare Zeitalter 
hat eine merkwürdig paradoxe Situation herbeige-
führt: Es hat einerseits unvorstellbare Vernichtungs-
potentiale geschaffen, die natürlichen Lebensgrund-
lagen erschreckenden, wie Tschernobyl gezeigt hat, 
auch grenzüberschreitenden Gefahren ausgesetzt. 
Andererseits haben gerade diese Gefahren der Ein-
sicht zum Durchbruch geholfen, daß die Menschheit 
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nur gemeinsam überleben kann, daß es der Zusam-
menarbeit bedarf, um die Probleme der Zukunft 
bewältigen zu können. Wir sind, ob wir es wollen oder 
nicht, zur Überlebensgemeinschaft auf dieser Welt 
geworden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Das darf man jetzt sagen!) 

Meine Damen und Herren, Gefahren für das Über-
leben der Menschheit und die Chancen für eine bes-
sere Zukunft liegen dicht beieinander. Wir haben es in 
der Hand, den Kurs zu bestimmen. Die Bewältigung 
dieser Aufgabe setzt die Bereitschaft zu breiter 
Zusammenarbeit auch im West-Ost-Verhältnis vor-
aus. Abgrenzung und Verweigerung können die Welt 
in unabsehbare Risiken stürzen. Die Bundesregierung 
begrüßt es deshalb, daß gegenwärtig über Abrüstung 
und Rüstungskontrolle in einer Breite und Dichte ver-
handelt wird wie nie zuvor und daß zugleich neue 
Perspektiven zur Gestaltung des West-Ost-Verhält-
nisses erkennbar werden, die es für unsere Stabilität 
zu nutzen gilt. 

Es fehlt nicht an ermutigenden Zeichen im Bereich 
der Rüstungskontrolle. Der erfolgreiche Abschluß der 
Stockholmer Abrüstungskonferenz — übrigens, Herr 
Kollege Bahr, eine deutsch-französische Initiative — 
ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu mehr Stabi-
lität in Europa. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die ersten Erfahrungen, die wir danach gemacht 
haben, sind insgesamt positiv. Ermutigend ist auch, 
daß sich soeben die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion auf die Einrichtung von Zentren zur Ver-
minderung des nuklearen Risikos in Washington und 
Moskau geeinigt haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr gut!) 

Und schließlich ist gerade für uns in der Bundesrepu-
blik Deutschland von großer Bedeutung, daß die Null-
Lösung für die Mittelstreckenraketen größerer Reich-
weite in greifbare Nähe gerückt ist, ein Verhand-
lungsziel, um das wir uns seit Ende der 70er Jahre 
bemüht haben. 

In Genf verhandeln die Vereinigten Staaten von 
Amerika und die Sowjetunion über eine drastische 
Reduzierung ihrer strategischen Atomwaffenpoten-
tiale. Der amerikanische Präsident hat die Vorlage 
eines Vertragsentwurfs über eine 50 %ige Reduzie-
rung strategischer Waffen soeben angekündigt. 
Ebenfalls in Genf wird über die Mittelstreckenflug-
körper größerer und kürzerer Reichweite verhandelt. 
Die Genfer Abrüstungskonferenz hat bei den Ver-
handlungen über die weltweite umfassende Achtung 
der chemischen Waffen bedeutende Fortschritte 
gemacht. Der baldige Abschluß eines Abkommens 
erscheint möglich, wenn alle Beteiligten konstruktiv 
und mit Nachdruck auf eine Lösung der noch wenigen 
offenen Fragen hinwirken. Die konventionelle 
Rüstungskontrolle verlangt verstärkte Anstrengun-
gen. 

Meine Damen und Herren, in Wien wird über ein 
Mandat verhandelt für eine Konferenz zur Herstel-
lung konventioneller Stabilität in ganz Europa vom 
Atlantik bis zum Ural. Auch dieses Angebot der 

NATO geht auf eine deutsch-französische Initiative 
zurück. Ziel muß es sein, daß sich auf beiden Seiten 
die Streitkräfte allein an dem Erfordernis der Vertei-
digung ausrichten und keine Seite die Fähigkeit zur 
Invasion besitzt, was für uns, für das westliche Bünd-
nis, schon heute gilt. 

Das Bündnis hat sich, Herr Kollege Bahr, für die 
Verhandlungen in diesem Bereich folgende Ziele 
gesetzt: Es geht darum, ein stabiles und gesichertes 
Streitkräfteniveau herzustellen, das darauf gerichtet 
ist, Ungleichgewichte zu beseitigen. Es geht um einen 
stufenweisen Verhandlungsprozeß, der die unver-
minderte Sicherheit aller Betroffenen in jeder Phase 
gewährleistet. Insbesondere wird es darauf ankom-
men, die Fähigkeit zu Überraschungsangriffen und 
zur Einleitung von raumgreifend angelegten Offensi-
ven abzubauen und zu beseitigen. Es geht um weitere 
Maßnahmen zu Vertrauensbildung und zur Verbesse-
rung der Offenheit und der Berechenbarkeit hinsicht-
lich des militärischen Verhaltens. Schließlich ist, wie 
in allen anderen Rüstungskontrollabkommen, eine 
wirksame Verifikationsregelung erforderlich. 

Die Bundesregierung bemüht sich um eine Über-
windung der auf der westlichen Seite noch vorhande-
nen unterschiedlichen Meinungen über den Verhand-
lungsrahmen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Auch in Bonn?) 

Wir bedauern das. Wir bemühen uns, es liegt gewiß 
nicht an der Bundesregierung, Herr Kollege Bahr, 
wenn diese Einigung noch nicht hergestellt werden 
konnte. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ihr wollt sie ja 
nicht!) 

Durch diesen breit angelegten Verhandlungspro-
zeß sind jetzt die chemischen Waffen, das konventio-
nelle Kräfteverhältnis, die strategischen nuklearen 
Waffen und die Mittelstreckenraketen in den west-
östlichen Verhandlungsprozeß einbezogen. Wie 
unsere Verteidigungsanstrengungen entsprechen 
diese Verhandlungen dem Kernanliegen westlicher 
Sicherheitspolitik, nämlich, jeden Krieg zu verhin-
dern; also nicht nur einen atomaren, sondern auch 
einen konventionellen Krieg. Abrüstung und 
Rüstungskontrolle sind und bleiben integrale 
Bestandteile unserer Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der FDP) 

Der KSZE-Prozeß und die von ihm ausgehende Ver-
trauensbildung und auf Zusammenarbeit gerichtete 
Wirkung hat dazu wesentlich beigetragen. 

Meine Damen und Herren, bei der Stockholmer 
Konferenz hat die Sowjetunion in der Frage der Ve-
rifikation eine über Jahre und Jahrzehnte bet riebene 
Verweigerung wirksamer Kontrollmaßnahmen, ins-
besondere von obligatorischen Inspektionen vor Ort, 
aufgegeben. Nur so konnte die Stockholmer Konfe-
renz zu einem Erfolg werden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das haben sie schon in 
Gesprächen getan!) 
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Diese Veränderung der grundsätzlichen Haltung der 
Sowjetunion hat auch die Fortschritte in Genf und in 
Reykjavik möglich gemacht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Die Bereitschaft zu wirksamer und angemessener 
Verifikation leistet einen wirksamen Beitrag zur Ver-
trauensbildung. Wer nichts zu verbergen hat, kann 
zur Nachprüfung bereit sein. Wer die Nachprüfung 
ablehnt, setzt sich dem Verdacht aus, etwas verbergen 
zu wollen. 

Bei den Mittelstreckenraketen größerer Reich-
weite hat die Bundesregierung mit beiden Teilen des 
Doppelbeschlusses — dem Verhandlungsangebot 
und dem Nachrüstungsteil; mit beiden also — den 
Zweck verfolgt, die Sowjetunion zur Rückgängigma-
chung dieser besonderen Bedrohung durch die SS 20-
Vorrüstung zu bewegen. Der Nachrüstungsbeschluß 
und damit die Entscheidung für die Aufstellung ame-
rikanischer Raketen Pershing II und Cruise Missiles 
war die Antwort auf diese sowjetische Vorrüstung, auf 
nichts sonst. 

Die Null -Lösung ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land entwickelt, vom Atlantischen Bündnis übernom-
men und 1981 in die amerikanisch-sowjetischen Ver-
handlungen eingeführt worden. Die in Reykjavik zum 
erstenmal zum Ausdruck gekommene Bereitschaft 
der Sowjetunion, auf diese Null-Lösung einzugehen, 
ist ein entscheidender Erfolg westlicher Sicherheits-
politik. Die von beiden Seiten in Aussicht genommene 
Beseitigung aller amerikanischen und sowjetischen 
landgestützten Mittelstreckenflugkörper größerer 
Reichweite in Europa und ihre Begrenzung auf je 100 
Gefechtsköpfe im asiatischen Teil der Sowjetunion 
bzw. in den USA, wäre ein Gewinn für die Sicherheit 
Europas. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist ganz sicher, meine Damen und Herren, ein 
Gewinn für die Sicherheit der Deutschen in West und 
Ost. Hier bewährt sich das Ziel, das sich die Bundes-
regierung gesetzt hat: Frieden schaffen mit immer 
weniger Waffen! 

Diese Null-Lösung bedeutet konkret die Vernich-
tung einer großen Zahl von sowjetischen Abschußvor-
richtungen und Raketen, meine Damen und Herren, 
die insgesamt 1 335 atomare Sprengköpfe tragen, 
während auf westlicher Seite nach dem derzeitigen 
Stand Raketen und Marschflugkörper mit 216 atoma-
ren Gefechtsköpfen beseitigt und vernichtet wür-
den. 

Herr Kollege Bahr, Sie haben uns vorhin Vorwürfe 
gemacht wegen unserer Haltung in der Abrüstungs-
politik. Sollten Sie nicht ernsthaft darüber nachden-
ken, ob Sie nicht besser bei Ihrer Haltung zum NATO- 
Doppelbeschluß geblieben wären? 

Der Ausstieg aus dem NATO-Doppelbeschluß, 
meine Damen und Herren, hätte den Ausstieg aus 
einer realen Abrüstungschance bedeutet, die sich 
jetzt zu erfüllen beginnt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Aber Herr Genscher!) 

Immerhin hatten Sie doch noch im Herbst letzten 
Jahres vorgeschlagen, daß die westliche Nachrüstung  

beseitigt wird, wenn die Sowjetunion auf den Stand 
von 1979 zurückrüstet. 

(Dr. Vogel [SPD]: „Vor", Herr Genscher, 
nicht „von" ! ) 

Bis dahin waren es ja mehrere hundert Gefechtsköpfe 
auf SS 4 und SS 20. 

Meine Damen und Herren, an dieser aussichtsrei-
chen Entwicklung, die sich jetzt abzeichnet, hat die 
Bundesrepublik Deutschland einen entscheidenden 
Anteil gehabt. Nur durch Festhalten an beiden Teilen 
des Doppelbeschlusses und nicht durch Abrücken ist 
ein solches Abkommen in greifbare Nähe gerückt. Die 
strikte Befolgung beider Elemente des NATO-Dop-
pelbeschlusses hat ein Fundament für die Glaubwür-
digkeit und Berechenbarkeit unserer Politik geschaf-
fen.  

Schon in der Regierungserklärung vom 18. März 
1987 wurde auf das Problem der verbleibenden drük-
kenden Überlegenheit der Sowjetunion bei den Mit-
telstreckenraketen kürzerer Reichweite verwiesen 
und die Erfassung auch dieser Raketen durch Ver-
handlungen gefordert. Es war seit 1981 die Auffas-
sung des Bündnisses, daß ein solches Abkommen 
nicht zur Entstehung einer von Rüstungskontrollver-
handlungen nicht erfaßten Grauzone bei den Mittel-
streckenflugkörpern mit einer Reichweite von 500 bis 
1 000 km führen dürfe. Das heißt, man hatte gemein-
sam das Ziel, eine Umgehung des INF-Abkommens 
zu verhindern. Bei diesen Flugkörpern sieht sich der 
Westen schon jetzt einer drückenden Überlegenheit 
der Sowjetunion gegenüber, weil es amerikanische 
Systeme in diesem Bereich nicht gibt, wohl aber welt-
weit 130 bis 160 sowjetische Raketen mit mehrfacher 
Nachladefähigkeit der Abschußvorrichtungen. 

Der amerikanische Entwurf vom 2. März sieht 
daher — wie bereits der frühere Entwurf — Beschrän-
kungen für die Mittelstreckenraketen zwischen 500 
und 1 000 km vor. Unterschiedliche Reaktionen der 
Sowjetunion auf diesen Vorschlag — auf die Unter-
schiede hat der Bundeskanzler in der Regierungser-
klärung hingewiesen — rechtfertigen einmal mehr 
die Erwartung der Bundesregierung, daß die sowjeti-
schen Vorstellungen schriftlich spezifiziert werden. 
Der sowjetische Vorschlag zu einer Null-Lösung auch 
bei den Mittelstreckenflugkörpern kürzerer Reich-
weite bedarf der von mir wiederholt geforderten und 
in der Regierungserklärung bekräftigten verantwor-
tungsvollen und sorgfältigen Prüfung. 

Meine Damen und Herren, in der Tat wäre jedes 
andere Verhalten in einer Frage von dieser Bedeu-
tung nicht zu verantworten. 

(Beifall bei der FDP) 

Das gilt umso mehr als die Sowjetunion gestern 
durch ihren Ersten Stellvertretenden Außenminister 
Woronzow Gesprächsbereitschaft über alle Elemente 
ihrer Vorschläge signalisiert hat. Mein Kollege 
Mischnick hat zu den Verhandlungen über die Mittel-
streckenraketen kürzerer Reichweite hier für uns alle 
sehr Bedenkenswertes ausgeführt. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, über die Notwendigkeit 
sorgfältiger Prüfung sind wir uns mit unseren euro- 
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päischen Bündnispartnern ebenso einig wie in dem 
Willen, eine gemeinsame Position zu erarbeiten. Wir 
müssen uns dabei immer der Tatsache bewußt bleiben 
— ich sage das angesichts geäußerter Illusionen, aber 
auch Befürchtungen — , daß auch nach einem Abkom-
men über Mittelstreckenraketen größerer Reichweite, 
ja sogar bei einer doppelten Null-Lösung, noch erheb-
liche atomare Potentiale auf beiden Seiten vorhanden 
sind. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt!) 

Die nuklearstrategischen Systeme der Sowjetunion 
sind nicht nur gegen die USA, sondern auch gegen 
deren europäische Verbündete einsetzbar. Die 
Sowjetunion verfügt über ein luftgestütztes und see-
gestütztes Mittelstreckenpotential, das ganz Europa 
bedroht. Umgekehrt ist der Westen zum Einsatz ent-
sprechender Potentiale in der Lage. Das heißt, das 
sind Tausende von atomaren Sprengköpfen auf bei-
den Seiten, die alle Völker Europas — die einen in 
dieser und die anderen in jener Richtung — bedrohen 
können. 

Meine Damen und Herren, die sowjetischen Mittel-
streckenraketen kürzerer Reichweite bedrohen uns 
wegen unserer exponierten geostrategischen Lage in 
einem besonderen Maße, aber natürlich auch die bei 
uns stationierten Streitkräfte unserer Verbündeten 
und ihre Einrichtungen. Der Abschluß eines INF- 
Abkommens, den auch die Sowjetunion in diesem 
Jahr für notwendig und erreichbar hält, würde Aus-
wirkungen haben, die weit über die Eliminierung die-
ser Waffenkategorie hinausreicht. Von ihm würden 
positive Impulse ausgehen, die sich nicht nur auf den 
Bereich der Rüstungskontrolle im nuklearen, im che-
mischen und im konventionellen Bereich erstrecken, 
sondern das West-Ost-Verhältnis in seiner ganzen 
Breite positiv beeinflussen können. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Treffen in Reykjavik hat die Tür zu einer 
kooperativen Sicherheitspolitik aufgestoßen. Auf 
beiden Seiten offenbart sich ein verändertes Denken, 
das auf Kooperation an Stelle von Konfrontation und 
von Rüsten und Gegenrüsten gerichtet ist. 

(Beifall bei der FDP — Bahr [SPD]: Nicht 
überall!) 

Meine Damen und Herren, diese Tür kann nicht mehr 
geschlossen werden, ohne die Hoffnungen der Men-
schen in aller Welt auf Zusammenarbeit und Abrü-
stung zu erschüttern. 

Wir haben Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre 
die Bemühungen der USA und der Sowjetunion, ihr 
Verhältnis auf eine neue und stabilere Grundlage zu 
stellen, genutzt, um durchgreifende Verbesserungen 
der Lage in Europa zu erreichen. Die Ende der 70er 
Jahre eingetretene Abkühlung und Verhärtung im 
Verhältnis der USA und der Sowjetunion hat die posi-
tiven Ergebnisse, die der Entspannungsprozeß für 
Europa herbeigeführt hatte, weitgehend unberührt 
gelassen. Die Ostverträge der Bundesrepublik 
Deutschland haben sich als beständig und als eine 
weitreichende Zukunftsperspektive erwiesen. Das 
Viermächteabkommen über Berlin hat der Stadt neue 
Zuversicht und Lebenskraft gegeben. Gerade in  

ihrem Geburtstagsjahr lohnt es sich, darauf hinzuwei-
sen. 

(Bahr [SPD]: Sehr gut!) 

Das deutsch-deutsche Verhältnis hat sich auf einer 
soliden Grundlage positiv entwickelt, gerade für die 
Menschen diesseits und jenseits. Die Schlußakte von 
Helsinki, die Kursbestimmung für eine bessere euro-
päische Zukunft, wird von allen Unterzeichnerstaaten 
auch heute als eine richtige und vorteilhafte Weichen-
stellung bezeichnet. 

Auch jetzt geht es darum, eine neue Phase ameri-
kanisch-sowjetischer Annäherung, die möglicher-
weise umfassendere, dauerhaftere Wirkung als die 
damalige haben kann, für Europa zu nutzen und dabei 
die Chancen sicherheitsbildender und sicherheitsver-
mehrender Abrüstung zu ergreifen. Deshalb liegt es in 
unserem europäischen Interesse, diese Bemühungen 
der beiden Großmächte zu unterstützen und unsere 
Interessen dabei einzubringen. Deswegen muß 
Europa diese Interessen gemeinsam definieren und in 
das politische wie in das militärische Gesamtkonzept 
des Bündnisses einbringen. 

Westliche Sicherheit ist eine transatlantische 
Gemeinschaftsaufgabe. Das Atlantische Bündnis ist 
der Garant unserer Freiheit und Sicherheit. Das erfor-
dert auch in Zukunft die Anwesenheit starker ameri-
kanischer Truppen in Europa. Gerade die Anwesen-
heit von 300 000 amerikanischen Soldaten in Europa 
steht für das Bewußtsein von Sicherheit und gemein-
samer Wertordnung. Sie unterstreicht auf eindrucks-
volle Weise, daß die Vereinigten Staaten die Gefahren 
der konventionellen Überlegenheit der Sowjetunion 
nicht geringer einschätzen als wir Europäer. Für die-
ses Bewußtsein gemeinsamer Sicherheit steht auch 
die nukleare Abschreckung der Vereinigten Staaten, 
die unveränderter Bestandteil unserer Strategie der 
Kriegsverhinderung, der Verhinderung eines atoma-
ren wie eines konventionellen Krieges, ist. 

Meine Damen und Herren, Präsident Reagan hat 
eindrucksvoll die untrennbare Kopplung der deut-
schen mit der amerikanischen Sicherheit beschrieben. 
Europas Kräfte, so sagte er, sind unsere Kräfte, Euro-
pas Grenzen sind unsere Grenzen; wir stehen 
gemeinsam mit den Europäern, um unser Erbe der 
Freiheit und der Würde zu verteidigen. 

Gerade wir Deutschen haben keinen Anlaß, an der 
Verläßlichkeit der Garantien der Vereinigten Staaten 
zu zweifeln. Diese Verläßlichkeit hat sich an guten 
und an schweren Tagen in Berlin bewährt. 

Aber die Vereinigten Staaten sind nicht nur bei der 
gemeinsamen Verteidigung unsere Partner. Wir wol-
len den Schulterschluß mit unseren amerikanischen 
Verbündeten auch beim Bemühen um Abrüstung und 
Rüstungskontrolle und bei der Gestaltung eines bes-
seren West-Ost-Verhältnisses. Abrüstung, die mehr 
Sicherheit schafft, liegt gerade im Interesse der Men-
schen auf unserem hochgerüsteten Kontinent. 

Meine Damen und Herren, wer könnte größeren 
Nutzen aus einer Verbesserung des West-Ost-Ver-
hältnisses ziehen als die Europäer, vor allem aber als 
wir Deutschen? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 
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Die Grenze mitten durch Europa ist die Grenze mitten 
durch Deutschland, durch kein anderes Land sonst in 
Europa. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD: Jawohl!) 

Deshalb liegt die Verbesserung des West -Ost -Ver-
hältnisses in unserem europäischen und unserem 
nationalen Interesse. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Wenn es heute die Chance geben sollte, einen Wen-
depunkt im West-Ost-Verhältnis zu erreichen, dann 
müssen wir diese Chance ergreifen. Wir dürfen keine 
Ansätze neuen Denkens, die sich auch in neuem Han-
deln der Sowjetunion erweisen, ungenutzt vorüberge-
hen lassen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Eine Politik der Öffnung der Sowjetunion nach 
innen und außen liegt in unserem Interesse. In unse-
rem Interesse liegt es deshalb auch, eine solche Politik 
zu ermutigen. Meine Damen und Herren, wir müssen 
den Willen haben, die andere Seite beim Wort zu neh-
men, und wir müssen das Selbstvertrauen haben, 
auch uns an unseren eigenen Worten messen zu las-
sen. Wir sind das der Sicherung des Friedens in 
Europa schuldig. Die Deutschen hier und in der DDR 
erwarten das von uns. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der FDP 
und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Obwohl wir heute morgen 
eine Regierungs-Nicht-Erklärung gehört haben, ist 
doch einiges deutlich geworden. Es ist nämlich deut-
lich geworden, daß die Regierung offenkundig im 
Hinblick auf den 17. Mai nicht die Stimmung in der 
Bevölkerung nutzen kann, die ganz eindeutig in Rich-
tung einer Doppel -Null -Lösung geht. Das ist bedenk-
lich, weil dann offenkundig die Widerstände gegen 
eine Null-Lösung auch im Bereich von 500 bis 
1 000 km erheblich sein müssen. Wir haben in der 
Bevölkerung, soweit uns das die Umfragen sagen, 
eine ganz überwältigende Mehrheit zugunsten der 
Doppel-Null-Lösung in Kenntnis eines nume rischen 
konventionellen Übergewichts des Warschauer Pak-
tes. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn ich die Situation richtig beurteile, haben wir 
ja auch wohl hier im Bundestag eine Mehrheit für eine 
Doppel-Null-Lösung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Jetzt wird sich herausstellen, wie sich diese Mehrheit 
in der folgenden Abstimmung umsetzt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die FDP fällt 
um!) 

Die Fraktion DIE GRÜNEN wird dem SPD-Antrag 
sicher mehrheitlich zustimmen können, auch wenn 

sich das nicht auf die Begründung bezieht, aber wohl 
auf den eigentlichen Entschließungsantrag. Nun ist 
die Frage, wie sich die FDP verhält. 

(Zurufe von der FDP) 

Da lassen wir uns natürlich gerne überraschen. Ich 
möchte nur darauf hinweisen: Es gibt so viele Versu-
che, die Bedeutung und die Arbeitsweise, die Wirk-
samkeit und das Ansehen des Parlaments zu heben. 
Sie müssen sich darüber im klaren sein: Wenn hier 
entgegen den politischen Aussagen abgestimmt wird, 
können Sie auf lange Zeit nicht mehr gutmachen, was 
Sie dem Ansehen des Deutschen Bundestages 
antun. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Zuruf von der CDU/CSU: Ausgerechnet Sie 

müssen das sagen!) 

Die deutsch-amerikanischen Beziehungen sind ja 
wohl nicht so, wie uns das immer dargestellt worden 
ist. Ich habe den Eindruck, da handelt es sich im Kern 
doch nur um eine Waffenbrüderschaft. Solange man 
gemeinsam aufrüstet, ist die Gemeinsamkeit groß; da 
gibt es die Idee einer strategischen Einheit. In dem 
Augenblick aber, in dem eine Seite nicht mehr weiter

-

rüsten will — zumindest an einer einzigen Stelle —, 
fällt das auseinander. Ich hoffe das löst auch bei Ihnen 
Lernprozesse aus. Ich gehe davon aus, daß in dieser 
Frage letzten Endes geschieht, was die USA wollen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Bahr 
[SPD]: Ja, okay!) 

Vielleicht ist es der einzige Unterschied, daß das Herr 
Genscher deutlicher erkennt und besser zu nutzen 
weiß als der Rest der Koalition. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
SPD: Hoffentlich!) 

Die Frage ist schon berechtigt: Wieso eigentlich 
setzt Herr Reagan möglicherweise seine Unterschrift 
unter einen solchen Vertrag? Denn das ist doch offen-
kundig nicht typisch für seine Politik, wenn ich das 
richtig sehe. Ich sehe auch überhaupt nicht, daß die 
Kräfte der Aufrüstung gebrochen wären. Ganz im 
Gegenteil. Die Nuklearwaffenpotentiale in den USA 
nehmen zu. Für vier verschrottete werden fünf neue 
Atomwaffen gebaut. Das ist der Zustand im Augen-
blick. SDI wird forciert. Selbst im Bereich der B-Waf-
fen, wo wir meinten, das Wettrüsten sei völkerrecht-
lich weggedrückt, sind Anzeichen für Aufrüstung zu 
erkennen. Deswegen müssen wir realisieren, daß eine 
Unterschrift des amerikanischen Präsidenten unter 
eine Null-Lösung, wie auch immer im Detail, an aty-
pischer Schritt für die Politik der US-Administration 
ist. 

Zum zweiten. Warum dieses Zögern, warum diese 
politische Dummheit, Doppel-Null abzulehnen? Es 
sind mehrere Gründe: die Ängste und das Abschrek-
kungskonzept. 

Zu den Ängsten. Ich kann es aus Zeitgründen nur 
stichwortartig ausführen. Es gibt bei Ihnen in der 
Fraktion der CDU/CSU — ich sage bewußt: in der 
Fraktion, nicht: die Fraktion insgesamt — eine Angst 
vor einem allgemeinen Abrüstungstrend. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Das können Psychologen wahrscheinlich besser 
erklären. Das sind quasi Ängste vor Entmannung, die 
offenkundig herumgeistern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie haben Angst vor dem Feindbildentzug. Sie haben 
Angst vor Denuklearisierung. Denn die nukleare Teil-
habe ist ja offenkundig für manchen so etwas wie ein 
Souveränitätsersatz — Pershing I beispielsweise. Sie 
haben Angst vor weiteren Abrüstungsvorschlägen der 
Sowjetunion. Sie machen Politik aus einer Angstsitu-
ation heraus. Das erklärt sicher auch das Reaktive, das 
Passive in Ihrer Politik. 

Zum Abschreckungskonzept. Die Sowjetunion soll 
— vielleicht kann man das kurz fachlich einfügen; ich 
möchte nicht das wiederholen, was hier immer und 
immer wieder gesagt worden ist — als potientieller 
Angreifer unmittelbar abgeschreckt werden. Das war 
die immanent logische Begründung für die Pershing II 
und die Cruise Missiles. Nachdem man die wegziehen 
muß — von Ihrer Seite widerwil lig — , ist nun folgen-
des zu fragen. 

Sie bestehen offenkundig auf den Raketen kürzerer 
Reichweite, zwischen 500 und 1 000 km. Wen wollen 
Sie mit diesen Raketen eigentlich abschrecken? Herrn 
Jaruzelski, Herrn Husák, Herrn Honecker? Irgendwo 
ist es richtig, wenn man sagt, daß das Abschreckungs-
konzept durch diese Vorschläge ausgehöhlt wird. Nur 
wird die Sicherheit deswegen nicht ausgehöhlt. Die 
Sicherheit nimmt in dem gleichen Maße zu, wie dieses 
Konzept der nuklearen Abschreckung in die Krise 
gerät. Nur ziehen Sie nicht die Konsequenz, daß Sie 
sagen: Dann müssen wir etwas anderes suchen. Sie 
bleiben dem gefährlichen Atomkriegsführungskon-
zept verhaftet. Wenn Sie das sind, dann werden Sie 
alles unternehmen, dann, wenn man Ihnen Abrüstung 
abgenötigt hat, nach Ausgleichsrüstung zu suchen. 
Wer widerwillig abrüstet, wird immer versuchen, ein 
Abkommen zu umgehen. Das ist eine Feststellung, die 
Sie erst entkräften müssen. Bisher haben Sie nur 
Argumente dafür geliefert. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Cronenberg: Entschuldigen Sie bitte, 
wenn ich Sie unterbreche, Herr Abgeordneter. Ich 
möchte das Haus bitten, die notwendige Ruhe für den 
Redner herzustellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Es ist unerträglich, wenn in solchem Umfang Unter-
haltungen geführt werden. Diejenigen Abgeordne-
ten, die sich unterhalten wollen, mögen bitte nach 
draußen gehen. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Ich habe das schon 
gelernt. Das hängt mit der namentlichen Abstimmung 
zusammen. Ich sehe darin keine persönliche Mißach-
tung. 

Vizepräsident Cronenberg: Natürlich. Aber die 
namentliche Abstimmung — das kann ich dem Hause 
bei dieser Gelegenheit bekanntgeben — wird frühe-
stens in 25 Minuten stattfinden. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Sie können trotz-
dem hierbleiben. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, nun bitte ich die notwendige Ruhe herzustellen. 
Herr Abgeordneter, fahren Sie fort. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE) : Ich sehe die Gefahr, 
daß aus der Null-Lösung null Lösung werden könnte, 
und zwar dann, wenn beispielsweise aus den vieler-
wähnten hundert Sprengköpfen die Pershing-II-
Sprengköpfe mit Waffensystemen werden sollten, die 
man dann vielleicht in Alaska deponie rt. Das sind 
zwar nur 108, aber hundert Raketen bleiben erhalten. 
Sie werden nur verlagert. Das ist eine ganz wichtige 
Information für die öffentliche Debatte, damit man 
hier nicht zu sehr an große Abrüstungserfolge glaubt. 
Es gibt nach wie vor die Möglichkeit einer solchen 
Regelung, daß die Pershing II nicht verschwindet, 
sondern nur hinaustransportiert wird. Das muß man 
ganz nüchtern sehen. 
Es gibt außerdem die ganz große Wahrscheinlich-

keit, daß man die Cruise Missiles, die Marschflugkör-
per — das sind ja dieselben Waffensysteme — nicht 
auf Land stationiert, wo sie jetzt sind, sondern auf See. 
Auch das wäre keine Abrüstung, nicht einmal eine 
Umrüstung, sondern nur eine regionale Verschie-
bung. 

Das ist alles möglich unter dem, was wir als Null-
Lösung im weiteren Bereich im Augenblick diskutie-
ren. Wenn 72 Pershing-I-Raketen der Bundesluft-
waffe bestehenbleiben, wenn dann möglicherweise 
hohe oder darüber hinausgehende Obergrenzen für 
diesen Bereich festgelegt werden, wenn die auch, was 
vorbereitet ist, noch modernisiert werden und wenn 
dann auch noch unter Umständen taktische Nuklear-
raketen eingeführt werden — Reichweite 300 km bis 
360 km —, wenn dann vielleicht auch noch die F 16 
aus Spanien, weil sie dort wegverhandelt wird, hier-
her kommt und wenn man dann noch berücksichtigt, 
daß durch den Zuwachs, wie er jetzt geplant ist, bei 
den britischen und französischen Raketen das mehr 
als ausgeglichen wird, worum es im Augenblick bei 
der Null-Lösungs-Debatte geht, dann ist es berech-
tigt, davor zu warnen, daß da eine Scheinlösung ent-
steht. Das muß die Öffentlichkeit wissen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Ich behaupte, daß Sie in der Unionsfraktion keinen 

wirklichen Abrüstungswillen haben; Sie haben ihn 
zumindest nicht belegt. Sie hätten die einmalige 
Chance, indem Sie nur Ihr Wort hielten, hier das zu 
tun, was im Augenblick von allen gewünscht wird. Sie 
akzeptieren Abrüstung aber nur, wenn Sie dafür an 
anderer Stelle aufrüsten können. 
Die Konsequenz für die GRÜNEN ist: Wenn die 

Hoffnungen erfüllt werden sollen, dann muß es ein 
eindeutiges Null-Lösungs-Konzept geben, in das 
auch die 72 Pershing I der Bundesluftwaffe einge-
schlossen sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Da ist es nicht erheblich, ob die Sowjetunion das eben

-

falls fordert. Für uns sind diese Raketen wie alle ande

-

ren Raketen, ungeachtet der Frage, welches Hoheits- 
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abzeichen sie tragen, immer Bedrohungs- und Selbst-
bedrohungselemente. Deswegen fordern wir als 
ersten Schritt die Beseitigung auch dieser Pershing-
Raketen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Den Menschen in Osteuropa und Westeuropa ist es 
völlig gleich, wie das Etikett aussieht, das auf diese 
Raketen geklebt ist. Der Wille der Bevölkerung lautet 
nicht: „Macht das so, oder macht einen Umweg! ", 
sondern die Bevölkerung sagt: Schmeißt diese nuk-
learen Mittelstreckenraketen aus der Bundesrepu-
blik, aus Westeuropa, aus Europa heraus! Das ist der 
politische Auftrag, den Sie im Augenblick mißach-
ten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Was sagen Sie zu den Pan

-

zern?) 

Die Doppel-Null-Lösung ist eine Chance, wenn sie 
als erster Schritt genutzt wird, um die Rüstungsspirale 
umzukehren. Nur, wenn man eine Rüstungsspirale 
umkehren will, braucht man keine Waffen, sondern 
Abrüstungsinitiativen. An diesen Initiativen fehlt es. 
Die Organisation dieser Regierung kennzeichnet das 
Denken, das dahintersteht, daß man völlig unfähig ist, 
die Umkehrung der Rüstungsspirale auch politisch

-

praktisch zu betreiben. 

Ich gehe davon aus, daß, wenn die Friedensbewe-
gung diese erste Chance zur Umkehrung der 
Rüstungsspirale nutzt, auch bei der Bevölkerung die-
ses Landes letzten Endes nur die politischen Kräfte 
eine Zukunft haben, die diesem antinuklearen Willen 
der Bevölkerung gerecht werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ein letztes Wort zu Herrn Genscher. Herr Genscher 
hat gesagt, wir sollten das neue Denken nutzen. Herr 
Außenminister — ich hoffe, daß er irgendwo sitzt und 
zuhört —, wer das neue Denken nur dem anderen 
abverlangt und selber die alte Politik fortsetzt, ist ein 
Anhänger des alten Denkens. Man muß die eigene 
Position verändern, wenn man etwas erreichen wi ll. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Biehle. 

Biehle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich habe heute 
morgen, während Herr Vogel sprach, eine fertige Illu-
strierte bekommen und gelesen. 

(Zuruf von der SPD: Unerhört!) 

Darin steht folgendes: 

SPD 1987 kopflos wie noch nie. Was den Sozial-
demokraten fehlt, sind starke Führungspersön-
lichkeiten, klare Ziele und Geschlossenheit. 
Wenn die SPD so weitermacht, verliert sie ihre 
Rolle als große Volkspartei. 

(Jungmann [SPD]: Herr Biehle, reden Sie 
doch einmal zur Sache!)  

Dies spiegelt in etwa das, was die SPD hier sagte, 
wider. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
Entschuldigung, daß ich Sie unterbreche. — Ich 
möchte diejenigen Abgeordneten, die dem Redner 
nicht zuhören wollen, eindringlich bitten, den Saal zu 
verlassen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Dann können wir alle 
gehen! — Jungmann [SPD]: Der liest doch 
Zeitung, hat er gesagt! — Dr. Vogel [SPD]: 
Der liest Illustrierte, und wir sollen ihm zuhö

-

ren!) 

— Herr Abgeordneter Vogel, das rechtfertigt nicht, in 
einem Umfang Unterhaltungen zu führen, der es den 
anderen Kollegen unmöglich macht, dem Redner 
zuzuhören. 

Ich bitte nunmehr Herrn Abgeordneten Biehle, in 
seiner Rede fortzufahren. 

Biehle (CDU/CSU): Herr Vogel meinte, daß die 
Regierung eine Chance verpaßt habe. Herr Vogel, Sie 
sollten sich einmal Gedanken machen, ob Sie nicht 
die Chance vertan haben, nach dem 25. Januar wie-
der eine ordentliche und realis tische Politik zu betrei-
ben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte klar unterstreichen, daß die CDU/CSU seit der 
Übernahme der Regierungsverantwortung 1982 in 
der Abrüstungspolitik eine kontinuierliche Linie ver-
folgt, 

(Jungmann [SPD]: Nicht eine Rakete weni

-

ger, immer mehr Waffen!) 

die sich an klaren und eindeutigen Prinzipien orien-
tiert. Die CDU/CSU hat mit der Nachrüstung die Null

-

Lösung als Erbe der SPD-Regierung übernommen. 
Weil wir allen Widerständen zum Trotz standhaft die 
Nachrüstung durchgestanden und damit letzten 
Endes auch die Glaubwürdigkeit unserer Bundesre-
publik bewiesen haben, haben wir erreicht, daß wie-
der über weniger Waffen verhandelt wird. 

Nachdem der Vorschlag der Null-Lösung mittler-
weile sechs Jahre alt ist, ist nun wohl auch die Frage 
erlaubt, ob sich in diesen sechs Jahren die gesamtpo-
litischen und militärstrategischen Rahmenbedingun-
gen verändert haben. Schließlich ist die Sowjetunion 
in den zurückliegenden sechs Jahren auch konventio-
nell qualitativ stärker geworden. Sie hat darüber hin-
aus ihr älteres Poten tial an Kurz- und Mittelstrecken-
raketen durch moderne Typen ersetzt. Daran muß ja 
wohl erinnert werden. Wie so häufig tut sich auch hier 
ein Widerspruch auf zwischen sowje tischen Worten 
und sowjetischen Taten. Das will man einfach nicht 
wahrhaben. Wir halten an der Null-Lösung für weiter-
reichende Mittelstreckenraketen fest. 

Herr Bahr, wenn Sie glauben, die Union und die 
Koalition zum bösen Buben stempeln zu müssen, und 
dann sagen, daß der Kollege Rühe bei den Amerika-
nern gewesen sei, um sie gegen die Null-Lösung zu 
bringen, dann darf ich Ihnen einmal zitieren, was der 
amerikanische Präsident am 23. Apr il  1987 erklärt 
hat: 

Der amerikanische Entwurf schlägt eine Venin-
gerung auf eine vorläufige weltweite Obergrenze 
von je 100 Sprengköpfen auf amerikanischen 
und sowjetischen landgestützten INF-Raketen 
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längerer Reichweite im nichteuropäischen Raum 
vor bei gleichzeitigen weltweiten Beschränkun-
gen von INF-Raketen kürzerer Reichweite auf 
gleichem Niveau sowie Bestimmungen für eine 
wirksame Verifikation. 

Dies ist, wie ich meine, eine klare Aussage und dies ist 
auch ein Schulterschluß mit der Bundesregierung. 

Herr Bahr fordert nun für die SPD die doppelte 
Null-Lösung, also alle Mittelstreckenraketen längerer 
und kürzerer Reichweite zu beseitigen, und fügt wie 
andere Redner auch dann immer hinzu: Es bleiben 
immer noch über 4 000 nukleare Sprengköpfe, um 
Abschreckung zu produzieren. — Das ist ein Zahlen-
trick und eine große Täuschung; denn von diesen 
über 4 000 Sprengköpfen ist die Hauptmenge Artille-
riemunition und damit Gefechtsfeldmunition, mit der 
keine Abschreckung erzielt wird. 

Altbundeskanzler Schmidt hat gestern im Fern-
sehen eine simple neue Formel für das SPD-Gleichge-
wicht des Warschauer Pakts gefunden: Sowjetarmee 
minus Satellitenstaaten ist Gleichgewicht. Damit sind 
die nuklearen Raketen überflüssig. 

Der SPD-Meisterschütze von Bülow spricht sogar 
von einer Überlegenheit des Westens. Nun, dem Kol-
legen von Bülow muß ich sagen: Mengenlehre scheint 
nicht seine Stärke zu sein. 

(Zurufe von der SPD) 

Sinnvoll wäre es wohl, meine ich — das ist wieder-
holt angeklungen — , daß eigentlich auch mit der 
Beseitigung der Gefechtsfeldwaffen begonnen wer-
den sollte; 

(Jungmann [SPD]: Herr Biehle, sagen Sie 
einmal: Wollen sie die Null-Lösung oder 

nicht?) 

denn diese bedeuten nicht Abschreckung, sondern 
Selbstzerstörung unseres deutschen Landes, und zwar 
in beiden Teilen unseres deutschen Vaterlandes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Seegestützte Raketen zählen seither zu den strate-
gischen Waffen. Die NATO-Flugzeuge haben eine 
Doppelrolle, nuklear und konventionell. Sie sind auf 
neun Flugplätzen stationiert. Im Ernstfall werden sie 
für die konventionelle Bekämpfung in der Tiefe benö-
tigt. Das Abkoppeln für die nukleare Abschreckung 
würde angesichts der Luftüberlegenheit der Sowjet-
union die nukleare Schwelle erneut senken. 

Die Union steht zur Null-Lösung für Mittelstrecken-
raketen größerer Reichweite. Dies bedeutet ein erstes 
großes Rüstungskontrollabkommen. Zweitens soll es 
nach dem Abschluß eines Mittelstreckenwaffenab-
kommens für Raketen größerer Reichweite Verifika-
tionen und vor Ort Inspektion in der Sowjetunion 
geben. Aber hierzu muß die Sowjetunion erst noch 
den konkreten Beweis antreten. Ich weiß nicht, ob Sie 
sich, Herr Vogel, als Sie das heute morgen angespro-
chen haben, Gedanken gemacht haben, was eigent-
lich Verifikation bedeutet. Wenn 100 Raketen beste-
hen bleiben, dann bleiben Produktionsstätten, dann 
bleibt Logistik, dann bleiben Infrastruktur, Ersatzra-

keten, Instandsetzungswerkstätten, Übungsraketen 
usw. 

(Jungmann [SPD]: Auf beiden Seiten!) 

Dies muß genau kontrolliert werden. Wir werden 
sehen, was die Sowjetunion dazu zu sagen hat. Wir 
jedenfalls sind dazu bereit. 

Im übrigen haben sich die außenpolitischen Grund-
linien und die Doktrin der Sowjetunion auch unter 
Generalsekretär Gorbatschow im Vergleich zu sei-
nem Vorgänger kaum geändert. Das Ziel der Sowjet-
union ist weiterhin klar: die Abkoppelung der USA 
von Europa und somit die Schwächung der europäi-
schen Staaten. Die Sowjetunion wird versuchen, dies 
ohne Einsatz militärischer Macht zu erreichen; dessen 
bin ich sicher. Ein Krieg zwischen NATO und War-
schauer Pakt ist deshalb derzeit höchst unwahrschein-
lich. Aber am Beispiel Afghanistans zeigt sich, daß 
dies nicht mehr zutrifft, wenn die Risiken augeschlos-
sen und beseitigt sind. Man will das Konzept einer 
atomwaffenfreien Zone in Europa, das die SPD im 
übrigen mit der SED ausgehandelt hat, nun durch die 
Hintertür einführen. Diese Taktik sichert den Frieden 
nicht. 

Nuklearwaffen waren seither friedenserhaltend. 
Deshalb sind sie in begrenztem Umfange unter 
gegenwärtigen Verhältnissen unverzichtbar. 

(Beifall des Abg. Dr. Kunz [Weiden] [CDU/ 
CSU]) 

Nuklearwaffen haben seit Jahrzehnten den Frieden in 
Freiheit bewahrt. Gerade diesen Frieden wollen wir 
mit bewährten Mitteln auch in die Zukunft hinein für 
unsere Menschen erhalten. 

Die CDU/CSU ist ebenfalls bei den Mittelstrecken-
waffen kürzerer Reichweite für eine Reduzierung. 
Denn auch in dieser Waffenkategorie ist die Sowjet-
union überlegen. Allerdings: Zu diesem Paket des 
Friedens — lassen Sie mich das so bezeichnen — 
gehören auch die Kurzstreckenraketen unter 
500 km. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Dazu gehören die C-Waffen, und dazu gehört die kon-
ventionelle Rüstung. Dies ist ein Friedenspaket. Wer 
den Frieden will, muß diesen Weg mit uns beschrei-
ten. 

(Beifall bei CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden testen, ob es die Sowjetunion mit ihren 
Abrüstungsversprechungen ernst meint. 

Ein gänzlicher Verzicht auf Mittelstreckenraketen 
kürzerer Reichweite würde die schon heute vorhan-
dene sowjetische Überlegenheit bei konventionellen 
und chemischen Waffen drastisch steigern und der 
Sowjetunion bisher nicht dagewesene militärische 
Optionen eröffnen. Konventionelle Konflikte in 
Europa wären wieder denkbar. 

Wenn Sie, Herr Vogel, heute morgen gesagt haben, 
daß bei dem Verteidigungsminister Wörner die 
Beschaffung neuer, moderner Raketen auf der Tages-
ordnung stehe, dann darf ich Sie daran erinnern, daß 
wir auch das als Erblast in der Planung und mit Pla-
nungsmitteln aus Ihrer Zeit übernommen haben; — 
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eine logische Folge und Konsequenz, natürlich! Nur 
darf man nicht so tun, als ob das nun Bundesverteidi-
gungsminister Wörner getan hätte. 

(Zuruf von der SPD: Das ist Geschichtsklitte

-

rung, was Sie da machen!) 

Wie ist denn die militärische Lage? Ich will nicht so 
wie Herr Dr. Mechtersheimer fragen: was wäre, 
wenn?, sondern die Realitäten aufzeigen. Die Sowjet-
union hat danach wohl die größte vollmechanisierte 
Armee der Welt. Sie kann im Kriegsfall allein 
200 Divisionen mobilisieren. Hinzu kommen noch 55 
der Verbündeten. Das ist bei Panzern, Hubschraubern 
und Artillerie ein Kräfteverhältnis von 1 :3, und bei 
den Flugkörpern bis 1 : 9. Es gab gerade in den acht-
ziger Jahren hohe qualitative Verbesserungen. 

Ich bin davon überzeugt, daß bei sofortiger totaler 
Beseitigung der kürzeren Mittelstreckenraketen 
neben der sicherheitspolitischen Komponente auch 
das letzte Faustpfand zum Einhandeln der konventio-
nellen Abrüstung — hier beziehe ich auch chemische 
Waffen ein — leichtfertig vergeben würde. 

Die Sowjetunion würde geradezu einen Lottoge-
winn verschenken, wenn sie sich dann noch nach die-
sen totalen Null-Lösungen zu einer konventionellen 
Abrüstung bereitfände. Für Mittelstreckenwaffen 
kürzerer Reichweite kann es daher aus all den 
genannten Gründen derzeit nur eine gleichgewich-
tige Reduzierung und keine Null-Lösung geben. 

Wenn die Bundesregierung nun prüft und auch 
meine Fraktion sorgfältig diskutiert, dann ist das für 
verantwortliche Politiker eigentlich selbstverständ-
lich. 

Die Opposition soll doch endlich einmal zur Kennt-
nis nehmen, daß es nicht einmal ein Papier der 
Sowjets für die Abrüstung bei Waffen kürzerer Reich-
weite und auch gar nicht für die Verifikation gibt. Vor-
eilige Beschlüsse dazu sind also leichtfertig. Und im 
übrigen — lassen Sie mich das einmal an alle hier in 
diesem Hause sagen — : Wir sollten eigentlich sehr 
schnell einmal diese ganzen Debatten in die Sprache 
des Mannes auf der Straße umsetzen; denn bei diesem 
Chinesisch versteht langsam niemand mehr, worum 
es hier geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sollten es nicht zerreden, sondern für die Men-
schen auf der Straße klar aufzeigen. Denn der Frieden 
ist auch für die Menschen im ganzen Vaterlande. 

Die bisherige Abrüstungspolitik der CDU/CSU ist, 
wie ich meine, von Erfolg gekrönt. Das wird sich auch 
in der Zukunft fortsetzen. CDU und CSU haben die 
Voraussetzungen dafür geschaffen, daß es zu einer 
Abschaffung von Mittelstreckenwaffen größerer 
Reichweite kommt. Wir stellen auch die Weichen 
dafür, daß der Bestand von Mittelstreckenwaffen 
kürzerer Reichweite in Europa auf niedrige Obergren-
zen reduziert wird. Wer andere Dinge behauptet, stellt 
die Wahrheit auf den Kopf. Der Unterschied zwischen 
Ihnen und uns läßt sich auf die griffige Formel brin-
gen: Wir wollen abrüsten, damit der Frieden in Frei-
heit gefestigt wird. Mit Ihrem Ja zur doppelten Null-
Lösung stellen Sie die Weichen für ein atomwaffen-
freies Europa, das sowjetische Vorstellungen erfüllt,  

und vergessen, daß damit das Risiko für die Sowjet-
union weitestgehend beseitigt wird. Die NATO hat 
eine Strategie der flexiblen Abschreckung. Helfen Sie 
mit, daß es keine risikolose Kriegsführungsstrategie 
für die Sowjets wird! 

Die Koalitionsfraktionen haben einen Antrag auf 
der Drucksache 11/243 eingebracht. Ich beantrage 
namens der Koalitionsfraktionen dazu ebenfalls 
namentliche Abstimmung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Was steht denn da drin? — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Als nächstes hat der 
Abgeordnete Scheer das Wort. Ich werde das Wort 
dem Abgeordneten Scheer aber erst erteilen, wenn 
die notwendige Ruhe im Hause hergestellt ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das verdienen die 
Ausführungen auch!) 

Herr Abgeordneter Czaja, ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie die übrigen Kollegen bitten würden, entwe-
der zu schweigen oder den Saal zu verlassen. Das hat 
so wirklich keinen Zweck. — Herr Abgeordneter 
Hoffacker, es geht nicht weiter, solange nicht die not-
wendige Ruhe dort hinten hergestellt worden ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das trifft für die andere Seite genauso zu, ja, ja. 

So, Herr Abgeordneter Scheer, ich glaube, wir kön-
nen es einmal probieren. 

Dr. Scheer (SPD): Schönen Dank, Herr Präsident. — 
Herr  Präsident! Meine Damen und Herren! Die Tatsa-
che, daß der Herr Kollege Biehle namens der CDU/ 
CSU-Fraktion eben namentliche Abstimmung über 
den Antrag der beiden Koalitionsfraktionen beantragt 
hat, der lautet: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt und unterstützt 
die Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
vom 7. Mai 1987. 

(Lachen bei der SPD) 

ist kein Grund zum Lachen, 

(Zurufe von der SPD: Doch!) 

sondern beleuchtet, daß es hier im wesentlichen um 
eine Vorstufe zur Vertrauensfrage geht aufgrund 
einer tiefen Spaltung innerhalb der Regierung. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Deshalb ist dieses ein durchaus heikler Punkt, der 
eigentlich den Stand dieser ganzen Abrüstungsde-
batte markiert. 

Ich möchte vor dem Hintergrund dieser Debatte für 
meine Fraktion abschließend fünf Bemerkungen 
machen. 

Erstens. Mir fällt auf, daß wiederholt bei Rednern 
der Union ein Satz auftaucht, der zwar für sich gese-
hen richtig ist, bei dem aber gefragt werden muß, 
warum er so oft auftaucht. Der Satz lautet: Sicherheit 
darf durch Abrüstung nicht geringer werden. Ich wie- 
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derhole: Natürlich ist das richtig, aber Ihre dauernde 
Wiederholung dieses Satzes zeigt eines: Ihnen kommt 
es offenbar gar nicht mehr in den Sinn, daß durch 
Abrüstung die Sicherheit erhöht werden könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, dies drückt Ihre reservierte Haltung aus, die 
in den letzten Jahrzehnten immer wieder dazu geführt 
hat, daß parallel zu Abrüstungsgesprächen und erst 
recht, wenn es sogar um konkrete Ziele und Chancen 
geht, immer wieder sofort an eine neue, andere Rü-
stung gedacht worden ist. Anders können es sich 
einige offensichtlich nicht vorstellen. 

Nun ist es wichtig, daß man bei dieser Debatte ehr-
lich bleibt. Die Öffentlichkeit muß nämlich denken: 
Natürlich reden alle von Abrüstung, und eigentlich 
muß das ja auch jeder wollen; also geht es offensicht-
lich nur um verschiedene politische Handlungsmetho-
den. Ich aber glaube, die Sache ist anders. Tatsächlich 
hatten die Befürworter des NATO- Doppelbeschlusses 
von Anfang an zwei ganz verschiedene Motive: Das 
erste war das von Helmut Schmidt und den Autoren 
dieses Doppelbeschlusses geprägte Motiv einer 
Rüstungskontrolle mit dem Ziel, daß die Verhandlun-
gen zu einer beiderseitigen Null-Lösung führen. 

Das zweite Motiv war, völlig unabhängig von der 
Anzahl sowjetischer Mittelstreckenraketen und 
davon, ob es überhaupt welche gibt, eine westliche 
Mittelstreckenraketenrüstung in Westeuropa herbei-
zuführen, weil angeblich eine Abschreckungslücke 
bestehe. Dies war das zweite Motiv. 

Das erste Motiv war das der damaligen Koalitions-
parteien SPD und FDP. Das zweite Motiv war das der 
damaligen Opposition CDU/CSU. Weil die FDP mit 
uns an dem Rüstungskontrollziel festhält, ist es jetzt 
logisch, daß sie jetzt auch für die Null-Lösung ist. Und 
weil die CDU die Abschreckungslückentheorie im 
Auge hatte, aber auch deshalb, weil sie unabhängig 
davon, ob und wie viele sowjetische Mittelstreckenra-
keten es gibt, nachrüsten wollte, ist es logisch, daß sie 
jetzt Widerstand gegen diese Abrüstungsmöglichkei-
ten entfaltet. 

(Beifall bei der SPD) 

Genau das ist der Konflikt, vor dem wir hier in der 
Bundesrepublik stehen. 

Nun kann man vielleicht aus irgendwelchen 
Gründen, die wir nicht teilen, dieser Abschreckungs-
theorie folgen. Dann sollte man es aber auch ehrlich 
sagen und nicht so tun, als sei man für Abrüstung, 
während man sie tatsächlich zu verhindern ver-
sucht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein dritter Punkt. Dies alles führt geradewegs dazu, 
daß immer neue Hürden seitens derjenigen aufgebaut 
werden, die skeptisch oder ablehnend sind. Das heißt: 
Es wird versucht, Abrüstung durch weitergehende 
Abrüstungsvorschläge, die gegenwärtig nicht reali-
sierbar sind, zu verhindern. Man macht diese weiter-
gehenden Abrüstungsvorschläge, weil man sich bei 
der Verhinderung der Abrüstung nicht von der eige-
nen Öffentlichkeit erwischen lassen will. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist das eigentliche Handlungsmotiv. 

Da werden dann Purzelbäume geschlagen, und die 
sind ungeheuer, wenn man einmal das letzte halbe 
Jahr Revue passieren läßt. Ab Oktober letzten Jahres, 
ab dem Reykjavik-Gipfel am 11. Oktober, war die bei-
derseitige Null-Lösung bei Mittelstreckenraketen mit 
einer Reichweite von über 1 000 km Gesprächsgrund-
lage zwischen den Weltmächten. Die Union hielt diese 
Lösung bei Mittelstreckenraketen mit einer Reich-
weite von über 1 000 km sofort anschließend sicher-
heitspolitisch für nicht akzeptabel. Das ist von ihrem 
alten Ansatz her gesehen logisch, weil es die 
Abschreckungslücke, die angeblich existiert, wieder 
aufmachen würde. Deshalb hat die Union gesagt: 
Keine separate Null-Lösung bei Mittelstreckenrake-
ten mit einer Reichweite von über 1 000 km, sondern 
Kurzstreckenraketen müssen einbezogen werden. 

Jetzt — nach einem halben Jahr — ist auf Grund 
eines amerikanischen Vorschlags, auf Grund eines 
Vorschlages des amerikanischen Außenministers 
Shultz, die Einbeziehung der Kurzstreckenraketen 
— die man jetzt „Mittelstreckenraketen kürzerer 
Reichweite" nennt — mit einer Reichweite zwischen 
500 und 1 000 km auf einmal möglich geworden. Jetzt 
sagt die amerikanische Regierung gegenüber denje-
nigen, die nun Widerstand dagegen leisten — das 
sind dieselben, die erst die Einbeziehung der Kurz-
streckenraketen forderten — : Dann wollen wir es wis-
sen. Sie sagt: Wenn ihr die Abrüstung nicht wollt, 
stimmt ihr entweder sofort einer Nachrüstung bei 
Kurzstreckenraketen zu, oder ihr stimmt der beider-
seitigen Abrüstung zu! 

Jetzt merkt die Union, daß sie sich bei einer neuen 
Nachrüstung bei Kurzstreckenraketen die Finger ver-
brennen würde. Und was ist die Lösung? Sie ist vor-
gestern herausgekommen. Die Lösung ist, daß sich die 
Union jetzt nur für eine separate Lösung bei Mittel-
streckenraketen mit einer Reichweite von über 
1 000 km einsetzt. Das aber ist eine Lösung, die sie 
noch vor einem halben Jahr für unerträglich gehalten 
hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist ein klassischer Purzelbaum, dessen Ursache 
allein darin liegt — weil man als erfahrener Politiker ja 
eigentlich nicht so irrational handeln kann — , daß 
man eigentlich weder die Abrüstung bei den Mittel-
streckenraketen noch die Abrüstung bei den Kurz-
streckenraketen will, 

(Beifall bei der SPD) 

weil man an der atomaren Abschreckung festhalten 
will. Das ist der eigentliche Hintergrund des Verhal-
tens der Union. 

Was man dann nicht mehr verhindern kann, näm-
lich die Null-Lösung bei Mittelstreckenraketen, muß 
dann wenigstens in Zusatzbedingungen so einge-
rahmt werden, daß es dann heißen kann: Bis hierher 
und nicht weiter! Denn in der Tat ist alles, was von 
Ihnen heute an Paketen serviert worden ist, gleichbe-
deutend damit, daß Abrüstung für lange Zeit aufge-
schoben würde. 

Die greifbar vor uns liegende Abrüstungschance 
wird wahrscheinlich nicht von ewiger Dauer sein. Es 
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kann natürlich passieren, daß dieser Kurs, wenn er im 
Innern der Sowjetunion nicht nach einigen Jahren 
— das braucht nicht allzulange zu dauern — Erfolge 
aufweisen kann, wieder durch einen härteren Kurs 
abgelöst wird. Das kann sein. Das entspricht der bis-
herigen historischen Erfahrung. Das heißt, wir können 
nicht beliebig breite Pakete schnüren, die dann 
irgendwann einmal — wenn wir uns innerhalb des 
Westens, alle zusammen, über einen Plan der konven-
tionellen Abrüstung bis hin ins letzte Detail geeinigt 
hätten — zu irgendeiner Abrüstungslösung führen. 
Und vor allem: Welches Hindernis würde dann aufge-
baut werden? 

Das bedeutet, wir müssen die jetzt greifbaren Chan-
cen wahrnehmen. Dann ist es in der Tat richtig, bei 
den Atomwaffen zu beginnen, weil sie sich am leich-
testen verhandeln lassen — das ist der eine Grund — 
und weil sie am gefährlichsten sind; denn sie bedeu-
ten, solange sie da sind, die Gefahr der Selbstvernicht-
ung des europäischen Kontinents. Aus dem Grunde ist 
es wichtig, daß hier angesetzt wird. Das ist eine 
Lebensfrage. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ein letzter Punkt, den ich noch hervorheben will: 
Die im Grunde genommen erbärmlichste Behauptung 
ist die einer angeblichen 3: 1-Überlegenheit des 
Warschauer Paktes bei konventionellen Truppen. Das 
wird als Argument benutzt, um atomare Abrüstung zu 
blockieren. Eine solche Überlegenheit von 3 : 1 gibt es 
nicht. Wer das behauptet, kennt sich entweder nicht 
aus — so daß er hier eigentlich gar nicht sitzen 
dürfte — oder er täuscht bewußt die Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach den Zahlen, über die man sich in Wien bei den 
MBFR-Verhandlungen geeinigt hat, besteht in Mittel-
europa ein Verhältnis von 1 Million im Westen zu 
1,2 Millionen im Osten. Das ist kein Verhältnis von 
1 : 3, sondern von 1 : 1,15. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Und die Panzer?) 

Wenn man Waffen und andere Dinge einbezieht: Es 
gibt nicht eine einzige seriöse wissenschaftliche Stu-
die, die das unterstreicht. Meine Kolleginnen und Kol-
legen von der CDU/CSU, wenn man Waffen einbe-
zieht, muß man natürlich auch die Qualität der Waffen 
mitberechnen. Auch dazu gibt es Untersuchungen, 
etwa des amerikanischen Streitkräfteausschusses, der 
von einem Verhältnis von 1 : 1,2 spricht. Eine 1 : 3-
Überlegenheit ist absurd. Wer es in der Vergangen-
heit als Politiker je hingenommen hätte, daß sich so 
etwas entwickelt, hätte verantwortungslos gehan-
delt. 

Ich komme zum Schluß. Wir anerkennen das Enga-
gement der FDP für eine doppelte Null-Lösung. Wir 
hoffen, daß sie dieses Engagement durchsteht. Wir 
sind der festen Überzeugung, daß sie dieses Engage-
ment nur durchstehen kann, weil es ein breites Enga-
gement der Sozialdemokraten und weit darüber hin-
aus in der Bundesrepublik für atomare Abrüstung 
gibt. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Nur deshalb kann sie das durchstehen, weil sie weiß, 
weil eine übergroße Mehrheit der Bevölkerung von 
uns das Engagement für die Abrüstung der Atomwaf-
fen in Deutschland verlangt. Darüber wird heute 
abgestimmt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich kann nunmehr die Aussprache schließen. 

Bevor ich dem Abgeordneten Mischnick das Wort 
nach § 31 unserer Geschäftsordnung gebe, möchte ich 
dem Hause bekanntgeben: 

Erstens. Es werden zwei namentliche Abstimmun-
gen stattfinden. 

Zweitens. Die Sitzung des Ältestenrats beginnt fünf 
Minuten nach Beendigung der zweiten namentlichen 
Abstimmung. 

Drittens. Nach der zweiten namentlichen Abstim-
mung wird es noch einige — auch kontroverse — 
Abstimmungen geben, so daß ich die Damen und Her-
ren Abgeordneten bitte, im Hause zu bleiben. 

Das Wort hat nunmehr der Abgeordnete 
Mischnick. 

Mischnick (FDP) : Herr Präsident! Meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Zur Abstimmung über den 
Antrag der Koalitionsfraktionen erkläre ich — nicht 
nur in meinem Namen, sondern auch im Namen mei-
ner Fraktion — , daß wir ihm zustimmen, weil damit 
sichergestellt wird, daß die Null-Lösung für Mittel-
streckenraketen mit einer Reichweite von mehr als 
1 000 Kilometer von der Koalition insgesamt unter-
stützt wird. Und wenn es noch einer Begründung für 
die namentliche Abstimmung bedurfte, dann haben 
Sie sie soeben gegeben, weil Sie bezweifelt haben, 
daß es in diesem Punkt Einmütigkeit in der Koalition 
gebe. 

Zweiter Punkt: Damit wird sichergestellt, daß eine 
vorbehaltlose Prüfung aller Gesichtspunkte des zwei-
ten Teils der Vorschläge erfolgt. Wenn ich eine vorbe-
haltlose Prüfung will, 

(Dr. Vogel [SPD]: Warum schreiben Sie es 
denn nicht hinein?) 

schließt das aus, heute eine Festlegung zu treffen 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU 
— Lachen und anhaltende Zurufe von der 

SPD — Glocke des Präsidenten) 

und damit das Ergebnis einer Prüfung vorwegzuneh-
men, 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

zumal für den zweiten Teil schriftliche Vorschläge der 
Sowjetunion bis zur Stunde nicht vorliegen 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Eine ganz große 
Nummer hier! — Weiterer Zuruf von der 

SPD: Umfallen mit Anlauf!) 

und wir Blankoschecks weder früher noch heute aus-
gestellt haben bzw. ausstellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Welche Gesichtspunkte die Freien Demokraten in 
die weitere Diskussion einbringen, ist erfreulicher-
weise auch von den Kollegen der Sozialdemokraten 
richtig erkannt worden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen nunmehr zur Abstimmung. 

(Dr. Vogel [SPD]: Eine Erklärung zur 
Abstimmung! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— Also, der Abgeordnete Professor Ehmke hat das 
Wort zu einer Erklärung zur Abstimmung gemäß § 31 
unserer Geschäftsordnung. Aber ich wäre — wenn ich 
das einmal sagen darf — dankbar gewesen, wenn 
diese Wortmeldung hier oben pünktlich angekommen 
wäre. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das haben wir gerade erst 
festgestellt! — Weiterer Zuruf von der SPD) 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Ich bitte um Entschuldi-
gung, Herr Präsident. — Herr Präsident, ich möchte 
den Kollegen Mischnick nur darauf aufmerksam 
machen, daß — — 

(Rühe [CDU/CSU] : Erklärung nach § 31! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Professor Ehmke, 
da Sie ein in Sachen Geschäftsordnung kenntnisrei-
cher Abgeordneter sind — so unterstelle ich — , gehe 
ich davon aus, daß Sie eine Erklärung zur Abstim-
mung und keine Erwiderung auf die Erklärung des 
Abgeordneten Mischnick abgeben. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Die Erklärung zur Abstim-
mung ist, daß wir nicht eine Abstimmung über einen 
Vertrag verlangen, der noch gar nicht vorliegt, son-
dern daß wir darauf zielen, das Bemühen der beiden 
Großmächte zu unterstützen, zu einem solchen 
Abkommen zu kommen. Das ist das, was der Herr 
Kollege Mischnick hier selbst gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: So, nun können wir 
wirklich zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 11/243 
kommen. Nach § 52 unserer Geschäftsordnung ist 
ordnungsgemäß namentliche Abstimmung beantragt 
worden. Sie kennen das Verfahren. 

Die Damen und Herren Schriftführer bitte ich an die 
Urnen. Die Abstimmungen können nicht laufen, wenn 
die Urnen nicht entsprechend besetzt sind. 

Ich eröffne die Abstimmung. 

Darf ich die Geschäftsführer der Fraktionen bitten, 
einmal festzustellen, ob wir die Abstimmung bald 
schließen können. 

Darf ich einmal rückfragen: Kann die Abstimmung 
geschlossen werden? — Ja. SPD? — Frau Abgeord-

nete Traupe, kann ich die Abstimmung schließen? — 
Dann schließe ich die Abstimmung.* ) 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 
zu der Abstimmung über den Antrag der SPD auf 
Drucksache 11/225, der zurückgezogen und dann neu 
eingebracht worden ist, also Drucksache 11/225 
(neu). 

(Stratmann [GRÜNE]: Herr Präsident!) 

— Die Abstimmung ist geschlossen, Herr Abgeordne-
ter Stratmann. Ich habe dreimal gefragt. 

Die Besetzung der Urnen bleibt wie gehabt, die 
Urnen werden ausgetauscht. 

Ich eröffne die Abstimmung. 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß im 
Anschluß an diese namentliche Abstimmung noch 
einige andere kontroverse Abstimmungen stattfin-
den. Die Fraktionen müssen also dafür sorgen, daß die 
Besetzung des Hauses entsprechend ihren Wünschen 
ist. 

Darf ich fragen, ob alle Anwesenden abgestimmt 
haben? — Darf ich die Geschäftsführer der Fraktionen 
fragen, ob wir die Abstimmung schließen können? — 
Ich schließe die Abstimmung und bitte die Damen und 
Herren, Platz zu nehmen, damit wir die weiteren 
Abstimmungen durchführen können.* * ) 

Ich rufe den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/230 auf. Es wird beantragt, daß der 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/230 zur federführenden Beratung an den Auswär-
tigen Ausschuß und zur Mitberatung an den Verteidi-
gungsausschuß überwiesen wird. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Damit ist dieser 
Antrag angenommen. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlage auf Druck-
sache 11/15 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse zu überweisen. — Gibt es andere Vor-
schläge? — Das ist nicht der Fall. Die Überweisung ist 
beschlossen. 

Ich rufe nunmehr die Tagesordnungspunkte 5 bis 7 
sowie die Zusatztagesordnungspunkte 3 bis 7 auf : 

5. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 30. April 1986 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Ungarischen 
Volksrepublik über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

— Drucksache 11/26 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

6. Beratung des Antrags des Bundesministers der 
Finanzen 

*) Ergebnis der Abstimmung Seite 586B 
* *) Ergebnis der Abstimmung Seite 587 D 
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Entlastung der Bundesregierung für das Haus-
haltsjahr 1985 
— Vorlage der Haushaltsrechnung und Vermö-
gensrechnung des Bundes (Jahresrechnung 
1985) — 

 — Drucksache 10/6753 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß 

7. Beratung des Antrags des Bundesministers für 
Wirtschaft 

Rechnungslegung über das Sondervermögen 
des Bundes 
„Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkoh-
leneinsatzes" 
—Wirtschaftsjahr 1985 — 

 — Drucksache 10/6784 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Zusatzpunkt 3: 

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Errichtung einer Stiftung „Entschädigung für 
NS-Unrecht" 
—Drucksache 11/223 — 

Zusatzpunkt 4: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Verbesserung der Situation der Sinti und 
Roma 
—Drucksache 11/224 — 

Zusatzpunkt 5: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Gesetzentwurf zur Regelung einer angemesse-
nen Versorgung für alle Opfer nationalsoziali-
stischer Verfolgung in der Zeit von 1933 bis 
1945 
—Drucksache 11/141 — 

Zusatzpunkt 6: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schily, Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Entschädigung für Zwangsarbeit während der 
Nazi-Zeit 
—Drucksache 11/142 — 

Zusatzpunkt 7: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Dr. Vollmer, Frau Nickels und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Nichtigkeitserklärung des Gesetzes zur Ver-
hütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 
1933 und der nach diesem Gesetz ergangenen 
Entscheidungen 
—Drucksache 11/143 — 

Eine Aussprache ist nicht vereinbart. 

Zu den Tagesordnungspunkten 5 bis 7 schlägt der 
Ältestenrat vor, die Vorlagen an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. Gibt  

es dazu andere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. 
Dann kann also die Überweisung als beschlossen gel-
ten. 

Nun kommen wir zu den Zusatztagesordnungs-
punkten 3 bis 7. Hierzu hat der Ältestenrat keinen 
Vorschlag für eine Ausschußüberweisung gemacht. 
Es gibt also hier Differenzen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP haben zu 
dem Zusatztagesordnungspunkt 3 beantragt, den 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf der Druck-
sache 11/223 zur federführenden Beratung an den 
Innenausschuß und zur Mitberatung an den Rechts-
ausschuß sowie zur Mitberatung und zur Beratung 
gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an den Haus-
haltsausschuß zu überweisen. Gibt es dazu anderwei-
tige Vorschläge? — Das Wort hat die Abgeordnete 
Frau Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Ich spreche zu den 
Zusatzpunkten 3 bis 6. 

Bei Zusatzpunkt 7 sind wir damit einverstanden, 
daß an den Rechtsausschuß überwiesen wird. 

Aber bei den Zusatzpunkten 3 bis 6 bitten wir Sie, 
der Überweisung an den Ausschuß für Jugend, Fami-
lie, Frauen und Gesundheit zuzustimmen. 

Nun ist gerade diese Frage keine, die man im Par-
teienstreit lösen sollte. Ich will auch dazusagen, daß es 
gute Argumente gibt, sie im Innenausschuß federfüh-
rend zu behandeln. Mein Kollege Ströbele hat es in 
der Vergangenheit auch gesagt. Die Hauptbegrün-
dung, es im Innenausschuß zu behandeln, ist, daß die 
NS-Vergangenheit und das Aufspüren der Wurzeln 
und auch der weiteren Wirkungen des nationalsozia-
listischen Denkens eine Frage der demokratischen 
Kultur und damit im Innenausschuß sehr gut angesie-
delt ist. 

Ebenso gute Gründe gibt es aber, die Vorlagen an 
den Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit zu überweisen, weil die Fragen der 
betroffenen Behinderten, der Psychiatrie, der Sinti 
und Roma und auch der Sozialhilfebereich in diesem 
Ausschuß verankert sind. 

Weswegen wir Sie aber bitten, es doch federfüh-
rend bei dem Auschuß für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit zu lassen, dafür gibt es zwei 
Gründe. 

Das eine ist die Vorgeschichte. Diese Gesetzent-
würfe — sowohl die Entwürfe der SPD als auch die der 
GRÜNEN — sind unverändert aus der letzten Legisla-
turperiode eingereicht worden. Sie haben dann einen 
regelrechten Irrweg gemacht. Sie waren eingereicht 
im Innenausschuß, kamen dann in den Finanzaus-
schuß und landeten schließlich im Ausschuß für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. Wir mei-
nen, daß gerade diese Gesetzentwürfe keine weitere 
Verzögerung vertragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir bitten Sie vielmehr ganz eindringlich, zu beden-
ken, daß es hier um etwas geht, was wirklich ein aller-
letzter Termin ist. Die Menschen, die davon profitie-
ren sollen, sterben nämlich darüber, wenn sie nicht 
rechtzeitig dieses bißchen Versorgung und die darin 
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enthaltene Würdigung, welches Unrecht ihnen 
geschehen ist, erreicht. Deswegen fürchten wir, daß 
es, wenn es jetzt noch einmal den Ausschuß wechselt, 
wiederum eine Verzögerung gibt, die wir nicht wol-
len. 
Es gibt einen zweiten Grund: Gerade infolge dieser 

Irrwege hat es in der Vergangenheit die Situation 
gegeben, daß die Ministerin Süssmuth einen Bericht 
vortragen mußte, der vom Finanzministerium erarbei-
tet worden war und der katastrophale Begriffe und 
Vokabeln enthalten hat, für die man sich schämen 
mußte. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Die Ministerin hatte damals die politische Verantwor-
tung dafür. Ich denke, sie hat sich in ziemlich ein-
dringlicher Weise in die Materie eingearbeitet; und 
sie hat sich persönlich dafür verantwortlich gefühlt, 
daß diese Frage für die Betroffenen befriedigend 
geregelt wird. Sie hat mit Herrn Galinski gesprochen, 
mit Vertretern des Auschwitz-Komitees, mit dem Zen-
tralrat der Roma und Sinti, mit Vertretern der Men-
gele-Zwillinge; und sie hat in Auschwitz selber 
gesagt, daß sie sich persönlich dafür verantwortlich 
fühlt. 

In diesem Falle bitte ich Sie, doch zu überlegen: 
Wollen Sie diese Frage — jedenfalls von seiten des 
Ministeriums — lieber in den Händen von Frau Süss-
muth haben oder in den Händen von Herrn Zimmer-
mann? Da bitten wir Sie, sie in die Verantwortung des 
Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit zu geben, also als Adressaten die Ministerin 
Süssmuth zu wählen, und unserem Antrag zuzustim-
men, die Vorlagen dorthin zu überweisen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, da hier offensichtlich Unklarheit über die vorlie-
genden Anträge herrscht, möchte ich noch einmal 
klarstellen: Für die Anträge unter den Zusatzpunk-
ten 3 bis 7 sind sich die Fraktionen von SPD, CDU/ 
CSU und FDP darüber einig, daß in jedem Fall die 
Überweisung in den Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit — zur Mitberatung, nicht zur 
Federführung — erfolgt. 
Die GRÜNEN beantragen zunächst einmal für den 

Zusatzpunkt 3 die Federführung des Ausschusses für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: 3 bis 6!) 

—Also für alle? 
(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Für die 
Punkte 3 bis 6 Federführung JFFG, nicht für 
alle! Bei Punkt 7 geht es einvernehmlich!) 

—Für die Punkte 3 bis 6, nicht für alle? Okay. - Herr 
Abgeordneter Seiters, Sie bekommen gleich das Wort. 
Ich wollte nur noch einmal klarstellen, daß wir über 
die Punkte 3 bis 6 geschlossen abstimmen können. 
Nachdem dies klargestellt ist, gebe ich Ihnen, Herr 
Abgeordneter Seiters, gern das Wort. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst einmal klarstellen  

— ich glaube, das ist wichtig — , daß alle Fraktionen 
sofort bereit waren, diese Gesetzentwürfe zusätzlich 
auf die Tagesordnung dieser Woche zu nehmen und 
sie an die Ausschüsse zu überweisen, damit möglichst 
bald in die Beratungen eingetreten werden kann. Da 
gibt es also überhaupt keinen Streit. 

Es geht um eine sachgerechte Beratung, und wer 
sich an die Diskussion im November 1986 erinnert, der 
weiß ganz genau, daß damals — darauf ist ja auch 
hingewiesen worden — die Fraktion der GRÜNEN 
ausdrücklich beantragt hat, alle Vorlagen geschlossen 
an den Innenausschuß zu überweisen und keine Auf-
teilung vorzunehmen. Damals ist eine andere Rege-
lung getroffen worden. 

Ich will Ihnen jetzt nicht unterstellen, daß Ihr Sin-
neswandel damit zusammenhängt, daß der Vorsit-
zende des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit von Ihnen gestellt wird, aber Sie soll-
ten auch uns nicht etwas unterstellen. Ich fühle mich 
etwas provoziert, weil Sie hier zwei Minister gegen-
einander abgewogen haben. Das sollten wir um der 
Materie willen, glaube ich, nicht tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich denke, es gibt für unseren Antrag eine gute 
Begründung. Ich darf nur noch einmal die Überschrif-
ten nennen: Gesetzentwurf zur Regelung einer ange-
messenen Versorgung für alle Opfer nationalsoziali-
stischer Verfolgung in der Zeit von 1933 bis 1945, Ent-
schädigung für Zwangsarbeit während der Nazi-Zeit, 
Errichtung einer Stiftung „Entschädigung für NS- 
Unrecht" und Verbesserung der Situation der Sinti 
und Roma. Das alles gehört von der Kompetenz, von 
der Zuständigkeit her wirklich in den Innenausschuß, 
und zwar geschlossen, ohne Aufteilung. Was wir hier 
vorschlagen, ist sinnvoll. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß man sich ja 
gestern, wie ich höre, im mitberatenden Ausschuß für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit darauf ver-
ständigt hat, möglicherweise eine gemeinsame Anhö-
rung mit dem federführenden Innenausschuß vorzu-
nehmen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ja, die sollen mit dazu!) 

Damit wird doch schon all das mit berücksichtigt, was 
hier an Vorschlägen von anderer Seite kommt. Aus 
diesem Grunde meine ich: Überweisen wir jetzt, 
damit die Ausschüsse anfangen können, tätig zu wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wolf gramm.  

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die 
Bedeutung, die wir dem Thema dieser Anträge bei-
messen, zeigt sich darin, daß wir die Diskontinuität ja 
de facto nicht wirksam werden lassen, sondern zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt die Ausschüsse damit 
beschäftigen wollen, damit wir auch in der Sache bald 
zu einem Ergebnis kommen, was in der letzten Legis-
laturperiode leider durch Zeitablauf nicht mehr mög-
lich war. 
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Wir haben damals schon gesagt: Es ist sinnvoll, daß 
wir diesen Komplex der Entschädigungsfragen und 
Wiedergutmachungsfragen aus der schmachvollen 
NS-Zeit — die Sinti und Roma eingeschlossen — in 
eine Hand legen wollen. Es war damals, wie ich 
meine, vielleicht doch nicht ganz glücklich, daß wir es 
gespalten haben. Wir waren jedenfalls der Meinung, 
ein Ausschuß sollte federführend sein. Der Innenaus-
schuß ist auf Grund seiner Beschäftigung mit Fragen 
des Lastenausgleichs und mit Wiedergutmachungs-
fragen besonders mit Entschädigungsfragen betraut 
gewesen. Es sind hier sicherlich auch Statusfragen 
abzuwägen, für die der Innenausschuß ebenfalls 
federführend ist. Damit werden die Rechte des Aus-
schusses für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
nicht geschmälert. Er ist mitberatend. Er wird seine 
Überlegungen mit einbringen können. Aber wir 
möchten, daß es hier in einer Hand liegt. Deswegen 
stimmen wir für die Überweisung in den Innenaus-
schuß. 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In dieser Auseinandersetzung 
sollten wir uns auf das Wesentliche konzentrieren. 
Wichtig sind zwei Dinge: erstens, daß diese schwieri-
gen Themen, die in den verschiedenen Anträgen 
angesprochen sind, so schnell wie möglich in die 
Sachberatung kommen, und zweitens, daß wir Zusa-
gen, die gemeinschaftlich gegeben worden sind, näm-
lich noch vor der Sommerpause in eine öffentliche 
Anhörung einzutreten, ebenfalls einlösen können. 
Dies ist auch, nachdem der Kollege Seiters das hier 
noch einmal ausdrücklich festgestellt hat, für den 
Innenausschuß und den Ausschuß für Jugend, Fami-
lie, Frauen und Gesundheit gesichert. Wir wollen des-
halb das Verfahren fördern und werden der Überwei-
sung, obwohl wir in der Sache eine andere Grundauf-
fassung hatten, an den Innenausschuß zustimmen, 
zumal auch die Mitberatung durch den Ausschuß für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit sicherge-
stellt ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Die Fraktion der GRÜ-
NEN erhält den Antrag aufrecht. Dann lasse ich dar-
über abstimmen. Wer also dem Antrag der GRÜNEN 
folgen will, daß die Zusatztagesordnungspunkte 3 bis 
6 in dem Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit federführend beraten werden, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Ich gehe davon aus, daß die Überweisung gemäß 
dem Antrag der Koalitionsfraktionen, dem auch die 
SPD zugestimmt hat, erfolgt. 

Damit sind folgende Überweisungen erfolgt: 

Zusatzpunkt 3: federführend Innenausschuß, mitberatend 
Rechtsausschuß und Ausschuß für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit, mitberatend 
und gemäß § 96 der Geschäftsordnung Haus-
haltsausschuß 

Zusatzpunkt 4: federführend Innenausschuß, mitberatend 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit, mitberatend und gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung Haushaltsausschuß 

Zusatzpunkte 5 
und 6: 	federführend Innenausschuß, mitberatend 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit und Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung, mitberatend und gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung Haushaltsausschuß 

Ich lasse jetzt über den Zusatztagesordnungs-
punkt 7 abstimmen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Hier besteht Übereinstimmung, daß zur federführen-
den Beratung an den Rechtsausschuß und zur Mitbe-
ratung an den Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit sowie zur Mitberatung und zur Bera-
tung nach § 96 an den Haushaltsausschuß überwiesen 
wird. — Weitere Vorschläge werden nicht gemacht. 
Dann ist dies so einstimmig beschlossen. 

Nunmehr kann ich Sie in die Mittagspause entlas-
sen. 

Die Fragestunde beginnt um 14.15 Uhr. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.48 bis 14.15 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Die unterbrochene Sitzung 
wird fortgeführt. Wir treten in die 

Fragestunde 
— Drucksache 11/207 — 

ein. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht uns Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Voss zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 13 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Struck auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß mit den angekün-
digten Eckdaten für die Neuverschuldung des Bundes 1988 und 
1990 alle jetzt schon bekannten Milliarden-Belastungen berück-
sichtigt sind, wie z. B. höhere Kokskohlenbeihilfen auf Grund 
des niedrigeren Dollar-Kurses, Airbus-Finanzierung, Anstieg 
der Zinsausgaben auf Grund höherer Neuverschuldung, Abdek-
kung der Kosten für das Babyjahr der Trümmerfrauen, neue 
Forschungs- und Verteidigungsvorhaben? 

Bitte sehr. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Danke schön, Herr Präsident. 

Herr Kollege Dr. Struck, die Bundesregierung kann 
dies nicht bestätigen. Wie ich bei der Frage des Kol-
legen Mertens gestern bereits ausführte, ist die Mei-
nungsbildung der Bundesregierung zur Entwicklung 
des Bundeshaushalts 1988 und des Finanzplans bis 
1991 noch nicht abgeschlossen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, ist bei den 
Zahlen der Neuverschuldung für 1988 und 1990 von 
der Bundesregierung unterstellt worden, daß es wie- 
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der zu Ausgabensperren kommt, wie es sie schon für 
1986 und 1987 gegeben hat? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Struck, es ist einfach verfrüht, zum jetzigen Zeit-
punkt etwas Derartiges zu beantworten. Hierüber 
sind keine Entscheidungen gefallen. Hierüber gibt es 
jetzt auch noch keine besonderen Gedankengänge. 
Es ist also effektiv zu früh, jetzt eine derartige Sache 
zu entscheiden. Ich habe bereits gestern gesagt: Wir 
sind jetzt im Moment bei den sogenannten Referats-
leitergesprächen. Dann schließen sich die Abteilungs-
leitergespräche an. Dann kommt die Steuerschät-
zung. Dann kommen die Chefgespräche. Dann 
kommt die Kabinettsvorlage. Sie wissen, was sich auf 
diesem Wege noch alles verändern kann. Ergo ist es 
bedeutend zu früh, jetzt derartige Fragen zu beant-
worten. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß die Bundesbankgewinne für die Jahre 
1988 und 1990 genausohoch ausfallen werden, wie 
noch in der gültigen Finanzplanung für diesen Zeit-
raum vorgesehen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Struck, auch das ist nicht zu bestätigen. Sie wis-
sen, daß das von den Verhältnissen des Vorjahres 
abhängt. Die Bundesregierung hat aber von Anfang 
an, seit sie die Verantwortung übernommen hat, 
immer den Ausgangspunkt gehabt, daß die Bundes-
bankgewinne sich nicht in dieser Höhe fortsetzen 
würden, wie sie sich in den Anfangsjahren dargestellt 
haben. Von daher haben wir in der Finanzplanung 
immer einen degressiven Ansatz gewählt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Poß. 

Poß (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie die 
Meldung des Bonner „General-Anzeigers" vom 
29. April bestätigen — oder eben nicht —, daß 1988 
mindestens 500 Millionen DM weniger Bundesbank-
gewinne zu erwarten seien, als bisher im Finanzplan 
angenommen wurde? Für 1988 sind 7 Milliarden DM 
angenommen worden. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Das sind Spekulatio-
nen der Presse, zu denen ich keine Stellung nehmen 
kann, Herr Kollege. 

(Poß [SPD]: Die keinen Ursprung in Ihrem 
Hause haben?) 

— Das vermag ich nicht zu sagen. Ich kann nicht 
sagen, was aus einem Hause wie dem Bundesfinanz-
ministerium auf diese oder jene Weise den Gang in die 
Presse findet. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun ist 
aber doch in etwa bekannt, was die Airbus-Finanzie-
rung von seiten des Bundes insgesamt kostet. Es ist 
auch bekannt, was der Bundeskanzler und was der 
Forschungsminister an Verbindlichkeiten z. B. im 

Bereich der Luft- und Raumfahrtforschung mit den 
Franzosen und mit den Amerikanern insgesamt aus-
gehandelt bzw. zugesagt haben. Deshalb ist Ihre Ant-
wort nicht ganz verständlich, daß Sie z. B. für diese 
beiden Punkte nicht sagen können, in welcher Höhe 
dazu Nettokreditaufnahmen notwendig sein wer-
den. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
wem die Materie vertraut ist, der findet meine Ant-
worten nicht unverständlich. Beispielsweise laufen 
zur Zeit, was die Airbus-Finanzierung anbetrifft, noch 
eine Reihe von Gesprächen zwischen uns, dem Bun-
deswirtschaftsministerium, und der Indust rie. Hier 
sind deutliche Unterschiede hinsichtlich der Notwen-
digkeiten der Finanzierung festzustellen. Das geht 
von der Serienfinanzierung über die Senkung der 
Kosten bis hin zur Übernahme von Bürgschaften oder 
zur Risikoübernahme bezüglich des Dollarkurses. Das 
sind alles sehr gewichtige Punkte. Bevor über diese 
nicht endgültig entschieden ist, ist auch hier Endgül-
tiges nicht zu sagen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Struck auf: 
Kann die Bundesregierung bestätigen, daß bei der Erhöhung 

der Neuverschuldung für den Bund 1988 und 1990 und gleich-
zeitig niedrigeren Ausgabesteigerungen als bisher vorgesehen 
zusätzliche Entlastungen für den Bundeshaushalt dadurch 
zustande kommen, daß vorgesehen ist, eine Reihe von Bundes-
ausgaben auf die Bundesanstalt für Arbeit zu übertragen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Struck, ich vermag auch dies nicht zu bestätigen; 
denn die Mehrbelastungen des Bundes, die sich 
durch die stufenweise Einbeziehung der vor 1921 
geborenen Mütter in die Regelung über die Anerken-
nung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ergeben, sollen durch eine Neu-
ordnung der Finanzbeziehungen des Bundes zur 
Bundesanstalt für Arbeit in einem mittelfristigen Zeit-
raum ausgeglichen werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurtei-
len Sie die Meldung des „Handelsblattes" vom 
25. Februar 1987 — darf ich Sie auffordern, dazu Stel-
lung zu nehmen —, nach der der Bund in Erwägung 
zieht, die Kosten für die Förderung benachteiligter 
Jugendlicher auf die Bundesanstalt für Arbeit zu über-
tragen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Struck, Sie können von mir nicht verlangen und 
ich bin auch nicht bereit, zu Pressemeldungen Stel-
lung zu nehmen, die weitgehend auf spekulativem 
Hintergrund beruhen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem ich 
vorausschicke, daß ich dafür Verständnis habe, darf 
ich Sie fragen, ob die Bundesregierung in Erwägung 
zieht, Maßnahmen, die bisher aus dem Bundeshaus-
halt finanziert wurden, z. B. aus dem Sozialhaushalt, 
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auf den Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit zu 
übertragen. Mit anderen Worten: Hat die Bundesre-
gierung in ihrer Planung für den Haushalt 1988 eine 
derartige Möglichkeit — abstrakt oder konkret — vor-
gesehen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Struck, ich habe eben gesagt, daß eine Neuord-
nung der Finanzbeziehungen vorgesehen ist. Im Rah-
men dieser Neuordnung kann sich natürlich das eine 
oder andere ergeben; aber das ist im Moment nicht 
definitiv zu sagen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Poß. 

Poß (SPD): Herr Staatssekretär, verstehe ich Ihre 
letzte Antwort so richtig, daß Sie Verschiebungen vom 
Bundeshaushalt auf den Haushalt der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht ausschließen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe schon mehrmals gesagt: Die Frage „Können Sie 
ausschließen oder können Sie nicht ausschließen ... " 
ist letztlich eine intellektuell unredliche Frage. Ich 
kann nicht ausschließen, daß morgen der Himmel 
einstürzt und alle Spatzen tot sind. Bei Entscheidun-
gen, die von Gremien gefaßt werden, wie das in der 
Demokratie üblich und notwendig ist, kann niemand 
ausschließen, daß sich letztlich die eine oder andere 
Tendenz durchsetzt. Das werden Sie aus Ihrer parla-
mentarischen Erfahrung doch auch nur bestätigen 
können. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, ich hoffe, daß wir alle davor verschont 
bleiben, daß eine solche Möglichkeit überhaupt ins 
Auge gefaßt wird. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich hoffe das auch, 
Herr Präsident. 

(Dr. Struck [SPD]: Herr Präsident, bei dieser 
Regierung ist das allerdings nicht auszu

-

schließen! — Poß [SPD]: Da ist alles mög

-

lich!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Stahl, 
bitte. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
sind derartige Pressemeldungen, die Sie in Ihrer net-
ten Art kommentiert haben, sicherlich nicht aus der 
Luft gegriffen oder, wie Sie sagen, vom Himmel gefal-
len, sondern sie sind Bestandteil ernster Erwägungen, 
die zumindest bei der mittelfristigen Finanzplanung 
des jeweiligen Ministeriums erörtert wurden. Ich gehe 
davon aus, daß dies am Kabinettstisch zumindest 
angesprochen wurde. Können Sie wenigstens das 
bestätigen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe Ihnen den Gang schon mehrmals aufgeführt. Wir 
sind mit diesen Überlegungen noch nicht am Kabi-
nettstisch; da ist noch eine ganze Reihe von Vorstufen 
zu durchlaufen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: In der mittelfristigen 
Finanzplanung!) 

Sie können sicher sein, daß alle wichtigen und 
ernsthaften Überlegungen im Kabinett zur Sprache 
kommen, wie das auch bisher der Fall gewesen ist. 
Wie etwas von den einzelnen Presseorganen in ihren 
Artikeln gewertet wird, ist noch kein Grund dafür, daß 
es auch wirklich den Durchbruch ins Kabinett 
schafft. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten Poß 
auf: 

Bedeutet die Streckung des Subventionsabbaus ab 1990 auf 
mehrere Jahre, daß für die entstehende Finanzierungslücke des 
„ 19 Milliarden DM-Umstrukturierungsteils" des Steuerpakets 
1990 die Mehrwertsteuer erhöht werden muß? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Poß, 
sind Sie damit einverstanden, daß ich wegen des sach-
lichen Zusammenhangs Ihre beiden Fragen gemein-
sam beantworte? 

Poß (SPD): Nein. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Dann zunächst zu 
Frage 15: Die Koalitionsparteien haben mit ihren 
steuerpolitischen Beschlüssen die Eckpunkte der für 
1990 geplanten großen Steuerreform beschlossen. 
Dies soll eine Bruttoentlastung von 44 Milliarden DM 
ergeben. Zur Finanzierung dieser Reform sollen steu-
erliche Umschichtungen in Höhe von 19 Milliarden 
DM erfolgen. Nach Feststellung der Koalition macht 
es die geplante nachhaltige Tarifsenkung für alle Ein-
kommensteuerpflichtigen möglich, einen Teil dieses 
Umschichtungsbetrages von 19 Milliarden DM im 
Sinne einer Vereinfachung des Steuersystems durch 
den Abbau von Steuersubventionen und steuerlichen 
Sonderregelungen zu gewinnen. Dabei kann es sich 
in der Sache als sinnvoll erweisen, bestimmte Sonder-
regelungen stufenweise abzubauen. Dies steht jedoch 
in keinem Zusammenhang mit einer Erhöhung der 
Mehrwertsteuer. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Poß (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie bestäti-
gen, daß die Meldung einer Ihnen nahestehenden 
Zeitung, nämlich der „Bild"-Zeitung vom 29. April 
1987, falsch ist, daß von der Bundesregierung eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer um einen Prozent-
punkt in Erwägung gezogen wird? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat mehrfach zum Ausdruck 
gebracht, daß sie eine Mehrwertsteuererhöhung nicht 
anstrebt, daß sie also nicht den Weg gehen will, Herr 
Kollege, den Ihre Partei im Jahre 1977 und im Jahre 
1979 gegangen ist, 

(Dr. Struck [SPD]: Und Sie 1983!) 

indem sie nämlich bei entsprechenden Steuerentla-
stungen jeweils die Mehrwertsteuer um einen Pro-
zentpunkt erhöht haben. Diesen Weg will diese Bun-
desregierung nicht gehen. Das hat sie verschiedent-
lich erklärt, und dabei bleibt sie auch. 

(Beifall des Abg. Dr. Jobst [CDU/CSU]) 
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Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Poß (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, daß 
ohne eine Erhöhung der Mehrwertsteuer für den Bun-
deshaushalt erhebliche Mehrbelastungen aus dem 
19-Milliarden-DM-Teil des Steuerpaketes entstehen 
müssen, wenn gleichzeitig der Subventionsabbau 
über mehrere Jahre gestreckt werden wird? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
vorgesehen, die Steuerentlastung von über 44 Milliar-
den DM durch eine Kompensation von 19 Milliarden 
DM zu begleiten. Das heißt, hier müssen alle Steuer-
vergünstigungen oder, wenn Sie so wollen, alle Sub-
ventionen auf den Prüfstand gebracht werden; denn 
Sie werden mit mir darüber einig sein, daß nur der 
Zeitpunkt, wie wir ihn jetzt haben, nämlich im Zusam-
menhang mit einer wirklich deutlichen Steuerentla-
stung, der geeignete sein wird, um Subventionen 
abzubauen. Die Subventionen, die jetzt beispiels-
weise außen vor gelassen würden, würden dann in der 
nächsten Zeit auch nicht mehr in dieser Form zur 
Debatte gestellt werden können. Von daher ist die 
Bundesregierung der Meinung, daß eventuell sogar 
ein stufenweiser Abbau in Betracht kommen kann, da 
ja die Subventionen nicht alle von gleicher Qualität 
sind, da sie nicht alle das gleiche Gewicht für den 
Steuerbürger haben. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
hier in diesem Hause definitiv erklären, ob die Bun-
desregierung beabsichtigt, die Mehrwertsteuer zu 
erhöhen, oder nicht? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Struck, ich habe Ihnen eben gesagt, die Bundes-
regierung ist fest entschlossen, alles zu tun, was eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer vermeiden kann. Sie 
wird alle Anstrengungen unternehmen, um an einer 
Mehrwertsteuererhöhung, wie wir sie in den Jahren 
1977 und 1979 — — 

(Dr.  Struck [SPD]: Und 1983! Das werden Sie 
sicherlich nicht bestreiten!) 

— Nein, Herr Kollege, das war in einem anderen 
Zusammenhang. Damals war es nicht im Zusammen-
hang mit Steuerermäßigungen, sondern mit der Not-
wendigkeit, mit einer Belastung fertig zu werden, die 
wir von Ihnen übernommen haben. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
sind 19 Milliarden DM kein Pappenstiel, und Sie wer-
den Verständnis dafür haben, daß wir von seiten der 
Opposition gegenüber der Regierung skeptisch sind, 
weil Sie schon einmal versprochen haben, Subventio-
nen sehr stark abzubauen, und dies nicht eingehalten 
haben. Deshalb meine Frage: Sie sprachen vorhin an, 
daß ganz bestimmte Sonderregelungen, Steuerver-
günstigungen bzw. Subventionen, abgebaut werden 
sollen. Können Sie dem Hohen Hause einmal darstel-
len, was z. B. in dem Geheimpapier der FDP-Fraktion  

steht, in dem ja eine ganze Latte von derartigen Maß-
nahmen oder Vorschlägen aufgeführt ist, und welche 
bestimmten Sondervergünstigungen und Subventio-
nen Sie für die Deckung dieser 19 Milliarden DM 
denn abbauen wollen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Ihnen 
ist bekannt, daß die Bundesregierung und die Koali-
tion beschlossen haben, den Subventionsabbau im 
Herbst dieses Jahres anzugehen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das haben Sie schon 
einmal versprochen!) 

Sie werden von mir nicht verlangen können — ich 
werde das auch nicht tun —, Ihnen jetzt einige dieser 
Subventionen hier zu nennen und Ihnen zu sagen, 
diese werde abgebaut und jene nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie soeben 
sagten, daß alle steuerlichen Vergünstigungen nun 
auf den Prüfstand kämen, frage ich Sie: Können Sie 
für die Bundesregierung definitiv sagen, daß der 
Weihnachtsfreibetrag, der allgemeine Arbeitnehmer-
freibetrag und die steuerliche Begünstigung von Fei-
ertags-, Wochenend- und Nachtarbeit von der Bun-
desregierung ausgenommen wird? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich muß 
mich leider wiederholen, weil Sie sich in Ihrer Frage-
stellung auch wiederholen. 

(Schreiner [SPD]: Ich habe bisher noch gar 
nichts gefragt! Deshalb kann ich mich nicht 

wiederholen!)  

— Nein, nein, die Wiederholung lag in der Frage, die 
vorher schon gestellt worden ist. Es ist eben schon 
davon geredet worden, ob ich etwas ausschließen 
könne. Ich will hier nichts ausschließen, und ich kann 
hier nichts ausschließen. Man kann etwas erst aus-
schließen, wenn Beschlüsse gefaßt worden sind, und 
Beschlüsse sind in diesem Zusammenhang bisher 
nicht gefaßt worden. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Also die Mehrwert

-

steuer wird erhöht!) 

— Nein, nein, das ist ja der völlig falsche Schluß. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Doch, das haben Sie 
gesagt!) 

Sie können nicht daraus, Herr Kollege, daß ich sage: 
Ich kann das nicht ausschließen und will das nicht 
ausschließen, weil ich doch parlamentarischen Ent-
scheidungen und parlamentarischen Verfahren nicht 
vorgreifen will, den Umkehrschluß ziehen, daß ich das 
will. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, die 
Zwischenbemerkungen in der Fragestunde sind nicht 
so zu genehmigen, wie das in der allgemeinen 
Debatte üblich ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber sie sind das 
Salz, Herr Präsident!) 
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Aber Ihnen, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
würde ich dringend empfehlen, auf die Zwischenrufe 
nicht einzugehen. Sonst kommen Sie in Teufels 
Küche. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich komme nicht in 
Teufels Küche. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Mü ller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie ausschließen, daß Ihr Minister angesichts stei-
gender Subventionen und der steigenden Nettover-
schuldung nicht mehr in den Spiegel schauen kann? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Ernsthaftigkeit dieser Frage muß ich bezweifeln. 
Daher versage ich mir eine Antwort darauf. 

Vizepräsident Stücklen: Ich war abgelenkt; sonst 
hätte ich diese Frage gar nicht zugelassen. 
Keine weiteren Zusatzfragen. 
Dann rufe ich die Frage 16 des Herrn Abgeordneten 

Poß auf. 
Kann die Bundesregierung bestätigen, daß bei einer Erhö-

hung der Mehrwertsteuer Länder und Gemeinden zur Finanzie-
rung ihres Anteils am „ 19 Milliarden DM-Umstrukturierungs-
teil" des Steuerpakets 1990 erheblich stärkere Finanzierungs-
probleme zu erwarten haben, als der Bund und die Gemeinden 
darüber hinaus die erhöhte Mehrwertsteuer bei ihren Ausgaben 
zusätzlich bezahlen müssen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Poß, die 
Bundesregierung hat, wie gesagt, wiederholt darauf 
hingewiesen, daß sie eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer nicht anstrebt. Die Bundesregierung wird bis 
zur Vorlage des Gesetzentwurfs für die Steuerreform 
die dafür notwendigen Einzelentscheidungen ein-
schließlich derjenigen betreffend die einzelnen Finan-
zierungselemente treffen. Aus diesem Grunde sind 
Aussagen über unterschiedliche Belastungen der 
einzelnen öffentlichen Haushaltsebenen zur Zeit 
nicht möglich. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Poß (SPD): Herr Staatssekretär, ist es Ihnen aber 
möglich, zumindest die folgende Frage im Blick auf 
die mittelfristige Finanzplanung zu beantworten, die 
ja für den Bund für 1990 eine Neuverschuldung von 
22 Milliarden DM vorsieht, was jetzt von Ihnen sehr 
wahrscheinlich auf 33 Milliarden DM korrigiert wird: 
Können Sie bestätigen, daß eine entsprechende Erhö-
hung der Neuverschuldung des Bundes eine Erhö-
hung der Neuverschuldung aller Gebietskörperschaf-
ten in der Finanzplanung um rund 28 Milliarden DM 
auf 50 bis 60 Milliarden DM im Jahre 1990 bedeu-
tet? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
unterstellen hier wieder etwas, was ich nicht bestätigt 
habe und was ich auf Grund des Entscheidungspro-
zesses, den wir noch vor uns haben, auch nicht bestä-
tigen kann. Von daher sind auch die Folgerungen, die 

Sie treffen, auf Sand gebaut, und von daher vermag 
ich sie nicht zu bestätigen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Poß (SPD): Herr Staatssekretär, ist es denn in die-
sem hypothetischen Fall einer Erhöhung der Mehr-
wertsteuer richtig, daß die Gemeinden eine erhöhte 
Mehrwertsteuer über ihre Ausgaben zusätzlich 
bezahlen müßten und ansonsten von einer Mehrwert-
steuererhöhung nicht profitieren würden? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Es ist nicht zu bestrei-
ten, Herr Kollege, daß von einer Erhöhung der Mehr-
wertsteuer, die aber hypothetisch ist, die von mir nicht 
bestätigt wird und die von der Bundesregierung nicht 
angestrebt wird, natürlich diejenigen, die am meisten 
Mehrwertsteuer zu zahlen haben, auch stärker betrof-
fen werden als andere; das ist ganz denknotwendig 
und ganz selbstverständlich. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
Sie das Loch, das Herr Poß hier eben angesprochen 
hat, nicht bestätigen, dann darf ich Sie doch fragen, 
wie sich denn diese 19 Milliarden DM, die Ihnen jetzt 
fehlen — derzeit steigen ja bei den Gemeinden auf 
Grund der hohen Arbeitslosigkeit gerade die Ausga-
ben für die Sozialhilfe ganz immens; dies gilt für alle; 
man kann ja Herrn Rommel, der ein sehr vernünftiger 
Mann in dieser Sache ist, einmal zitieren; er sagt, daß 
die Gemeinden demnächst alle pleite seien — , auf die 
Gemeinden auswirken, zumal Sie ja wohl verspro-
chen haben — nicht Sie persönlich, aber die Bundes-
regierung — , daß den Gemeinden für die Sozialhilfe 
demnächst Vergünstigungen erteilt werden sollen, 
damit sie zusätzliche Investitionen vornehmen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stahl, 
ich halte es für ziemlich selbstverständlich, daß beim 
Abbau von Steuervergünstigungen alle den Anteil 
tragen, den sie auch sonst haben. Das ist ganz normal. 
Wenn gesagt wird, auf Grund anderer Umstände 
müßten hier jetzt Sonderregelungen getroffen wer-
den, so vermag ich mich damit nicht anzufreunden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Staatssekretär, ist es richtig, 
daß der Bund bei einer — hypothetischen — Mehr-
wertsteuererhöhung von einem oder zwei Prozent-
punkten mehr Einnahmen zusätzlich erhält als die 
Länder, Bund und Länder aber an der Einkommen-
steuer den gleichen Anteil haben, mit anderen Wor-
ten, daß der Bund der große Profiteur bei einer Mehr-
wertsteuererhöhung wäre? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Struck, 
das können Sie schon aus der Verteilung der Mehr-
wertsteuer ersehen; denn die Verteilungsmechanis-
men sind hier ja unterschiedlich, und ergo sind auch 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 10. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. Mai 1987 	573 

Parl. Staatssekretär Dr. Voss 
die Ergebnisse unterschiedlich. Das ist auch denknot-
wendig. 

(Dr. Struck [SPD]: Ich wollte nur einmal kon

-

trollieren, ob Sie das wissen!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Die Frage 17 und 18 des Abgeordneten Börnsen 

(Ritterhude) sollen auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fragen steht 
uns der Parlamentarische Staatssekretär Dr. von War-
tenberg zur Verfügung. 

Die Fragen 19 und 20 werden auf Grund von Nr. 2 
Abs. 2 der Richtlinien für die Fragestunde schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Sprung auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Zukunftschancen der 
deutschen Blei- und Zinkproduktion, nachdem über 800 weitere 
Arbeitsplätze durch die Schließung der beiden Bergwerke im 
Harz in dieser Woche verlorengegangen sind und damit 85 v. H. 
der deutschen Bleierzförderung, 53 v. H. der Zinkerzförderung 
und die gesamte Silbererzförderung ausfällt? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Präsident! Herr 
Dr. Sprung, ich beantworte Ihre Frage wie folgt: Der 
Beschluß der Preussag AG, die beiden letzten Gruben 
im Harz, Rammelsberg und Bad Grund, Ende 1987 
und damit einige Jahre früher, als wegen der bevor-
stehenden Erschöpfung der Vorräte ohnehin geplant, 
stillzulegen, hat auf die Zukunftschancen der deut-
schen Blei- und Zinkhütten kaum einen Einfluß. Die 
Gründe für die vorzeitige Stillegung liegen in der 
mangelnden Rentabilität der beiden Gruben. Es ist zu 
erwarten, daß die Hütten ihren Erzbedarf durch 
Importe decken können. 

Nach Stillegung der beiden Bergwerke ergibt sich 
rechnerisch ein zusätzlicher Importbedarf von Blei- 
und Zinkkonzentraten mit einem ausbringbaren 
Metallinhalt von ca. 15 000 t bei Blei und 42 000 t bei 
Zink. Gemessen an unseren bisherigen Importen wird 
dies eine Importsteigerung bei Bleikonzentraten um 
ca. 12 % und bei Zinkkonzentraten um ca. 17 
bedeuten. Unsere also ohnehin schon bestehende 
hohe Importabhängigkeit wird damit bei Bleikonzen-
traten von bisher ca. 86 % auf 98 % und bei Zinkkon-
zentraten von ca. 66 % auf rund 83 % steigen. 

Herr Kollege Sprung, angesichts weltweiter Über-
kapazitäten im Bereich der NE-Metallerzbergbauför-
derung, weitgestreuter Bezugsquellen und weltoffe-
ner Märkte dürfte der höhere Importbedarf an diesen 
Rohstoffen auch auf längere Sicht keine Schwierigkei-
ten bereiten. 

Für Blei gilt dies allerdings mit der Maßgabe, daß 
das Angebot an Bleikonzentraten auf dem Weltmarkt 
zur Zeit knapp ist. Die Ursache hierfür liegt da rin, daß 
in letzter Zeit mehrere G ruben, deren Erze nur einen 
verhältnismäßig geringen Metallgehalt haben, als 
Folge des seit über mehrere Jahre andauernden Preis-

rückgangs für Blei stillgelegt wurden. Zur Zeit steigt 
jedoch der Bleipreis wieder an. Sollte sich diese Ent-
wicklung über längere Zeit fortsetzen, so kann davon 
ausgegangen werden, daß auch das Angebot von 
Bleikonzentraten auf dem Weltmarkt erneut 
anwächst. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte 
sehr. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mir zu, daß unter dem Gesichtspunkt eines 
Mindestmaßes an Versorgungssicherheit der Verlust 
einer eigenen Rohstoffbasis zu bedauern ist? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Ja, ich 
stimme zu. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Wenn Sie zustimmen, 
würde ich gerne die Frage anschließen, ob man dann 
nicht genauso verfahren sollte wie bei anderen Roh-
stoffbereichen, bei denen ja auch dieses Argument 
vorgebracht wird, um ihnen bei der Bewäl tigung ihrer 
Probleme behilflich zu sein. 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Sprung, wir überprüfen alle derar tigen Maßnah-
men, sind aber auf Grund der wi rtschaftlichen Ent-
wicklung und der Rohstoffversorgung der Meinung, 
daß hier in diesem Fall kein konkreter Handlungsbe-
darf besteht. 

Vizepräsident Stücklen: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage? 

(Dr. Sprung [CDU/CSU]: Ich habe nur zwei 
Zusatzfragen, Herr Präsident!) 

— Sie haben noch eine. 
(Dr. Sprung [CDU/CSU]: Aber ich habe eine 
weitere Frage, und dazu habe ich ebenfa lls 

noch Zusatzfragen!) 
— Ja, gut, in Ordnung. 
Dann rufe ich Frage 22 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Sprung auf: 
Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, der deut-

schen NE-Metallindustrie bei der Anpassung an die veränderte 
Marktsituation zu helfen, sei es durch inte rnationale, durch EG- 
oder durch nationale Lösungen oder Maßnahmen? 

Bitte sehr. 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Sprung, die Lage auf den NE-Metallmärkten 
wird für die Produzenten immer schwieriger. Bei den 
Metallerzeugern wirkt sich vor allem der stark gefal-
lene Wechselkurs des US-Dollars aus. Als Folge hat 
sich das Verhältnis zwischen Erlös und Produktions-
kosten während der letzten zwei Jahre fortwährend 
verschlechtert. Nach Angaben der betreffenden 
Unternehmen wird in diesem Bereich zur Zeit vielfach 
mit Verlusten gearbeitet. Insgesamt sind es aber die 
auf der Hüttenstufe bestehenden Überkapazitäten, 
die den Unternehmen Schwierigkeiten bereiten. 
Die veränderten Rahmenbedingungen zwingen im 

NE-Metallbereich zur Strukturanpassung. Internatio-
nal nicht mehr wettbewerbsfähige Produktionen müs-
sen auf Sicht stillgelegt werden. 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß solche 
Strukturanpassungsprozesse nicht zu vermeiden sind. 
Ein ungehinderter internationaler Handel, an dem wir 
als exportorientiertes Land in hohem Maße interes-
siert sind, kann nur dann reibungslos funktionieren, 
wenn sich die am Welthandel Beteiligten notwendi-
gen strukturellen Anpassungsprozessen nicht entge-
genstellen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, die jüngsten Bemühungen 
einer Reihe europäischer Zinkproduzenten z. B. im 
Hinblick auf die Erstellung einer gemeinsamen Studie 
über die optimale Gestaltung der Bergwerks- und 
Hüttenkapazitäten zu unterstützen? Ich könnte mir 
denken, daß diese Unterstützung ja auf verschieden-
sten Wegen möglich wäre. 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Sprung, zum aktuellen Stand: Wir sind, was die 
Beurteilung einer solchen Unterstützung angeht, noch 
nicht soweit. Bereits 1983 bestanden ja in der europäi-
schen Zinkindustrie Pläne, in diesem Bereich über-
nommene Überkapazitäten abzubauen. Die günstige 
Preisentwicklung in den vergangenen Jahren verhin-
derte dies jedoch. 
Die Tatsache, daß inzwischen wieder alle europäi-

schen Zinkhütten rote Zahlen schreiben dürften, hat 
vermutlich zu den erneuten Überlegungen beigetra-
gen. Wir haben die Pressemeldungen bisher auch nur 
zur Kenntnis genommen. Wir wissen, daß die Zinkin-
dustrie eine Studie in Auftrag gegeben hat. Wir wer-
den dann Einzelheiten in der Bundesregierung bera-
ten. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Ich hätte von Ihnen, Herr 
Staatssekretär, dann noch gern gewußt, inwieweit die 
Schwierigkeiten, die dieser Wirtschaftszweig hat 
— das betrifft insbesondere die Blei-, Zink- und Kup-
fergewinnung — , auch darauf zurückzuführen sind, 
daß diese Produktionen in anderen Ländern subven-
tioniert werden? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Sprung, wir haben nicht nur in diesem Bereich, 
.sondern in vielen Bereichen Strukturkrisen in der 
Bundesrepublik mit zu ertragen, die dadurch entstan-
den sind, daß weltweit Überkapazitäten vorhanden 
sind, auch im europäischen Raum, die woanders sub-
ventioniert werden. Wir haben bisher versucht, diese 
Subventionen zu drücken. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU]: Eine weitere 
Zusatzfrage habe ich leider nicht, Herr Präsi

-

dent! Ich weiß dies!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Sprung, zu Ihrer ersten Frage haben Sie eine Zusatz-
frage gestellt, aber der Umstand, daß Sie zu Ihrer 
ersten Frage nur eine Zusatzfrage gestellt haben, wird 
nicht im Sinne einer Gutschrift für die nächste Frage 
gewertet. Wenn aber bei Ihnen ein Geschäftsord-
nungsirrtum entstanden ist, dann sollte man hier groß

-

zügig sein. Haben Sie noch eine wichtige Zusatz-
frage? 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Ja, Herr Präsident, ich habe 
noch eine wichtige Zusatzfrage. 

Vizepräsident Stücklen: Ja, bitte schön. 

Dr. Sprung (CDU/CSU): Diese Aussage des Herrn 
Staatssekretärs führt mich zu der weiteren Frage, was 
denn nun — so wie für andere Bereiche, würde ich 
gern hinzufügen — auch für diesen Wirtschaftszweig 
getan wird, um die von anderen Ländern gewährten 
Subventionen zurückzudrängen? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Sprung, Sie wissen aus der Zeit Ihrer Tätigkeit als 
Parlamentarischer Staatssekretär, daß die Bundesre-
gierung insbesondere in Brüssel darauf achtet, daß die 
anderen europäischen Staaten entsprechend dem 
Subventionskodex die Subventionen herunterfahren, 
was auch in diesem Bereich sehr hilfreich wäre. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU]: Für diesen Bereich 
habe ich gesprochen!) 

Vizepräsident Stücklen: Die Fragen 23 und 24 des 
Herrn Abgeordneten Stiegler sollen auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 
Damit ist dieser Geschäftsbereich abgeschlossen. 

Vielen Dank. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Verteidigung auf. Zur Beantwortung steht uns 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Würzbach zur 
Verfügung. 
Frage 27 des Herrn Abgeordneten Dr. Weng (Ger-

lingen) soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich 
beantwortet werden. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 
Ich rufe Frage 25 des Herrn Abgeordneten Neu-

mann (Bremen) auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung Tendenzen, wie sie z. B. in 

Bremen-Vegesack zum Ausdruck kommen, daß auf Vermittlung 
des Bremer Senats ein Denkmal aufgestellt wurde mit der Auf-
schrift: „Dem unbekannten Deserteur — Reservisten verwei-
gern sich", das einen Bundeswehr-Stahlhelm darstellt und vom 
Senat finanziell gefördert wurde? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Neumann, nach 
den vorliegenden Erkenntnissen soll die Skulptur die 
Deserteure aus dem Zweiten Weltkrieg auf eine 
Ebene mit den Widerstandskämpfern gegen das 
nationalsozialistische Regime stellen, und sie soll ver-
suchen, Desertieren als moralische Pflicht auch für 
Soldaten unserer Bundeswehr zu propagieren. Das 
bezeichne ich als eine bewußte Geschichtsfälschung, 
dazu als grobe Geschmacklosigkeit. Nach Auffassung 
der Bundesregierung ist beides nicht hinnehmbar. 
Darüber hinaus ist das eine Diskriminierung sowohl 

der Frauen und Männer des Widerstandes gegen Hit-
ler als auch all der Soldaten, die im Zweiten Weltkrieg 
ehrenhaft und in gutem Gewissen ihre Pflicht erfüllt 
haben, wie aber auch der Soldaten unserer Bundes-
wehr, die die Erfüllung unseres Verteidigungsauf- 
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traps, nämlich den Frieden zu sichern — das sind 
inzwischen allein über fünfeinhalb Millionen Wehr-
pflichtige gewesen —, mit gewährleistet haben. 
Zusätzlich wird von den Denkmalaufstellern wie 

— ich füge das ausdrücklich hinzu — von denen, die 
das gefördert haben, zwischen der Verteidigung 
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
in unserer Demokratie Bundesrepublik und dem 
Krieg des NS-Unrechtsregimes eine Gemeinsamkeit 
hergestellt. Solche Versuche dürfen nach Ansicht der 
Bundesregierung keine Unterstützung, erst recht 
nicht die von frei gewählten Parlamentariern und Par-
lamenten erfahren. 
Der Bundesminister der Verteidigung hat aus die-

sen Gründen dem Bürgermeister der Hansestadt Bre-
men bereits zweimal brieflich die Bitte mitgeteilt, 
diese Skulptur zu entfernen. Leider ohne Erfolg. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte 
sehr. 

Neumann (Bremen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wie bewerten Sie die Tatsache, daß diese Skulptur 
mit der Aufschrift „Dem unbekannten Deserteur — 
Reservisten verweigern sich" vom Bremer Senat mit-
finanziert wurde, daß der Senat für die Aufstellung 
der Skulptur ein staatliches Bürgerhaus zur Verfü-
gung stellte und daß sich ein offizieller Vertreter der 
bremischen Landesregierung mit einem befürworten-
den Redebeitrag an der Einweihungszeremonie betei-
ligte? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
ist ein schlimmer und — ich sage — die geschichtli-
chen Zusammenhänge verfälschender und 
geschmackloser Vorgang, der dort in dem Wissen, daß 
dadurch — mit Zurückhaltung formuliert — zumin-
dest Unfriede in diesem Zusammenhang hergestellt 
wird, vorgenommen wurde. Wir haben diesen Vor-
gang mit Empörung einerseits und mit Bedauern 
andererseits registriert. Er brachte die Bundesregie-
rung dazu, den Bremer Senat zweimal — das wird 
nicht das letzte Mal gewesen sein, wenn dem kein 
Erfolg beschieden ist — offiziell zu bitten, die Schritte 
rückgängig zu machen, an denen man sich selbst 
beteiligt hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Neumann (Bremen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, wie bewerten Sie die in einem Schreiben an den 
Kommandeur der Panzergrenadierbrigade 32 vom 
bremischen Senator für Bildung, Wissenschaft und 
Kunst Franke enthaltene Aussage — ich zitiere — : 

Ich halte die Gewissensentscheidung, in einem 
Krieg nicht mitzumachen und angesichts von 
Kriegsgreueln zu desertieren oder Befehle zu ver-
weigern, nach wie vor für aktuell. Ich bin mir 
bewußt, wie heikel dieses Thema für Armeen ist, 
deren Selbstverständnis schließlich zu einem 
guten Teil auf Gehorsam aufbaut. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, kei-
ner will Krieg, auch nicht die Soldaten in unserer Bun-
deswehr; im Gegenteil: sie leisten Dienst dafür, daß  

ein Krieg — das ist bisher sehr erfolgreich gesche-
hen — verhindert wird. Aber es ist schon, wie ich 
finde, ein großes Maß an Unterstellung, wenn man 
den vielen wehrpflichtigen Soldaten, wie in dieser 
schlimmen Beurteilung geschehen, das Gewissen 
abspricht. Jeder Soldat — Berufssoldat, Zeitsoldat wie 
auch jeder Wehrpflichtige — hat wie die, die den 
Dienst in den Streitkräften nicht leisten, vorher sein 
Gewissen in gründlicher Form auch geprüft und ist 
dann zu der Entscheidung gekommen: Jawohl, ich lei-
ste in dieser Armee meinen Dienst, um den Frieden in 
der Demokratie zu erhalten. Ich finde es mehr als 
schlimm — ich hoffe, daß man in sich geht und das 
ändert — , daß diesen Soldaten eine solche Überle-
gung in der Form abgesprochen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, glauben Sie nicht, daß der Begriff des Desertierens 
in der deutschen Geschichte so sehr belastet ist, daß es 
sehr wohl richtig wäre, diesen Begriff einmal in einem 
anderen Lichte zu sehen? Ich erinnere in dem Zusam-
menhang an die vielen Unrechtsurteile, u. a. von 
einem ehemaligen CDU-Ministerpräsidenten, zur 
Zeit des letzten Krieges gegen Deserteure. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich finde, es wird 
dem Ernst der Dinge, über die wir hier reden, nicht 
gerecht, wenn man, Herr Kollege, Deserteure alle 
miteinander gleichermaßen pauschal verurteilte. 
Genauso wenig aber ist es natürlich zulässig, Deser-
tieren generell auf eine Stufe mit dem zu stellen, was 
ich vorhin in der Antwort — ich glaube, ausführlich 
und verständlich — gesagt habe. Ich darf also Deser-
teure nicht auf eine Stufe mit denen stellen, die als 
Widerstandskämpfer gegen das Regime aufgetreten 
sind. Weder das eine, noch das andere ist am Platz. 
Deshalb ist eine solche öffentliche Ehrung unter Betei-
ligung öffentlicher Repräsentanten völlig unange-
bracht und der Sache nicht entsprechend. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD) : Herr Staatssekretär, ich nehme 
an, daß Sie auf Grund ihres Alters nicht aktiver Kriegs-
teilnehmer im letzten Krieg waren. Ich begrüße durch-
aus, daß Sie soeben ein bißchen differenziert haben. 
Aber sind Sie nicht der Meinung, daß unter denjeni-
gen, die im letzten Krieg als Deserteure bezeichnet 
worden sind, sehr wohl Soldaten sein können, die aus 
politischer Überzeugung desertiert sind, z. B. nach 
dem Erlebnis von Erschießungen von Zivilisten im 
Osten und dgl., und halten Sie es nicht auch für ver-
ständlich, wenn unter den zuletzt rekrutierten 
Jugendlichen, die zum Teil 15, 16 Jahre alt waren, 
angesichts der letzten Kriegstage auch manche deser-
tiert sind, weil sie es für sinnlos hielten, in dieser letz-
ten Phase ihr Leben wegzuwerfen, und ist nicht der 
Begriff des Deserteurs unter diesem Gesichtspunkt für 
die Zeit des letzten Krieges mit etwas mehr Fingerspit-
zengefühl zu betrachten? 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, in 
dem ersten Teil haben Sie meine Aussage ausdrück-
lich bestätigt. Ich brauche die, glaube ich, nicht zu 
wiederholen. 
Und was den letzten Teil angeht, bestätigte ich das, 

was Sie mich soeben gefragt haben. Ich hätte mir 
gewünscht, daß der Bremer Senat mit mehr Finger-
spitzengefühl an dieses Thema herangegangen wäre. 
Zwar gab es sicherlich den 15jährigen und vielleicht 
auch den 50jährigen Soldaten, der damals nichts 
anderes mehr tun konnte, als sich diesem Weg anzu-
schließen, weil er eine andere Widerstandsform nicht 
hatte. Aber mit Sicherheit gab es auch den oder die, 
die diesen Weg aus anderen Motiven, aus persönli-
cher Feigheit gegangen sind. Deshalb ist es bei die-
sem ernsten Thema — ich nehme Ihr Wort —, das Fin-
gerspitzengefühl verlangt, völlig unangebracht, eine 
solch pauschale Heraufstellung auf diesen Sockel, auf 
eine Ebene mit den Widerstandskämpfern, Frau Kol-
legin, einerseits und mit Soldaten der Bundeswehr in 
der Demokratie andererseits — bei den Reden wur-
den Worte gesprochen wie: Wir als Reservisten der 
Bundeswehr sind die Deserteure von morgen — vor-
zunehmen. Und dies ist das, was die Bundesregierung 
nicht versteht. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß es sich bei Hitlers Krieg um 
einen in der Geschichte seinesgleichen suchenden 
brutalen Eroberungskrieg mit dem Ziel der Verskla-
vung ganzer Völker und der Ausrottung bestimmter 
Rassen handelte, und sind Sie der Auffassung, daß 
über einen Deserteur bei einem solchen Krieg gene-
rell das moralische Unwerturteil gefällt werden kann, 
das Sie hier zum Ausdruck gebracht haben? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, den 
Krieg und die Art, wie Soldaten — in der Meinung, 
ihre Pflicht als Soldat gewissenhaft zu tun, worauf sie 
ja auch einen Eid geleistet haben — dort mißbraucht 
worden sind, beurteile ich wie Sie. Und ich verurteile 
— ich tue das in sehr kurzer Form, weil wir auf Fragen 
und Antworten aufbauen, die wir hier in den letzten 
Minuten hatten — deshalb ganz besonders, daß hier 
eine Brücke zwischen der Situation damals und der 
Situation heute oder morgen in unserer Demokratie 
geschlagen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 26 des Abgeordneten Dr. Emmer-

lich auf: 
Verstößt es gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, daß 

junge männliche Deutsche, die, wie z. B. Boris Becker ihren 
Wohnsitz ins Ausland verlegt haben, nach geltendem Recht 
nicht zum Wehrdienst herangezogen werden können, und wird 
die Bundesregierung eine Initiative zu einer entsprechenden 
Änderung des Wehrpflichtgesetzes ergreifen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Emmerlich, der Gleichbehandlungsgrundsatz ver-
langt, Gleiches gleich zu behandeln. Er erlaubt solche 
Differenzierungen, für die vernünftige, sachlich ein-
leuchtende Gründe vorliegen. 

Es verstößt daher nicht gegen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz, daß das Wehrpflichtgesetz bei jenen 
männlichen Deutschen, die ihren ständigen Aufent-
halt und ihre Lebensgrundlage — beides muß, bitte, 
im Zusammenhang gesehen werden — im Ausland 
haben, das Ruhen der Wehrpflicht vorsieht. Ständiger 
Aufenthalt im Ausland und wirtschaftliche Unabhän-
gigkeit vom Inland sind sachgerechte Kriterien, die 
die bestehende gesetzliche Regelung rechtfertigen. 
Die bloße Verlegung des Wohnsitzes ins Ausland 
— wie in Ihrer Frage im Zusammenhang mit Boris 
Becker formuliert — reicht nicht aus, die Wehrpflicht 
zum Ruhen zu bringen. 
Deshalb sieht die Bundesregierung in diesem 

Zusammenhang keinen Handlungsbedarf. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Staatssekretär, ermög-
licht die jetzige gesetzliche Regelung — allerdings 
zugegeben: nur — den Personenkreisen, die den dazu 
erforderlichen finanziellen und sonstigen Aufwand 
betreiben können, nicht, sich gleichsam von der 
Wehrpflicht freizukaufen, und halten s olche Mög-
lichkeiten für tolerabel, insbesondere angesichts des 
hohen Pathos, das Sie im Zusammenhang mit der vori-
gen Frage zum Ausdruck gebracht haben? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nähme ich einmal an, es wäre so, wie Sie in Ihrer Frage 
fragen, dann bedeutete dies, daß wir in ganz jungem 
Kindesalter bereits eine Überwachung einführten, um 
Personen zu ergreifen, wehrmäßig zu erfassen, zu 
überwachen: wo gehen sie mit neun, zwölf, 15 oder 
sonstwieviel Jahren hin, ernähren sie sich drüben im 
Ausland selber, stehen sie auf eigenen Füßen? Und 
ich glaube, schon durch schildern dieser Möglichkei-
ten, die ja Notwendigkeiten würden, wird deutlich, 
daß hier eine völlige, auf 100 Prozent gehende Erfas-
sung dieser Dinge durch das Gesetz nicht möglich 
ist. 
Andererseits — da stimme ich Ihnen zu — erwartet 

die Bundesregierung gerade von denen, die eine 
Menge Gutes durch ihr Vaterland haben, die im 
Namen dieses Landes — für sich selbst, aber auch 
sicher für das Land — Erfolge, bis hin zu finanziellen, 
einstreichen, daß sie sich zu gegebener Zeit der Pflicht 
unterziehen, wie es Millionen andere vor ihnen und 
— ich sage — für sie, damit hier Ruhe, innere und 
äußere Ordnung und Frieden bestanden, getan 
haben. 
In dem genannten Fall, nach dem Sie fragen, bei 

Boris Becker, haben wir begründete Annahmen, daß 
er, bevor er aus dem Wehrpflichtalter herauswächst, 
sich — in Anführungsstrichen gesprochen — freiwil-
lig dieser Wehrpflicht stellen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Dr. Emmerlich (SPD): Unter Bezugnahme auf das, 
was Sie zur Gleichbehandlung und der sich daraus 
ergebenden Verpflichtung, Gleiches gleich zu behan-
deln, und der Möglichkeit, Ungleiches ungleich 
behandeln zu dürfen, ausgeführt haben, frage ich Sie: 
Läuft es in dem hier zur Grundlage meiner Frage 
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gemachten Fall nicht darauf hinaus, daß die Steuer-
flucht durch eine Freistellung von der Wehrpflicht 
belohnt wird? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Diesen Zusammen-
hang, Herr Kollege, sehe ich nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 28 des Abgeordneten Huonker 

auf: 
Welche Gründe sind für die Entscheidung maßgeblich, auf 

dem bundeseigenen Gelände in Sachsenheim (Kreis Ludwigs-
burg), im Ballungsgebiet „Mittlerer Neckar", ein NATO- 
POMSS-Depot zu errichten, und kann die Bundesregierung 
zusichern, daß eine umfassende Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt wird, die auch die Frage alternativer Standorte 
einschließt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Huon-
ker, das NATO-Depot wird für amerikanische Ver-
stärkungskräfte im entsprechenden Bereich benötigt. 
Nach Lage und Größe ist das bundeseigene Gelände 
des ehemaligen Flugplatzes und der ehemaligen 
Raketenstellung für die Errichtung dieses Depots mit 
einer Bedarfsfläche von rund 70 ha besonders geeig-
net. Andere im Besitz des Bundes stehende Flächen 
dieser Größenordnung stehen in diesem Raum nicht 
zur Verfügung. 
Die Landesregierung Baden-Württemberg wird im 

Rahmen des ja noch nicht abgeschlossenen Anhö-
rungsverfahrens nach dem entsprechenden Raumord-
nungsgesetz zu dem Vorhaben Stellung nehmen. Sie 
wird sich dabei natürlich vor allem zu den Fragen der 
Umweltverträglichkeit dieses Depots und zu den 
Belangen des Naturschutzes äußern. Wenn diese Stel-
lungnahmen vorliegen, werden möglicherweise Ver-
suche, andere Standorte, sollten erhebliche, gravie-
rende Bedenken vorgetragen werden, zu finden, ein-
zuleiten sein. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, wird bei der 
Planung derartiger Vorhaben entsprechend den 
Grundsätzen für die Prüfung der Umweltverträglich-
keit öffentlicher Maßnahmen des Bundes aus dem 
Jahre 1975 verfahren, in denen eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung vorgesehen ist, und ist die Bundesre-
gierung bereit, bei der Weiterverfolgung ihrer Überle-
gungen eine solche Umweltverträglichkeitsprüfung 
unter Einbeziehung dessen, was die Landesregierung 
vortragen wird, vorzunehmen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
natürlich wird auf der Grundlage bestehender 
Gesetze — seit 1975 haben wir diese Gesetze ja eher 
verschärft als verwässert — überprüft, vorgetragen, 
abgewogen. Daran wird sich die Bundesregierung 
sehr genau halten. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
gesagt, es gäbe in dem entsprechenden Raum keine 
Ausweichplätze. Können Sie definieren, was Sie hier 
mit „Raum" , „Bereich" meinen, und können Sie 
sagen, warum z. B. in weniger stark bevölkerten 
Gebieten, also außerhalb des Ballungsgebietes Mitt-

lerer Neckar, ein solcher Standort — wenn ich Sie 
richtig verstanden habe — von vornherein ausge-
schlossen worden ist? Das heißt also: Können Sie die 
Funktion der Dinge, die gelagert werden sollen, etwas 
näher beschreiben im Hinblick auf die Standortüber-
legungen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auf 
die Funktion geht Ihre zweite Frage ein, wenn ich das 
richtig im Kopf habe. Zu dem ersten sage ich, daß in 
diesem bestimmten Streifen, bei dem es natürlich eine 
Möglichkeit der Verschiebung nach Nord und Süd 
und auch ein bißchen nach Osten und Westen gibt, 
eine im Bundeseigentum befindliche und inzwischen 
durch Abzug einer anderen Form militärischer Ein-
richtung freigewordene Fläche dieser Größenord-
nung nicht vorhanden ist. Wenn sich bestimmte 
Dinge, die Sie nannten: Naturschutz, Umweltverträg-
lichkeit und ein paar Dinge mehr, damit vereinbaren 
lassen, dann bietet es sich geradezu an, daß wir dieses 
Gelände nutzen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen? — 
Dann  rufe ich die Frage 29 des Herrn Abgeordneten 

Huonker auf. 
Welche Gegenstände sollen in dem geplanten NATO-Depot 

gelagert werden, und kann die Bundesregierung die Lagerung 
von Waffen und Munition definitiv ausschließen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: In dem Depot sollen 
Kraftfahrzeuge, Anhänger dafür, Bau- und Wartungs-
geräte, Bekleidung, Verpflegung sowie Betriebsstoff 
in geringen Mengen — diese allerdings nur für den 
laufenden Betrieb in dem Depot — gelagert werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, in welchem 
Umfang wird, wenn die Prüfungen nicht von vornher-
ein ein Nein zu diesem Standort ergeben sollten, das 
gelagerte Material z. B. in Manövern eingesetzt, und 
können Sie zusichern, daß die betroffenen Gemein-
den, Kommunen, die Verwaltungsgemeinschaft Vai-
hingen an der Enz, Landkreis, Landratsverwaltung 
bei der Planung beteiligt werden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, im 
Rahmen der vom Gesetz vorgesehenen Regelungen 
werden die entsprechenden Gremien und auch die 
kommunalen Ebenen beteiligt; das ist völlig klar. In 
unregelmäßigen Abständen — etwa bis zu zweimal 
im Jahr; so ist beabsichtigt — soll dieses Mate rial 
— nicht immer alles, aber doch Teile davon — in 
Manöver, in Truppenübungen einbezogen werden. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
zusichern, daß bei der vorzunehmenden Prüfung 
Belange des Umweltschutzes, verkehrspolitische 
Erwägungen, Erwägungen der Landwirtschaft gleich-
gewichtig geprüft werden im Verhältnis zu der von 
Ihnen erwähnten Tatsache, daß sich das fragliche 
Gelände bereits im Eigentum des Bundes befindet? 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich wiederhole, was 
Praxis der Bundesregierung ist — nicht erst unserer, 
sondern auch derer davor —, daß all diese Dinge, die 
Sie nannten — und ja noch eine Reihe mehr, Herr Kol-
lege — natürlich vorher mit einbezogen und, bevor 
eine Entscheidung für das Einrichten dort getroffen 
wird, entsprechend gewichtet werden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 30 des Herrn Abgeordneten 

Schreiner auf. 
Welche konkreten Untersuchungen über die Entwicklung 

weniger Lärm verursachender Triebwerke bei Militärflugzeu-
gen sind von der Bundesregierung veranlaßt worden, und wie ist 
der aktuelle Sachstand? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Schreiner, auch auf Grund von Anhörungen im Ver-
teidigungsausschuß und Dingen, die sich dort erga-
ben — übrigens einvernehmlich zwischen den Frak-
tionen — , sind Aufträge an die Triebwerksindustrie 
gegangen, den Rahmen über eine Studie über Mög-
lichkeiten zur Lärmminderung an heute schon vor-
handenen, besonders aber an später zu konstruieren-
den Triebwerken abzustecken und möglicherweise 
uns auch konkrete Angebote von seiten der Industrie 
vorzulegen. 
Ich möchte aber um der Redlichkeit willen darauf 

hinweisen, daß es verfrüht ist, heute bereits Erwartun-
gen auszusprechen, als seien da kurzfristig solche 
Erfolge zu erwarten, die Triebwerke an militärischen 
Flugzeugen erheblich geräuscharmer gestalten lassen 
könnten; denn wir können dies nicht mit Triebwerken 
für die zivile Luftfahrt vergleichen. Dort konnte man 
die Triebwerke einfach im Durchmesser erheblich 
größer und damit fast automatisch geräuscharmer 
machen. Dies geht, weil eine Militärmaschine klein 
und eng und kurz sein soll und in Sekundenbruchtei-
len eine erhebliche Schubkraft entwickeln muß, leider 
nicht genau so wie im zivilen Bereich. 
Über das eben Genannte, einen Auftrag an die 

Industrie, haben wir auch auf der NATO-Ebene 
unsere Partner nicht gebeten, sondern angewiesen, 
wie wir dies können, entsprechende Energien auch in 
ihrer Industrie zu entwickeln, um gemeinsam in der 
Kooperation voranzukommen. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzf rage, 
 bitte. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, gibt es bestimmte Hinde-
rungsgründe im Vergleich zur zivilen Luftfahrt. Ich 
frage nach, ob diese Hinderungsgründe eher in 
finanziellen, eher in technischen Gründen liegen oder 
ob möglicherweise beides zusammenwirkt. 

Würzbach Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, sie lie-
gen vornehmlich im technischen Bereich. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage, bitte. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, kann die Bun-
desregierung angeben, in welchem ungefähren Zeit-
raum mit Lösungsmöglichkeiten, angesichts der 
Situation, wie geschildert, zu rechnen ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist erfahren und ist klug und ist auch 
in der Lage, 

(Schreiner [SPD]: Es wird beides bestrit

-

ten!) 
in die Zukunft hinein Beurteilungen anzustellen. Aber 
ich glaube nicht, daß wir hier klüger sind als die 
besten Spezialisten der besten Firmen, die Trieb-
werke in der Welt entwickeln, die uns dies heute noch 
nicht sagen können. Ein solches Datum kann ich 
Ihnen nicht nennen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe auf die Frage 31 des Herrn Abgeordneten 
Schreiner: 

Ist Tiefflug und der damit verbundene Lärm angesichts neue-
rer technischer Entwicklungen wie des MRCA-Tornado ECR 
und der Einführung des sogenannten „look down — shoot 
down" Radars beim Warschauer Pakt überhaupt noch notwen-
dig bzw. sinnvoll? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
entsprechenden Fähigkeiten bei den Luftwaffen des 
Warschauer Paktes sind vorhanden, wie Sie es fragen. 
Aber wir bewerten sie folgendermaßen: Hauptsäch-
lich ein Waffensystem, das wir in der NATO FUL-
CRUM nennen, besitzt die von Ihnen erfragten Fähig-
keiten. Die Wirksamkeit des in diesem Flugzeug ver-
wendeten Bordradars auf der einen Seite und der ein-
gesetzten sogenannten halbaktiven Luft-Luft-Rake-
ten nimmt aber gegenüber den Systemen ab, die eben 
extrem tief fliegen. Deshalb muß gerade — umge-
kehrt wie der Ansatz Ihrer Frage zu sein scheint, wie 
ich ihn verstanden habe — wegen dieser neuen 
Fähigkeit der Luftwaffe im Warschauer Pakt bei uns 
weiterhin — nehmen Sie es ganz logisch — eigentlich 
noch tiefer als bisher tiefgeflogen werden, um die 
technischen Fähigkeiten der anderen Seite, soweit es 
geht, zu minimieren. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie soeben 
gesagt haben, die Bundesregierung sei klug und 
weise: darf ich Ihre Antwort so begreifen, daß in 
Zukunft angesichts der von Ihnen geschilderten tech-
nischen Entwicklung Tiefflüge herkömmlicher Art 
überflüssig sind und daß man sich nunmehr konzen-
trieren müsse auf Tiefstflüge gewissermaßen einen 
Meter über dem Schornstein? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
würde man nur nach den lufttechnischen, lufttakti-
schen Einsatzgrundsätzen auf Grund dessen, was auf 
der anderen Seite technisch geleistet werden kann, 
gehen, dann müßte dies so sein, wie Sie sagen. Da wir 
aber mit der Luftwaffe hier nicht alleine leben, son-
dern da wir über unsere Häuser, die Häuser unserer 
Mitbürger — auch die Soldaten tun dies — fliegen, 
haben wir natürlich abzuwägen zwischen dem militä-
risch-taktisch Notwendigen in der Ausbildung und im 
möglichen Einsatz und dem, was wir auch im Frieden 
unserer Bevölkerung — um in etwa die Ausbildung 
der Piloten und damit unserer Luftwaffe in der NATO 
zu gewährleisten — andererseits zumuten können 
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und müssen. Wir werden einen Kompromiß auch in 
der Zukunft beibehalten. Ich sage Ihnen, es ist nicht 
daran gedacht, auch nur einen Meter tiefer zu fliegen, 
als wir dies bislang getan haben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, ist es unter 
logischen Gesichtspunkten auszuschließen, daß diese 
Antwort offenbar keinen Sinn macht, da die bisheri-
gen Tiefflughöhen offenkundig unter Übungsge-
sichtspunkten überflüssig geworden sind, da die 
andere Seite über technische Systeme verfügt, die im 
sogenannten Ernstfall eine solche Flughöhe gewisser-
maßen ausschließen, die Bundesregierung aber auf 
der anderen Seite, wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, hier einräumt, daß unterhalb der bisherigen 
Niedrigstschwellen nicht geübt werden soll? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
wollen über Deutschland nicht tiefer fliegen, als wir 
bisher tiefflogen, und auch nicht häufiger. Aber klar 
ist, daß der Pilot, wenn es ernst würde, in der Lage sein 
muß, nicht nur 150 m oder 75 m tief zu fliegen, son-
dern 15, 20 und 30 m tief zu fliegen. Das wollen wir, 
obwohl es technisch und taktisch notwendig ist, 
unsere Piloten über Deutschland nicht machen lassen. 
Sie wissen, daß wir erfreulicherweise bei einem unse-
rer NATO-Partner — konkret: in Kanada — dazu die 
Ausbildungsmöglichkeiten haben. Da wird — wie Sie 
es vorhin sagten — in Baumwipfelhöhe geflogen. Dies 
werden wir intensivieren, um es nicht hier machen zu 
müssen. Die Zahlen, die wir in den letzten Jahren 
erheblich erhöht haben, kennen Sie aus verschie-
denen Fragestunden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Müller (Pleisweiler). 

Mü ller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatssekretär, was 
ist darunter zu verstehen, wenn das Bundeskanzler-
amt in einem Brief vom 9. Juli 1986 schreibt, daß 
„möglicherweise Änderungen der Technik tatsäch-
lich eines Tages dazu führen, daß Tiefflüge unzweck-
mäßig werden"? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dar-
unter ist das zu verstehen, was diese Antwort aussagt. 
Man kann sich im Zuge weiterer technischer Entwick-
lungen möglicherweise wegentwickeln von bemann-
ten Flugzeugen zu unbemannten Systemen, was ja 
sehr wohl ein Sprung nach vorne wäre, wenn ich an 
die technologischen Entwicklungsmöglichkeiten 
denke. Man kann sich vorstellen, daß eine Überwa-
chung der Lufträume nicht mehr nur mit dem Auge, 
sondern mit technischen Systemen mit einer Gründ-
lichkeit und in eine große Tiefe hinein entstehen kann 
oder daß Aufklärungssysteme auf dem Boden stehen 
oder in der Atmosphäre sind, die eine unmittelbare 
Kopplung zu automatischen Waffensystemen und 
Ähnliches haben können. Man kann hier verschie-
dene Szenarien schildern; fünf oder sechs wüßte ich 
aus dem Kopf, die dies möglicherweise einmal vorse-
hen. 

Ich kenne das Schreiben nicht ganz, aber ich bin 
ganz sicher, daß es am Anfang oder am Ende  

— sicherlich mit dem Wort „leider" darin, das ich auch 
für mich gebrauche — sehr deutlich eine Aussage ent-
hält, die etwa besagt, daß wir heute auf Grund dessen, 
was uns gegenübersteht, und um uns wehren zu kön-
nen, damit es nicht eingesetzt wird, eine Luftwaffe mit 
Flugzeugen und Piloten und für diese eine Ausbil-
dung brauchen, wie wir sie betreiben. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, glauben Sie angesichts der Fülle von Bürgerinitia-
tiven gegen Lärmschäden nicht auch, daß bei der 
Abwägung, von der Sie vorhin sprachen, die Bürger in 
den Flugschneisen in der Regel immer den Kürzeren 
ziehen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Flugschneisen haben wir nicht mehr; die haben wir 
vor Jahren abgeschafft. „Schneise" heißt: einen 
kurzen, engen Raum, wo man immer wieder nur fliegt. 
Das haben wir bewußt entfächert. Um nicht immer die 
Gleichen zur gleichen Zeit im gleichen Haus mit dem 
gleichen Lärm zu beeinträchtigen, sind die Schneisen 
weg. 

Aber ich räume Ihnen ein, daß die Bürger, über 
deren Häuser wir fliegen, beeinträchtigt sind, daß sie 
in ihrer Ruhe gestört werden, daß sie teilweise emp-
findlich in ihrer Ruhe gestört werden und daß sie in 
den Tieffluggebieten — sieben haben wir in Deutsch-
land — in einer ausgesprochen starken Form beein-
trächtigt werden. Das räume ich Ihnen ein. 

Wir — die politische Führung im Ministerium wie 
auch die Soldaten bis zu den Piloten — wünschten, 
daß wir dies nicht müßten. Herr Kollege, wir tun dies 
nicht aus Spaß. Kein Pilot tut das aus Spaß. Beim 
Abwägen dessen, was im Mindestmaß nötig ist, ist 
dies erforderlich. Die Luftwaffe keiner Nation fliegt so 
wenig wie die deutsche. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Dr. Götte. 

Frau Dr. Götte (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
uns schon keine Hoffnung machen können, daß durch 
neuere technische Möglichkeiten der Tiefflug über-
flüssig wird, können Sie uns dann wenigstens Hoff-
nung machen, daß durch neuere technische Möglich-
keiten andere Übungsmöglichkeiten, z. B. in Simula-
toren, stärker als bisher eingesetzt werden können, 
um den Fluglärm zu mindern? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Dr. Götte, wir haben ja erhebliche Fortschritte 
gemacht. Ich habe nachher die Frage eines Kollegen 
von Ihnen. Ich glaube, Herr Kollege Reimann ist der 
Fragesteller, der danach fragt. 

Aus dem Kopf kann ich jetzt folgendes sagen: Noch 
vor drei Jahren ist die Bundesluftwaffe über Deutsch-
land etwa 65 000 Stunden Tiefflug geflogen. Wir sind 
dann vor zwei Jahren auf 40 000 Stunden gegangen 
und sind im Begriff, jetzt auf unter 30 000 Stunden in 
Deutschland zu gehen. Die Bemühungen, in Kanada 
mehr zu fliegen, stehen vor einem erfolgreichen 
Abschluß. Die Bemühungen, bei anderen Alliierten 
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noch mehr zu fliegen oder gar mit der NATO zusam-
men in der Türkei einen großen Flugplatz für ähnliche 
Vorhaben auszubauen, haben auch das Plenum oft 
beschäftigt. 
Sie sehen, daß wir daran arbeiten. Ich warne nur 

davor — und beteilige mich nicht daran — , unredlich 
gegenüber den Bürgern zu sein, über die wir eben 
sprachen, und den Eindruck zu erwecken, wir könn-
ten morgen oder innerhalb sehr kurzer Zeit diesen 
Tiefflug völlig abschaffen. Diese Meinung möchte ich 
nicht nähren, weil das unrealistisch ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE) : Herr Staatssekretär, verfügt die 
Bundesregierung über medizinische Erkenntnisse 
darüber, wie es um die gesundheitliche Situation von 
Kindern in Tieffluggebieten bestellt ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schily, diese Untersuchung haben wir erstmals in Auf-
trag gegeben; die gab es bisher — wirklich wissen-
schaftlich standhaltend, seriös und in einer breiten 
Befragung erhoben — noch nicht. Die Untersuchung 
steht kurz vor dem Abschluß; die Ergebnisse werden 
dann ausgewertet und natürlich auch der Öffentlich-
keit mitgeteilt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe Frage 32 der Abgeordneten Frau Dr. Götte 

auf : 
An wie vielen Orten der Bundesrepublik Deutschland, die 

unter militärischem Fluglärm besonders zu leiden haben, hat die 
Bundesregierung Langzeitmessungen über die Entwicklung des 
Fluglärms durchführen lassen, und seit wann sind wie viele Sky-
Guard-Meßstationen im Einsatz? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Dr. Götte, die Bundesregierung hat im Raum Mün-
chen/Augsburg, in einem größeren zusammenhän-
genden Raum, und in Bremervörde, also einmal im 
Norden und einmal im Süden, modellhaft Schallpe-
gelmessungen durchführen lassen. Die Untersuchun-
gen, die vom Umweltbundesamt vorgenommen wer-
den, sind noch nicht abgeschlossen. 
Die Luftwaffe erfaßt und bewertet durch den Ein-

satz von Skyguard-Radargeräten das Tiefflugaufkom-
men über Deutschland und überprüft die Einhaltung 
mannigfaltiger militärischer Flugbetriebsbestimmun-
gen. Das erste der vier inzwischen beschafften Geräte 
kam erstmals im Mai 1984 zum Einsatz; das vierte 
Gerät wurde jetzt, am 1. Ap ril 1987, zugeführt und 
wird inzwischen darauf vorbereitet, in den Einsatz zu 
gehen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Dr. Götte (SPD): Herr Staatssekretär, trifft das 
zu, was die „Rheinpfalz" vom 3. Ap ril 1987 über das 
Pressegespräch des Einsatzleiters von Skyguard 
berichtet, daß nämlich die Hauptaufgabe dieses Über-
wachungsgerätes nicht in der Feststellung von Ver-
stößen gegen Tiefflugrichtlinien bestehe, sondern  

darin, der Bundeswehr Aufschluß über die Anzahl der 
Tiefflüge zu verschaffen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Dies trifft nicht zu. 
Dieses Gerät ist dazu da, festzustellen, um welches 
Flugzeug es geht — man kann sehr genau die Num-
mer des Flugzeuges festhalten, was man mit dem 
Auge nicht kann, und zwar in EDV-Streifen und auch 
auf Fotografien —, wie schnell es geflogen ist — wir 
haben mit Rücksicht auf die Bevölkerung die 
Geschwindigkeit in einer bestimmten Form 
begrenzt —, wie tief es geflogen ist — wir haben auch 
Mindesthöhen festgelegt — und ob es sich in Gegen-
den bewegt hat, wo es überhaupt nicht fliegen darf. 
Dies sind die Hauptaufgaben, und Sie wissen, daß die 
festgestellten Verstöße glücklicherweise bei den 
Deutschen wie bei den hier fliegenden Alliierten nur 
bei etwa 1 % liegen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Frau Dr. Götte (SPD) : Wie viele ausländische Piloten 
sind denn bisher wegen Verstößen in der Bundesre-
publik Deutschland zur Rechenschaft gezogen wor-
den und, falls ja, wie? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe die Pro-
zentzahlen nicht im Kopf und die absoluten Zahlen 
erst recht nicht, aber nur 1 % aller durch Skyguard 
überprüften Flugbewegungen haben Verstöße erge-
ben, wobei „Verstoß" heißen kann, daß er zu schnell 
war, daß er zu tief war oder daß er auch außerhalb des 
für das Tieffliegen eigentlich vorgesehenen Gebietes 
war. In Prozenten teilt sich das auf die alliierten und 
auf unsere Soldaten etwa so auf, wie es der Anzahl der 
Flugzeuge entspricht, die hier in Deutschland statio-
niert sind und fliegen. 
Grobe Verstöße haben sowohl die Alliierten als 

auch wir entsprechend geahndet, bis hin zum Entzug 
der Pilotenlizenz, also mit entsprechenden tiefgreifen-
den Auswirkungen um diese, wie ich sagen möchte, 
gute Moral der Piloten — der alliierten wie unserer — 
zu erzielen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Müller (Pleisweiler). 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Können Sie mir eine 
Liste zugänglich machen, die Angaben über die Ahn-
dung von Verstößen enthält, und zwar speziell im 
Blick auf die von Frau Dr. Götte erwähnte Überwa-
chung durch Skyguard, worüber in der „Rheinpfalz" 
am 3. Ap ril 1987 berichtet wurde? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in der 
üblichen allgemeinen Form kann ich dies tun, also 
unter Berücksichtigung des Personenschutzes, näm-
lich bezüglich Disziplinarverfahren nicht den Namen 
und sonst etwas nennend. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 33 der Frau Abgeordneten Dr. 

Götte auf: 
Wie hoch sind die Kosten eines solchen Gerätes, und warum 

hat die Bundesregierung nicht andere Geräte zusätzlich einge-
setzt, die ebenso präzise Daten über Luftlärm wetterunabhängig 
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und über einen beliebig langen Zeitraum erfassen und aufzeich-
nen, aber nur einen Bruchteil der Sky-Guard-Kosten verursa-
chen (wie sie beispielsweise von der Universität Kaiserslautern 
entwickelt wurden)? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die Kosten für ein 
Skyguard-Gerät belaufen sich auf zirka 10 Millionen 
DM. Da Skyguard keine Fluglärmdaten ermittelt, ist 
ein Vergleich, Frau Kollegin, mit den Geräten, die Sie 
nannten, nicht möglich. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Dr. Götte (SPD): Wie Sie aber sicher wissen, 
wird in Rheinland-Pfalz, das ja unter Fluglärm beson-
ders zu leiden hat, die Frage, ob der Fluglärm zuge-
nommen hat, heftig diskutiert, und die Landesregie-
rung bedauert, daß Daten über den Fluglärm nicht 
vorliegen, weil eben Skyguard-Geräte viel zu selten 
eingesetzt werden. Weshalb hat denn die Bundesre-
gierung nicht diese mehrfach ausgesprochene Forde-
rung auch der rheinland-pfälzischen Landesregie-
rung aufgegriffen, um hier endlich für Daten zu sor-
gen, zumal die bereits entwickelten Geräte nur Kosten 
von zirka 20 000 DM verursachen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
rheinland-pfälzische Landesregierung weiß, daß wir 
bewußt Auftrag an eine freie Einrichtung gegeben 
haben, an eine unabhängige Systemgesellschaft, die 
auch schon Regierungen vorher mit Regierungsauf-
trägen versorgt haben, über das Bundesgebiet hin-
weg, also für alle Bundesländer, wo wir fliegen, in 
einer Studie festzustellen: Wo fliegen wir, aber auch 
die Alliierten, wie häufig, mit welcher damit verbun-
denen konkreten Belastung für die Bevölkerung? 
Diese Studie, vor zwei, drei Jahren in Auftrag gege-
ben, steht kurz vor dem Abschluß, wird dann ausge-
wertet und möglicherweise zu der einen oder anderen 
Korrektur des Flugverhaltens der Luftwaffe wie der 
Allierten über dem Bundesgebiet führen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Dr. Götte (SPD): Wie ist es denn möglich, eine 
solche Studie zu erstellen, wenn Sie die Daten gar 
nicht erheben? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, bis-
her haben wir die Daten dadurch ermittelt, daß wir auf 
jedem Flugplatz abfragten: Wann ist bei euch an wel-
chem Tag welche Maschine auf welchem Weg in wel-
cher Richtung und wie lange dann in welchem Gebiet 
sich aufhaltend, geflogen? Dies sind Ermittlungen, da 
wir da kein EDV-System haben, wo durch verschie-
dene Dinge nach oben oder unten Abrundungen vor-
genommen werden konnten. Sie kennen die 
Geschwindigkeit, und ich habe vorhin davon gespro-
chen, daß wir entzerrt haben, so daß Sie auch nicht 
vom Piloten nachher genau im Nachzeichnen feststel-
len konnten: Ist er da oder da lang geflogen? Diese 
Systemgesellschaft, der wir nicht unerhebliche Sum-
men für diese Studie bezahlen müssen, hat durch ent-
sprechende Instrumente und Personal erstmals dann 
zu einer wirklich nachprüfbaren, wissenschaftlich 
haltbaren Arbeit geführt, auf deren Daten wir war-
ten. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Müller (Pleisweiler). Aber darf ich darauf aufmerksam 
machen — Sie haben ja noch zwei Fragen zum 
gleichen Problem — , ich möchte ganz gerne, daß wir 
in dieser Fragestunde noch möglichst viele Fragen zur 
Beantwortung bringen können. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Ich werde mich leicht 
zurückhalten. 

Vizepräsident Stücklen: Aber noch zu der Frage von 
Frau Dr. Götte? 

Müller (Pleisweiler) (SPD) : Ja. — Herr Staatssekre-
tär, würden Sie mir zustimmen, daß man, wenn man 
als Bürger oder als Abgeordneter bei der zuständigen 
Stelle in Köln-Porz anruft, dann die Auskunft 
bekommt, daß die Bundesluftwaffe keinerlei Über-
sicht darüber habe, wer und aus welcher Nationalität 
und wann und wie über deutschen Landen geflogen 
wird? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich stimme Ihnen 
nicht zu, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, sind denn der 
Bundesregierung die in der Frage 33 der Kollegin 
Frau Dr. Götte aufgeführten zusätzlichen technischen 
Möglichkeiten, wie sie von der Universität Kaiserslau-
tern entwickelt worden sind, bekannt, und wie ist 
gegebenenfalls die Haltung der Bundesregierung zu 
diesen, wie hier aufgeführt, erheblich kostengünsti-
geren Überwachungsgeräten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
reden über zwei verschiedene Dinge. Skyguard — ich 
habe das erläutert, mich wenigstens bemüht, es zu 
sagen — legt fest: Wo fliegt er, wie schnell fliegt er, 
wie tief fliegt er? Wenn ich das richtig sehe — der 
Bundesregierung ist dieses Gerät aus Kaiserslautern 
nicht bekannt — , handelt es sich bei diesem Gerät 
aber um ein Lärmmeßgerät. Dies sind zwei verschie-
dene Dinge, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten Mül-

ler (Pleisweiler) auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, fluglärmgeschädigten Frem-

denverkehrsregionen, wie z. B. der Südpfalz, Entschädigungen 
zu zahlen, wenn z. B. an einem Frühlingstag von morgens 
7.30 Uhr bis abends 22.30 Uhr und auch zwischen 12.30 Uhr und 
14.00 Uhr Tiefflug geübt wird und teilweise mehr als 20 Flugbe-
wegungen pro Stunde zu verzeichnen sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mül-
ler, meine Antwort ist nein. Für derartige Entschädi-
gungen ist keine gesetzliche Grundlage vorhanden. 
Ich habe heute und besonders in vielen, vielen Frage-
stunden vorher darauf aufmerksam gemacht, daß das, 
was Sie beklagen — verständlicherweise bekla-
gen — , nahezu alle ähnlichen Fremdenverkehrsorte 
von der Nordsee und Ostsee bis an den Alpenrand 
und quer durch unser Bundesgebiet betrifft. Wir 
haben deshalb freiwillig der Luftwaffe eine Vielzahl 
von Einschränkungen auferlegt. Wir fangen erst zu 
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einer bestimmten Zeit morgens an und hören abends 
auf, fliegen nicht an den Wochenenden, haben jetzt 
während der Sommerzeit besonders im Hinblick auf 
die Fremdenverkehrsorte die Mittagszeit eingeführt, 
die Geschwindigkeit begrenzt und ähnliche Dinge 
mehr getan, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Mü ller (Pleisweiler) (SPD): Glaubt die Bundesregie-
rung, anders als beim Verkehrslärm gäbe es beim 
Fluglärm keine Grenze der Zumutbarkeit? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Es gibt eine Grenze 
der Zumutbarkeit. Deshalb sind wir die vor drei, vier 
Fragen erörterten erheblichen Kompromisse, die tief 
in die Ausbildungsnotwendigkeiten der Besatzungen 
einschneiden, eingegangen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Mü ller (Pleisweiler) (SPD): Was ist Ihr Antwortvor-
schlag für Vermieter von Fremdenzimmern und Hote-
liers, die Briefe von Gästen erhalten, in denen diese 
des Lobes für die Gastgeber voll sind, aber gleichzei-
tig ankündigen, daß sie als Gast nicht mehr zu sehen 
sein werden, solange der Fluglärm nicht beseitigt 
ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich kann mich in die 
Lage eines solchen Unternehmers hineinversetzen. Es 
sind ja nicht nur Wirte von Fremdenverkehrseinrich-
tungen, sondern auch Sanatorien und Altersheime, 
aber auch viele andere Einrichtungen, die ähnlich 
betroffen sind, was wir nie geleugnet haben und leug-
nen können. Ich würde mich in einer solchen persön-
lichen Situation bemühen, alle anderen großartigen 
Dinge in meinem Hause, in der Einrichtung, in der 
Landschaft drumrum zu schildern und zu sagen, daß 
dies wohl leider in der Masse ähnlicher Orte gleich ist, 
man es nicht ändern kann, und herzlich einladen, wie-
derzukommen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, bitte 
sehr. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben in der Antwort soeben gesagt, daß man 
„bemüht" sei, eine Mittagspause einzuhalten. Das 
war in der vorigen Legislaturperiode öfter Gegen-
stand in Fragestunden. Inwieweit ist diese Bemühung 
von Erfolg gekrönt, d. h. wird sie auch eingehalten? 
Denn gerade diese Frage bringt zum Ausdruck, daß 
das offensichtlich nicht der Fall ist. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, bei 
aller Hochachtung vor den Kollegen — auch ich habe 
hier jahrelang gefragt — : Nicht alles, was gefragt 
wird, ist von vorn bis hinten auch Faktum. 

Lassen Sie mich bitte sagen: Wir haben die Mittags-
pause einzuhalten befohlen. Die Flugpläne werden so 
gemacht, daß in dieser Zeit das Flugzeug wieder auf 
dem Platz, noch nicht wieder weg ist. Dann gucken 
wir durch Skyguard dem Piloten auf die Finger, ob er 
sich daran hält. Ich habe Ihnen die Rate gesagt, wie 
dagegen verstoßen wird. 

Ich möchte die Gelegenheit Ihrer Frage wahrneh-
men, vor einem Mißverständnis zu warnen. Wenn 
man auch in der Mittagspause Flugzeuge hört, dann 
verstoßen sie nicht automatisch gegen die Bestim-
mungen. Denn wir haben gesagt: In dem Tiefflugbe-
reich zwischen 75 und 450 Metern — das, was die 
Menschen besonders ärgert — darf mittags nicht 
geflogen werden. Dazu lassen Sie mich generell 
sagen: Dies halten wir ein und die Alliierten auch. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Dr. Götte. 

Frau Dr. Götte (SPD): Herr Staatssekretär, Hoteliers 
aus dem Pfälzer Wald haben sich besonders darüber 
beschwert, daß am Ostermontag geflogen wurde. 
Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, darauf 
hinzuwirken, daß an solchen Feiertagen, die in 
Deutschland als Feiertag geführt werden, aber im 
Ausland keine Feiertage sind, die Beschränkungen 
eingehalten werden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wir bemühen uns 
darum, Frau Kollegin. Die hier stationierten alliierten 
Verbände, die fest in Deutschland sind, fliegen an 
Sonn- und Feiertagen nicht. Sie fliegen an deutschen 
Feiertagen nicht. Es kann sich nur um eine aus Ame-
rika herüber verlegt werdende oder nach Amerika 
zurückgehende große Einheit handeln, die sich dann 
an solchen Tagen ausnahmsweise bewegt. Wir bemü-
hen uns, das vorher der Bevölkerung mit der Bitte um 
Verständnis mitzuteilen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, von wann bis 
wann ist diese Mittagspause, und befinden sich dann 
die Maschinen tatsächlich am Boden, wie Sie vorhin 
gesagt haben, oder aber, wie Sie dann später erklärt 
haben, befinden sie sich in der Luft, wenn auch nicht 
im Tiefflugraum? Kennen Sie den Lärm eines Flug-
zeuges, das in 600 Metern Höhe über Sie hinwegdon-
nert? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kenne ihn in 600 Metern, und ich kenne ihn auch in 
30 Metern, und ich weiß sehr wohl — ich glaube, das 
habe ich hier anschaulich geschildert — , daß ich mich 
in die Lage derer versetzen kann, über deren Kopf das 
Flugzeug fliegt. 

Die Mittagspause haben übrigens wir im letzten 
Jahr eingeführt. Es hat sie dreißig Jahre lang nicht 
gegeben, obwohl sie immer gefordert wurde, Herr 
Kollege. Das darf ich hier bei aller Bescheidenheit ein-
mal sagen, um ein weiteres Beispiel der Kompromiß-
bereitschaft der Bundesregierung zu zeigen. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Wird ja nicht ein

-

gehalten!) 

Sie gilt von Mai bis Oktober und uhrzeitmäßig von 
12.30 bis 13.30 Uhr. Sie beinhaltet Flüge unterhalb 
450 Metern. Entweder hat der, der auf Grund seines 
Ausbildungsauftrages nur Tiefflug zu üben hat, 
zurückzukehren oder zu warten, bis die entspre-
chende Zeit erreicht ist, oder in dieser Zeit höherzu-
gehen. 
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Herr Kollege, würden wir auch dies verbieten — wir 
fliegen schon so wenig wie kein anderer — , dann 
müßten sie logischerweise entweder früher Iosfliegen 
oder abends länger fliegen. Auch das würde eine 
Menge Leute ärgern, gerade in den Fremdenver-
kehrsorten. Hier muß doch ein Kompromiß gefunden 
werden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 35 des Herrn Abgeordneten Mül-

ler (Pleisweiler) auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, mit den Alliierten mit dem Ziel 

nachzuverhandeln, das unfaire Verhältnis von ca. 60 000 Flug-
stunden der Alliierten in der Bundesrepublik Deutschland zu 
17 000 Flugstunden der Bundeswehr außerhalb der Bundesre-
publik Deutschland dahin gehend zu ändern, daß die Alliierten 
einen beträchtlichen Teil ihrer Tiefflugübungen in ihre eigenen 
Länder verlegen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
von Ihnen angestellte Vergleich geht — bei aller 
Zurückhaltung formuliert — von nicht ganz zutreffen-
den Voraussetzungen aus. 
Das Tiefflugaufkommen entspricht in etwa — ein 

bißchen nach oben oder unten — der Stärke der hier 
stationierten Luftflotten der Alliierten und von uns. 
Das Verhältnis, was wir im Ausland fliegen — ich 
erwähnte Kanada, aber hätte auch Portugal, Holland, 
in Maßen Dänemark und England, vor allem aber Ita-
lien hinzuzufügen — und was wir haben, entspricht 
prozentual etwa dem, was die Alliierten bei uns flie-
gen und was sie haben. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Vorweg: Diese Zahlen 
sind einem Beitrag von Ihnen entnommen. Aber das 
ist nicht meine Frage. 
Halten Sie das Verhältnis von 60 000 Flugstunden 

der Alliierten bei uns gegenüber 17 000 der Bundes-
luftwaffe außerhalb — das heißt nach meiner Schät-
zung ein Belastungsverhältnis von 60 : 3, weil die 
17 000 Flugstunden über weniger bewohnten Gebie-
ten anfallen — für fair? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
hier stationierten amerikanischen, kanadischen und 
anderen Flugzeuge sind in unserem Interesse hier. 
Wären sie nicht hier, müßten wir mindestens ebenso 
viele deutsche Flugzeuge hier stationieren, und die 
müßten natürlich auch fliegen. 
Insofern kann man die Unterteilung der Rechnung 

nicht aufmachen, daß man sagt: Du sollst nicht gleich 
weggehen, aber nur bei dir im Land fliegen! — Sie 
können einem Piloten eine Menge seiner Flugkennt-
nisse im Ausland beibringen; wir als Deutsche 
machen die Flugausbildung überhaupt nur im Aus-
land, auch die Tiefflugausbildung. Aber die Piloten 
müssen ein Minimum über dem eigenen Gelände 
unter den hier typischen Flugbedingungen fliegen, 
um es zu kennen und um es zu können, wenn es hier 
und nicht irgendwo in Amerika, Kanada, Holland, 
Dänemark oder Frankreich darauf ankommt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung bereit, die französische Regie-
rung zu bitten, jene Tiefflugübungen in der Südpfalz 
und in anderen Regionen unseres Landes zu unterlas-
sen, die dem von uns nicht mitbestimmten Verteidi-
gungskonzept Frankreichs, sich an seiner Ostgrenze 
zu verteidigen und damit z. B. die Südpfalz als 
Gefechtsfeld zu betrachten, dienen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, was 
die Mitbestimmung angeht, würden auch wir uns 
wehren, von anderen Vorgaben zu bekommen, wie 
wir uns im nationalen Bereich der Ausbildung zu ver-
halten haben. Ich habe keine Anstalten zu unterneh-
men, den Franzosen mitbestimmend zu sagen, wie sie 
sich bei ihrer Ausbildung verhalten sollen. 
Was die Bundesregierung aber bereits tat und nicht 

erst tun möchte, ist, all unsere Alliierten — Frankreich 
eingeschlossen, Holland nenne ich hier besonders — 
auf der obersten dafür möglichen Ebene zu bitten, in 
ihren Ländern, besonders in den benachbarten Län-
dern, für unsere Piloten die gleichen Bedingungen zur 
Flugausbildung zu schaffen, wie diese sie bei uns 
haben. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Die Frage ist 
nicht beantwortet!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten Rei-

mann auf: 
Warum suchen NATO und Bundesregierung nicht nach einer 

Sicherheitskonzeption, die die Tiefflugübungen und damit die 
ungeheuer schwere Belastung unserer Bevölkerung unnötig 
macht? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Rei-
mann, die Bundesregierung prüft ständig und kritisch 
die Richtigkeit, die Wirksamkeit und die Notwendig-
keit der bestehenden Tiefflugkonzeption der Luft-
waffe wie auch die unserer Partner bei uns. Dies ist 
schon aus dem Bestreben heraus geboten, wie auch 
heute mehrfach erwähnt, die Belastung der Bevölke-
rung so weit wie möglich zu beschränken. Ich habe 
auf die Erfolge hingewiesen, wie wir die Anzahl der 
Flugstunden der Bundesluftwaffe und der Alliierten 
haben reduzieren können. Ich weise darauf hin, daß 
konkrete Verhandlungen vor dem Abschluß stehen, 
um weitere Reduzierungen über dem eigenen Land 
vornehmen zu können. Aber ein Teil wird hierbleiben 
müssen, der leider als Belastung nicht von unserer 
Bevölkerung weggenommen werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, das heißt kon-
kret, daß in absehbarer Zeit oder auch in nicht abseh-
barer Zeit nicht damit zu rechnen ist, daß wesentliche 
Entlastungen eintreten können, auch nicht durch 
neue Techniken wie Elektronik und dergleichen, 
auch nicht — ich bin Laie —, daß nicht mehr so tief 
geflogen werden muß, weil Radarfallen schon irgend-
wie etwas entgegengesetzt werden kann. Ist also auf 
dem Gebiet nichts zu erwarten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Tiefflug wird — wir haben vorhin darüber gespro-
chen — noch auf absehbare Zeit eine notwendige Ein- 
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satzgrundart und ein Einsatzmittel gerade dann blei-
ben müssen, wenn feindliche Radarerfassung, elek-
tronische Kampfführung und ähnliches weiter ausge-
baut werden. Aber nicht richtig ist, daß keine Entla-
stungen der Bevölkerung eintreten. 
Ich möchte, weil Sie so nachfragen, Kollege Rei-

mann, noch einmal die Zahlen sagen. 1983 sind es 
noch runde 70 000 Stunden gewesen, die allein die 
Luftwaffe tiefflog. Wir sind dann 1986 unter 40 000 
Stunden gewesen. Dies ist eine gewaltige Reduzie-
rung. Die Maßnahmen, die dazu führten, habe ich hier 
oft geschildert. Wir gehen davon aus, daß wir in die-
sem oder im nächsten Jahr in die Nähe der 30 000 
Stunden kommen. Entsprechendes gilt für die Alliier-
ten. Dies ist fast eine Halbierung der Anzahl der Flug-
stunden. 
Nun will ich sofort hinzufügen: Der Bürger, ob 

Mann, Frau, jung, alt, in der Stadt oder im Dorf, im 
Haus oder beim Spazierengehen, wird es subjektiv 
nicht empfinden, daß früher zwölf Maschinen über ihn 
herüberflogen und es jetzt nur noch sechs sind. Das 
weiß ich sehr wohl. Aber wenn Sie sehen, wie wir uns 
bemühten zu reduzieren, bitte ich, das auch zu 
gewichten und anzuerkennen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Reimann (SPD): Dann würde ich Sie noch gerne fra-
gen, Herr Staatssekretär: Die Reduzierung der Flug-
stunden kann ja so sein, daß manche Gebiete ziemlich 
stark entlastet werden, aber daß bestimmte Gebiete 
trotzdem sehr stark belastet bleiben. Die Reduzierung 
der Flugstunden sagt mir über die Reduzierung des 
Lärms und über die gesundheitsschädigenden Wir-
kungen für den Bereich der Menschen nichts aus, die 
davon nach wie vor betroffen sind. Ist die Reduzierung 
durchgängig gewesen, ober ist sie nur in bestimmten 
Bereichen gewesen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
gilt für alle Geschwader auf allen Flugplätzen quer 
durch die Bundesrepublik in gleichem Maße. Aber 
dazugefügt werden muß natürlich, daß wir den Tief-
flug in 75 Metern Höhe nur in sieben Gebieten 
Deutschlands machen. Hier habe ich oft geschildert, 
daß wir einmal einen Plan entwickelt haben — das 
sogenannte Rotationsverfahren — , nicht in sieben 
Gebieten, sondern in 49 Gebieten zu fliegen und dann 
jeweils im 7er-Rhythmus zu wechseln, also immer nur 
in jeweils sieben Gebieten zu fliegen, aber die sieben 
zu wechseln. Dies ist an der entschiedenen Einrede 
verschiedener Landesregierungen — ich will nicht 
sagen, im Anfangsstadium, aber ziemlich früh — 
gescheitert. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Diller. 

Diller (SPD): Herr Staatssekretär, Ihre Behauptung 
über die Reduzierung der Flugstunden über der Bun-
desrepublik kann ich persönlich aus eigener Erfah-
rung, kann die betroffene Bevölkerung von Rhein-
land-Pfalz aus ihrer täglichen Erfahrung nicht nach-
vollziehen. Meine Frage: Hat die Bundesregierung 
Erkenntnisse darüber, wie sich die Zahl der Flugstun-
den über Rheinland-Pfalz — Bundesluftwaffe und 

Alliierte zusammengerechnet — in den letzten Jahren 
entwickelt hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Ihre 
erste Einschätzung kann ich nicht nachvollziehen. Ich 
will nicht behaupten, daß ich mehr als Sie, aber viel-
leicht nicht viel weniger gerade mit dieser betroffenen 
Bevölkerung und den gewählten Repräsentanten in 
diesen Bereichen persönlich in Verbindung bin, dis-
kutiere, mich der Diskussion stelle. Wenn sachlich dis-
kutiert wird, wird sehr wohl eingeräumt, daß es weni-
ger, sogar spürbar weniger geworden ist. Natürlich 
wird gesagt, daß es immer noch zuviel und unbequem 
ist, aber ich wäre dankbar, wenn das, um was wir uns 
bemühten, auch gesehen würde. Wenn wir weiter der 
Luftwaffe sagen: weniger, kürzer, nicht soviel bei uns, 
und es kommt überhaupt kein Zeichen, daß man 
wenigstens sieht, daß man sich Mühe gibt und daß der 
Rückgang der Zahlen gespürt wird, dann wissen Sie, 
was Sie damit möglicherweise bewirken könnten. 
Die Angaben, was die Länder angeht, sind schwie-

rig zu erfassen, weil oft Bewegungen von woanders 
her über die Länder und umgekehrt gehen, einmal 
darum herum- und einmal darübergeflogen wird. Wir 
erwarten von der Studie der Gesellschaft, von der ich 
sprach, hier genauere Angaben, um dann möglicher-
weise etwas zu korrigieren, was die Flugwege, 
Anflugwege, Rückflugwege und Bereiche des Tief-
fliegens angeht. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie bitte 
noch einmal die Regionen nennen, in denen diese 
Tiefflüge stattfinden, um auch deutlich zu machen, 
welchen Beitrag die einzelnen Regionen zu den Ver-
teidigungslasten der Bundesrepublik Deutschland lei-
sten. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
schicke Ihnen gerne eine Karte, auf der diese Gebiete 
eingezeichnet sind; es sind sieben. Ich anerkenne, daß 
die Menschen dort und die Bundesrepublik insgesamt 
im Vergleich zu manch anderen NATO-Staaten Bela-
stungen ertragen. Wir haben eine sehr enge Besied-
lung mit Dörfern und Städten. Sie können aus dem 
einen Ort herausfahren, und den anderen sehen Sie 
schon und sind fast darin. Kein anderes Land hat eine 
solch enge Besiedlung, einen solchen dichten Luftver-
kehr, eine solche Konzentration an Tiefflug. Dies ist 
eine besondere Belastung, die wir gegenüber den 
NATO-Partnern, wenn es dann darum geht, aufzuzei-
gen, wer welche Belastung trägt, sehr wohl und auch 
deutlich beim Namen nennen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Müller (Pleisweiler). 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben vorhin davon gesprochen, daß in absehbarer 
Zeit noch mit Fluglärm zu rechnen sei. Wenn es 
absehbar ist, können Sie dann einem potentiellen 
Investor in Fremdenverkehrsinvestitionen auch 
sagen, wieviel Jahre er damit noch rechnen muß? 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auf 
eine solche Zeit gesehen, wie ein Investor eine Frem-
denverkehrseinrichtung plant, muß er auf Grund der 
Dinge, wie wir sie heute einzuschätzen haben, davon 
ausgehen, daß der Tiefflug, wenn auch in etwas ein-
geschränktem Maße, noch bestehenbleibt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Gerster (Worms). 

Gerster (Worms) (SPD): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie bestätigen, daß in Rheinland-Pfalz acht 
NATO-Flugplätze existieren und daß von daher die 
Wahrscheinlichkeit groß ist, daß in Rheinland-Pfalz 
das Tiefflugaufkommen deutlich über dem anderer 
Bundesländer liegt, obwohl wir keine dieser 75-
Meter-areas in Rheinland-Pfalz haben? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bestätige, daß in Rheinland-Pfalz ein überdurch-
schnittlich großer Anteil besonders von alliierten Sol-
daten stationiert ist. Ich freue mich, daß durch ein ent-
sprechendes Verhalten besonders der Landesregie-
rung, aber auch der ganz großen Mehrheit der Bürger 
in Rheinland-Pfalz trotz der Beeinträchtigung — denn 
die Soldaten fliegen, fahren und schießen; all dies 
zählt ja auch dazu und muß sein — ein großartiges, ein 
herzliches Miteinander zwischen unseren deutschen 
Bürgern in Rheinland-Pfalz und den Alliierten vor-
handen ist. 
Ich bestätige nicht, daß damit ein ungewöhnlich 

hohes Aufkommen an Tiefflug verbunden ist. Denn 
die Piloten haben sich zu bemühen — und sie tun 
dies —, sehr schnell nach dem Start die Maschine in 
größere Höhen zu ziehen und erst sehr spät vor der 
Landung in einen Tief- und Sinkflug zu kommen, um 
die Bevölkerung möglichst wenig zu beeinträchtigen. 
Dies ist überhaupt nicht mit dem Tieffliegen in 
gleicher, also sehr niedriger, Höhe in den genannten 
sieben Gebieten zu vergleichen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen? — 
Herr  Reimann, Sie hatten Ihre zwei Zusatzfragen. 

(Reimann [SPD]: Ja, ich habe mich ja jetzt zu 
dieser gemeldet, Herr Präsident!) 

— Wir sind immer noch bei Ihrer Frage. 
Ich rufe die Frage 37 des Herrn Abgeordneten Diller 

auf. 
Welchen Gefährdungen sind die Piloten der übenden Maschi-

nen und die Bevölkerung im Übungsbereich der elektronischen 
Kampfsimulationsanlagen AEWTF in Rheinland-Pfalz durch die 
einzelnen Übungsprogramme ausgesetzt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Diller, 
bei dieser Anlage handelt es sich nicht darum, wie von 
manchem angenommen, eine zusätzliche oder über-
haupt eine Konzentration der Tiefflugausbildung vor-
zunehmen, sondern die Flugzeuge, die dort ohnehin 
fliegen, im Rahmen der elektronischen Kampfführung 
so zu erfassen, daß sie bestimmte Signale aufzuneh-
men, zu beantworten und entsprechend darauf zu rea-
gieren haben. Es gibt keine Erhöhung der Anzahl der 
Flugbewegungen, im Gegenteil: eher eine Reduzie-
rung, weil nur eine begrenzte Anzahl von Maschinen  

von diesen technischen Einrichtungen jeweils erfaßt 
werden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Diller (SPD): Herr Staatssekretär, angesichts der 
Tatsache, daß in meiner Frage das Wort „Tiefflug" 
überhaupt nicht vorkommt, möchte ich doch bitten, 
sich auf die Frage, so wie sie eingereicht worden ist, in 
der Antwort zu beschränken. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Diller, 
das ist eine Aufgabe, die der Präsident wahrzuneh-
men hat. 

(Diller [SPD]: Entschuldigung!) 
Noch eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Diller (SPD): Meine Frage ist also: Welchen Gefähr-
dungen sind die Piloten der übenden Maschinen und 
die Bevölkerung im Übungsbereich durch diese elek-
tronische Kampfsimulationsanlage denn nun ausge-
setzt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
folge Ihrer Bitte und sage: Weil dort nicht mehr geflo-
gen wird als ohnehin, dies keinen weiteren besonde-
ren Anforderungen unterliegt, die das Fliegen dort 
komplizierter machen, und eher weniger geflogen 
wird, bestehen durch dieses Fliegen keine besonde-
ren Gefährdungen für die dortige Bevölkerung. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Diller (SPD): Ist es also nicht richtig, daß diese 
Anlage beispielsweise elektronische Impulse aussen-
det, die die Elektronik der anfliegenden Maschine 
stört, so daß also der Pilot praktisch in Bruchteilen von 
Sekunden von automatischem Fliegen auf manuelles 
Fliegen umschalten muß, um die Maschine vor dem 
Abstürzen zu retten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
gibt keine Impulse, die die Maschine in eine Absturz-
gefahr oder ähnliche Bewegungen auch nur im 
Anfang bringen könnten. Klar ist, daß der Pilot merkt, 
daß er von einem elektronischen Signal erfaßt wurde 
und entsprechend zu reagieren hat. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 38 des Herrn Abgeordneten Diller 

auf: 
Wie hoch belaufen sich nach Schätzungen von Fachleuten die 

durch Fluglärm verursachten jährlichen wi rtschaftlichen Schä-
den für das rheinland-pfälzische Fremdenverkehrsgewerbe? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Kollege Di ller, der-
artige Schätzungen sind der Bundesregierung nicht 
bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte 
sehr. 

Diller (SPD): Herr Staatssekretär, was unternimmt 
oder was könnte die Bundesregierung Ihres Erachtens 
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Diller 

unternehmen, um Investitionen im Fremdenver-
kehrsbereich in den Regionen, die in der beschriebe-
nen Weise vom Fluglärm belastet sind, möglich und 
rentabel zu machen, und welche Perspektiven sieht 
die Bundesregierung für diese Femdenverkehrsregio-
nen überhaupt, wenn sie erklärt, Fluglärm müsse dort 
weiterhin ertragen werden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe mir auf Grund Ihrer Frage einmal herausge-
sucht, wie viele Kurorte und — das habe ich hinzuge-
nommen — wieviel Altenheime, Schulen und Kran-
kenanstalten wir in Deutschland haben. Ich darf ein-
mal sehr schnell die Zahlen nennen: 1 500 staatlich 
anerkannte Kurorte, 3 300 Krankenanstalten, fast 
20 000 Altenheime, über 40 000 Schulen. Ich habe nur 
diese genommen. Es gibt ähnliche Einrichtungen, die 
das gleiche Ruhebedürfnis haben. Wenn Sie diese 
Zahlen, die ich nannte, in einer Landkarte einzeich-
nen, dann würden wir zu den Schneisen, vielleicht 
noch zu Schneisen in Schneisen zurückkehren. Das 
wäre ein Konzept, von dem wir bewußt Abschied 
genommen haben. Es gibt eine Reihe von Gesetzen in 
bestimmten Gegenden — die kennen Sie — : das 
Lärmschutzgesetz mit verschiedenen Zonen, wo sich 
der Bund beteiligt mit entsprechenden Zuschüssen. In 
all den Bereichen können wir, was den passiven 
Schutz angeht, finanziell nicht tätig werden. Dem 
aktiven Schutz habe ich eingeräumt, was wir vorhin 
an restriktiven Maßnahmen unserer Luftwaffe und 
den anderen auferlegt haben. 

Vizepräsident Stücklen: Ich kann keine weiteren 
Zusatzfragen zulassen. Wir sind am Ende der Frage-
stunde. 

Ich übergebe an Herrn Vizepräsident Westphal. 

(V o r sitz : Vizepräsident Westphal) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
bevor wir in die Aktuelle Stunde eintreten, gebe ich 
Ihnen die Ergebnisse der beiden namentlichen 
Abstimmungen bekannt, die vor der Mittagszeit statt-
gefunden haben. 

Zunächst das Ergebnis der Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP auf Drucksache 11/243: Es wurden 
430 Stimmen abgegeben. Davon war keine ungültig. 
Mit Ja haben 236 Abgeordnete, mit Nein 194 Abge-
ordnete gestimmt. Es hat keine Enthaltung gege-
ben. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 430; davon 

ja: 	236 

nein: 	194 
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Bei der zweiten Abstimmung handelte es sich um 
den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 11/225 (neu). Es haben ebenfalls 
430 Abgeordnete ihre Stimme abgegeben. Es gab 
keine ungültige Stimme. Mit Ja haben 180 Abgeord-
nete, mit Nein 240 Abgeordnete gestimmt. Es hat 
10 Enthaltungen gegeben. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 429; davon 

ja: 	179 

nein: 	240 

enthalten: 10 
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Scharrenbroich 
Schartz (T rier) 
Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhof f 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß (Kaiserslautern) 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Zeitlmann 
Dr. Zimmermann 
Zink 

FDP 

Dr. Bangemann 
Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Funke 
Gattermann 
Genscher 
Gries 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Heinrich 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 

DIE GRÜNEN 

Frau Beer 
Ebermann 
Frau Krieger 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Olms 
Frau Schmidt-Bott 
Wüppesahl 

Enthalten 

FDP 

Frau Dr. Hamm-Brücher 

DIE GRÜNEN 

Brauer 
Kreuzeder 
Dr. Lippelt (Hannover) 
Sellin 
Stratmann 
Frau Teuber 
Frau Trenz 
Volmer 
Frau Wilms-Kegel 

Damit ist dieser Entschließungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe nun den Zusatztagesordnungspunkt 8 
auf: 

Aktuelle Stunde 

Kriegswaffenexport-Politik der Bundesregie-
rung in Länder des Nahen und Mittleren 
Ostens, insbesondere nach Saudi-Arabien. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD hat 
gemäß Anlage 5, Nr. 1 c unserer Geschäftsordnung 
diese Aktuelle Stunde verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Renger. 

Frau Renger (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist mir ein Bedürfnis, an 
dieser Stelle, wie ich hoffe, für das ganze Haus den 
Dank an den Präsidenten des Staates Israel zum Aus-
druck zu bringen, der in so nobler politischer Ver-
ständnisbereitschaft und beeindruckender menschli-
cher Weise einen neuen Abschnitt israelisch-deut-
scher Beziehungen eingeleitet hat. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Als Zeugen dieses wahrhaft geschichtlichen Ereig-
nisses sollte es jedermann noch einmal klargeworden 
sein, wie groß unsere Verantwortung für die Siche-
rung der Existenz Israels und des Friedens für die 
Menschen in diesem Lande ist. Ich hatte mich beson-
ders über die Ansprache des Herrn Bundeskanzlers 
gefreut, die er anläßlich des Empfanges des Herrn 
Staatspräsidenten gemacht hat, wo man deutlich spü-
ren konnte, um wieviel mehr er nun von den tiefen 
Wunden und Ängsten der Juden beg riffen hat, die in 
Israel ihre Heimat gefunden haben. Er sagte: 

Es ist für uns ein wichtiges politisches Ziel, die 
Zukunft Israels und seine Lebensfähigkeit 
sichern zu helfen ... Darum haben wir auch als 
Deutsche ganz besonders Verständnis für das 
Sicherheitsbedürfnis Ihres Staates. 

Meine Damen und Herren, ich bedaure, feststellen 
zu müssen, daß diese Versicherung der Bundesregie-
rung schnell ihre Glaubwürdigkeit verloren hat. Der 
gerade ernannte Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Herr Klein — nun nicht mehr der 
Sprecher des ultrarechten Flügels der CSU, sondern 
Kabinettsmitglied, das den Richtlinien des Bundes-
kanzlers untersteht — , erklärte unverblümt und in 
peinlicher Unhöflichkeit, den Besuch des hohen 
Staatsgastes begleitend, daß er Waffenexporte an 
Saudi-Arabien für durchaus vernünftig und erwä-
genswert halte, obwohl er doch wußte, daß sich Israel 
durch weitere Waffenanhäufung bedroht fühlt und es 
besonders makaber wäre, wenn es sich um deutsche 
Waffen handelte. 

Der bayerische Ministerpräsident setzte dem dann 
noch die Krone auf, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Er legitimierte ihn!) 

indem er — abgesehen von sonstigen, eher peinlichen 
Ausführungen unter dem Rubrum: die historische 
Wahrheit muß auf den Tisch — formulierte, „Waffen 
für Saudi-Arabien lägen schließlich im wohlverdien-
ten Interesse des Westens wie auch des Staates 
Israel". 

Meine Damen und Herren, das Dementi des Regie-
rungssprechers, es handele sich bei der Äußerung des 
Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
lediglich um die „Erwägung eines Ministers" und die 
Bundesregierung werde an ihrer restriktiven Waffen-
exportpolitik festhalten, wurde durch das Sprachor-
gan von Herrn Strauß sogleich lächerlich gemacht und 
— was noch schlimmer ist — als nicht zutreffend ent- 



590 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 10. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 7. Mai 1987 

Frau Renger 

larvt. „Der Inhalt der Erklärung des Regierungsspre-
chers stand also mit der Wahrheit nicht einmal mehr in 
ungefährem Zusammenhang", stand im „Bayernku-
rier" . An anderer Stelle heißt es in dieser Postille: 
Wenn Ost — das ist der Pressesprecher der Bundesre-
gierung — über Exporte nach Saudi-Arabien erkläre, 
„derzeit erübrige sich jede Diskussion", muß daran 
erinnert werden, daß Bundeskanzler Kohl vor und 
während der Koalitionsverhandlungen mehrmals ein 
dringendes Interesse angemeldet hat. — Ich kann das 
nicht nachprüfen, ich lese nur aus dem „Bayernku-
rier" vor. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, diese empörende Dop-
pelzüngigkeit belastet natürlich zuallererst unsere 
guten Beziehungen zu Israel. Im Zusammenhang mit 
dem Besuch des höchsten israelischen Repräsentan-
ten, des israelischen Staatspräsidenten, war es eine 
unglaubliche Entgleisung und Provokation. 

Politisch unverantwortlich ist es aber auch, wie hier 
von seiten der Bundesregierung und von der CDU/ 
CSU in aller Öffentlichkeit die uns freundlich gesinn-
ten arabischen Staaten — insbesondere Saudi-Ara-
bien — vorgeführt werden. Ich bin sicher, man wird in 
Saudi-Arabien verstehen, daß wir Deutschen wegen 
der besonderen Beziehungen zu Israel keine deut-
schen Waffen an sie liefern können und wollen. Dies 
sollte unsere gegenseitigen Beziehungen nicht trü-
ben, aber darüber hinaus füge ich hinzu, daß alle 
Bemühungen um eine friedliche Lösung des Nahost

-

Konflikts durch die weitere Anhäufung von Waffen an 
wen auch immer in immer weitere Ferne gerückt wird. 
Anstatt mit Waffenlieferungen zu spielen und dabei 
auch noch das Geschäft über die Moral zu stellen, 
sollte sich die Bundesregierung bei den befreundeten 
Nationen in dieser Region um eine erfolgverspre-
chende Friedenskonferenz bemühen. 

(Zustimmung bei der SPD sowie bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Diese Region braucht Entspannung, wirtschaftliche 
Entwicklung und ein Friedenskonzept. Was dort nicht 
gebraucht wird, sind mehr Waffen, am wenigsten 
deutsche Waffen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch die CDU/CSU dankt bei 
dieser Gelegenheit noch einmal für den geschichtli-
chen Staatsbesuch des israelischen Staatspräsiden-
ten. Wir haben uns über diesen Besuch sehr 
gefreut. 

Frau Kollegin Renger, wir können hier an sich nur 
wiederholen, was wir in den letzten Wochen gedank-
lich — meistens über die Medien — miteinander aus-
getauscht haben. Es gibt weder eine Doppelzüngig-
keit noch Unklarheit in der Haltung der Bundesregie-
rung und der CDU/CSU zu der Frage von Waffenex-
porten. Die politischen Grundsätze für den Rüstungs-

export aus dem Frühjahr 1982 gelten auch unter der 
jetzigen Bundesregierung unverändert fort. Sie sind 
nicht von dieser Bundesregierung formuliert worden. 
Auch die Leitsätze zu Fragen des restriktiven 
Rüstungsexports, die die sozialdemokratische Regie-
rung 1981 aufgestellt hat, sind in den wesentlichen 
Punkten nicht sehr weit von dem entfernt, was die 
CDU/CSU vertritt. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Bei soviel Kreide in 
Ihrer Stimme stimmt etwas nicht, Herr Kittel

-

mann!) 

Die CDU/CSU unterstützt auch weiterhin vorbe-
haltlos die restriktive Politik dieser Bundesregierung 
in den Fragen des Rüstungsexports. Diese steht voll im 
Einklang mit dem Außenwirtschaftsgesetz und dem 
Kriegswaffenkontrollgesetz. Unsere Waffenexportre-
geln sind die restriktivsten überhaupt. Wir praktizie-
ren die zurückhaltendste Waffenexportpolitik. Das 
muß einfach zur Kenntnis genommen werden. Es hilft 
auch kein großes Geschrei, anderes zu sagen. Wenn 
man jedoch glaubt, der Bundesregierung etwas ande-
res nachweisen zu können, sollte man Roß und Reiter 
nennen und nicht pauschale Angriffe und unnötige 
Polemik formulieren. 

Die CDU/CSU hat bereits in der Aktuellen Stunde 
vom 17. Oktober 1985 ihre Haltung hierzu mehrfach 
eindeutig klargemacht. Ich bitte Sie herzlich, das Pro-
tokoll nachzulesen. Man könnte beinahe die gleichen 
Reden, die damals gehalten worden sind, jetzt wieder-
holen. 

Wir verurteilen den erneuten untauglichen Versuch 
der Sozialdemokraten, den Eindruck zu erwecken, 
diese Bundesregierung trete besonders intensiv für 
eine Rüstungsexportpolitik ein. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt doch!) 

Die Rüstungsexportpolitik unserer Bundesregierung 
knüpft nahtlos an die Politik ihrer Vorgängerinnen an. 
Diese war auch damals der Verantwortung für das 
Ganze verpflichtet. 

Ich darf daran erinnern, daß die damalige Opposi-
tion die Entscheidungen in dieser Frage immer mitge-
tragen hat. Die Art und Weise, wie Sozialdemokraten 
heute Tatsachen verdrehen und bewußt falsche 
Schwerpunkte setzen, verleiht dem sensiblen Thema 
Waffenexport in keiner Weise den Akzent, der erfor-
derlich ist. Damit wird die Opposition auch ihrer 
außenpolitischen Verantwortung nicht gerecht. 

(Stobbe [SPD]: Aber Herr Kittelmann!) 

Ich habe Verständnis dafür, daß Frau Renger im 
Hinblick auf die Problematik, wie sie sie aus ihrer per-
sönlichen Einschätzung dargestellt hat, eine andere 
Sicht der Dinge hat. Ich möchte aber sagen, daß die 
Sicht der Dinge zu der Zeit, als Sie regierten und Ihre 
Beschlüsse faßten, genauso war wie heute. An den 
Fakten hat sich nichts geändert. 

Rüstungsexport kann durchaus ein Mittel der Poli-
tik sein, das bedeutet ein Mittel der Einflußnahme 
und der Stabilisierung. Die Frage, ob Waffen geliefert 
werden oder nicht, muß auch und gerade unter 
Berücksichtigung unserer vitalen Sicherheitsinteres-
sen beantwortet werden. Dazu gehört in erster Linie 
die Friedenssicherung. Friedenssicherung beinhaltet 
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im wesentlichen aber auch eine Stabilisierungsfunk-
tion. 

Unverkennbar gibt es Spannungsgebiete, wo man 
durch Waffenlieferungen eher Stabilität als Instabili-
tät erreichen kann. Als zweitstärkste Handelsmacht 
weltweit hat die Bundesrepublik ein natürliches Inter-
esse an globaler Sicherheit. Als rohstoffarme und auf 
den Export angewiesene Industrienation können wir 
nicht per se Rüstungslieferungen aus unseren interna-
tionalen Beziehungen aussparen. Das wissen Sie 
genauso gut wie ich. Deshalb ist der Versuch, durch 
Verdrehung, Verleumdung und unnötige Polemik 
dieses Thema immer wieder bewußt falsch in die 
Öffentlichkeit zu bringen, nicht im Interesse dieses 
Hauses. Im wesentlichen haben Sie damit in der 
Öffentlichkeit glücklicherweise auch keinen Erfolg. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Spätestens das illegale U-Boot-Geschäft 
mit Südafrika hat vielen Menschen die Augen geöff-
net. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie wissen doch gar nicht, 
ob es das ist!)  

Es gibt in der Rüstungsexportpolitik der Bundesregie-
rung, Herr Kollege Bohl, keinerlei Tabus mehr. Es gibt 
kaum einen Kriegsschauplatz in der Dritten Welt, auf 
dem nicht mit deutschen Waffen gekämpft würde. 

Die Bundesregierungen redeten und reden immer 
davon, daß sie Frieden mit immer weniger Waffen 
schaffen wollen. Aber sowohl die sozialliberale als 
auch die rechts-konservative Regierung haben den 
Krieg exportiert. Die Bundesrepublik ist in wenigen 
Jahren, seit 1973, zu einem der größten Rüstungsex-
portländer aufgestiegen. Der Nahe Osten als Span-
nungsgebiet par excellence ist traditionell einer der 
Hauptabsatzmärkte für deutsche Waffentechnik. 
Allein im Zeitraum 1979 bis 1983 war Saudi-Arabien 
mit einem Rüstungsimportvolumen von 525 Millionen 
Dollar drittgrößter Kunde der Bundesrepublik. Davor 
lagen nur die argentinischen und türkischen Gene-
räle. 

1973 lieferte das Industriekontor Lübeck Blaupau-
sen für U-Boote nach Israel. 1986 sind Pläne für wei-
tere U-Boot-Lieferungen nach Israel durch das bun-
desdeutsche Unternehmen HDW bekanntgeworden. 
Gleichzeitig wurde bekannt, daß auch das mit Israel 
verfeindete Saudi-Arabien U-Boote erhalten sollte. 
Ausgerechnet während des Besuchs des israelischen 
Staatspräsidenten Chaim Herzog gab Franz Josef 
Strauß der erstaunten Öffentlichkeit bekannt, daß 
Saudi-Arabien bereits eine schriftliche Zusage für die 
Genehmigung dieses Geschäfts erhalten habe. Ganz 
unabhängig davon, ob die U-Boote jemals direkt 
gegen Israel eingesetzt werden oder nicht, erhöhen 
sie doch das militärische Drohpotential gegen dieses 
Land und führen so zu einer Verschärfung der Span-
nungen in dieser Region. Eine politische Lösung des 

Nah-Ost-Konfliktes, mit der es zu einem Ausgleich 
zwischen den Interessen Israels und denen des palä-
stinensischen Volkes kommt, wird dadurch immer 
schwieriger. Die Beteuerung der Bundesregierung, 
für eine friedliche Regelung im Nahen Osten einzutre-
ten, wird durch die geplanten Lieferungen an Saudi-
Arabien völlig unglaubwürdig. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Das geht zu weit, Frau Eid!) 

Bei den Rüstungsexporten nach Saudi-Arabien geht 
es ja nicht nur um die geplanten U-Boot-Exporte, es 
geht auch nicht um den seit Jahren in der Öffentlich-
keit ausgetragenen Streit um die mögliche Lieferung 
von Leopard-2-Panzern. Dieser Streit verdeckt nur 
das, was tatsächlich seit langem läuft. Leopard-2-Pan-
zer sind so ziemlich das einzige Kriegsgerät, das die 
Saudis von der Bundesregierung bislang nicht 
bekommen haben. 

Es ist richtig: Saudi-Arabien führt im Moment selbst 
keinen Krieg. Es ist — und das ist schlimm genug — 
Transitstation für den Golf-Krieg, so wie der Iran 
Nachschub für Syrien erhält. 

Wir GRÜNEN sind gegen Rüstungsexporte, gleich, 
ob nach Südafrika, Irak, Iran, Israel oder Saudi-Ara-
bien. 

Erlauben Sie mir an dieser Stelle eine Zwischenbe-
merkung, die mir im Zusammenhang mit der Frie-
densdebatte von heute morgen besonders wichtig ist. 
Unsere Eltern sind zum einen freiwillig für die natio-
nalsozialistischen Weltmachtideen in den Krieg gezo-
gen, und zum anderen haben sie den Massenmord am 
jüdischen Volk geduldet und dadurch überhaupt erst 
möglich gemacht. Es gibt deshalb für mich einen 
unauflöslichen moralischen Zusammenhang zwi-
schen diesen Verbrechen und unserer heutigen Poli-
tik. 

(Beifall des Abg. Dr. Lippelt [Hannover] 
[GRÜNE]) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren der Bundesre-
gierung, diese Waffenlieferungen an Saudi-Arabien 
zulassen, dann erwecken Sie den Eindruck, daß Sie 
Ihre ganz individuelle historische Verantwortung 
geringschätzen. 

Die Verschärfung des Militärpotentials verhindert 
eine friedliche Entwicklung im Nahen Osten. Deshalb 
fordere ich die Bundesregierung auf, keine Rüstungs-
güter nach Saudi-Arabien zu liefern. Ich fordere sie 
auch auf, die GSG 9 nicht nach Saudi-Arabien zu 
schicken; das konnten wir ja heute in der Zeitung 
lesen. Ich fordere Sie auf, sich statt dessen an der Ent-
wicklung einer friedlichen Lösung zu beteiligen, die 
sowohl die Rechte des palästinensischen als auch des 
jüdischen Volkes berücksichtigt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Alte Bekannte trifft man 
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immer wieder — so könnte das Motto der heutigen 
Aktuellen Stunde lauten. 

Das Thema Kriegswaffenkontrolle hat uns in der 
vergangenen Legislaturpe riode hier ungezählte Male 
beschäftigt, und zwar sowohl in den Plenardebatten 
als auch in den Fragestunden. Ungezählte Male ist 
auch die Haltung der Bundesregierung, an der sich 
nichts, aber auch wirklich gar nichts geändert hat, 
ausführlich dargelegt worden. Deswegen handelt es 
sich bei diesem Tagesordnungspunkt, über den wir 
hier zu debattieren haben, um ein sehr, sehr durch-
sichtiges Manöver. Es soll gleichsam der Eindruck 
erweckt werden, als ob die ganze Welt von deutschen 
Waffen überschwemmt würde. Diese Vorstellung 
besteht allerdings ausschließlich in den Köpfen der 
Opposition. Sie hat mit der Wirklichkeit nichts, aber 
auch gar nichts zu tun. 

(Lamers [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Anteil von Rüstungsgütern und Kriegswaffen 
an der gesamten deutschen Warenausfuhr beträgt nur 
1,5 %. 

(Stobbe [SPD]: Sagen Sie das doch mal Herrn 
Strauß!) 

Nur 0,2 % der Beschäftigten in der Bundesrepublik 
Deutschland sind für den Rüstungsexport tätig. Die 
Bundesrepublik Deutschland — das widersp richt den 
Darstellungen, die ich hier insbesondere von Frau Eid 
gehört habe — liefert jährlich nur 4 % aller Kriegswaf-
fen in der Welt. Das sind Fakten, die hier schon oft 
dargelegt worden sind. Aber die wollen Sie offensicht-
lich nicht zur Kenntnis nehmen. 

(Stobbe [SPD]: Lesen Sie doch mal Herrn 
Strauß!) 

Ich weiß wohl — das sage ich in allem Ernst — um 
die moralische und politische Bedeutung dieses The-
mas. Meine Fraktion hat die hier anstehenden Fragen 
oft und sehr intensiv erörtert. Wir haben hierzu eine 
klare Position. Wir Freien Demokraten sind und blei-
ben für die — wie Sie wissen, gemeinsam mit der SPD 
— erarbeiteten Grundsätze restriktiver Rüstungsex-
portpolitik. 

(Gansel [SPD]: Sind Sie nun für Waffenliefe

-

rungen an Saudi-Arabien, oder nicht?) 

Wo ist denn eigentlich dann der aktuelle Anlaß für 
diese Debatte? Außer Spekulation, Herr Gansel, ist 
doch bisher nichts gewesen. Und daß Sie spekulieren 
können, haben Sie ja im U-Boot-Untersuchungsaus-
schuß zur Genüge unter Beweis gestellt. Bewiesen 
haben Sie allerdings nichts. 

Wir dagegen sind für eine berechenbare, kontinu-
ierliche und verläßliche Politik auch im Bereich des 
Rüstungsexports. 

Wir werden, wenn konkrete Fälle aktuell werden, 
sorgfältig prüfen, und zwar anhand der 1982 gemein-
sam mit Ihnen festgelegten Grundsätze. 

Wir werden uns auch jetzt nicht mit erhobenem Zei-
gefinger hier hinstellen und erklären: Rüstungsex-
porte in den Nahen und Mittleren Osten nie und nim-
mer! In den im Jahr 1982 vereinbarten Grundsätzen 
zum Rüstungsexport ist ja das Prinzip der Einzelfall-
entscheidung verankert. Also ist hier eine Ermessens-

entscheidung notwendig. Dabei ist zu berücksichti-
gen, was bisher immer berücksichtigt worden ist: 

Saudi-Arabien ist ein wichtiger Stabilisierungsfak-
ter im Nahen Osten. Es unterhält enge und freund-
schaftliche Beziehungen zum Westen, denen nach 
Einschätzung aller EG-Partner eine entscheidende 
Rolle für die friedliche Lösung des Nahost-Konflikts 
zukommt. Selbstverständlich ist Saudi-Arabien auch 
für uns ein wichtiger Wirtschaftspartner. Wir haben 
also ein vitales Interesse an der inneren Stabilität die-
ses Landes. 

Auf der anderen Seite werden wir natürlich — das 
sage ich mit allem Ernst — auch die spezifischen 
Sicherheitsinteressen Israels und unsere besonderen 
historischen Verpflichtungen diesem Land gegenüber 
immer berücksichtigen. 

Für uns ist es auch wichtig, daß durch entspre-
chende Endverbleibsklauseln so weit wie möglich 
gegen eine unberechtigte Verwendung der deut-
schen Waffen Vorsorge getroffen wird. 

(Gansel [SPD]: Und im Kriegsfall?) 

Nach diesen Grundsätzen, Herr Kollege Gansel, 
sind unter sozialdemokratisch geführten Bundesre-
gierungen mehrmals Sonderschiffslieferungen in den 
Nahen Osten genehmigt worden. Das wissen Sie. 

(Gansel [SPD]: Wer war denn der Wi rt

-

schaftsminister?) 

— Wer war denn der Bundeskanzler, Herr Gansel? — 
Wir stehen zu diesen Entscheidungen der früheren 
sozialdemokratischen Bundeskanzler Brandt und 
Schmidt. Das unterscheidet uns von Ihnen. 

Wir wissen sehr wohl: Rüstungsexportpolitik ist 
kein geeignetes Mittel der Beschäftigungspolitik. 
Arbeitsmarktpolitische Überlegungen und Erwägun-
gen sind in den Grundsätzen von 1982 ausdrücklich 
für unerheblich erklärt. Uns ist aber — das will ich hier 
ebenfalls sagen — auch das Schicksal der Arbeiter auf 
den norddeutschen Werften nicht gleichgültig. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Herrn Gansel 
schon!) 

Die deutschen Werften und ihre Arbeiter haben auch 
einen Anspruch darauf, daß vorurteilsfrei über 
Exportaufträge nach den gemeinsam festgelegten 
Grundsätzen entschieden wird. 

(Gansel [SPD]: Warum verweigern Sie denn 
die notwendige Unterstützung?) 

Dabei sind wir uns aber unserer gesamtpolitischen 
Verantwortung wie bisher wohl bewußt. 

(Gansel [SPD]: Warum vergessen Sie die 
Werften, gerade die FDP und Bangemann?) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium für 
Wirtschaft, Herr Dr. Riedl. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich beziehe mich zunächst auf die 
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schriftlichen Antworten der Bundesregierung auf 
zwei Anfragen des Abgeordneten Dr. Burkhard 
Hirsch, die auf seinen Antrag hin schriftlich erteilt 
worden sind, und gebe in Ergänzung dazu in vier 
Punkten für die Bundesregierung folgende Erklärung 
ab. 

Erstens. Alle Bundesregierungen haben sich seit 
Beginn der 70er Jahre bemüht, die Zusammenarbeit 
mit Saudi-Arabien zu verbreitern und zu vertiefen. In 
dieser Perspektive verständigte sich im Oktober 1983 
die Bundesregierung mit Saudi-Arabien darüber, 
auch Fragen des Verteidigungsbereichs in die Zusam-
menarbeit einzubeziehen und in diesem Zusammen-
hang Möglichkeiten der Lieferungen deutscher 
Rüstungsgüter, die für die Verteidigung bestimmt 
sind, zu prüfen. Über die Ausfüllung dieser Vereinba-
rungen finden Gespräche mit der saudischen Regie-
rung statt, wobei sich beide Seiten über die besondere 
Interessenlage des Partners im klaren sind. Diese 
Gepräche haben sich bisher noch nicht dahin konkre-
tisiert, daß die Bundesregierung über Art, Ausmaß 
und Rahmenbedingungen einer solchen Rüstungszu-
sammenarbeit zu entscheiden hätte. 

Zweitens. Die Bundesregierung hat in der Vergan-
genheit wie auch die früheren SPD-geführten Bun-
desregierungen unter Bundeskanzler Willy Brandt 
und Bundeskanzler Helmut Schmidt nach sorgfältiger 
Abwägung aller Einzelumstände der Lieferung 
bestimmter Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien zuge-
stimmt, und sie wird das auch in Zukunft tun im Aus-
wärtigen Ausschuß, in anderen Parlamentsgremien, 
in Parlamentarischen Anfragen hier im Deutschen 
Bundestag und — meine Damen und Herren von der 
sozialdemokratischen Fraktion, dieses Angebot unter-
breite ich Ihnen — auch mit den Kollegen in Ihren 
Wahlkreisen, mit den Betriebsräten, mit dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund und mit anderen, ich 
möchte sagen: relevanten, Gruppen unserer Gesell-
schaft. Ich meine hier insbesondere die Kirchen. 

(Gansel [SPD]: Dann reden Sie mit denen 
mal über Hilfen für den sterbenden Schiffs

-

bau! Jetzt!) 

—Herr Kollege Gansel, ich nehme Ihr Angebot sehr 
gerne auf. 

(Gansel [SPD]: Begründen Sie, warum Sie 
diese Hilfen verweigern! — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Sie haben es nötig: Sie schießen 

ein U-Boot nach dem anderen ab!) 

— Ich komme zu den Gesprächspartnern, die Sie mir 
vorschlagen. Da habe ich keine Vorbehalte. Ich stelle 
mich verantwortungsbewußt sehr gerne dieser Dis-
kussion. Ich bedanke mich, daß Sie dies annehmen. 

Drittens zu dem U-Boot-Geschäft mit Saudi-Ara-
bien. Meine Damen und Herren, der Presse ist zu ent-
nehmen, daß es sich um ein großes Gesamtprogramm 
der saudischen Marine handelt, zu dem in großem 
Umfang Industriebauten, Hafenanlagen und Umbau-
ten gehören. An diesem Projekt haben sich Firmen aus 
vielen Ländern beteiligt, vor allen Dingen aus den 
Ländern, deren Industrie in der Lage ist, die Kompo-
nenten dieses Großprojektes zu liefern bzw. zu erstel-
len. 

Wir wissen, daß sich große Firmenkonsortien aus 
Frankreich, aus Großbritannien, aus den Niederlan-
den an der Ausschreibung beteiligen und durch ihre 
Regierungen nachhaltig gestützt werden. Da ein 
deutsches Firmenkonsortium sich ebenfalls an der 
Ausschreibung beteiligen wollte, hat die Bundesre-
gierung das Vorhaben im Hinblick auf das Kriegswaf-
fenkontrollgesetz , auf das Außenwirtschaftsgesetz 
und unter Berücksichtigung der rüstungsexportpoliti-
schen Grundsätze geprüft und diese Firmen wissen 
lassen, daß sie diesem Projekt grundsätzlich positiv 
gegenübersteht. Dabei ist auch berücksichtigt wor-
den, daß dieser Auftrag der deutschen Werftindustrie 
helfen könnte, in schwieriger wirtschaftlicher Lage 
Arbeitsplätze und aus eigenen Verteidigungsgründen 
unverzichtbares technisches Know-how zu sichern. 

Da die saudische Regierung über die Auftragsver-
gabe noch nicht entschieden hat, liegt der Bundesre-
gierung ein konkreter Antrag zur Genehmigung 
heute noch nicht vor. 

Viertens. Künftige Entscheidungen über Waffenlie-
ferungen nach Saudi-Arabien, aber auch in andere 
Länder außerhalb des NATO-Bereichs und der der 
NATO rüstungsexportpolitisch gleichgestellten Län-
der, wird die Bundesregierung in sachlich angemesse-
ner und politisch gebotener Zurückhaltung wie bisher 
im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der 
rüstungsexportpolitischen Grundsätze von 1982 tref-
fen.  

Meine Damen und Herren, ich möchte unterstrei-
chen, was der Abgeordnete Beckmann schon erwähnt 
hat: die Bundesrepublik Deutschland nimmt mit ihren 
Rüstungsexporten in die Dritte Welt einen niedrigen 
Rang ein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Einen zu hohen) 

Das Stockholmer SIPRI-INSTITUT hat für die Bun-
desrepublik Deutschland einen Anteil — nun diver-
giere ich etwas zum Kollegen Beckmann — von 3 % in 
den Jahren 1980 bis 1984 errechnet, für die UdSSR 
dagegen einen Anteil von 37,1 %, für die USA von 
29,1 %, für Frankreich von 11,1 %, für Großbritannien 
von 4,8 % und für Italien von 4,4 % 

Dies schließt aber auch einen nüchternen und rea-
listischen Bezug auf die vielschichtigen außen- und 
sicherheits- sowie wirtschaftspolitischen Interessen 
der Bundesrepublik in zweifacher Hinsicht ein. 

Einmal dürfen wir nicht übersehen, daß auch Län-
der außerhalb der beiden großen Bündnisse legitime 
Sicherheitsinteressen und Verteidigungsbedürfnisse 
haben, über die wir nicht befinden können. Und zum 
anderen: Unser Land ist bekanntermaßen rohstoff-
arm,  hochindustrialisiert und von Exporten abhängig. 
Deshalb brauchen wir politisch funktionierende Wirt-
schaftsbeziehungen zu allen Ländern. In diesem 
Zusammenhang werden auch hinsichtlich von Waf-
fenlieferungen Erwartungen an uns gestellt, ob wir 
dies wollen oder nicht. 

(Frau Traupe [SPD]: Ist doch gar nicht wahr; 
Herr Strauß hat es eingefädelt!) 

— Gnädige Frau gestatten Sie mir, Sie zu bitten, mir 
zuzuhören. — Im Falle Saudi-Arabien kommen 
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besondere Erwägungen hinzu. — Dieses Land stellt in 
seiner außenpolitischen Grundhaltung einen wichti-
gen Stabilisierungsfaktor im Nahen Osten dar. Es 
unterhält enge und freundschaftliche Beziehungen zu 
den Ländern des Westens, nach deren gemeinsamer 
Einschätzung Saudi-Arabien eine entscheidende 
Rolle für eine friedliche Lösung des Nahost-Konfliktes 
zukommt. In diesem Zusammenhang sind auch die 
Bemühungen um ein Kooperationsabkommen zwi-
schen der EG und den Golfstaaten zu nennen. 

Darüber hinaus ist Saudi-Arabien für uns ein 
bedeutender Wirtschaftspartner, mit dem wir als 
zuverlässigem Erdöllieferanten langfristig zusam-
menarbeiten wollen. An der inneren Stabilität und 
Verteidigungsfähigkeit dieses Landes besteht somit 
ein vitales Interesse der Bundesrepublik Deutschland 
und des gesamten Westens. 

(Frau Traupe [SPD]: Das hatten wir schon 
einmal: bei Persien!) 

Auf der anderen Seite wird auch die Bundesregie-
rung bei Genehmigungen von Rüstungslieferungen in 
Länder des Nahen und Mittleren Ostens, Frau Kolle-
gin Renger, das spezifische Sicherheitsinteresse Isra-
els und unsere besonderen historischen Verpflichtun-
gen gegenüber diesem Land berücksichtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Traupe 
[SPD]: Ist überhaupt nicht wahr!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nun haben die Ausführungen des Staatsse-
kretärs aus dem Wirtschaftsministe rium doch eine 
Wende in die Debatte gebracht, und ich muß jetzt 
feststellen, daß Staatssekretär Ost, der als Sprecher 
der Bundesregierung während des Besuches des 
israelischen Staatspräsidenten verkündet hat, daß 
Waffenlieferungen an Saudi-Arabien kein aktuelles 
Thema seien, seinerzeit eindeutig die Unwahrheit 
gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Herr Riedl hat genau das glei

-

che gesagt!) 

Sie, Herr Staatssekretär, haben eben bestätigt, daß 
man zu eben dieser Zeit die offizielle Unterstützung 
der Bundesregierung zugesagt hat für Akquisitions-
verhandlungen hinsichtlich von U-Booten nebst 
Zubehör für Saudi-Arabien. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das sind doch 
noch keine Lieferungen!) 

Sie nicken mit dem Kopf; und nun frage ich: Tragen 
Sie Ihre Position vor oder die Position des Wirtschafts-
ministeriums, die Position der CSU oder die Position 
der Bundesregierung? Hat Staatssekretär Ost als 
Sprecher der Bundesregierung vor der deutschen 
Öffentlichkeit unwissend die Unwahrheit gesagt, oder 
hat man ihn lügen lassen? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Geht es bei Ihnen 
nicht einmal etwas kleiner, Herr Gansel?) 

Jedenfalls stimmen die Tatsachen nicht mit seinen 
Erklärungen überein. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das behaupten 
Sie!) 

Sie können bei dieser Gelegenheit nicht wieder mit 
dem Arbeitsplatzargument kommen. Das kann 
zumindest in bezug auf die deutsche Werftindustrie 
keine Bundesregierung sagen, die unsere Anfragen 
und Initiativen für Hilfen für den deutschen Schiffbau 
hier abgeschmettert hat mit dem Hinweis, Kapazitä-
ten im Schiffbau müßten nur einmal reduziert werden. 
Selten hat sich eine Regierung so erbarmungslos 
gegenüber den Nöten von Menschen verhalten, die 
um ihren Arbeitsplatz bangen mußten. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmannn [CDU/ 
CSU]: Sie machen ein Ablenkungsmanöver! 
Sie sind es, der Arbeitsplätze in der Schiff

-

fahrtsindustrie vernichten will!)  

Wenn das nur ein bißchen ernst gemeint ist, was Sie 
gesagt haben, dann werden Sie unseren Anträgen die 
Zustimmung geben, die Schiffbauhilfen auf minde-
stens 20 % des Auftragsvolumens zu erhöhen, 

(Bohl [CDU/CSU]: Bevor Sie kamen, war es 
eine niveauvolle Debatte!) 

so wie es nach den EG-Richtlinien, denen Sie die 
Zustimmung gegeben haben, möglich ist. 

Aber es bleiben offene Fragen, wenn hier eine neue 
Waffenexportpolitik verkündet werden soll. Gibt es 
z. B. interne Absprachen — wie es ja Franz Josef 
Strauß angedeutet hatte — über eine Ausdehnung der 
Kriegswaffenexporte zwischen den Koalitionspar-
teien; und wenn ja, warum hat der Bundeskanzler die-
sen Teil der Koalitionsvereinbarungen nicht in die 
Regierungserklärung aufgenommen? Gibt es eine 
öffentliche und daneben eine geheime Richtlinie für 
die Politik der Bundesregierung? Gibt es in der Bun-
desregierung wirklich keine Beunruhigung über die 
Zunahme illegaler Kriegswaffenexporte in den Nahen 
und Mittleren Osten? Gibt es wirklich kein Problem-
bewußtsein über kriegsverlängernde und todbrin-
gende Auswirkungen von genehmigten Ersatzteillie-
ferungen für Munitionsfabriken im Iran und Irak? 
Elektronik für die pakistanische Atombombe, Rake-
tenteile für Libyen, Hilfeleistungen bei der Giftgas-
produktion im Irak und bei der Munitionsfabrikation 
im Iran. Darüber und über die Beteiligung deutscher 
Firmen hat die Presse in den vergangenen vier 
Wochen berichtet. Da gibt es bloße Verdachtsmo-
mente, aber es gibt auch staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das heißt auch 
noch nichts!) 

Es gibt keine Erklärung der Bundesregierung, die 
Rüstungswirtschaft vor solchen Geschäften zu warnen 
und ihre unnachsichtige rechtsstaatliche Bestrafung 
in Aussicht zu stellen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Alles haltlose Verdrehun

-

gen!) 
Es gibt im Gegenteil in der Rüstungslobby eine 
klammheimliche Freude über die regierungsamtliche 
Diskussion zur Ausweitung der Kriegswaffenex-
porte. 
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Die Position der SPD ist klar. Wir haben einen 
Gesetzentwurf vorgelegt. Wir wollen ein Verbot von 
Waffenexporten in Staaten, die Entwicklungsländer 
sind, die von menschenrechtsfeindlichen Regimen 
beherrscht werden oder die in Spannungsgebieten 
liegen. 

Das gefährlichste Spannungsgebiet der Gegenwart 
ist der Nahe und Mittlere Osten. In dieser Region 
kann und darf die Bundesrepublik militärische Ver-
antwortung nicht übernehmen, auch nicht für Israel. 

(Bohl [CDU/CSU]: Was hat denn Helmut 
Schmidt gemacht?) 

Aber die Bundesregierung trägt die Verantwortung 
dafür, daß aus der Bundesrepublik nichts unternom-
men wird, was die Menschen in Israel als Gefährdung 
ihrer Sicherheit empfinden könnten. Ich sage bewußt 
„empfinden", denn wer die Gefühle derer glaubt 
ignorieren zu können, die den barbarischen Abschnitt 
der jüngsten deutschen Geschichte überlebt haben, 
der tritt nicht aus dem „Schatten Hitlers" heraus, wie 
Strauß in einem Zeitungsinterview erklärte, sondern 
er beschwört ihn wieder herauf. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich appelliere noch einmal an Sie und wir werden es 
hier immer wieder tun: Nehmen Sie diese Befürch-
tung ernst und versuchen Sie nicht, andere Befürch-
tungen — Befürchtungen um Arbeitsplätze — damit 
zu verbinden! Das haben die deutschen Arbeitnehmer 
nicht verdient. Sie haben verdient, daß sich ihre 
Regierung um die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
um die regionalen und strukturellen Probleme in der 
Bundesrepublik Deutschland kümmert, aber sie 
haben es nicht verdient, daß Geschäftssinn, außenpo-
litische Großmannssucht, falsche Versuche der Ver-
gangenheitsbewältigung — auf ein Stammtischni-
veau reduziert — zur Entschuldigung für Kriegswaf-
fenexporte in Spannungsgebiete herangezogen wer-
den. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wozu führt denn Ihre Poli

-

tik? Zum Ruin von HDW!) 

So tief darf das Niveau unserer Außen- und Wirt-
schaftspolitik nicht sinken. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Lamers. 

Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Eine Vorbemerkung: Herr 
Kollege Gansel, ich kann den von Ihnen konstatierten 
Widerspruch zwischen der Äußerung von Staatsse-
kretär Ost und der heutigen von Staatssekretär Riedl 
beim besten Willen nicht feststellen. Staatssekretär 
Ost hat von Lieferungen gesprochen, und Staatsse-
kretär Riedl hat heute davon gesprochen, die Bundes-
regierung stehe der Beteiligung deutscher Unterneh-
men an dieser Ausschreibung grundsätzlich positiv 
gegenüber. Das sind wirklich zwei grundlegend ver-
schiedene Dinge. 

(Koschnick [SPD]: Aber dann muß man doch 
liefern wollen!) 

Meine Damen und Herren, ich will im übrigen 
zunächst zu dem speziellen Aspekt unserer heutigen 
Debatte und sodann generell etwas zum Thema 
„Rüstungsexport" sagen. Die historische Schuld der 
Deutschen gegenüber den Juden stellt ohne jeden 
Zweifel zugleich eine besondere Verantwortung der 
Bundesrepublik Deutschland im Verhältnis zum Staat 
Israel dar. Aber beides ist nicht identisch. Die beson-
dere Verantwortung gegenüber dem Staat Israel 
bedeutet, daß wir die Sichtweise Israels bei der Ver-
folgung seiner Interessen besonders sorgfältig prüfen 
müssen; sie bedeutet nicht, daß wir diese Sichtweise 
automatisch übernehmen müssen. 

Im vorliegenden Fall möglicher U-Boot-Lieferun-
gen an Saudi-Arabien, für welche ich die Aufträge 
noch nicht in den Auftragsbüchern der deutschen 
Unternehmungen sehe, bedeutet dies, daß die 
erwähnte sorgfältige Prüfung der israelischen Ein-
wendungen zum gegebenen Zeitpunkt vorgenom-
men werden müßte. Dabei spielt natürlich auch die 
Waffenart eine Rolle. 

Was die Empfängerseite, Saudi-Arabien, angeht, so 
ist es im Interesse des Westens, dafür Sorge zu tragen, 
daß die saudiarabische Politik weiter ihrer maßvollen 
Linie folgt. Nichts anderes, glaube ich, hat der Kollege 
Klein im Kern sagen wollen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Und ge

-

sagt!) 

Andererseits ist die Frage durchaus berechtigt, ob die 
gesellschaftlichen Strukturen dieses Landes in der 
Lage sind, immer mehr hochtechnologische Waffen-
systeme aufzunehmen. Schon heute reichen die 
Potentiale an eigenem qualifizierten Bedienungsper-
sonal für diese Waffensysteme nicht aus. Das hiermit 
verbundene Risiko darf in der Tat nicht unterschätzt 
werden. 

Zum allgemeinen Aspekt: Zunächst begrüße ich 
sehr nachdrücklich, daß die Bundesregierung hier 
heute — in der Tat, Herr Kollege Beckmann, zum wie-
vielten Male? — ihre alte Position wiederholt hat. Das 
entspricht der Haltung meiner Fraktion, wie ich sie 
insbesondere in der Debatte über den Gesetzentwurf 
von Ihnen, Herr Kollege Gansel, am 23. Mai 1985 für 
meine Fraktion vorgetragen habe. Ich würde auch 
sehr nachdrücklich von einer Änderung dieser Hal-
tung warnen, weil nicht nur ethische, sondern auch 
sehr nüchterne industrie- bzw. arbeitsmarktpolitische 
und außenpolitische Gründe dagegen sprechen. Eine 
Ausweitung des Rüstungsexports würde zu einer Ver-
größerung der Produktionskapazitäten führen. Damit 
würde nicht nur der Exportdruck für die Bundesrepu-
blik Deutschland erhöht, sondern diese Entwicklung 
ginge angesichts des durch immer mehr Anbieter 
immer enger werdenden globalen Rüstungsmarktes 
auch vor allem zu Lasten Frankreichs und Großbritan-
niens. Angesichts unserer sehr deutlichen Überlegen-
heit im Welthandelt mit zivilen Gütern wäre, so meine 
ich, eine solche Folge äußert fragwürdig. 

Darüber hinaus zeigt uns die bisher praktizierte 
Exportpolitik Frankreichs, die von weniger Zurück-
haltung geprägt ist als die unsrige, daß diese Position 
über kurz oder lang in eine schwierige Lage führt. 
Frankreich hat aus dieser Situation die einzig richtige 
Schlußfolgerung gezogen: Frankreich hat die Schaf- 
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fung eines gemeinsamen europäischen Rüstungs-
marktes vorgeschlagen, der übrigens von meiner Par-
tei, der CDU, schon vor drei Jahren vorgeschlagen 
worden ist und der ja auch aus militärischen Gründen 
äußerst sinnvoll ist. Deswegen bitte ich die Bundesre-
gierung sehr nachdrücklich, dieser Idee, die der fran-
zösische Verteidigungsminister vorgetragen hat, 
nachzugehen und — so schwer es auch ist — zu ver-
suchen, sie in die Tat umzusetzen. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-
neten der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In der Kürze der mir zur 
Verfügung stehenden Zeit nur noch drei Argu-
mente: 

Erstens. Die Erklärung, die der Herr Staatssekretär 
hier hinsichtlich Saudi-Arabiens abgegeben hat, zeigt 
meines Erachtens eklatant die Hilflosigkeit und die 
Konzeptionslosigkeit unserer Politik in diesem Punkt. 
Wenn Sie, Herr Staatssekretär, sagen, wir liefern nach 
Saudi-Arabien, weil Saudi-Arabien eine stabilisie-
rende Rolle in diesem Raume hat, dann übersehen Sie 
total, daß Saudi-Arabien im Moment die Rolle der 
logistischen Basis für den Irak im Golfkrieg spielt. 

Nächster Punkt. Wir können ja im Moment in der 
Presse einiges nachlesen über die Aktivitäten eines 
bundeseigenen Unternehmens namens Fritz Werner. 
Was deutlich geworden ist, ist folgendes. Diese Firma 
hat in den 70er Jahren im Iran Rüstungsindustrie auf-
gebaut. Nach 1979, als der Golfkonflikt begann, 
unterbrach die Bundesregierung direkte Waffenliefe-
rungen. Sie hat aber nichts dagegen, daß im Moment 
noch Verschleißlieferungen geschehen. Das heißt, 
unsere Bundesregierung erhält die Funktionsfähig-
keit der iranischen Rüstungsindustrie aufrecht. Inso-
fern — ich bedaure, daß der Außenminister jetzt nicht 
da ist — stimmt es voll und ganz — — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Er ist voll vertre

-

ten!) 

— Ist voll vertreten, insofern kann es ihm ja weiterge-
sagt werden. Ich hätte es ihm aber gern selbst gesagt; 
denn worauf ich mich jetzt beziehe, das sind die Aus-
einandersetzungen während des Bundestagswahl-
kampfes, wo Herr Beckmann von unserer Seite, der 
andere Beckmann, sagte: Jawohl, unsere Waffen 
schießen auf beiden Seiten. Sie tun es. Das möchte ich 
hier noch einmal festgestellt haben. 

Wenn das, was ich hier vortrage, und wenn gewis-
sermaßen die moralische Argumentation, die sich 
hieraus ergibt, daß wir so etwas grundsätzlich nicht 
wollen, nicht ausreicht, dann zwei Argumente, gewis-
sermaßen mehr in der Logik Ihres Denkens. 

Erstens. Sie machten ja seinerzeit Verträge, nach 
Persien an den Schah Unterseeboote und AKWs zu 
liefern. Alles sollte dahin, denn der Schah war ja so 
stabil. Wäre das ausgeliefert worden, dann wäre es in 
die Hände der Fundamentalisten von Khomeini 
gelangt. Jetzt sagen Sie: Saudi-Arabien ist doch so ein  

stabiler und stabilisierender Faktor. Ich kann Ihnen 
sagen: Kein Land im Nahen Osten ist im Moment 
sozial so bedroht wie dieses Ihnen so stabil erschei-
nende Land; denn die Leute, die die U-Boote fahren 
sollen, die Leute, die in der Armee sind, sind schon 
importierte Söldner. Wie lange sind Sie nach dem 
Sturm der Kaaba und anderem in Ihrer Beurteilung 
sicher, daß diese Sachen nicht später auch in der Hand 
der Fundamentalisten sind? — Ich argumentiere in 
Ihrer Logik, nicht in meiner. 

Und das dritte. Sie haben beispielsweise gesagt 
— Herr Präsident, ich bin mit zwei Sätzen zu Ende —, 
unsere Werften brauchen doch Arbeit, und sie bekom-
men doch dadurch Arbeit. Soviel sollte inzwischen 
klar sein, daß die Relation von Investitionskosten und 
Arbeitsplätzen in der Rüstungsindustrie doppelt so 
schlecht ist wie in der normalen Indust rie. Das heißt, 
auch hier — wenn Sie jetzt feiern: wir sind jetzt an 
dritter, vierter Stelle — kann man nur sagen: Auch das 
ist eine Bankrotterklärung für eine Wirtschaftspolitik, 
von der wir die Vorstellung haben, sie müßte ohne 
diesen Rüstungssektor laufen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Fragen des Rüstungsex-
ports haben im Deutschen Bundestag immer wieder 
eine Rolle gespielt. Man wird zur ausgleichenden 
Gerechtigkeit sagen können, daß der frühere Bundes-
kanzler nicht gerade als ein eifriger Befürworter 
äußerster Restriktionen bekanntgeworden ist. Inso-
fern handelt es sich um ein Thema, um das wir uns alle 
in gleicher Weise kümmern müssen. 

Wenn ich nun einen Querschnitt durch die bisheri-
gen Beiträge ziehe, dann muß ich feststellen, daß sich 
zunächst einmal alle Fraktionen offenbar einig sind, 
daß die restriktiven Exportrichtlinien beachtet wer-
den sollen. In diesen restriktiven Richtlinien heißt es 
übrigens auch, daß Arbeitsmarktfragen keine aus-
schlaggebende Rolle spielen sollen, Herr Kollege 
Lamers. 

Das zweite, was ich feststelle, ist, daß niemand an 
eine Änderung des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
denkt, sondern an seine strikte Beachtung. In diesem 
Kriegswaffenkontrollgesetz heißt es ausdrücklich, 
daß Waffenexporte dann zu untersagen sind — zwin-
gend — , wenn die Gefahr besteht, daß diese Waffen 
alsbald zu kriegerischen Handlungen, insbesondere 
zu Angriffskriegen gebraucht werden. Hier eröffnet 
sich möglicherweise ein Unterschied, wie ein Land zu 
beurteilen ist, das sich zwar in einem erklärten Krieg 
befindet, ihn aber möglicherweise nicht praktiziert. 

Was den Nahen Osten insgesamt angeht, muß man 
allerdings sagen, daß es sich um eine Region handelt, 
in der Krieg geführt wird. Das müßte eigentlich uns 
alle gemeinsam dazu bringen, eine äußerste Zurück-
haltung zu bewahren, wenn man dem Gedanken 
folgt, den auch der Außenminister immer wieder 
betont hat: daß wir eine historische Verantwortung 
gegenüber dem israelischen Volk haben. Es ist in der 
Tat ein für mich kaum nachzuvollziehender Gedanke, 
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daß sich diejenigen, die einem schrecklichen Völker-
mord entkommen sind, und ihre Nachkommen in 
ihrem Leben und ihrer Sicherheit erneut der Drohung 
von Waffen ausgesetzt sehen sollten, die in Deutsch-
land hergestellt wurden. Das ist ein Gedanke, den 
jedenfalls ich persönlich nicht nachvollziehen kann. 

Man muß sich gleichzeitig, selbst wenn man ein 
hartgesottener Merkantilist ist, die Frage stellen, ob 
Lieferungen an einen Partner in dieser Region nicht 
gleichzeitig die Versuchung oder vielleicht die politi-
sche Zwangslage nach sich ziehen, an andere Partner 
in gleicher Weise entsprechend Waffen zu liefern, so 
daß wir in eine Kette hineingeraten, die im Ergebnis 
unseren Interessen nicht nützt, sondern ihnen nach-
haltig schaden wird. 

Darum ist es wichtig, daß wir uns größere parlamen-
tarische Klarheit über die Sachlage verschaffen. Ich 
begrüße, daß ich in der schriftlichen Antwort, die ich 
heute auf meine eingereichte Frage bekommen habe, 
eine gewisse Bereitschaft der Bundesregierung 
erkennen kann, in einem bestimmten Umfang, im 
Auswärtigen Ausschuß in vertraulicher Sitzung, Ein-
zelheiten über die Exportwirklichkeit dem Parlament 
darzustellen. Das ist ein Weg, meine Damen und Her-
ren Kollegen, den wir beschreiten sollten, um uns 
Gewißheit darüber zu verschaffen, daß die Praxis, die 
nach dem System des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
weder parlamentarisch noch gerichtlich kontrolliert 
werden kann, dem Geist des Gesetzes entspricht. Es 
ist eines der Probleme, daß die Restriktion des Kriegs-
waffenkontrollgesetzes 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir haben einen 
schönen Entwurf dafür vorgelegt!) 

weder gerichtlich noch parlamentarisch kontrolliert 
werden kann. 

Wir sollten also den Weg, den die Bundesregierung 
andeutet, entschlossen gehen, um uns mehr Klarheit 
über die Wirklichkeit zu verschaffen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Koschnick. 

Koschnick (SPD): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Die Tatsache, daß mich 
meine Fraktion gebeten hat, heute zu der Problematik 
der Kriegswaffenexportpolitik das Wort zu ergreifen, 
bedeutet nicht, daß hier ein Unschuldsengel in 
Sachen Rüstungsexport spricht. Nein, meine Damen, 
meine Herren, ich habe in früheren Jahren in meiner 
Verantwortung für das Bundesland Bremen mehr als 
einmal die Bundesregierung bedrängt, Exportauf-
träge für Marineeinheiten zu genehmigen, da solche 
Einheiten bei inneren Unruhen nicht als Bürger-
kriegswaffen eingesetzt werden konnten und die Lie-
ferung insofern keine Parteinahme bei gesellschaftli-
chen Veränderungen darstellte. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber jetzt wollen 
Sie Abbitte leisten!) 

Ich habe das im Interesse der Schiffbauunterneh-
men in den vier Küstenländern getan, weniger für 

Bremen — denn unser Rüstungsbereich war für lange 
Zeit auf eine mittlere Werft begrenzt, die Kapazität 
beschränkt. Doch ich habe im Laufe der siebziger 
Jahre bei Gesprächen im Ausland erleben müssen, 
lieber Herr Schily, wie eine Rüstungsexportpolitik die 
Vertretung bundesrepublikanischer Interessen 
begrenzt, welchen Pressionen man sich aussetzte, 
wenn man bei den Diskussionen Spannungsgebiete 
ausgrenzte und insonderheit einen Rüstungsexport in 
die Region des Nahen Ostens ablehnte, 

(Bohl [CDU/CSU]: Warum hat Bremen dem 
Vorruhestand zugestimmt?) 

um den besonderen Beziehungen unseres Landes 
zum Staate Israel gerecht zu werden, 

(Frau Traupe [SPD]: Das war für die  Bundes

-

wehr!)  

auch unter Würdigung unserer freundschaftlichen 
Beziehungen zu den arabischen Staaten. — Ja, für die 
Bundeswehr stehe ich noch heute ein und werde 
immer wieder Vernünftiges unterstützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU) 

Wir reden über Rüstungsexporte nach Israel oder an 
die Feinde von Israel, aber nicht über die Bundes-
wehr. Falls Sie das als Vorwurf meinen, bin ich bereit, 
ihn zu tragen. Das werfen mir schon andere vor, auch 
in meiner eigenen Partei. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wir werfen Ihnen 
doch gar nichts vor!) 

Deshalb habe ich in der Zeit der Regierung 
Schmidt/Genscher an der Eingrenzung der Bestim-
mungen zum Kriegswaffenexport mitgewirkt, habe 
ich die Ablehnung der Lieferung von U-Booten an 
Chile unterstützt und die Verweigerung der Zustim-
mung zur Lieferung der von Saudi-Arabien 
gewünschten Waffen mitgetragen. Übrigens, um 
keine Geschichtsmärchen darzustellen: Der deutsche 
Botschafter hat am 16. Juni 1982, in der Zeit, als 
Schmidt Kanzler war, mitgeteilt, daß diese Bundesre-
gierung nicht die Waffen liefern wird — nicht erst hin-
terher. 

(Schily [GRÜNE]: Schuldbekenntnis!) 

Auch trage ich den Gesetzentwurf meiner Fraktion 
aus der letzten Legislaturpe riode mit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie ihn 
genau durchgelesen?) 

Alles, weil ich etwas gelernt habe und weil ich glaube, 
daß Lernen auch für Abgeordnete kein Nachteil sein 
muß. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Bohl [CDU/CSU]: Dann 

haben wir Hoffnung bei Ihnen!) 

Insonderheit aber gilt das, was meine Kollegin Frau 
Renger zum Verhältnis einer deutschen Politik in 
bezug auf die Sicherheitsinteressen des jüdischen 
Volkes gesagt hat. Ich kann mir keine verantwortliche 
moralische Politik vorstellen, die eine Abkehr von bis-
herigen Positionen propagiert. Ich bin bestürzt, mit 
welcher Unbefangenheit maßgebliche CSU-Vertreter 
hier eine Korrektur bisheriger Konsenslösungen for- 
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dern,  wie plötzlich der Sohn des bayerischen Mini-
sterpräsidenten in Gegenwart seines Herrn Vater in 
Riad neue Positionen deutscher Kriegswaffenexport

-

politik verkündete und zur gleichen Zeit den offiziel-
len Vertreter der Bundesrepublik im Regen stehen-
ließ. Ich bin betroffen von dem Versuch konservativer 
bayerischer Politiker, 

(Zurufe von der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Die unterbrechen Sie, Herr Koschnick! 

Unerhört!) 

plötzlich doch Unternehmensinteressen und angebli-
che Arbeitnehmerinteressen als Maßstab deutscher 
Rüstungsexporte in den Vordergrund zu stellen. 

Lesen Sie nach, was Herr Strauß gesagt hat! Lesen 
Sie nach, was im „Bayernkurier" steht! An erster 
Stelle steht dort die Industrie, an zweiter Stelle stehen 
die Arbeitnehmer und noch ein paar andere Dinge. 
Ich sage: Die Arbeitnehmer auch auf unseren Werften 
setzen nicht auf sporadische Produktion für Rüstungs-
exporte in krisengeschüttelte Gebiete. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie wollen auch nicht über angebliche Altverträge in 
die Pflicht genommen werden, in kriegführende Län-
der Ersatzteile für verschlissene Rüstungsproduk-
tionsanlagen etc. zu liefern und damit ungewollt in 
eine Auseinandersetzung, wenn auch nur mittelbar, 
einbezogen zu werden. 

Ich warte deshalb auf eine eindeutige Antwort der 
Bundesregierung auf die Fragen meines Kollegen 
Gansel. Lassen Sie es nicht zu, daß das Ansehen der 
Bundesrepublik weiteren Schaden nimmt! Sorgen Sie 
für Klarheit, tragen Sie zur Friedensfindung und Frie-
denssicherung im Nahen Osten bei, nicht durch 
Rüstungsexporte, sondern durch wirtschaftliche und 
wissenschaftliche Kooperation! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich stehe nicht an, die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang an die Aufforderung des Heiligen 
Vaters Johannes Paul II. zu erinnern, der vor kurzem 
in Argentinien gefordert hat, Wirtschaftssysteme 
abzulehnen, die sich ausschließlich am Gewinnstre-
ben orientieren, ohne sich um moralische Belange zu 
kümmern. Lassen Sie es nicht zu, daß dieser Staat so 
dargestellt wird, als würde es nur um die Flöten gehen 
und nicht mehr um Moral. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Kraus. 

Kraus (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wie Herr Beckmann vor-
hin schon ausgeführt hat, besteht keinerlei Unter-
schied zwischen der derzeitigen Praxis und der Hand-
habung durch frühere Bundesregierungen. Deshalb 
kann ich einige der Reden hier überhaupt nicht ver-
stehen. Wo war z. B. Frau Renger in der Zeit der SPD

-

geführten Regierung? Möglicherweise hängt das 
moralische Bewußtsein in irgendeiner Weise mit der 
Frage zusammen, ob man gerade in der Opposition 
oder in der Regierung ist. 

Die Bundesrepublik Deutschland erwirtschaftet zur 
Zeit einen besonders großen Anteil ihres Bruttosozial-
produkts über den Export. Waffenexporte machen 
einen kleinen Bruchteil unserer Exporte und des Brut-
tosozialprodukts aus. Wer jedoch mit befreundeten 
Staaten wirtschaftliche Beziehungen unterhalten will, 
aber zugleich denselben Staaten Gerät für ihre äußere 
oder innere Sicherheit verweigert, der wird nicht 
lange als Geschäftspartner akzeptiert. Darin liegt die 
wirtschaftspolitische Bedeutung dieser Frage. 

Wir müssen abseits jedes Blockdenkens auch den 
Ländern der Dritten Welt legitime Sicherheitsinteres-
sen zubilligen. Eben dieses legitime Sicherheitsinter-
esse der Länder der Dritten Welt ist in den Jahren von 
1969 bis 1982 von der SPD-geführten Bundes-
regierung in ihrer Rüstungsexportpolitik durchaus 
berücksichtigt worden. Gerade beim Export von 
U-Booten zeichnet sich die SPD-geführte Bundesre-
gierung besonders aus; damals wurde eine große Zahl 
von U-Booten in alle möglichen Staaten der Welt 
geliefert. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß zum 
Zeitpunkt der Aufträge weder Argentinien noch Bra-
silien, noch Chile in ihrer Regierungsform als Länder 
bezeichnet werden können, die der damaligen Bun-
desregierung besonders nahegestanden hätten. Hier 
liegt die eigentliche Heuchelei in der heutigen Dis-
kussion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damals sind Waffen an Länder geliefert worden, 
deren politisches System von den Sozialdemokraten 
vehement abgelehnt wurde. Diese Doppelzüngigkeit 
und Doppelbödigkeit besteht bei uns jedenfalls 
nicht. 

(Frau Traupe [SPD]: Nein, das ist wahr! Aber 
Skrupellosigkeit!) 

— Meine Damen und Herren, „Skrupellosigkeit" muß 
ich zurückweisen. Ich stelle nur fest, Frau Traupe, 
nachdem Sie sich in dieser Frage früher sonst keines-
wegs so restriktiv geäußert haben, daß vielleicht bei 
Ihnen das Wort Doppelzüngigkeit eben der geeignete 
Ausdruck für Ihre Verhaltensweise ist. 

Der bayerische Ministerpräsident jedenfalls hat 
offen angesprochen, daß eine Arbeitsgemeinschaft 
deutscher Firmen in Saudi-Arabien verhandelt, weil 
sie Interesse an diesem Auftrag hat. Wir befinden uns 
da gleichzeitig in Konkurrenz und in bester Gesell-
schaft mit Firmen aus Großbritannien, Frankreich, 
Holland, Italien und Brasilien. Will hier jemand sagen, 
daß diese Länder einen minderen moralischen Status 
haben? 

(Frau Traupe [SPD]: Aber eine schlechtere 
Wirtschaft! — Koschnick [SPD]: Eine andere 

Geschichte!) 

So weit kann man ganz sicher nicht gehen. Angesichts 
der krisenhaften Situation der deutschen Werften ist 
nur zu verständlich, daß sich die Unternehmensfüh-
rungen um Aufträge bemühen. 

Auf der einen Seite wurde in der Debatte zum 
Jahreswirtschaftsbericht vom wirtschaftspolitischen 
Sprecher der SPD-Fraktion, Herrn Roth, beklagt, daß 
sich die Verarmung in den krisengeschüttelten Regio- 
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nen der Bundesrepublik fortsetzen würde. Anderer-
seits ist man aber bereit, auf einen Auftrag von annä-
hernd 8 Milliarden DM — es sind nicht nur die U- 
Boote, sondern auch alle Anlagen, die zu diesem Auf-
trag gehören — zu verzichten. 

Maßstab ist für uns das außenpolitische Interesse. 
England und Frankreich handeln ähnlich. So ist unser 
Interesse der Frieden im Mittleren Osten. Deshalb 
müssen befreundete Länder wie Saudi-Arabien, die 
stabilisierend wirken, gestärkt werden. Waffenex-
porte können dazu einen Beitrag leisten. Ein Verlust 
der Stabilität Saudi-Arabiens würde nicht nur dieses 
Land selbst, sondern auch eine große Zahl anderer 
arabischer Staaten destabilisieren, und das kann nicht 
in unserem Interesse sein. 

Insgesamt halten wir deshalb die Politik der Bun-
desregierung für richtig. Das gilt sowohl in sicher-
heitspolitischer als auch in wirtschaftspolitischer Hin-
sicht. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Staatsmi-
nister im Auswärtigen Amt Herr Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist bereits 
von meinen Vorrednern ausführlich zu der Frage Stel-
lung genommen worden, wie hoch eigentlich der 
Anteil der Rüstungsexporte an unserer Gesamtaus-
fuhr ist. Ich kann das wiederholen. Man kann auch 
andere Zahlen nennen, die Ihnen vielleicht weniger 
verdächtig erscheinen, z. B. von SIPRI. Aus diesen 
Zahlen wird deutlich — ich muß das noch einmal in 
aller Schärfe feststellen — , daß es keine Veränderung 
des restriktiven rüstungsexportpolitischen Verhal-
tens der Bundesregierung gibt und daß auch, Herr 
Gansel, Behauptungen, wir seien dabei, in Koalitions-
gesprächen diese Haltung aufzugeben, schlicht erfun-
den sind. 

(Gansel [SPD]: Aber Strauß hat es gesagt! — 
Stobbe [SPD]: Die Zeitungen sind doch voll, 
und Ihr Koalitionspartner behauptet das 

doch!) 

— Lieber Herr Gansel, wir haben nun alle schon 
genug parlamentarische Erfahrung, daß wir nicht jede 
Äußerung von Herrn Strauß als bereits innerhalb der 
Koalition laufende Verhandlungen mißverstehen 
können. Auch das muß ich einmal sagen. 

Ich kann nur feststellen — was Sie auch aus wel-
chen Gazetten hier zitieren — : Es gibt keine Verhand-
lungen innerhalb der Koalition über eine Verände-
rung der bewährten Praxis, die wir noch in der sozial-
liberalen Koalition mit Herrn Schmidt und, wie Sie 
sich erinnern können — Sie waren mit dabei — , in 
einer Gruppe von Abgeordneten damals formuliert 
haben. 

Meine Damen und Herren, es ist hier immer wieder 
davon gesprochen worden, daß unsere geschichtliche 
Erfahrung bei unserer Einstellung zum Rüstungsex-
port ganz besonders wichtig sei. Das ist unbestritten. 
Wir sind aber auch der Meinung, daß alle Staaten der 
Welt — ich betone: alle Staaten — , Frau Kollegin Ren-

ger, auch solche, die eigentlich unseres besonderen 
Schutzes bedürftig sind, sich bitte auch an solche 
strengen Exportrichtlinien halten sollten. Vielleicht 
täte es gut, gelegentlich den Mut zu haben, auch ein-
mal in dieser Richtung tätig zu werden. Ich glaube, Sie 
haben das getan, und wir sollten das nicht unterlas-
sen. 

Wir haben vor den Vereinten Nationen — ich bitte 
Sie, sich noch einmal daran zu erinnern — auch vor-
geschlagen — es war die deutsche Bundesregierung, 
es war der Bundesaußenminister — , ein internes Mel-
deregister einzurichten, zu dem alle Mitgliedstaaten 
ihre Waffenaus- und -einfuhren anmelden, um so in 
einem ersten Schritt durch die Offenlegung von Daten 
Druck mit dem Ziel der Einschränkung des Rüstungs-
transfers auszuüben. Das war eine Bundesregierung, 
die von diesen beiden Koalitionsparteien geführt wor-
den ist. 

Ich kann nur sagen: Wir dürfen hoffen, daß die 
hohen moralischen Ansätze, die hier gegenüber der 
Dritten Welt immer zum Ausdruck kommen, auch ein-
mal von vielen Staaten der Dritten Welt bei den Ver-
einten Nationen dadurch beantwortet werden könn-
ten, daß sie bereit wären, ein solches Melderegister zu 
akzeptieren. Die Widerstände kommen ja keineswegs 
nur aus den Industriestaaten. 

Im übrigen, Frau Eid, um Ihnen das noch einmal zu 
sagen: Es nutzt nichts, dauernd zu behaupten, der 
Anteil des Rüstungsexportes sei geradezu explosions-
artig gestiegen. Sie müssen zur Kenntis nehmen, und 
man muß es Ihnen immer wieder in Erinnerung rufen, 
daß, wenn Sie ein oder zwei Schiffe liefern, der 
Gesamtexport natürlich gestiegen ist. Ich darf darauf 
aufmerksam machen, daß der wertmäßige Anteil der 
Kriegsschiffe bei Kriegswaffenausfuhren der Bundes-
republik Deutschland in Länder der Dritten Welt auf 
deren dringenden Wunsch in den Jahren 1980 bis 
1986 über 80 % betragen hat. 

Der Sonderschiffsbau war ja, Herr Gansel, bei unse-
ren Beratungen keineswegs moralisch so sehr umstrit-
ten, wie Sie das jetzt hier heute darstellen; Herr 
Koschnick hat darauf hingewiesen. Es waren ja Herr 
Grobecker und andere Kollegen, die sehr nachhaltig 
gesagt haben: Den Sonderschiffsbau nehmen wir bitte 
vom Rüstungsexport aus. Insofern müssen Sie auch 
die Äußerungen von Herrn Ost wahrscheinlich verste-
hen. Wir haben nicht gesagt: Wir wollen U-Boote nach 
Saudi-Arabien liefern, sondern wir haben gesagt: Wir 
wollen bei einer Ausschreibung dieses Staates in der 
ganzen Welt unseren Werften nicht untersagen, daß 
sie sich an der Ausschreibung beteiligen. 

(Stobbe [SPD]: Grünes Licht!) 

Inwieweit geliefert wird, entscheidet Saudi-Arabien. 
Und seien Sie sicher, Herr Kollege Gansel, wenn die 
Saudis diesen Auftrag nicht an unsere Werften ertei-
len, hat nicht zuletzt die Fülle der Debatten hier dazu 
beigetragen, die Verärgerung in diesem Lande her-
vorgerufen haben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Hören Sie ganz 
genau zu, Herr Gansel!) 
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Sie können das ja in Ihren Wahlkreisen, wo Werften 
sind, dann vertreten, nicht? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber ehrlich ver

-

treten! — Gansel [SPD]: Das tun wir seit 
15 Jahren!) 

— Auch ehrlich vertreten, jawohl. 

Was die illegale Praxis anbetrifft, Herr Gansel, die 
Sie hier in Ihrem hochmoralischen Ton, den ich nicht 
so sehr an Ihnen schätze, obwohl ich Sie sonst sehr 
schätze, immer wieder vortragen, ob wir nicht über 
das Anwachsen der illegalen Praxis bei diesen Aus-
fuhren besorgt seien, kann ich Ihnen nur sagen: Wir 
sind besorgt über alle illegalen Entwicklungen. Wir 
sind besorgt über das Anwachsen der Kriminalität, 
und dazu gehört auch die Kriminalität auf diesem Sek-
tor. Wir hatten ja gestern im Ausschuß Gelegenheit, 
darüber zu diskutieren. Ich darf ihnen noch einmal 
sagen: Wir sollten dazu beitragen, daß die Löcher in 
bestehenden Gesetzen da, wo sie am größten sind, 
noch gestopft werden. Ich sage auch, daß man bei den 
Grauzonen sehr energisch sein muß und alles tun 
muß, um hier auch jeden Versuch, Gesetze zu unter-
laufen, schärfer zu unterbinden. Aber Sie kennen 
Affairen, wo uns nichts übrig bleibt, als im nachhinein 
die Staatsanwaltschaften zu befassen. Wir werden das 
auch in Zukunft tun. 

Meine Damen und Herren, hier sollte vielleicht 
noch etwas zu dem Kollegen Dr. Lippelt gesagt wer-
den und zu den Fragen, die die Frima F ritz Werner 
betreffen. Ich darf hier noch einmal ganz klar zum 
Ausdruck bringen, was ich gestern im Ausschuß, 
obwohl es nicht auf der Tagesordnung stand und ich 
überraschend Stellung dazu nehmen mußte, bereits 
getan habe: Die Bundesregierung wahrt im iranisch

-

irakischen Konflikt strikte Neutralität. Sie hat des-
halb seit Ausbruch dieses Krieges keine Genehmi-
gung zur Lieferung von Kriegswaffen und Rüstungs-
gütern, Waffen und Munition im Sinne von Teil A der 
Ausfuhrliste zum Außenwirtschaftsgesetz nach Iran 
genehmigt. Solche Genehmigungen werden auch in 
Zukunft nicht erteilt werden. Dies ist eine klare und 
unveränderliche Position. 

(Gansel [SPD]: Aber?) 

Bei sogenannten dual -use -Gütern, d. h. Gütern, die 
keine Waffen sind, aber trotzdem den Exportbe-
schränkungen des Außenwirtschaftsgesetzes unter-
liegen, hat die Bundesregierung ebenfalls eine sehr 
restriktive Linie im Hinblick auf den iranisch-iraki-
schen Konflikt verfolgt. In Einzelfällen sind in diesem 
Bereich Genehmigungen erteilt worden. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Aha!) 

Die Bundesregierung hat dabei den Grundsatz ihrer 
strikten Neutralität im Konflikt beachtet und die 
Gesamtbeziehungen zum Empfängerland berück-
sichtigt. Diese Genehmigungen, Herr Kollege Voigt, 
erstreckten sich auf Ersatzteile für genehmigungsbe-
dürftige Industrieanlagen, die vor Ausbruch des Kon-
flikts geliefert worden waren. Ich möchte besonders 
betonen, daß es sich um Ersatzteile und Verschleiß-
teile für Maschinen und Industrieausrüstungen han-
delte, nicht um Ersatzteile für irgendwelche Kriegs-
waffen oder andere Waffen. 

Meine Damen und Herren, wir werden noch häufig 
Debatten dieser Art hier zu führen haben. Aber wir 
sollten uns vielleicht angewöhnen, dem jeweiligen 
politischen Gegner zu unterstellen, daß er genauso 
moralisch in seiner Kriegswaffenexportpolitik ist, wie 
man das von sich annimmt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Stobbe. 

Stobbe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Für uns Deutsche ist das Thema „Rüstungs-
export in den Nahen Osten" mit den Kategorien reiner 
Realpolitik nicht zu bewältigen. Von uns wird eine 
Behandlung des Themas verlangt, die erkennen läßt, 
daß wir die bitteren Erfahrungen unserer Vergangen-
heit dabei berücksichtigen. 

Die jetzige Bundesregierung hat während dieses 
Staatsbesuches den traurigen und alarmierenden 
Verdacht auf sich gezogen, daß sie die Bewertung des 
Rüstungsexports aus einer die deutsche Geschichte in 
Betracht ziehenden Gesinnung heraus und einer dar-
aus resultierenden Zurückhaltung aufzugeben bereit 
sein könnte. Herr Strauß war ehrlich genug, dieses 
Umsteuern offen zu begründen. Er sagt, unser Volk 
könne auf Dauer nicht mit einer kriminalisierten 
Geschichte leben — das ist sein Wort — , unser Blick 
zurück dürfe nicht zu einem alles hemmenden Zweifel 
und einer moralischen Selbstlähmung führen. Ausge-
rechnet am empfindlichsten Nerv unserer Außenpoli-
tik, ausgerechnet am Thema „Waffen aus Deutsch-
land" sollen sich — so Strauß — unsere innere Stärke 
und unsere neue Selbstgewißheit beweisen. 

Dieser These, öffentlich erhoben während des 
Staatsbesuches, möchte ich sehr eindringlich und sehr 
bestimmt entgegenhalten: Die nationale Zurückhal-
tung, die nationale Selbstbescheidung und auch der 
nationale Skrupel, die Herr Strauß da so robust bei-
seite drücken will, waren gerade die entscheidenden 
Grundlagen für die erfolgreiche Außenpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland, sowohl bei Adenauers 
West-Bindung wie bei Brandts Ostpolitik und auch bei 
unserer bisherigen Nahostpolitik. Das durch bittere 
Erfahrungen gewonnene Augenmaß muß auch in 
Zukunft die entscheidende Grundlage unserer 
Außenpolitik bleiben, wenn die Bundesrepublik ein 
geachtetes Mitglied der Völkerfamilie bleiben soll. 
Das muß in erster Linie dann auch für den Rüstungs-
export gelten. 

Die Größe des israelischen Volkes besteht doch 
gerade da rin, daß es mit und durch die intensive E rin-
nerung an seine leidvolle Geschichte lebt. Seinem 
Präsidenten während eines Staatsbesuches in der 
Bundesrepublik ins Stammbuch zu schreiben, wie das 
Herr Strauß getan hat, das deutsche Volk müsse nun-
mehr wieder aus dem Schatten seiner Geschichte her-
austreten, z. B. um mehr Handlungsspielräume für 
Rüstungsexporte zu gewinnen, das ist zwar sehr 
deutsch, aber meiner festen Überzeugung nach 
deutsch im schlechten Sinne. 

(Beifall bei der SPD) 
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Eine Position wie die von Herrn Strauß kann man 
politisch bekämpfen, weil sie offen vorgetragen wird. 
Die Haltung der Bundesregierung zum Rüstungsex-
port finde ich inzwischen — ich will das hier so offen 
sagen — erbärmlich, weil sie nämlich vertuscht, ver-
schweigt, herunterspielt und nicht bekennt, was 
offensichtlich beabsichtigt ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bedurfte schon der Robustheit des Koalitionspart-
ners Strauß, um während des Staatsbesuches in seiner 
Kontroverse mit Herrn Ost die Wahrheit ans Licht zu 
bringen. 

Diese Bundesregierung spricht, wenn zur Rede 
gestellt, von einer restriktiven Rüstungspolitik, aber 
sie scheint bereit zu sein, das genaue Gegenteil zu 
praktizieren, wie ja doch der Umstand beweist, daß 
mitten in diesem Staatsbesuch die Nachrichten von 
den Verhandlungen in Riad bekannt wurden. Es geht 
ihr um Rüstungsexporte aus Gründen des Geschäfts, 
drapiert mit dem sachlich keineswegs überzeugenden 
Arbeitsplatzargument. Dazu kann man nur sagen: 
Unser Land muß seine wirtschaftlichen Probleme mit 
anderen Mitteln lösen als mit der zynischen Vorstel-
lung, es könne den sozialen Fortschritt gewisserma-
ßen herbeirüsten. Die außenpolitischen Kosten des 
Rüstungsexports in ein hochexplosives Gebiet wie 
den Nahen Osten können sehr schnell sehr viel höher 
sein als der kurzfristige wirtschaftliche Nutzen. Diese 
These, daß Waffenlieferungen dann stabilisierend 
wirken — das haben wir auch heute hier gehört —, 
wenn sie Rüstungsungleichgewichte in einer Region 
beseitigen, veranlaßte Klaus Natorp in der FAZ zu der 
berechtigten Frage: 

Doch wer entscheidet, wann ein Ungleichgewicht 
besteht, und wie dauerhaft ist Stabilität, die durch 
Kriegsmateriallieferungen erzeugt wird? Eines 
Tages werden viele dieser Waffen eingesetzt 
werden. Ein Land, das heute noch sicher scheint, 
kann morgen schon Spannungsgebiet sein. 

Genauso ist es, genauso war es in der Vergangenheit. 
Wir müssen die Konsequenzen daraus ziehen. 

Ich komme zum Schluß, Herr Präsident. — Meine 
Damen und Herren, die Konsequenz daraus kann 
doch nur sein, daß eine verantwortlich handelnde 
Bundesregierung eben nicht Waffen in den Nahen 
Osten liefert, sondern politische Beiträge von Gewicht 
exportiert, damit der Friedensprozeß im Nahen Osten 
endlich vorankommt. Engagierte Diplomatie, nicht 
Rüstungsexport ist die Aufgabe einer Bundesregie-
rung, die sich ihrer außenpolitischen Verantwortung 
auf dem Hintergrund der deutschen Geschichte 
bewußt ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Lowack. 

Lowack (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst eine Äußerung der 
von mir sonst so sehr verehrten Frau Kollegin Renger  

zurückweisen. Es gibt keinen „ultrarechten Flügel" in 
der Christlich-Sozialen Union. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Zurufe von der 
SPD) 

Die Christlich-Soziale Union ist ein stabiles und stabi-
lisierendes Element in der deutschen Politik, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ist es!) 

und ohne ihre politischen Leistungen wäre der Weg 
zu einer der freiheitlichsten und erfolgreichsten 
Demokratien auf dieser Erde nicht denkbar. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das mußte mal in 
aller Deutlichkeit gesagt werden! — Heiter

-

keit) 

Es gibt eigentlich keinen plausiblen Grund, meine 
sehr verehrten Kollegen, daß Sie diese Debatte heute 
zum wiederholten Male führen müssen. 

(Frau Traupe [SPD]: Doch! Leider ja!) 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich bisher 
— gemessen an ihren Fähigkeiten und Möglichkei-
ten — beim Waffenexport vorbildhaft verhalten. Ich 
würde an Ihrer Stelle doch lieber einmal von Dingen 
wie Waffenlieferungen der Sowjetunion an Äthio-
pien für fast 10 Milliarden DM sprechen, die teilweise 
damit bezahlt wurden, daß man Nahrungsmittel, die 
wir an die verhungernde Bevölkerung dort geliefert 
haben, umgesetzt hat, um aus diesen Schulden her-
auszukommen. Darüber sollten wir sprechen. 

(Frau Traupe [SPD]: Das verurteilen wir doch 
alle!) 

Mit der heutigen Debatte soll doch im Grunde 
genommen nur ein Schreckgespenst aufgebaut wer-
den, hier sollen Irritationen geschaffen und geweckt 
werden, wo mehr Verständnis notwendig wäre, auch 
zwischen den Deutschen und den Israelis. Wir sollten 
manchmal etwas mehr Diplomatie in sensible außen-
politische Bereiche bringen. 

Ich möchte Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der Opposition, fragen: Wer hat denn den 
Israelis nach dem Zweiten Weltkrieg am meisten 
geholfen? Wer hat denn anerkannt, daß den Juden, 
die ja nun ethnisch ein Teil unserer eigenen Bevölke-
rung waren — auch das muß einmal ausgesprochen 
werden — , ein eigenes Recht auf ein eigenes Land in 
gesicherten Grenzen zugesprochen wird? Das war die 
große historische Leistung eines Konrad Adenauer. 
Und ich frage Sie: Wer hat eigentlich den Israelis in 
der Stunde tiefster Not geholfen? Das war Franz Josef 
Strauß. Wo waren denn da die Genossen, die heute 
alles besser wissen und uns deswegen kritisieren? 

Ich erkenne die großen Leistungen von Sozialdemo-
kraten in dem Prozeß der deutsch-israelischen Aus-
söhnung an. Verehrte Frau Renger, Sie sind für mich 
insoweit auch durchaus ein Symbol dieser Zusam-
menarbeit und der Freundschaft, die sich im persönli-
chen Bereich abspielt. Aber wer hat denn erklärt, das 
bisherige Kriterium „Spannungsgebiet" erscheine 
nicht mehr tauglich bei der Bewertung, ob der Expo rt 

 von Rüstung und Waffen angemessen ist oder nicht? 
Das war die Arbeitsgruppe Rüstungsexport der SPD-
Bundestagsfraktion in ihrem Bericht vom 24. Novem-
ber 1981. Vorsitzender war Egon Bahr. Lieber Herr 
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Gansel, Sie haben mitgearbeitet, Herr Ehmke und 
andere haben mitgearbeitet. Darin stehen noch ein 
paar wachsweiche Äußerungen zu Saudi-Arabien, 
aber wer hat denn mit den Saudis über die Lieferung 
von Panzern gesprochen, und wer hat hinterher die 
Grundsätze der Bundesregierung mit der Entschei-
dung vom 28. April 1982 geändert? 

Meine verehrten Kollegen, es gibt natürlich, wie die 
„ZEIT" das damals kommentiert hat, einen Grundwi-
derspruch unserer deutschen Politik zu Israel: auf der 
einen Seite den Versuch, den besonderen Charakter 
der Beziehungen, den wir vorbehaltlos bejahen, zu 
berücksichtigen, und zugleich ganz normale Politik, 
auch freundschaftliche Politik mit Ländern zu betrei-
ben, mit denen wir traditionsgemäß befreundet 
waren. Das ist der Konflikt, in dem wir stehen. Ich 
akzeptiere diese Bewertung und diese Problematik, 
wie sie damals die „ZEIT" gefunden hat, durchaus. 
Aber wenn die Christlich-Soziale Union darauf hinge-
wiesen hat, daß die Hauptsorgen der Araber heute 
mehr die revolutionären und expansiven Absichten 
des Mullah-Regimes im Iran sind und die Stabilität 
Saudi-Arabiens sowohl im Interesse des freien 
Westens wie auch des Staates Israel liegt, dann sollten 
wir das als Ausdruck politischer Sorge sehen und ver-
suchen, die gemeinsamen Interessen, die heute teil-
weise schon zwischen Israelis und Saudis bestehen, 
herauszufinden. 

Lassen Sie mich abschließend eins sagen. Es geht 
bei dieser Debatte auch um die Frage unseres Selbst-
verständnisses in der internationalen Politik. Sensibi-
lität ja, aber kein permanenter Minderwertigkeits-
komplex und keine bis zur Unwürdigkeit vorgetra-
gene Unterwürfigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe nun die Zusatzpunkte 9 bis 11 der Tages-
ordnung auf: 

9. Erste Beratung des von der Fraktion DIE GRÜ-
NEN eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Aufhebung des Volkszählungsgesetzes 
1987 
—Drucksache 11/170 (neu) — 

10. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Durchführung der Volkszählung am 25. Mai 
1987 
—Drucksache 11/226 — 

11. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP 
Volkszählung 1987 
—Drucksache 11/231 — 

Interfraktionell ist eine gemeinsame Beratung der 
Zusatztagesordnungspunkte 9 bis 11 mit zwei Beiträ-
gen bis zu zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden, d. h. es finden zwei Debattenrunden statt. — 
Ich sehe dazu keinen Widerpruch. Dann ist so 
beschlossen. 

Wir kommen zunächst zu dem Zusatztagesord-
nungspunkt 9, dem Gesetzentwurf der Fraktion DIE 

GRÜNEN auf Drucksache 11/170 (neu). Interfraktio-
nell ist beantragt worden, gemäß § 81 Abs. 1 unserer 
Geschäftsordnung unmittelbar in die zweite Beratung 
einzutreten. Kann ich davon ausgehen, daß Sie damit 
einverstanden sind? — Ich sehe, daß die erforderliche 
Mehrheit das so beschlossen hat. 

Wir treten in die Aussprache ein. Als erste hat das 
Wort Frau Abgeordnete Schmidt-Bott. 

Frau Schmidt-Bott (GRÜNE): Wir haben einen Ent-
wurf zur Aufhebung des Volkszählungsgesetzes 1987 
eingebracht, weil wir die Volkszählung nicht nur 
überflüssig, sondern bedrohlich finden. Es wird sug-
geriert, bei der Volkszählung handele es sich um 
„eines der gewöhnlichsten und harmlosesten Pro-
jekte, die es in einem zivilisierten Staat gibt", wie Herr 
Gerster, der innenpolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Fraktion, das einmal behauptet hat. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut, der Mann!) 

In krassem Widerspruch dazu stehen die ganz und gar 
nicht zivilisierten Methoden der Repression, mit 
denen Zweifler und Kritiker eingeschüchtert, drang-
saliert, bedroht und kriminalisiert werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da werden Info-Tische abgeräumt, Bücher und 
Flugblätter beschlagnahmt, Veranstaltungen verbo-
ten, Hausdurchsuchungen nicht nur bei Unterzeich-
nern von Flugblättern durchgeführt, sondern auch bei 
deren Nachbarn, Eltern und Großeltern. Verteiler von 
Flugblättern werden verhaftet und seit neuestem auch 
erkennungsdienstlich behandelt. Kriminalisiert und 
eingeschüchtert wird überall dort, wo sich Widerstand 
regt. Wer mit derartigen Zwangsmethoden arbeitet, 
kann nichts Harmloses im Schilde führen! 

(Beifall bei den GRÜNEN — Bohl [CDU/ 
CSU]: Haha!) 

Unsere Kritik an der Totalerfassung ist in drei 
Hauptbereichen festzumachen. 

Zunächst: Alle Hochglanzbroschüren, Plakate, 
Werbespots usw. suggerieren in wirklich volksver-
dummender Manier, nur mit der Volkszählung sei 
eine soziale und gerechte und ökologische Politik 
möglich. Das ist schlicht die Unwahrheit! 

Beispiel Steuergerechtigkeit: Für die Verschuldung 
der Länder und Gemeinden sind nicht genaue Kopf-
zahlen verantwortlich, sondern Ursache dafür ist eine 
unsoziale Steuerpolitik der Umverteilung von unten 
nach oben. Die Länder und Gemeinden leiden jetzt 
vor allem wieder unter den jüngsten Koalitionsbe-
schlüssen zur Steuerpolitik, die ihnen Steuerminder-
einnahmen in Milliardenhöhe beschert haben; und sie 
leiden nicht darunter, weil irgendwelche Statistiken 
ein bißchen ungenau sind. 

Beispiel Umweltschutz: Wir lesen in einem dieser 
offiziellen Pamphlete aus Nordrhein-Westfalen, Lan-
desamt für Datenverarbeitung und Statistik, daß die 
Volkszählungserkenntnisse über das Wirtschaftsle-
ben einzelner Regionen „im Zusammenhang mit der 
Beurteilung von Umweltgefährdungen und der Not-
wendigkeit von Abwehrmaßnahmen" unerläßlich 
seien. Niemand ist so dumm und glaubt, daß wir 
wegen der Volkszählung demnächst in sauberen 
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Flüssen baden werden! Denn: Wenige Tage nach der 
Rheinkatastrophe wurde der Sandoz-Boß Winkler 
vom „Spiegel" befragt: „Sind Sie jetzt bereit, offenzu-
legen, was Sie wirklich produzieren und wo Sie es in 
welchen Mengen lagern?" Und darauf antwortet der 
Chemie-Boß: „Das ist nicht üblich, daß wir das als 
einzige Firma tun, kommt nicht in Frage. " 

(Bohl [CDU/CSU]: Wo liegt denn das? Das 
liegt in der Schweiz!) 

Auffallend ist ein ausgeprägtes Datenschutzbewußt-
sein dort, wo Umweltverschmutzung produziert wird 
— sozusagen der Straftatbestand eines Giftzählboy-
kotts — hier allerdings ohne staatliche Bußgeldandro-
hung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Fazit: Volkszählung hat überhaupt nichts mit Steu-
erpolitik, mit Umweltschutzpolitik oder sonstigen 
behaupteten sozialen Wohltaten zu tun. 

Der zweite Kritikbereich bezieht sich auf den 
Datenschutz: Der Datenschutz ist in vielerlei Hinsicht 
unmöglich zu gewährleisten. Dazu nur ein paar Stich-
punkte: Reanonymisierung ist relativ einfach möglich 
und für bestimmte Kreise auch von Interesse. Die 
Beteuerungen und persönlichen Ehrenerklärungen, 
zuletzt von Herrn Justizminister Engelhard — er ver-
bürgt sich wieder persönlich — , daß Unbefugte kei-
nen Zugriff haben, wirken nur noch grotesk und sind 
längst widerlegt. Auch Bundespräsident Heuss hat 
sich am 13. September 1950 persönlich dafür ver-
bürgt, daß weder Polizei noch Steuerbehörden die 
damaligen Listen bekämen. Nicht einmal einen 
Monat später, am 4. Oktober 1950, wurden sie den 
Finanzämtern für den Gewerbesteuerausgleich zur 
Verfügung gestellt — ganz offiziell. 

(Vor s i t z : Vizepräsident Frau Renger) 

Unter Datenschutzgesichtspunkten steht die Durch-
führung der Volkszählung — Abschottung der Erhe-
bungsstellen, Zuverlässigkeit der Zähler/innen, 
Nichtvorhandensein von Datenverarbeitungskonzep-
ten — auf so wackeligem Boden, daß allein Skepsis 
und Mißtrauen vernünftig sind. Jeder Vertrauensvor-
schuß wäre nur blöde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Abgeordnete, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Conradi? 

Frau Schmidt-Bott (GRÜNE): Nein, ich habe nur 
eine sehr kurze Redezeit. — 

(Conradi [SPD]: Das stimmt doch gar nicht, 
was Sie da sagen! — Dr. Penner [SPD]: Das 
wird doch alles nicht angerechnet! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Die wichtigste Kritik aus unserer Sicht ist aber der 
legale Mißbrauch der Daten aus dieser Totalerfas-
sung. 

(Bohl [CDU/CSU]: „Legaler Mißbrauch", 
was ist das denn, wie geht denn das?) 

Denn: Die Volkszählung macht nur Sinn, macht wirk

-

lich nur Sinn im Zusammenhang mit dem ganzen 

Arsenal an Sicherheitsgesetzen, von denen wir einige 
schon haben. Ein großer Teil liegt bei Herrn Zimmer-
mann noch in der Schublade und wird uns demnächst 
ins Haus stehen. 

Noch ist nicht legal, was der damalige Bundesda-
tenschutzbeauftragte Bull 1981 an Mißbrauch berich-
tete, nämlich daß die Daten der Wehrpflichtigen eines 
Jahrganges, eines ganzen Jahrganges mit der Datei 
NADIS vom Verfassungsschutz abgeglichen wurden, 
um herauszufinden, ob darunter Personen sind, die 
von der Bundeswehr fernzuhalten seien. Es gibt nun 
bestimmt Schlimmeres , als von der Bundeswehr fern-
gehalten zu werden. 

(Fellner [CDU/CSU]: Was hat denn das 
Vaterland mit Ihnen angestellt?) 

Aber dieselbe Methode, angewandt bei Einstellungen 
in den öffentlichen Dienst, veranschaulicht, welche 
Bedrohung durch Datenerfassung und Datenabgleich 
auf uns zukommt. Und sehr leidvolle Erfahrungen mit 
Berufsverboten haben wir ja. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Limbach 
[CDU/CSU]: Es gibt keine Berufsverbote bei 

uns!) 

Was uns droht, hat Herr Herold bereits 1979 auf den 
Nenner gebracht. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin, gestat-
ten Sie jetzt eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hirsch? 

Frau Schmidt-Bott (GRÜNE): Ich würde meinen 
Beitrag gerne erst zu Ende führen und dann Fragen 
beantworten. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Dann geht es nicht 
mehr!) 

— Okay. Dann müssen Sie darauf verzichten. — Horst 
Herold 1979: 

Die Polizei der Zukunft wird eine andere, höher

-

stufige, mit einer gesellschaftssanitären Aufgabe 
sein. 

So zu lesen im „Spiegel" Nr. 18, 1979. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Was lesen Sie 
denn?) 

Gesellschaftssanitäre Aufgabe! Mir ist es kalt über 
den Rücken gelaufen. 

Staaten handeln nach dem Prinzip: Wissen ist 
Macht, und Machthaber wollen alles wissen. Je totaler 
die Macht ist, desto mehr wollen Machthaber wissen. 
Diktaturen und Terrorregime erkennt man an der Per-
fektion ihres Spitzelwesens. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir sind auf dem Sprung in eine neue Va riante der 
Klassengesellschaft: Datengeber und Datennehmer. 
Die neuen Technologien machen es in rasantem 
Tempo möglich. 

Die Volkszählungsparteien sagen: Wir brauchen 
eure Daten für den Wohlfahrtsstaat. Wir halten dem 
entgegen: Die Daten werden für den Überwachungs-
staat gebraucht. 
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Seit Wochen erleben wir eine perfide Doppelstrate-
gie der Herrschenden: Einerseits sanfte Überzeu-
gungs- und Akzeptanzkampagne; wo das nicht fruch-
tet, wird knallhart vorgegangen. 

Auch Herr Geißler hat zu den üblen Hetz- und Kri-
minalisierungskampagnen wieder einmal sein Scherf-
lein beigetragen. Schon 1983 machte er die Pazifisten 
für Auschwitz verantwortlich. Heute sagt er zum 
Volkszählungsboykott-Beschluß der GRÜNEN, wir 
hätten ein „fast faschistoides Verhältnis zum Rechts-
staat". 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Und sein Adjutant Gerster formuliert zu Ende, was 
Herr Geißler sowieso schon denkt: 

In der deutschen Geschichte haben Fanatiker 
und Ideologen mit derartiger Gesinnung 

— gemeint sind die GRÜNEN — 

das größte Unrecht begangen und das schlimm-
ste Leid über unser Volk gebracht. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Richtig! Histo

-

risch nachweisbar!) 

Wir kennen diese Methode der totalen Geschichts-
verfälschung. Wir kennen die demagogische Methode 
derer, die sich dadurch reinwaschen und rechtfertigen 
wollen, daß sie die Opfer zu Tätern stempeln. 

Wir beziehen uns auf die Tradition des gewaltlosen 
Widerstands, des zivilen Ungehorsams gegen den 
Staat und gegen das Gewaltmonopol des Staates. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Bohl [CDU/ 
CSU]: Das ist aber stark!) 

Ich erinnere an Gandhis erste gewaltfreie Aktion 
1906 

(Bohl [CDU/CSU]: Uns in die Tradition von 
1945 zu stellen, das war  stark!)  

— jetzt sollten Sie wirklich alle sehr genau zuhören — 
in  Transvaal gegen ein Gesetz zur Registrierungs- und 
Ausweispflicht für Inder. Der Zählboykott wurde mit 
Geldbuße, Gefängnis und sogar Ausweisung bedroht. 
12 000 Menschen beteiligten sich an dem Boykott; 
1 500 gingen für ihre Überzeugung ins Gefängnis. 
Nach weiteren Auseinandersetzungen mußten die 
Herrschenden das Gesetz zurücknehmen! 

(Dr. Hirsch [FDP]: Wir wollen ja keine Inder 
zählen!) 

Gewaltfreier Widerstand und ziviler Ungehorsam 
sind die klassischen Mittel zur Artikulation und 
Durchsetzung von Bürgerrechten in freiheitlich-parla-
mentarischen Demokratien. 

Ja, wir rufen zum Boykott der Volkszählung auf. 
Wir verweigern uns der Total- und Zwangserfassung. 
Wir sind mündige Bürger. Unseren Widerstand gegen 
den gläsernen Menschen werden wir auch nach dem 
25. Mai fortsetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin Schmidt

-

Bott, ich rufe Sie zur Ordnung für die letzte Berner

-

kung des Aufrufs hier vor dem Hause gegen ein 
Gesetz, das hier legal zustande gekommen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Das Wort hat der Abgeordnete Gerster (Mainz). 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Daß wir 17 Jahre 
nach der letzten Volkszählung und nach den gewalti-
gen Strukturveränderungen seit Anfang der 70er 
Jahre neue und verläßliche Datengrundlagen und 
deswegen eine Volkszählung brauchen, weiß natür-
lich jeder, und das wissen ganz besonders natürlich 
auch DIE GRÜNEN. Ich kann es mir daher ersparen, 
die Unverzichtbarkeit der Volkszählung im einzel-
nen zu belegen. 

Aber eines möchte ich mit Nachdruck betonen: Die 
bevorstehende Volkszählung ist ein Plebiszit für eine 
schwarze, rote oder wie immer geartete Politik. Die 
Volkszählung wird vielmehr die nachprüfbare, jeder-
mann zugängliche Informationsgrundlage schaffen, 
auf welcher unsere Bürger privat und Politiker öffent-
lich handeln können. 

Dabei wird diese Volkszählung auf einer verfas-
sungsrechtlich einwandfreien Grundlage durchge-
führt. Das mit den Stimmen der SPD, der FDP und 
meiner Fraktion verabschiedete und von sämtlichen 
Bundesländern gebilligte Volkszählungsgesetz hat 
peinlich genau alle Maßgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem bekannten Urteil vorn Dezem-
ber 1983 umgesetzt. Dieses Volkszählungsgesetz ist 
sehr gründlich von sieben Ausschüssen des Bundesta-
ges unter Beteiligung von Fachleuten auch internatio-
nalen Ranges beraten worden. Von Anfang an haben 
sich die GRÜNEN jedem Sachargument für die Volks-
zählung verschlossen. Sie predigen heute den 
Boykott und rufen in diesen Tagen in einer in der 
Geschichte unseres Staates einmaligen Art und Weise 
zum Rechtsbruch auf. Wenn es den GRÜNEN dabei 
wirklich um den Schutz der Persönlichkeitsrechte 
unserer Bürger ginge, hätten sie schon längst das Bun-
desverfassungsgericht angerufen; aber nichts derglei-
chen ist geschehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schily? 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Ich halte mich hier 
ausnahmsweise an die Gepflogenheit meiner Vorred-
nerin. 

Dies beweist: Ihnen geht es um etwas ganz anderes. 
Sie wollen mit diesem Boykott einen Ersatzwahl-
kampf. Wenn Sie schon keine parlamentarische 
Mehrheit für Ihre Verweigerungspolitik finden, wol-
len Sie diesen Staat, der Ihnen selbstverständlich treu 
und brav volle Sozialleistungen austeilen soll, mit dem 
Boykott eins auswischen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Was soll das denn?) 
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Dabei kümmert die GRÜNEN keinen Deut, daß sie 
damit Bürger in den Rechtsbruch und in sie bela-
stende Ordnungswidrigkeitsverfahren treiben. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Wir treiben 
niemanden!) 

Ich frage mich, in welch arrogante Funktionärsmenta-
lität haben Sie sich hier eigentlich hineingesteigert? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jeder kleine Mann muß viele und auch lästige 
Gesetze beachten; er muß natürlich wie wir Steuern 
zahlen und auch Verkehrsvorschriften einhalten. 

(Schily [GRÜNE]: Aber Sie haben doch die 
Steuergesetze boykottiert! Darüber unter

-

halten Sie sich doch einmal!) 

Tut er dies nicht, wird er zur Rechenschaft gezogen. 
Demgegenüber nehmen Sie mit Ihren Boykottaufru-
fen Sonderrechte in Anspruch, setzen sich über die für 
alle geltenden Gesetze hinweg und verhalten sich 
dabei wie eine privilegierte Kaste in einer Bonzokra-
tie. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kalisch [CDU/ 
CSU]: Unglaublich! — Zuruf des Abg. Schily 

[GRÜNE]) 

Damit werden Sie zur Belastung für eine funktionie-
rende Demokratie. Was genauso schlimm ist: Sie wer-
den zu einer Gefahr für die von Ihnen verführten 
arglosen Bürger, denen Sie bewußt und willent lich 
Schaden zufügen. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Das stimmt ja 
nicht! — Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Der 

Mops aus Mainz!) 

Meine Damen, meine Herren, die Demokratie lebt 
von der Anerkennung der Mehrheitsentscheidungen 
und der Achtung demokratisch beschlossener 
Gesetze. Ein demokratischer Rechtsstaat verlangt 
nicht wie totalitäre Staaten, daß die Bürger ihre Gesin-
nung dem staatlichen Willen anpassen und alle 
Gesetze als absolut richtig und vernünftig ansehen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wie großzü

-

gig!)  

Vielmehr lebt die Demokratie von der Kritik und dem 
Versuch zur Änderung des bestehenden Rechtes, aber 
nach den dafür vorgesehenen Verfahren. Dieses 
demokratische Prinzip setzt voraus, daß beschlosse-
nes und geltendes Recht bis zur Änderung für alle 
gleich gilt und von allen beachtet werden muß. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Rechtsgehorsam ist daher kein Duckmäusertum, son-
dern Ausdruck demokratischer und rechtsstaatlicher 
Gesinnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Limbach 
[CDU/CSU]: Und friedfertiger Gesinnung!) 

Die Geschichte hat nun einmal kein besseres Ver-
fahren für das Zusammenleben einer Gemeinschaft 
erfunden. Die Idee der Selbstbestimmung aller Bürger 
bei Aufhebung der Staatsgewalt ist eine Utopie. Sie 
muß an den Interessengegensätzen in einer Gesell-
schaft scheitern. Diese Utopie führt entweder in die 
Anarchie oder in die Tyrannei von selbsternannten 

Besserwissern, die dem Volk diktieren, was richtig zu 
sein hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP — Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Was 

machen Sie denn zur Zeit?) 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, mer-
ken Sie wirklich nicht, daß Sie mit der Mißachtung 
von parlamentarischen Mehrheitsentscheidungen 
und der Propaganda für massenhaften Rechtsbruch 
Gefahr laufen, ins Totalitäre abzugleiten. 

(Stratmann [GRÜNE]: Ach Sie Quatsch

-
kopf!) 

In dem gestern von der „Frankfurter Rundschau" 
abgedruckten Streitgespräch zur Volkszählung hat 
Ihre Parteifreundin, die hessische Landtagsabgeord-
nete Blaul, die Katze aus dem Sack gelassen: Der So-
zialstaat brauche Planungsdaten, dagegen hätten die 
GRÜNEN nichts. Aber bislang hätten Statistiken und 
Volkszählungen in der Gesellschaft nichts geändert. 
— Mit anderen Worten: Wenn Sie in der Volkszählung 
ein Mittel zur Gesellschaftsveränderung sehen wür-
den, würden Sie dieses Mittel sofort einsetzen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Sehen Sie da nicht Parallelen Ihres Verhaltens zum 
Umgang von Totalitären, Kommunisten und Faschi-
sten mit dem Recht? 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: O weh, o 
weh!)  

Auch bei diesen hat und hatte das Recht der jeweili-
gen Ideologie zu dienen. Daß dies keine Vermutun-
gen sind, zeigt ja gerade Ihr Beschluß auf Ihrer letzten 
Bundesversammlung, nämlich die Duisburger Erklä-
rung zur Stahlkrise, die Sie am 2. Mai beschlossen 
haben. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Ist die viel

-

leicht auch totalitär?) 

— Ich lese sie Ihnen vor, Kollege Kleinert. Zum Umbau 
der Stahlregionen fordern Sie wörtlich sogenannte 
Entwicklungsfonds; ich zitiere: „die Erhebung von 
Arbeitsmarktdaten, Angebots- und Nachfragestruk-
turen, Informationen über Umweltbelastung und 
gesellschaftliche Bedarfe." 

Dort heißt es weiterhin: 

An der Durchführung der Arbeit der Entwick-
lungsfonds werden dezentrale Entscheidungsträ-
ger wie Stahlbelegschaften, Gewerkschaften, 
Verbraucherverbände, Bürgerinitiativen, Kom-
munalverbände und andere beteiligt. 

Mit anderen Worten, während Sie eine anonymi-
sierte Datensammlung bei der Volkszählung verwei-
gern, fordern Sie zur gleichen Zeit eine ungeschützte 
Datensammlung über Betriebs- und Arbeitnehmerge-
heimnisse, die allgemein, also für Hinz und Kunz 
zugänglich sein sollen. Das nenne ich Unglaubwür-
digkeit der GRÜNEN auf ihrer eigenen Bundesver-
sammlung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Kalisch 
[CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Am 2. April dieses Jahres hat die Spreche rin der 
GRÜNEN, Frau Schmidt-Bott, an dieser Stelle wört-
lich ausgeführt: 
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Ja, wir rufen auf zu Gesetzesverletzungen, zu 
Rechts- und Regelverletzungen und werden uns 
daran beteiligen. 

—Heute hat sie ähnliches von sich gegeben und ist 
dafür von der Frau Präsidentin gerügt worden. 

Wissen die GRÜNEN eigentlich, daß sie sich damit 
dem Gedankengut der Terroristen zu Beginn der 70er 
Jahre nähern? 

(Widerspruch bei den GRÜNEN — Kleinert 
[Marburg] [GRÜNE]: Jetzt hören Sie aber 

auf!) 

— Hören Sie einmal genau zu. In der berüchtigten 
Schrift des allseits bekannten Horst Mahler von 1971 
über den bewaffneten Kampf in Westeuropa vertrat 
dieser exakt die These, daß als Mitkämpfer für den 
bewaffneten Kampf nur gewonnen werden könne, 
wer auch sonst aktiv gegen Gesetze handle. Für Mah-
ler  war die Entwöhnung vom Gehorsam gegenüber 
der bürgerlichen Rechtsordnung eine wesentliche 
Voraussetzung für die Revolutionierung der Mas-
sen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Dann kommt 
also gleich die Kalaschnikow!) 

Nach Mahler muß der eingeschliffene Gehorsamsre-
flex durch wiederholte bewußte und praktische 
Normverletzung überwunden werden. Sie könnten ja 
einmal Ihren Kollegen Ströbele fragen, der sich heute 
als einer der eifrigsten Aktivisten des Volkszählungs-
boykottes aufführt. Er muß diese Zusammenhänge 
aus dem Beginn der 70er Jahre noch sehr genau ken-
nen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Gegenüber den Aufforderungen der GRÜNEN zum 
Volkszählungsboykott stelle ich abschließend fest: 
Sie, die GRÜNEN, benutzen den Rechtsbruch als Mit-
tel der politischen Auseinandersetzung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso ist es!) 

Sie sind nicht bereit, sich eindeutig von Gewalt zu 
distanzieren. Ihr Widerstand gegen die Volkszählung 
gründet nicht in Bürgerinteressen, sondern im Inter-
esse Ihrer als elitär verstandenen Bewegung, den 
demokratischen Rechtsstaat zu schwächen, ja hand-
lungsunfähig zu machen. 

Die CDU/CSU lehnt dieses undemokratische Ver-
halten der GRÜNEN und deren Gesetzentwurf ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Eine Stern

-

stunde der Demokratie war das!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Stratmann, ich 
muß Ihnen einen Ordnungsruf wegen Ihrer beleidi-
genden Bemerkung gegenüber dem Kollegen Gerster 
(Mainz) erteilen. 

(Schily [GRÜNE]: Wo bleibt denn der Ord

-

nungsruf für Herrn Gerster, der uns mit Ter

-

roristen verglichen hat?) 

— Sie, Herr Schily, wissen sehr gut, daß ich nicht 
bewerten kann, was politisch ausgedrückt wird, son-
dern daß ich hier nur eine Beleidigung rügen kann, 

und das habe ich getan. Ich bitte um Zurückhaltung 
gegenüber dem Präsidenten. 

(Hüser [GRÜNE]: Terrorist darf man nicht 
sagen, aber Faschist darf man genannt wer

-

den! — Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

— Ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf wegen Belei-
digung des Präsidenten, dem Sie hier unterstellen, 
daß er eine falsche Anordnung gegeben hat. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Zuruf von den GRÜNEN: Wie in der 

Schule ist das!) 

Meine Damen und Herren, es geht weiter. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Conradi. 

Conradi (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die SPD-Bundestagsfraktion hält das Volks-
zählungsgesetz 1987 für verfassungskonform. Wer 
das bestreitet, hatte seit der Verabschiedung des 
Gesetzes im September 1985 — da wird Herr Schily 
mir sicher zustimmen — ausreichend Zeit, das Bun-
desverfassungsgericht in Karlsruhe anzurufen. Die 
bloße Behauptung, ein Gesetz entspräche nicht der 
Verfassung, rechtfertigt keinen Boykott. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wir halten die Volkszählung 1987 auch für erfor-
derlich. Eine soziale, demokratische und rationale 
Politik in den Städten, in den Gemeinden, in den 
Ländern und im Bund braucht verläßliche Zahlen. Da 
mögen einige anderer Meinung sein, aber allein die 
Meinung, die Volkszählung sei nicht erforderlich, 
Frau Schmidt-Bott, rechtfertigt nicht den Boykott. Was 
würden Sie, was würden die GRÜNEN sagen, wenn 
die deutsche Chemieindustrie zum Boykott des 
Immissionsschutzgesetzes aufrufen würde mit der 
Begründung, das Gesetz sei nicht erforderlich? 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Was machen 
Sie denn laufend?) 

Die Gesetze sind die Grundlage unseres Zusammen-
lebens. Die parlamentarische Minderheit kann die 
von der Mehrheit beschlossenen Gesetze ablehnen. 
Sie kann sie kritisieren. Sie kann ankündigen, daß sie 
sie ändern wird, wenn sie dafür bei Wahlen eine 
Mehrheit bekommt. Aber sie kann nicht sagen: Wir 
halten uns nicht an das Gesetz. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun muß ich allerdings sagen — ich sage das zur 
rechten Seite des Hauses — — 

(Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Wir sind die 
Mitte!) 

—Sie sitzen rechts, Herr Bötsch. Das ist unzweifelhaft. 
So weit kann ich noch sehen. Wo mein Daumen links 
ist, ist die rechte Seite. 

Die CDU/CSU und die FDP mögen sich überlegen, 
daß denen, die das Einkommensteuergesetz, das Par-
teiengesetz und damit auch die Verfassung so verletzt 
haben, wie das geschehen ist, die mit fragwürdigen 
Amnestievorschlägen versucht haben, das zu vertu-
schen, Selbstgerechtigkeit gegenüber den Bürgerin- 
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nen und Bürgern, die sich der Volkszählung entziehen 
wollen, nicht ansteht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Hirsch [FDP]: Warum sagen Sie das nur 
der rechten Seite und nicht Ihren eigenen 

Leuten?) 

Es gibt Fälle, Herr Hirsch, in denen sich jemand aus 
respektablen Gründen über ein Gesetz hinwegsetzt. 
Ich will ein Beispiel sagen: Wenn in Bayern ein Pfarrer 
einen verfolgten türkischen Gewerkschafter, der von 
der Ausweisung bedroht ist, bei sich versteckt, dann 
handelt er wohl gesetzwidrig, aber er handelt 
menschlich, und wir haben Respekt vor ihm. 

Meine Partei — die Sozialdemokraten — hat sich in 
120 Jahren ihrer Geschichte über Gesetze hinwegset-
zen müssen, die ungerecht, unfreiheitlich, undemo-
kratisch waren. Aber das waren schwerwiegende 
Gründe. 

(Dr. Solms [FDP]: Einkommensteuergesetz!) 

— Ich sprach vorher vom Einkommensteuergesetz, 
über das Sie und Ihre Freunde sich hinweggesetzt 
haben. 

(Dr. Solms [FDP]: Und Sie?) 

—Ich bestreite ja nicht, daß das auch bei uns gesche-
hen ist. Ich kritisiere nur die Selbstgerechtigkeit, mit 
der Sie Bürger kriminalisieren, Sie, die sich selbst mit 
windigen Methoden der Strafverfolgung entziehen 
wollten. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Jeder kehre vor 
seiner Tür!) 

—Nein. 

Es gibt keinen moralischen Grund, der es rechtfer-
tigen könnte, das Volkszählungsgesetz zu boykottie-
ren. Im Gegenteil: Die Boykottkampagne hat alle 
Züge eines modischen Gesellschaftsspiels, dessen 
Teilnehmer sich ohne großes Risiko als Widerständler 
aufführen. 

Der Streit um die Volkszählung zeigt etwas anderes, 
und das sollte uns nachdenklich machen. Er zeigt, daß 
dieser Staat an Legitimation, an Glaubwürdigkeit, an 
Vertrauen verloren hat. Die Volkszählung kann doch 
nur gelingen, wenn das Volk sich daran beteiligt. Ich 
finde es absurd, die Bürger mit Strafandrohungen, mit 
Repressionen, mit Kriminalisierung dazu zwingen zu 
wollen. Wollen Sie denn Hunderttausende, wollen Sie 
möglicherweise Millionen von Bürgern mit Strafen 
belegen? Wenn es nur die 3 % sind, von denen der 
Innenminister jetzt schon weiß, daß sie sich unter kei-
nen Umständen beteiligen wollen, dann sind das 
schon fast 2 Millionen Menschen. Wollen Sie die alle 
bestrafen? 

Ihnen geht es gar nicht mehr um die Volkszählung. 
Ihnen geht es um das Prinzip: Denen muß man zeigen, 
wer Herr im Haus ist. 

(Beifall bei den Abgeordneten der SPD und 
den GRÜNEN — Dr. Olderog [CDU/CSU]: 

Das Gesetz ist Herr im Haus!) 

Das ist Ihr Politikverständnis. Das halte ich für vorde-
mokratisch und autoritär. 

Zu diesem Legitimationsverlust des Staates hat vie-
les beigetragen. 

(Fellner [CDU/CSU]: So eiert man!) 

—Das ist keine Frage des Eierns. Sie sollten einmal 
darüber nachdenken, was der Grund dafür ist — Herr 
Hirsch, Sie sind daran beteiligt, ich komme gleich dar-
auf —, daß weit über die GRÜNEN hinaus Menschen 
Angst haben und dem Staat unterstellen, er würde 
ihre Daten mißbrauchen. Das ist doch eine Befürch-
tung, die bis hinein in konservative und liberale Kreise 
geht. Ich sage Ihnen: Ihre Politik hat dazu mit beige-
tragen, z. B. die Politik der Berufsverbote, z. B., was 
der Verfassungsschutz macht. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Sozi und grün 
zugleich sein, das möchte Ihnen passen!) 

—Glauben Sie denn, Herr Kleinert, daß eine Frau, der 
nach Jahren vorgehalten wird, sie habe einmal an 
einem linken Büchertisch in einer Universität gestan-
den, und ein Mann, dem vorgehalten wird, sein Auto 
habe vor dem Lokal geparkt, in dem die DKP ihre 
Weihnachtsfeier — ausgerechnet! — gefeiert hat, 
glauben Sie, Herr Hirsch, daß solche Leute noch gro-
ßes Vertrauen in diesen Staat haben? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die DKP feiert nur 
Väterchen Frost!) 

Eine Bundesregierung, die sich kalten Bluts darüber 
hinwegsetzt, daß Hunderttausende von jungen Men-
schen keine Arbeit und keine Ausbildung finden, eine 
Bundesregierung, die es untätig zuläßt, das Millionen 
von Menschen keine Arbeit haben, eine Bundesregie-
rung, die angesichts der Zerstörung der natürlichen 
Lebensgrundlagen untätig bleibt, 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das ist fast noch 
schlimmer als das, was die GRÜNEN 

sagen!)  

eine Bundesregierung, die die Friedenssehnsucht von 
Millionen Menschen mißachtet, darf sich nicht wun-
dern, wenn das Zutrauen zu diesem Staat Schaden 
nimmt. 

(Zustimmung bei der SPD — Widerspruch 
bei der CDU/CSU — Dr. Olderog [CDU/ 
CSU]: Sollen Gesetze jetzt eingehalten wer

-

den oder nicht? Nun sagen Sie einmal, was 
Sie wollen!) 

— Ich habe vorher klipp und klar gesagt, daß wir für 
die Einhaltung des Volkszählungsgesetzes sind. Ich 
versuche, Ihnen zu erklären, daß Ihre Politik diesen 
Staat Glaubwürdigkeit und Vertrauen kostet. Es 
genügt ja nicht, in der Wahl eine Mehrheit zu gewin-
nen, eine Regierung zu bilden und draufloszuregie-
ren; ein demokratischer Staat braucht den Grundkon-
sens auch der Minderheit, und wer so mit Minderhei-
ten umgeht wie Sie, der darf sich nicht wundern, wenn 
sich viele Menschen diesem Staat verweigern und 
diesem Staat nicht mehr trauen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Was wollen Sie 
außer dem Plenarsaal eigentlich noch einrei

-

ßen? — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

—Sie versuchen, diesem Vertrauensverlust des Staa-
tes mit Kriminalisierung und Repression zu begegnen, 
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statt sich zu fragen: Was ist eigentlich passiert, daß so 
viele Leute diesem Staat nicht mehr trauen? 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Sie liefern jetzt 
den Rechtsbrechern die Argumente!) 

Ich will den GRÜNEN etwas sagen: Es gibt gewiß in 
unserem Land vieles, was kritik- und verbesserungs-
würdig ist, aber es gibt in der deutschen Geschichte 
keinen Staat, der sozialer und gerechter und freiheit-
licher war als dieser Staat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!)  

Wir Sozialdemokraten stehen zu dieser Republik. Sie 
sollten sich nicht den Spaß machen, diesen Staat zu 
schmähen, womit Sie der rechten Seite des Hauses 
zuspielen, sondern Sie sollten sich überlegen, ob Sie 
nicht Institutionen und Instrumente beschädigen, die 
wir alle brauchen, wenn wir die Arbeitslosigkeit 
beseitigen, die natürlichen Lebensgrundlagen erhal-
ten und den Frieden sichern wollen. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Aber nicht mit 
der Volkszählung!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion steht zum Volkszäh-
lungsgesetz 1987. Überall, wo die Durchführung der 
Volkszählung auf Einwände stößt, wollen wir dazu 
beitragen, die Einwände auszuräumen. Wir verspre-
chen den Bürgern — und da unterscheiden wir uns 
von der Bundesregierung und ihren verächtlichen 
Reden über den Datenschutz — : Die Sozialdemokra-
ten werden sorgsam darauf achten, daß mit den Daten 
der Bürgerinnen und Bürger kein Mißbrauch getrie-
ben wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden uns an der Volkszählung beteiligen, und 
wir forden alle Bürgerinnen und Bürger in unserem 
Lande auf, das ebenso zu tun. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Olderog [CDU/ 
CSU]: Eine schlimme Rede! Da haben sich 

die GRÜNEN ehrlicher geäußert!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es ist natürlich gar 
keine Frage, daß der Gesetzentwurf der GRÜNEN 
nach der Sach- und Rechtslage abgelehnt werden 
muß. Der Frau Kollegin Schmidt-Bott möchte ich auf 
die verweigerte Frage hin sie gleich selber beantwor-
ten: Sie müssen zur Kenntnis nehmen, daß auch eine 
gesetzliche nachträgliche Änderung der Zweckbe-
stimmung der Volkszählungsdaten nicht möglich ist, 
weil sie verfassungswidrig wäre und ein solches 
Gesetz sofort auffliegen würde. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Sie haben 
doch keine Probleme, jederzeit Gesetze nach 
Ihren Wünschen und nach Bedarf zu 

machen! ZEVIS!) 

Dem verehrten Kollegen Conradi möchte ich sagen: 
Es ist natürlich eine tolle' Argumentation, wenn Sie  

den Staat und die Staatspraxis schmähen und dann 
dringend davor warnen, das zu tun. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Ich möchte den Sozialdemokraten trotz Ihrer Rede 
dafür danken, daß sie sich im Interesse einer vernünf-
tigen sozialstaatlichen Politik ihrer Verantwortung in 
der Volkszählungsfrage nicht entziehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Hirsch, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Conradi? — 
Bitte. 

Conradi (SPD): Darf ich aus Ihrer Behauptung, ich 
hätte hier den Staat geschmäht, nicht die Regierung, 
schließen, daß Sie diese Regierung mit dem Staat 
gleichsetzen? 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Dr. Hirsch (FDP) : Wenn ich Ihrer Frage entnehmen 
kann, daß Sie den Staat und die Staatspraxis bei der 
Bekämpfung von Extremisten nicht schmähen woll-
ten, bin ich Ihnen dankbar und nehme das zur Kennt-
nis. 

Die Entschließung, die wir vorgelegt haben, ent-
spricht Wort für Wort dem gemeinsamen Beschluß der 
Innenministerkonferenz, unabhängig von der unter-
schiedlichen Parteizugehörigkeit ihrer Mitglieder. 
Wir sollten uns aber nicht damit zufriedengeben, daß 
wir im Ergebnis eine so weitgehende Übereinstim-
mung erzielt haben. Bei den vielen Fragen, die auch 
Bürger zur Volkszählung stellen, die mit den GRÜ-
NEN überhaupt nichts am Hut haben, muß man natür-
lich die Frage stellen, warum viele in den Fragen der 
Datenverarbeitung verunsichert sind. Es stellt sich die 
Frage, ob wir genügende Sicherungen in der Daten-
schutzgesetzgebung geschaffen haben. 
Da muß man den Bürgern nun erneut deutlich 

sagen: Wir haben schon vor Jahren wirksame Daten-
schutzgesetze in Bund und Ländern geschaffen, die in 
anderen europäischen Ländern keinen Vergleich fin-
den. Man muß nicht dauernd schlechtmachen, was 
man getan hat, sondern muß erst einmal betonen, wie 
weit wir in dieser Frage schon gegangen sind, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und zwar weil die notwendige Anwendung der 
modernen Datenverarbeitung in Wirtschaft und Ver-
waltung auf Dauer nur möglich sein wird, wenn der 
Bürger sicher sein kann, daß ihre Möglichkeiten nicht 
mißbraucht werden. Das hat Widerstände gegeben; 
das weiß jeder. 

Wir begrüßen es, daß manche Kritiker des Daten-
schutzes zum Schutz der Volkszählung nun Daten-
schutzargumente gebrauchen. Wir hoffen, daß dieses 
Umdenken anhält. Wer den Datenschutz als eine ver-
edelte Form des Widerstandes gegen die Staatsgewalt 
betrachtet, wer die Kontrollmöglichkeiten der Daten-
schutzbeauftragten in der Praxis nicht fördert, der 
würde die Probleme, die uns die GRÜNEN bei der 
Volkszählung bereiten, in zunehmendem Maße auch 
auf anderen Gebieten zu spüren bekommen. Darum 
appelliere ich an alle Beteiligten, die Innenminister 
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eingeschlossen, nicht zögernd, nicht widerwillig, 
nicht abwehrend, sondern aktiv und bejahend den 
notwendigen Ausbau des Datenschutzes zu betreiben 
und an einer längst überfälligen Anpassung vieler 
Gesetze an die Grundsätze des Volkszählungsurteils 
aktiv mitzuwirken. Der Bürger kann sich darauf ver-
lassen, daß wir Liberalen in dieser Frage nicht ruhen 
und rasten werden, bis wir auch in anderen Rechtsge-
bieten so exakte Regelungen haben, wie wir sie nun 
beim Volkszählungsgesetz in der penibelsten Weise 
erreicht haben. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Es ist geradezu skurril, daß die GRÜNEN nun ausge-
rechnet die Aufhebung dieses Gesetzes vorschla-
gen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Sachargumente sind alle ausgetauscht. Wir 
haben das immer wieder betont. Sie wissen ganz 
genau, daß eine umfangreiche Anhörung vor dem 
Innenausschuß mit großer Übereinstimmung zu dem 
Ergebnis geführt hat, daß erstens das Fragenpro-
gramm minimal und unbedingt erforderlich ist, daß 
zweitens der Fragenkatalog vernünftig ist und in kei-
nem Teil den Kernbereich der Privatsphäre berührt, 
daß drittens eine Erhebung nach Stichproben nicht 
ausreichend ist und daß viertens das Gesetz mit den 
Grundsätzen des Volkszählungsurteils des Bundes-
verfassungsgerichts nicht nur übereinstimmt, sondern 
die Datenschutzregeln peinlichst genau beachtet. 

Die Agitatoren verschweigen dem Bürger dabei 
sorgfältig, daß das Verfassungsgericht in seiner 
berühmten Entscheidung ausdrücklich bestätigt hat, 
daß eine zuverlässige Statistik in einer hochindustri-
alisierten Gesellschaft notwendig ist und ihre Gefähr-
dung darauf hinausläuft, eine wichtige Vorausset-
zung sozialstaatlicher Politik in Frage zu stellen. 

Wir haben Ihnen das an vielen Beispielen darge-
stellt. Die letzte Volks- und Berufszählung war vor 
17 Jahren, die letzte Arbeitsstättenzählung ebenso. 
Die letzte Gebäude- und Wohnungszählung war vor 
30 Jahren. Ich kann Ihnen aus meiner eigenen landes

-

politischen Erfahrung sagen, zu welchen außeror-
dentlichen Schwierigkeiten das z. B. bei der Aufstel-
lung von Wohnungsbauprogrammen für kinderreiche 
Familien, für Behinderte, für Alten- und Behinderten-
wohnungen, für die Aufteilung von Wohnungsbau-
mitteln auf Regionen und Gemeinden und die Vertei-
lung auf Neubau und Modernisierung geführt hat. 
Welche Probleme bei der Berufsberatung, welche Pro-
bleme bei der Berechnung der Rücklagen der Alters-
sicherungssysteme bestehen, das sind alles Fragen, 
die Sie gar nicht interessieren, wenn Sie hier die tech-
nischen Mittel, um die nötigen Informationen zu 
gewinnen, versagen wollen. Ihnen geht es in Wirk-
lichkeit darum, uns, den Bürger, unsere Gesellschaft 
in eine Loyalitätsprobe mit dem Staat hineinzuhet-
zen. Sie finden dabei — das muß ich bedauerlicher-
weise sagen — die Unterstützung aller sattsam 
bekannten Einrichtungen, vom MSB Spartakus bis zur 
Sozialistischen Einheitspartei West-Berlins, von der 
„UZ" bis zur „Roten Fahne", dem Zentralorgan der 
Marxistisch-Leninistischen Partei Deutschlands. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich will ein paar klare Feststellungen treffen. Die 
Vertreter der GRÜNEN im Innenausschuß haben sich 
jeder sachlichen Erörterung der anstehenden Fragen 
entzogen 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Wir? Herr 
Zimmermann!)  

und keinen Zweifel daran gelassen, daß sie das 
Gesetz ablehnen werden, wie auch immer es im ein-
zelnen aussieht. 

Zweitens. Sie schüren unbegründete Ängste. Sie 
führen die Menschen, die Ihnen glauben, in eine 
Situation, in der sie mit erheblichen Geldbußen rech-
nen müssen und bei denen Sie diesen von Ihnen ver-
führten Menschen nicht mehr helfen können. Sie 
machen Menschen zum Instrument Ihrer Argumenta-
tion. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

— Ich will Ihnen etwas sagen: Ich finde das verächt-
lich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Können Sie 
sich vorstellen, daß die Leute selber denken 

können?) 

Drittens. Haben Sie eigentlich schon einmal dar-
über nachgedacht, 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Für wie 
unmündig erklären Sie die Bürger eigent

-

lich?) 

mit welcher Leichtfertigkeit Sie Zehntausenden von 
Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes unterstellen, 
daß sie ohne weiteres bereit wären, Recht und Gesetz 
zu brechen, um ihre Mitbürger politisch zu unterjo-
chen und zu überwachen? 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Was für eine Staatsvorstellusng haben Sie? Ist das für 
Sie eine Räuberbande, wo Leute zähnefletschend her-
umsitzen und nur darauf warten, daß sie beißen kön-
nen? 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Kindisch ist das!) 

Wie kommen Sie überhaupt noch in Schlaf? 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Machen Sie sich eigentlich einmal klar, wie Sie mit 
dem Leumund und dem demokratischen Selbstbe-
wußtsein vieler Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes 
umgehen, die den Staat mit aufgebaut haben, der 
Ihnen die Freiheit gibt, hier zu agitieren? Haben Sie 
auch nur einmal einen einzigen Gedanken an diese 
Mitbürger verschwendet, denen Sie die Ehre noncha-
lant abschneiden? 

Könnten Sie Ihren Protest vielleicht einmal darauf 
richten, daß wir in möglichst allen europäischen Län-
dern zu den Datenschutzstandards kommen sollten, 
die wir in der Bundesrepublik haben, damit wir im 
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Interesse der Bürger dieser Länder zu einer besseren 
Zusammenarbeit kommen können? 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
kann ich zwischendurch einmal fragen, ob Sie eine 
Frage zulassen? 

Dr. Hirsch (FDP): Der verehrten Frau Schmidt-Bott 
möchte ich einmal sagen: Ich finde es besonders gut, 
eine Frage nicht zuzulassen und dann selber eine stel-
len zu wollen. — Tut mir leid. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Dr. Hir-
sch, es gibt noch eine andere Fragestellerin, Frau 
Oesterle-Schwerin. Würden Sie dazu bereit sein? 

Dr. Hirsch (FDP) : Gnädige Frau, selbstverständlich. 
— Ich nehme an, daß die Uhr angehalten wird. — Bitte 
schön. 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Herr Kollege, 
bezüglich Volkszählung und Wohnungsbau: Sie wis-
sen ganz genau, daß sich der Bund aus dem Sozial-
wohnungsbau schon jetzt fast völlig zurückgezogen 
hat, und Sie wissen auch, daß die Liquidierung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit noch in dieser Legisla-
turperiode auf der Tagesordnung steht. Ich frage Sie: 
Welchen Sinn hat die Volkszählung jetzt noch für den 
Wohnungsbau? 

Dr. Hirsch (FDP): Ich kann die Arglosigkeit Ihrer 
Frage nur andächtig bestaunen. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
FDP, der CDU/CSU und der SPD) 

Erstens ist es nicht zutreffend, daß sich der Bund aus 
jeder Art der Mitfinanzierung zurückzieht. Zum zwei-
ten: Haben Sie eigentlich noch nicht beg riffen, daß die 
Daten der Volkszählung natürlich auch den Ländern 
und den Gemeinden zur Verfügung stehen? Ich sage 
ja: typisch; hier hereingeschneit, keine Ahnung von 
der Wirklichkeit und dann hergehen 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU und der SPD) 

und sich über die Schwierigkeiten der vollziehenden 
Verwaltung lustig machen! Das haben wir gern. 
Wir wollen im Interesse der Bürger die Möglichkeit 

zu rationaler Politik erhalten, wie es das Verfassungs-
gericht ausdrücklich als notwendig anerkannt hat. 
Wir appellieren auch heute erneut an den Bürger, 
Gemeinsinn zu zeigen. Deswegen werden wir Ihren 
Gesetzentwurf ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Herr Waffenschmidt. 

(Dr. Penner [SPD]: Wo ist Zimmermann?) 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Frau Präsidentin! Meine sehr  

verehrten Damen und Herren! Alle Experten in Bund, 
Ländern und Gemeinden und auch in zahlreichen 
gesellschaftlichen Gruppen sind sich einig, daß die 
Daten der Volkszählung unerläßlich sind, um verant-
wortlich für die Zukunft planen zu können. Den GRÜ-
NEN, die sich hier gerade so aufgeregt haben, möchte 
ich sagen: Sie sind angeblich die Anwälte der Schwa-
chen. Gerade für die Schwachen müssen wir die sozia-
len Wohltaten für die Zukunft planen. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Warum krie

-

gen die Sozialhilfeempfänger so wenig?) 

In offenkundiger Weise haben Sie mit Ihren Boy-
kottaufrufen den Boden der Rechtsstaatlichkeit ver-
lassen. Wir sagen das hier noch einmal ganz deut-
lich: 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Mir kommen 
gleich die Tränen!) 

Sie führen die Bürger in die Irre, und Sie treiben mit 
Ihren Aktionen Verfassungsbruch gegen den freiheit-
lichen Rechtsstaat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich erinnere daran, daß das Bundesverfassungsge-
richt, unser höchstes Gericht, das Wesen der freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung als eine rechts-
staatliche Ordnung definiert hat, nach der sich die 
Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der 
jeweiligen Mehrheit vollzieht. Es ist inzwischen uner-
träglich, wie die GRÜNEN ihre elitäre politische Pseu-
domoral hier zur Geltung bringen. Das ist eine Agita-
tion gegen die Mehrheit in unserem Volk. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]: Zum Kotzen ist das!) 

Meine Damen und Herren, inzwischen gibt es eine 
Vielzahl kompetenter und über jeden Zweifel erhabe-
ner Stimmen von Sachverständigen, die das Volks-
zählungsgesetz klar und eindeutig als verfassungs-
rechtlich einwandfrei qualifizieren. Ich nenne stell-
vertretend für viele den langjährigen Präsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts, Professor Dr. Ernst 
Benda, der dies öffentlich erklärt hat. Ich zitiere auch 
gern den Vorsitzenden des Deutschen Richterbundes, 
Herrn Dr. Franz-Joseph Pelz. 

An dieser Stelle möchte ich einmal all jenen ganz 
herzlich danken, die uns weit über den Bereich von 
Bund, Ländern und Gemeinden hinaus in den gesell-
schaftlichen Gruppen bis hin zu den Kirchen helfen 
und unterstützen, die den Bürgern sagen: Macht mit 
bei dieser Volkszählung, sie ist notwendig für die 
Zukunft unseres Landes! 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das haben die bei 
der Judenerfassung auch gemacht!) 

Herzlichen Dank diesen verantwortlichen Mitbür-
gern! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN: Und Frau Leuze?) 

Wie in keinem anderen Bereich sind im Volkszäh-
lungsgesetz 1987 Vorkehrungen getroffen, die das 
Statistikgeheimnis und damit den Datenschutz 
gewährleisten. Der Bundesbeauftragte für den Daten- 
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Schutz hat mehrfach erklärt, daß für keinen Bürger 
Anlaß bestehe, sich Sorgen zu machen. Noch vor 
kurzem führte der Bundesbeauftragte Baumann wört-
lich aus: 

Nach menschlichem Ermessen ist alles getan 
worden, um den Datenschutz zu gewährleisten. 

Wer hier gleichwohl sagt — auch gegen das eindeu-
tige Zeugnis des Datenschutzbeauftragten — , der 
Datenschutz sei nicht gewährleistet, der betreibt eine 
verwerfliche bewußte Irreführung der Bürgerinnen 
und Bürger. Das wollen wir hier ganz klar feststel-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von den 
GRÜNEN: Sie wissen genau, daß das nicht 

stimmt!) 

Die Sicherung des Datenschutzes bei der Durchfüh-
rung der Volkszählung war mehrfach Gegenstand 
ausführlicher Abstimmungen zwischen unserem 
Haus, dem Bundesinnenministerium, und den Statisti-
schen Landesämtern. Ich will gerne einmal einen 
unabhängigen Sachverständigen zitieren, Professor 
Dr. Seegmüller. Er sagt: 

Die Sicherheitsvorkehrungen, die inzwischen bei 
den Statistischen Landesämtern zur ordnungsge-
mäßen Verarbeitung der Volkszählungsdaten 
sowie anderen statistischen Erhebungsmaterials 
getroffen sind, entsprechen in jeder Hinsicht den 
geforderten hohen Anforderungen. 

So Professor Dr. Seegmüller, anerkannter Experte auf 
diesem Gebiet. Weiter sagt er wörtlich: 

Die Sicherheitslage in den Ämtern ist hervorra-
gend. Dies gilt auch für Ämter, die sich zur Daten-
verarbeitung eines staatlichen Mehrzweckre-
chenzentrums bedienen. 

Wer sagt, hier sei der Datenschutz nicht gewahrt, hier 
bestünden Bedenken, der schürt bewußt Ängste, der 
will die Bürger irreführen. 

Lassen Sie es mich offen ansprechen: Ihnen bei den 
GRÜNEN geht es letztlich gar nicht um die Volkszäh-
lung, sondern Sie wollen diesen Staat herausfordern, 
Sie wollen diesen Staat demütigen, Sie wenden sich 
gegen unsere staatliche Ordnung. Das ist das Ver-
werfliche an Ihren politischen Aktionen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Ihr Angriffsziel ist offensichtlich, und darum werden 
wir die Bürger nachdrücklich und mit allen uns zur 
Verfügung stehenden Mitteln zu Rechtstreue und zu 
einem Beachten der geltenden Gesetze aufrufen. 

Bei den Kritikern und Boykottaufrufern wird 
bewußt unterschlagen — ich nenne nur drei Dinge — : 

Erstens die Feststellung des Bundesverfassungsge-
richts in seinem Volkszählungsurteil, daß die Statistik 
und im besonderen die Volkszählung für eine dem 
Sozialstaatsprinzip verpflichtete Politik unerläßlich 
ist; 

zweitens, daß das neue Volkszählungsgesetz 1987 
in allen vom Bundesverfassungsgericht beanstande-
ten Punkten klare Vorschriften enthält und insofern  

dem Volkszählungsurteil und darüber hinausgehen-
den Bedenken Rechnung trägt; 

drittens, daß insbesondere die Gewährleistung des 
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung in einer 
Weise sichergestellt ist, wie sie weltweit einmalig 
ist. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Zum Teil liegen 
noch gar keine Datenverarbeitungspro

-

gramme vor, in Hamburg zum Beispiel!) 

— Meine Damen und Herren, dies sollten Sie zur 
Kenntnis nehmen. Daß es Sie unruhig macht, verstehe 
ich, denn es unterläuft Ihre Argumentation. 

Ich möchte aber gerne hier noch etwas vortragen, 
was ganz deutlich macht, wie unglaubwürdig die 
Aktionen der Boykottinitiatoren und wie unglaubwür-
dig insbesondere die Politik der GRÜNEN hier ist. Die 
GRÜNEN sind nämlich geradezu Großverbraucher an 
statistischen Daten. Ich habe das einmal zusammen-
stellen lassen. Ich führe einmal an, was die Fraktion 
der GRÜNEN allein in der letzten Wahlperiode in 
Kleinen und Großen Anfragen und sonstigen Anfra-
gen alles im Parlament veranlaßt hat und was verant-
wortlich nur erledigt werden konnte, wenn auch ent-
sprechende Statistik — — 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Wir arbeiten ja 
auch!) 

— Aber Sie wollten statistische Daten. Ihre ganze 
Unglaubwürdigkeit liegt darin, daß Sie Daten anfra-
gen und daß Sie sich hier hinstellen und die Erhebung 
der notwendigen Daten verhindern wollen. Da kön-
nen Sie sehen: Sie sind völlig unglaubwürdig gewor-
den, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Ich nenne nur einige Beispiele. Nahezu jede dritte 
parlamentarische Große Anfrage Ihrer Fraktion bezog 
sich direkt oder indirekt auf Volkszählungsergeb-
nisse. Ob es sich etwa um die Große Anfrage Alten-
hilfepolitik oder um die zur Situation der erwerbslosen 
Jugend in der Bundesrepublik Deutschland vom 
3. Juli 1985 oder andere Anfragen handelt, immer 
waren umfangreiche statistische Angaben gefragt. 

(Frau Hensel [GRÜNE]: Ohne Volkszählung 
haben Sie die beantwortet!) 

Da können Sie sehen, wie unglaubwürdig Sie sind 
und wie Sie diesen Staat funktionsunfähig machen 
wollen. Sie wollen noch nicht einmal die Erhebung 
der Daten zulassen, damit wir in den wichtigen Din-
gen Altenhilfepolitik und Jugendpolitik das Notwen-
dige für die betroffenen Menschen tun können. Das 
disqualifiziert auch Ihre parlamentarischen Anfragen 
und Initiativen dann als reine Scheinmanöver, weil 
Sie ja die Grundlage für die Arbeit gar nicht gewähr-
leisten. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Kriegt ein 
Arbeitsloser durch die Volkszählung einen 

Arbeitsplatz?) 

Die parlamentarische Behandlung dieser Themen zu 
fordern, gleichzeitig aber die Gewinnung der hierfür 
erforderlichen Daten abzulehnen, zeigt, wie unglaub-
würdig diese Politik ist. 
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Ich will zusammenfassend sagen: Wir sind über-
zeugt, die Bundesregierung ist überzeugt — ich danke 
in dieser Stunde auch all denen, die sich aus den Frak-
tionen des Bundestages sehr verantwortlich zur Ver-
fügung gestellt haben — , daß eine große Mehrheit 
unserer Bürgerinnen und Bürger, ja bis auf eine win-
zige Minderheit alle unsere Bürgerinnen und Bürger 
sich gesetzestreu verhalten und die notwendigen 
wenigen Daten geben werden. Wir in den Parteien, 
die sich für dieses Gesetz entschieden haben, setzen 
auf die Rechtstreue, auf die Gesetzestreue der Bürger. 
Wir haben guten Anlaß, auf die Gesetzes- und Rechts-
treue der Bürger zu setzen. Wir setzen nicht auf Ver-
fassungsbruch und Rechtsbruch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will Ihnen sehr deutlich sagen: Den gesetzeswid-
rigen und sozialschädlichen Ratschlägen der GRÜ-
NEN wird durch die tatkräftige Bereitschaft der Bevöl-
kerung zur Mitarbeit bei der Volkszählung eine klare 
Absage erteilt werden. 

Ich danke an dieser Stelle auch den Vieltausenden 
von Zählern, die sich in diesen Tagen informieren las-
sen, die zu den Haushaltungen gehen und die die 
Angaben für verantwortliche Politik in unserem Land 
erfragen werden. 

Wir werden bis zu den Tagen, an denen sich die 
Volkszählung vollzieht, weiter werben. Das ist nicht 
irgendwie eine leichte Propaganda, sondern das ist 
die Information der Mitbürgerinnen und Mitbürger 
über das, was notwendig ist, ist die Information über 
den Datenschutz, ist die Information, was für ihre 
Zukunft geschehen soll. Ich bin fest überzeugt, daß 
diese große Aufgabe, daß diese Volkszählung, daß 
das, was wir in unserem Parlament mit großer Mehr-
heit beschlossen haben, von den gesetzestreuen Bür-
gern auch mit ganz überwältigender, mit ganz großer 
Mehrheit zum Wohle unseres Landes durchgeführt 
wird. Ich rufe die Bürgerinnen und Bürger auf, uns zu 
helfen, dieses Gesetz zum Wohle des Landes durchzu-
führen! 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, interfraktionell ist beantragt worden, gemäß § 81 
unserer Geschäftsordnung unmittelbar in die zweite 
Beratung einzutreten. Kann ich davon ausgehen, daß 
das Haus damit einverstanden ist? — Danke schön. 
Dann ist dies mit der erforderlichen Mehrheit, sogar 
mit absoluter Mehrheit, der Anwesenden so beschlos-
sen. 

Wir kommen dann zur Aussprache in der zweiten 
Beratung. Es soll sich, wie vorher, eine Debattenrunde 
anschließen. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wüppesahl. 

Wüppesahl (GRÜNE): Viel abzuarbeiten habe ich 
auf Grund der mangelnden Qualität meiner drei Vor-
redner zum Glück nicht. 

(Lachen bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Aber trotzdem — einige kurze Bemerkungen auch 
dazu: 

Herr Gerster, Sie halten hier erneut ein intensives 
Plädoyer für die Mehrheitsentscheidungen. Ich sage 
Ihnen: Gerade an diesem Beispiel des Volkszählungs-
gesetzes können wir in der Bundesrepublik als kriti-
sche Bürger endlich einmal den Minderheitenschutz 
praktizieren, indem wir unsere Rechte selbst in die 
Hand nehmen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Limbach [CDU/CSU]: Das ist doch 

Rechtsbruch!) 

Herr Conradi, Sie haben für die SPD-Fraktion wie-
derum ein klassisches Beispiel nicht nur für den Eier-
tanz, den Ihnen die CDU-Fraktion vorgehalten hat, 
geliefert, sondern Sie haben ganz einfach vorgeführt, 
wie bei Ihnen vorgegangen wird: sie denken Links 
und handeln Rechts! 

(Widerspruch bei der SPD) 

Denn was Sie an Kritik alles ausgeführt haben, im 
besonderen die Ablehnung der Kriminalisierung der 
Boykotteure und Boykotteurinnen, muß Sie zwingend 
dazu veranlassen, Ihr Veto gegen dieses Gesetz ein-
zulegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Olderog 
[CDU/CSU]: In diesem Punkt hat er leider 

recht!) 

Solange Sie zustimmen, nehmen Sie mit in Kauf, was 
zur Zeit passiert. 

Für das, was alles im Land passiert, beispielhaft nur 
folgendes: Heute morgen in Bonn; vier nette Herren in 
der Wohnung eines Boykotteurs; Beschlagnahme von 
28 Flugblättern — sehr „erfolgreich" bei der Auflage 
von 100 000. Jetzt in diesen Stunden wird in Mainz 
eine Durchsuchung ohne Durchsuchungsbefehl mit 
einer konstruierten Gefahr im Verzuge durchge-
führt. 

So erleben wir das tagtäglich. In Berlin vor zwei 
Tagen vier Festnahmen einschließlich ED-Maßnah-
men; drei weitere Festnahmen einschließlich ED- 
Maßnahmen auf Grund der Verteilung von Flugblät-
tern. Das ist, was Sie in der Konsequenz zur Zeit mit-
tragen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zu Herrn Hirsch, meine ich, bedarf es keiner weite-
ren Begründung. Ihr Beitrag, Herr Hirsch, das war ein 
Hirsch. Bei Herrn Waffenschmidt erspare ich mir 
völlig eine Bewertung. 

Ich halte es für viel wichtiger, positiv aufzuzeigen, 
wie weit der Boykott vorangeschritten ist: Verwal-
tungsgericht Gießen, 2. April  1987: Ein Zähler setzt 
erfolgreich durch, daß er nicht zählen braucht. 

Verwaltungsgericht Koblenz, 14. Ap ril 1987: 
Gleichfalls setzt ein Zähler durch, daß er nicht zählen 
braucht. 

30. Ap ril 1987, Verwaltungsgericht Sigmaringen: 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: „Zu" zählen! — 
Wer „brauchen" ohne „zu" gebraucht!) 

— Darf ich um etwas mehr ruhe im Saal bitten, 

(Lachen bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

das ist ein ja permanentes Dazwischenreden. 
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Vizepräsident Frau Renger: Ich bemühe mich sehr 
oft darum, nicht nur an einer Seite. 

Wüppesahl (GRÜNE): Eine Bürgerin setzt durch, 
daß sie den Gebäudebogen nicht auszufüllen 
braucht. 

Am 3. April 1987, Verwaltungsgericht Darmstadt, 
bestätigt vom Verwaltungsgerichtshof Kassel: daß ein 
Info-Tisch aufgebaut werden darf, der auch für den 
Aufruf zum Boykott da ist. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU] : Respekt!) 

In Friedrichskog setzt ein Bürger im Widerspruchs-
verfahren durch, daß er sich an der Gebäudevorerhe-
bung nicht zu beteiligen braucht. Aber was passierte 
dann? Die Erhebungsstelle gibt die ganze Korrespon-
denz an den Bürgermeister — ein Beispiel, wo eindeu-
tig verfassungswidrig vorgegangen worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Wie machen Sie das 
denn?) 

Ich möchte Ihnen noch etwas zur Erinnerung aus 
der Anhörung des Innenausschusses vom 17. April 
1985 vorlesen. Ich zitiere Professor Krause, der die 
Vorgaben, die das Verfassungsgericht erstellt hat, als 
„Traumtänzerei" in der Praxis dargestellt hat. Profes-
sor Krause ist ein vehementer Befürworter dieser 
Volksaushorchung. Er sagte: 

Mein Ort hat einen einzigen Verwaltungsmann. 
Das ist der Bürgermeister. Da soll nun eine orga-
nisatorische und verwaltungsmäßige Trennung 
durchgeführt werden. Vielleicht macht es die 
Verbandsgemeinde. Aber die zehn Mann, die 
dort  die Verwaltungsarbeit machen, kenne ich 
auch. Versuchen Sie das mal organisatorisch und 
personell zu trennen. 

Und was bedeutet das, wenn ich einen Mann haupt-
amtlich abstelle? Der macht das ein halbes Jahr lang, 
vielleicht ein Dreivierteljahr. — Was tut er dann? Viel-
leicht können Sie ihn im Anschluß einer Gehirnwä-
sche unterziehen. Er könnte auch aus dem Staats-
dienst entfernt werden, vielleicht pensioniert wer-
den. 

Das ist genau die Situation, die wir zur Zeit in allen 
Flächenländern vor uns haben, und das bekommen 
die Bürger und Bürgerinnen mit. Glauben Sie nicht, 
daß dafür nur der wissenschaftliche Habitus des Pro-
fessors Krause nötig ist. Der gesunde Menschenver-
stand der Staatsbürger und -bürgerinnen in diesem 
Lande wird den meisten sagen, daß genau das der Fall 
ist, daß ihre Daten nicht geschützt sind, daß sie ihre 
Daten nur selbst schützen können, indem sie den 
Erhebungsbogen nicht ausfüllen werden. 

Weitere Beispiele, was tatsächliche Praxis ist: Wup-
pertal: Gebäudeerhebungsbögen werden zur Kom-
plettierung an das Amt für Bauförderung und Woh-
nungswesen weitergereicht; ebenso in Elmshorn. In 
München werden Polizisten als Zähler eingesetzt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das sind ja 
auch keine Menschen, ja?) 

In Hamburg und in anderen Ländern sind die Namen 
und Hilfsmerkmale in großen Rechenzentren zusam

-

men mit anderen Daten gespeichert. Eindeutig verfas-
sungswidrig! 

In diversen Städten in Baden-Württemberg und 
anderswo wird mit PC's gearbeitet, ohne EDV-Orga-
nisations- und Datensicherungskonzepte. Klare Ver-
fassungswidrigkeit! Die Belehrung auf Vordrucken 
führt insofern auch immer noch in die Irre. 

In Hamburg und anderen Ländern werden Zähler 
zum Zählen in der Nähe ihrer Wohnung eingesetzt. 
Wieder ein Verstoß gegen die Leitlinie des Verfas-
sungsgerichtsurteils. 

In Hamburg, Baden-Württemberg und anderen 
Ländern sind die Datenschutzbeauftragten nicht an 
den Datenverarbeitungskonzepten beteiligt worden. 

In Ravensburg und Überlingen werden Meldeamts-
leiter als Erhebungsstellenleiter, in Lauenburg wird 
der Sozialamtsleiter als Mikrozensuszähler einge-
setzt. 

In Hamburg werden 40 000 Namen an das Statisti-
sche Landesamt übermittelt, obwohl nur 13 000 Zäh-
ler erforderlich sind. 

In Hamburg wird auch das Datengeheimnis gebro-
chen, da die Zählereinwände von den Dienststellen-
leitern gelesen worden sind. 

Da wollen wir uns hier noch ernsthaft darüber strei-
ten, ob dieses Gesetz verfassungsgemäß oder verfas-
sungswidrig ist? Lassen Sie uns das strittig im Raum 
halten. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Klar ist, daß die Durchführung eindeutig verfassungs-
widrig ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Olderog 
[CDU/CSU]: Warum gehen Sie nicht zum 

Bundesverfassungsgericht?) 

Jetzt noch einige wenige andere Aspekte. Wir 
haben erlebt, wie das Zentralverkehrsinformationssy-
stem in Flensburg per Knopfdruck mit einem einfa-
chen Gesetz, legal, also, plötzlich den Sicherheitsor-
ganen per Online-Verfahren zur Verfügung gestellt 
wurde. Auch gestern mochte der Innenminister Zim-
mermann auf meine Frage nicht antworten, wer uns 
die Garantie gibt 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie geben fal

-

sches Zeugnis! Sie lügen!) 

oder ob er oder andere sie geben kann, daß über ein 
solches Gesetz im Nachhinein zur Durchführung der 
Volkszählung diese ganzen Datensätze, nicht den 
Sicherheitsorganen zur Verfügung gestellt werden 
können. Über ein Zusammenarbeitsgesetz oder 
andere legalistische Grundlagen. 

Genau dafür haben wir wiederum eine Fülle von 
Beispielen. Der pensionierte Bundeskriminalamtslei-
ter Herold hat das ausgeführt: Über zehn große Daten-
sätze wurden Mitte der 70er Jahre illegal zum 
Abgleich für die Durchführung der Rasterfahndung 
benutzt.. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie geben fal

-

sches Zeugnis!) 
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Da wollen Sie uns oder den Bürgern draußen einre-
den: Wir sollen Vertrauen haben. Genau das Gegen-
teil ist angesagt: Das Mißtrauen muß um so größer 
sein nach den Erfahrungen, die wir gesammelt 
haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Was in der aktuellen Diskussion völlig unterbelich-

tet ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, darf ich 
vorher einmal fragen, ob Sie eine Zwischenfrage 
zulassen. 

Wüppesahl (GRÜNE): Wenn das von der Zeit nicht 
abgerechnet wird, ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, das wird Ihnen 
nicht abgerechnet, Herr Abgeordneter. 

Tietjen (SPD): Herr Abgeordneter, wenn ich Ihnen 
zum wiederholten Male zuhöre, stellt sich mir als Ihr 
—ich muß das bedauern — ehemaliger Berufskollege 
die Frage, wie Sie Ihr ganzes Gequäke gegen diesen 
Rechtsstaat eigentlich in Einklang bringen wollen mit 
Ihrem Diensteid, den Sie seinerzeit einmal in einem 
Bundesland in der Bundesrepublik Deutschland 
geleistet haben? 

Vizepräsident Frau Renger: Darf ich einmal sagen, 
daß „Gequäke" kein schöner Ausdruck ist? Ich rüge 
dieses. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gequake! 
— Aber er hat recht! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 
Sie haben das Wort, bitte. 

Wüppesahl (GRÜNE): Wenn das möglich ist, gerne. 
—Ich finde diese Frage durchaus berechtigt, und ich 
kann Ihnen dazu nur sagen, daß gerade sowohl in 
meiner Eigenschaft als jetzt im einstweiligen Ruhe-
stand befindlicher Polizeibeamter des Landes Ham-
burg als auch als Abgeordneter des Deutschen Bun-
destages aus meiner Sicht die Pflicht besteht, gegen 
dieses Gesetz Sturm zu laufen, und auch aufzufor-
dern, diesen Vorgaben nicht zu folgen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Welche Schande, 
daß Sie Polizeibeamter waren!) 

Zivil-militärische Zusammenarbeit wird wirklich in 
der aktuellen Diskussion völlig unterbelichtet. Nicht 
ohne Grund ist Herr Hölder jetzt der Präsident des 
Statistischen Bundesamtes. Er war bis vor vier Jahren 
Leiter der Zivilschutzabteilung im Innenministerium. 
Herr Hölder weiß ganz genau, was man mit a ll  diesen 
Daten mit Hilfe der Statistiker zaubern kann. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das ist gar nicht wahr! Das 
stimmt doch überhaupt nicht! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das ist jetzt wirk lich gelo

-

gen!) 
Am letzten Montag hatte ich die Gelegenheit, mit 

dem Leiter der Durchführung der Volkszählung in 
Schleswig-Holstein eine Diskussion zu führen. Wenn 
Sie uns dauernd erzählen wollen, wir würden die 
Menschen draußen irreführen, dann berichte ich 
Ihnen, was nach der sehr deutlichen Aussage dieses 

Herrn passieren wird — Schleswig-Holstein ist ein 
CDU-regiertes Bundesland — : Es wird in Schleswig

-

Holstein bei einem Boykott kein Bußgeld geben; 
es wird Zwangsgelder geben, 100 DM, 200 DM, 
300 DM, Schluß. 

Dazu kann ich Ihnen nur sagen: In diesem Land 
bekommen wir keine Demokratie zum Null-Tarif! 
Und ich kann nur hoffen, daß viele Menschen bereit 
sind, diesen Obulus für eine Verbesserung der demo-
kratischen Kultur zu löhnen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Kühbacher? 

(Eigen [CDU/CSU]: Unverschämt! Daß so 
etwas gesagt werden darf! — Dr. Olderog 
[CDU/CSU]: Entziehen Sie ihm das Rede

-

recht, Frau Präsidentin! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: Unglaublich! — Weitere 

lebhafte Zurufe von der CDU/CSU) 

—Ich bitte um Entschuldigung, ich habe das, worüber 
Sie sich so empören, nicht gehört. Ich werde das nach-
lesen. 

Jetzt frage ich Sie, ob Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Kühbacher zulassen. 

Wüppesahl (GRÜNE):: Ich sehe, daß die Uhr weiter-
läuft — — 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, sie läuft nicht 
weiter, wenn Sie die Zwischenfrage zulassen. 

Wüppesahl (GRÜNE): Ich möchte sie nicht zulas-
sen, weil ich jetzt zum Schluß kommen möchte. 

(Lachen bei der SPD) 

Gleichzeitig wissen wir um die Begehrlichkeiten 
des Verfassungsschutzes und des Staatsschutzes. Wir 
wissen es aus Niedersachsen, wir wissen es vom Bun-
desamt, und wir wissen es vom Staatsschutz in Ber lin. 
Mir kann doch niemand etwas erzählen. Ich weiß 
doch, welche Atmosphäre und welcher Geist bei den 
Polizeien herrscht. Die lecken sich doch die Finger 
danach, zur Durchführung ihrer verschiedenen Fahn-
dungsmethoden an diese Daten zu kommen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie beleidigen 
Hunderttausende Leute! — Dr. Olderog 
[CDU/CSU]: Sie beleidigen Ihre Kollegen bei 

der Polizei!) 

Wer in diesem Bereich den Bürgern blauäugig sugge-
rieren möchte, daß der Datenschutz gesichert werden 
könne, der leitet tatsächlich irre, so wie Herr Waffen-
schmidt das ausgeführt hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Limbach 
[CDU/CSU]: Beleidigung als Zeichen der 
politischen Kultur! — Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]: Was haben Sie für ein jämmerliches 
Weltbild! — Weitere lebhafte Zurufe von der 
CDU/CSU — Dr. Olderog [CDU/CSU]: Aus 
welcher Polizei kommen Sie, daß Sie solche 

Dinge unterstellen?) 

—Ich möchte Ihnen zu diesen Kollegen doch einmal 
etwas sagen, jetzt einmal zu denen vom Verfassungs- 
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Schutz: Sie haben doch auch vor wenigen Tagen ein 
Informationsblatt, nämlich eine Studie des Verfas-
sungsschutzamtes vom 10. Ap ril, bekommen. Darin 
sind so große Mängel, da wird mir schlecht. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Lenken Sie 
mal nicht von Ihren Beleidigungen ab!) 

Darin steht z. B., daß 14 Tage später ein Kongreß in 
Köln über den Volkszählungsboykott durchgeführt 
werden soll. — Nein, es steht nicht d rin: in Köln, weil 
das Verfassungsschutzamt noch gar nicht wußte, wo 
er stattfindet. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Sie haben soeben 
gesagt, Ihre Kollegen von der Polizei leckten 

sich die Finger, da dranzukommen.) 
Das war aber schon vier Wochen vorher bekannt. 
Darin steht beispielsweise, daß 400 VoBo-Initiativen 
existieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre Redezeit ist been-
det, Herr Kollege! 

Wüppesahl (GRÜNE): Über tausend existieren zu 
dem Zeitpunkt bereits. Verstehen Sie, das ist die Qua-
lität dieser Sicherheitsorgane, die natürlich auf Grund 
des eingleisigen Denkens zustande kommt. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre Redezeit ist been-
det, Herr Kollege! 

Wüppesahl (GRÜNE): Letzter Satz — — 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, Ihre Redezeit ist 
beendet. 

Wüppesahl (GRÜNE): Ich will das gar nicht effekti-
vieren — — 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, Ihre Redezeit ist 
beendet. 

Wüppesahl (GRÜNE): — — aber ich möchte Ihnen 
aufzeigen, wie absurd das ist, wenn Sie sich auf diese 
Information verlassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre Redezeit ist been-
det. Ich entziehe Ihnen das Wort. Nun hören Sie doch 
schon mal auf! 

(Heiterkeit) 

Wüppesahl (GRÜNE): Danke. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, es macht mir wirklich keinen Spaß, hier so zu 
reagieren; aber leider ist das bei dieser Materie offen-
sichtlich nicht zu umgehen. 
Verehrter Herr Kollege Gerster, ich muß Ihnen 

einen Ordnungsruf erteilen. Sie haben einen Kollegen 
der Lüge bezichtigt. Dies ist nicht möglich in diesem 
Haus. Das müssen Sie dann schon anders formulie-
ren. 

(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, jetzt hat der Abgeord-
nete Fellner das Wort. 

Fellner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Wüp-
pesahl, wenn ich so kaputt wäre wie Sie, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das sind Sie!) 

und wenn ich überall so viel Unrecht sähe wie Sie, und 
wenn ich mich so von dunklen Geistern verfolgt fühlte 
wie Sie, 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Das ist aber 
auch eine Beleidigung!) 

dann würde ich auf gut bayerisch sagen: „mogst' ja 
nimma leben". Dann würde ich mich hinlegen und 
sterben und würde den Leuten nicht mehr auf den 
Geist gehen, geschweige denn als Gespenst erschei-
nen. Es reicht so auch schon, wie Sie uns hier erschei-
nen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, man sollte nicht müde 
werden zu sagen und darauf hinzuweisen, was der 
eigentliche Skandal bei dieser Volkszählung denn 
nun wirklich ist. Der Bundestag hat vor einiger Zeit 
mit einer breiten Mehrheit nach sehr ausführlicher 
Diskussion ein Gesetz zur Durchführung einer Volks-
zählung beschlossen. Die Beratungen waren ganz 
besonders sorgfältig gewesen, nachdem das Bundes-
verfassungsgericht ein früheres Gesetz als rechtswid-
rig beurteilt hatte. Diese damals negative Entschei-
dung des Verfassungsgerichts war ergangen, weil wir 
mit dem früheren Volkszählungsgesetz gleichzeitig 
auch im Interesse der Gemeinden und Städte die Mel-
deregister auf den aktuellen Stand bringen wollten. 

Das Verfassungsgericht hat aber damals gleichzei-
tig die Volkszählung für notwendig und zulässig 
erklärt und enge, detaillierte datenschutzrechtliche 
Kriterien für die Durchführung aufgestellt. Das Ver-
fassungsgericht — ich darf jetzt ein paarmal aus dem 
Volkszählungsurteil zitieren — hat gesagt: 

Wenn die ökonomische und soziale Entwicklung 
nicht als unabänderliches Schicksal hingenom-
men, sondern als permanente Aufgabe verstan-
den werden soll, bedarf es einer umfassenden, 
kontinuierlichen sowie laufend aktualisierten 
Information über die wirtschaftlichen, ökologi-
schen und sozialen Zusammenhänge. 

Frau Schmidt-Bott, genau das haben Sie vorhin, als 
Sie uns vorwarfen, wir wollten das wissen, schlicht als 
Volksverdummung bezeichnet. Damit wird gleichzei-
tig deutlich, wie Sie verfassungsmäßige Organe in 
unserem Staat einschätzen. Sie haben das, was das 
Verfassungsgericht ausdrücklich fordert und für 
zulässig erklärt, als Volksverdummung bezeichnet. 

Sie haben — damit greife ich ein paar Argumente, 
die ständig in der Diskussion gebracht werden, auf, 
auch wenn sie wirklich abwegig sind — gleichzeitig 
auch gesagt, es sei nicht notwendig, eine Volkszäh-
lung, eine umfassende Erhebung durchzuführen. 
Auch dazu hat das Verfassungsgericht etwas gesagt: 
„Eine Totalerhebung ist die einzige Methode, die mit 
hinreichender Genauigkeit Ergebnisse als Basismate-
rial liefern kann. " 
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Damit hat das Verfassungsgericht gleichzeitig die 
Argumente, die auch gebracht werden, vom Tisch 
gewischt: Man könnte die benötigten Daten aus 
Stichprobenerhebungen gewinnen oder aus anderen 
vorhandenen Registern zusammentragen. Ich möchte 
Ihnen gleich auch noch eine Illusion rauben. Das Ver-
fassungsgericht hat damals, als es die Volkszählung 
an sich für zulässig erklärte, auch gesagt, das Volks-
zählungsgesetz 1983 verpflichte in § 5 die Beschwer-
deführer unter Androhung einer Geldbuße zur Aus-
kunft. Dann sagt es weiter: „Diesen Informationsein-
griff hat der Auskunftspflichtige hinzunehmen." Das 
Verfassungsgericht hat also ausdrücklich auch die 
Androhung und damit natürlich auch die Durchset-
zung eines Bußgeldes für Verweigerer gebilligt. 

DIE GRÜNEN haben — darauf ist schon hingewie-
sen worden — ausdrücklich darauf verzichtet, das 
jetzt gültige Gesetz vor dem Verfassungsgericht 
anzufechten. Das wäre bei der Sachlage wohl auch 
aussichtslos gewesen. Das mag zwar manchen über-
raschen, wer aber die eigentlichen Absichten der 
GRÜNEN und der zum Teil dahinter stehenden links-
extremistischen Organisationen kennt, wundert sich 
gar nicht. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das haben 
wir doch schon alles gehört!) 

— Weil Sie es immer noch nicht verstehen, stelle ich es 
Ihnen gerne noch einmal dar. Sie wissen ohnehin, was 
Sie treibt, diese Kampagne zu führen. Die Bürger sol-
len es auch wissen, vor allen Dingen diejenigen, die 
Sie mit Ihrer Kampagne ins Unglück stürzen wollen. 
Darum sage ich es noch einmal: Die eigentlichen 
Absichten, die dahinter stehen, sind ganz andere. 

Die GRÜNEN wissen, daß sie das Recht brechen. 
Sie benutzen den Rechtsbruch als Mittel der politi-
schen Auseinandersetzung. Kein Bürger sollte sich 
meines Erachtens dafür einspannen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie tun das, weil Sie sich auf dem demokratischen, auf 
dem parlamentarischen Weg nicht durchsetzen kön-
nen, auch das gestehen Sie ein. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wieso denn 
das?) 

Sie wollen Ihren Willen als Minderheit auf anderen 
Wegen durchsetzen. 

Deshalb muß man Sie natürlich fragen, was Sie 
denn eigentlich täten, wenn Sie die Mehrheit hätten. 
Sie würden die Volkszählung natürlich abschaffen 
— das ist richtig — , aber Sie würden auch die demo-
kratischen Spielregeln und den Rechtsstaat abschaf-
fen. Wie man ein solches Verhalten klassifiziert, ist in 
Deutschland meines Erachtens sehr wohl bekannt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wie denn, 
Herr Fellner?) 

Nun auch noch ein Wort zur SPD. Ich möchte mich 
zunächst — 

(Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Herr Fellner, 
ich weiß es nicht! Wie qualifiziert man es 

denn?) 

— Sie wissen es. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Nein, ich 
möchte es wissen!) 

Ich möchte noch ein Wort zu den Kollegen der SPD 
sagen. Ich möchte mich zunächst bedanken bei den 
sachlich und fachlich kompetenten Kollegen — das ist 
eine durchaus beachtliche Zahl — , die nach wie vor 
zur Sache stehen. Ich zähle den Kollegen Conradi aus-
drücklich nicht dazu. Wenn man den Antrag der SPD 
anschaut und gehört hat, mit welchen Verrenkungen 
er hier gesprochen hat, muß man sagen: Seine Rede ist 
sicherlich der Preis dafür, daß Sie nicht bereit sein 
konnten, mit uns gemeinsam einen Antrag vorzule-
gen und zu beschließen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Der Sympa

-

thisantensumpf!) 

Ich bedauere das um so mehr, als wir Ihnen einen 
Antrag vorgelegt haben, der identisch ist mit dem, 
was die Innenministerkonferenz der Bundesländer 
erst kürzlich verabschiedet hat, und zwar auch mit 
den Stimmen der SPD. Das ist Ihnen sicherlich nicht 
verborgen geblieben. 

Ich meine, es ist schlimm, daß die Realitätsferne bei 
der SPD dort am ärgsten ist, wo die Verantwortung für 
unseren Staat und unsere Gesellschaft eigentlich am 
größten sein müßte. Ich möchte es fast als eine Art 
Todestrieb einer Partei bezeichnen, der sie trotz aller 
widrigen Erfahrungen der letzten Zeit und auch trotz 
besserer Einsichten in ihren Reihen den GRÜNEN 
immer wieder hinterher- und in ihr eigenes Unglück 
laufen läßt. Ich kann es wirklich nur als Anbiederung 
an die GRÜNEN und die Boykottgegner werten, wenn 
Sie in der Ziffer 4 Ihres Antrags jetzt unterschwellig 
doch wieder auf Argumente der Gegner eingehen. 

Ich meine, es wäre, wenn die Volkszählung schon 
ständig in völlig abwegiger Art und Weise mit den 
noch nicht ausgearbeiteten Datenschutzgesetzen 
oder, wie seitens der GRÜNEN geschehen, mit den 
Sicherheitsgesetzen in Verbindung gebracht wird, 
angemessen gewesen, dann auch einmal die eindeu-
tige Lage darzustellen. Das Volkszählungsgesetz 
selbst schließt eine Übermittlung von Daten für nicht-
statistische Zwecke aus; das steht im Gesetz. Daß Sie 
meinen, darüber werde sich jemand hinwegsetzen, 
zeigt nur, daß Sie offenbar der Ansicht sind: Alle Leute 
denken so, wie Sie es machen. Sie setzen sich über 
Gesetze hinweg. Aber wir haben keinerlei Anlaß, den 
Leuten, die mit der Durchführung der Volkszählung 
befaßt sind, die gleiche verwerfliche Gesinnung zu 
unterstellen, die Sie an den Tag legen. Und es darf 
keine Bundes- und Landesbehörde im Bereich der 
öffentlichen Sicherheit auf diese Volkszählungsdaten 
zugreifen; das steht im Volkszählungsgesetz. Und in 
den Entwürfen zu den Sicherheitsgesetzen steht, daß 
eine Übermittlung dieser Daten untersagt ist, soweit 
ihr besondere gesetzliche Übermittlungsregelungen 
entgegenstehen. Und genau diese gesetzliche Über-
mittlungsregelung, die entgegensteht, ist im Volks-
zählungsgesetz enthalten. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Die ganze 
Lückenhaftigkeit erwähnen Sie jetzt nicht! 

Erzählen Sie einmal, was da fehlt!) 
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Rechtlich ist ein Datenmißbrauch also absolut abwe-
gig. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Es kann nur funktionieren, wenn Sie den Bürgern die 
gleiche verwerfliche Gesinnung unterstellen, die Sie 
selber haben. 

Ich darf deshalb noch einmal ausdrücklich um Ver-
trauen für die mit der Durchführung der Volkszählung 
befaßten Bürger bitten. Sie haben es verdient, daß wir 
ihnen trauen, abgesehen von den von Ihnen schon 
apostrophierten und angekündigten „U-Booten". 
Aber auch diese werden es nicht schaffen, den Erfolg 
der Volkszählung zu verhindern. 

Lassen Sie mich abschließen und ausnahmsweise 
einmal den Bundespräsidenten hier in Anspruch neh-
men. Er hat vor dem Statistischen Bundesamt im 
Oktober des vergangenen Jahres gesagt — ich zitiere 
ihn —: 

Wenn der Bürger möchte — und darauf hat er 
Anspruch —, daß die Bundesregierung, die Lan-
desregierungen und die kommunalen Selbstver-
waltungsorgane in durchsichtiger, nachprüfba-
rer, auf objektiven Daten beruhender Weise Poli-
tik machen, dann ist es in seinem ureigensten 
Interesse, seinerseits mit dazu beizutragen, daß 
die statistischen Unterlagen dafür auch zur Hand 
sind. 

Und dies wollen wir mit der Volkszählung. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wüppesahl [GRÜNE]: Links denken, rechts 

handeln!)  

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Wartenberg (Berlin). 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Diskussion um die Volkszäh-
lung ist längst zu einem Glaubenskrieg geworden, sie 
ist zu einem Schaukampf entartet. Robert Leicht hat in 
der „ZEIT" geschrieben: 

Manchmal drängt sich der Eindruck auf, die 
Deutschen hätten, wenn es um das Verhältnis zu 
ihrem Staat geht, entweder das Maul oder die 
Hosen zu voll — oder beides zugleich wie in die-
sem Fall. Der Agitationskampf um die Volkszäh-
lung nimmt sich aus, als wollten die Wortführer 
— kompensatorisch überreizt und anmaßend — 
nachholen, was unsere Ahnen an bürgerlich sta-
bilem Selbstbewußtsein haben vermissen las-
sen. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Hoijoijoi!) 

Ich glaube wirklich, es ist eine sehr deutsche, unan-
genehm deutsche Diskussion, vor allem, wenn man es 
mit dem vergleicht, was es an wirk lichen Problemen 
in dieser Gesellschaft gibt: Arbeitslosigkeit, Umwelt-
schutz, Abrüstung, worüber wir heute morgen disku-
tiert haben. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Richtig!) 

Es ist schon fast wahnwitzig, in welcher Hyste rie eine 
eigentlich normale Sache wie eine Volkszählung hier 
plötzlich übersteigert diskutiert wird. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Volkszählung gibt es in allen Ländern dieser Welt; das 
ist eine Übereinkunft. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Stimmt doch nicht!) 

In keinem Land der Welt gibt es eine solche Diskus-
sion. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

— Informieren Sie sich! 

Es geht bei der Volkszählung nicht nur darum, Pla-
nungsgrundlagen zu bekommen, sondern es ist noch 
viel simpler: Eine Gesellschaft versucht, sich zu einem 
bestimmten Stichtag ein relativ genaues Bild über sich 
selbst zu machen. Das ist ein normaler Vorgang; denn 
jede Gesellschaft muß den Anspruch haben, über sich 
selbst einigermaßen genau Bescheid zu wissen. Das 
heißt: Die Erkenntnisse, die die Volkszählung bringt, 
schaffen nicht per se einen Erkenntnisvorsprung für 
irgendeine Verwaltung oder Regierung, 

(Dr. Nöbel [SPD]: Genau, genau!) 

sondern sie sind eine Arbeitsgrundlage für die 
gesamte jeweilige Gesellschaft. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Denn diese Zahlen sind öffentliches Gut. Das ist ja das 
Besondere der öffentlichen Statistik. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Frau 
Schmidt-Bott [GRÜNE]: Aber der Umgang 

damit!) 

Wir alle, nicht nur die Verwaltung, sondern unsere 
Gesellschaft, braucht sie nicht nur in politischen, son-
dern in allen gesellschaftlichen Prozessen. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Ein grüner Junge, bei 
Gott!)  

Wenn ich mich mit der Kritik an der Volkszählung 
auseinandersetze, weiß ich sehr wohl zu differenzie-
ren. Auf der einen Seite ist die Fraktion oder Partei 
der GRÜNEN, die einen allgemeinen politischen 
Anspruch hat, an dem sie sich, auch bezogen auf den 
Volkszählungsboykott, den sie ausruft, messen lassen 
muß. Auf der anderen Seite sind die Bürger, die mehr 
aus allgemeinem Mißtrauen über den Gebrauch von 
Daten mit den modernen Mitteln der Technologie 
Unbehagen und Mißtrauen in starkem Maß zum Aus-
druck bringen. 

Ich setzte mich zunächst mit Ihnen auseinander. 

Ein großer Teil Ihres parlamentarischen Wirkens — 
Herr Waffenschmidt hat darauf hingewiesen — , ein 
großer Teil Ihrer parlamentarischen Arbeit sind Anfra-
gen nach Statistiken und Daten. Aus diesem Wider-
spruch kommen Sie nicht heraus. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Ja!) 

Es gibt einen ganz besonders peinlichen Vorgang in 
Berlin. Die Abgeordneten aus der Fraktion der AL 
hatten eine Anfrage nach sensiblen wichtigen politi-
schen Daten gestellt. Der Senat von Berlin antwortete: 
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Es tue ihm leid; diese Daten dürfe der Senat weder 
erheben, geschweige denn an die AL weitergeben, 
und zwar gemäß dem Volkszählungsurteil des Bun-
desverfassungsgerichts. Wahrscheinlich wollte die AL 
in Wirklichkeit die Daten gar nicht wissen, sondern 
nur einmal prüfen, ob sich der Senat verfassungsge-
mäß verhält. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Sie fragen pausenlos nach diesen Daten und ver-
weigern auf der anderen Seite sogar den Ansatz der 
Erhebung von Daten. Das ist Ihre Schizophrenie. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich sage Ihnen, das ist fast schon ein Krankheitsbild; 
eine fundamentalitische Schizophrenie. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Ein weiterer Kritikpunkt ist, daß in Ihrer Argumen-
tation und Ihren Boykottaufrufen der Widerstands-
begriff verwendet wird, besonders von Frau Schmidt-
Bott. Der Begriff Widerstand verkommt, wenn Sie ihn 
in diesem Zusammenhang benutzen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Schämen Sie sich eigentlich nicht, den Widerstand 
von Gandhi gegen ein kolonialistisches Regime auf 
die Volkszählung zu übertragen? 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Es ist unglaublich, mit welcher Schamlosigkeit histo-
rische Begriffe in diesem Zusammenhang benutzt 
werden. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Sie bleiben stehen, 
wo wir gehen!) 

Darüber denken Sie bitte auch einmal in anderem 
Zusammenhang nach, wenn wir wirklich gegen etwas 
ankämpfen müssen, wenn der Rechtsstaat wirklich in 
Gefahr ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Wüppesahl [GRÜNE]: Er ist in 

Gefahr!) 

Ich meine, Diskussion und Kritik an der Volkszäh-
lung enthalten auch einen anderen Widerspruch. Bei 
der Volkszählung tritt der Staat dem Bürger offen 
gegenüber. Haben Sie eigentlich das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts einmal gelesen? In dem Urteil 
steht ausdrücklich, daß der Bürger wissen muß, wer 
was wann warum über ihn erhebt. Es gibt keinen 
Bereich in der Datenerhebung, wo er das so genau 
weiß, wie bei der Volkszählung. Es gibt gar kein ande-
res Instrument, wo der Staat nach den Grundsätzen 
der informationellen Selbstbestimmung dem Bürger 
offener gegenüber tritt. Das ist der Widerspruch. 
Seine Offenheit ist seine Schwäche. Und die nützen 
Sie aus. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Merken Sie eigentlich nicht, daß Sie, wenn eine offene 
Abfrage nicht mehr funktioniert, Sie die Legitimation 
dafür geben, 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Es geht um die 
nicht offene Planung mit den Daten!) 

daß dann ein Abgleich von abgeschotteten Datenbe-
ständen vorgenommen wird, das, was das Bundesver-
fassungsgericht ausdrücklich verboten hat? Das Ver-
fassungsgericht bezeichnet dies als das größere Übel 
und die offene Erhebung gegenüber dem Bürger als 
die bessere Lösung. Wissen Sie eigentlich um diesen 
Widerspruch? Wissen Sie eigentlich, daß Sie an der 
falschen Front kämpfen? 

Ich muß sagen: Mich erbittert das deswegen so, weil 
wir überall, bei ZEVIS, beim maschinenlesbaren Per-
sonalausweis, wo Daten verdeckt erhoben werden, so 
schwer kämpfen müssen. Und in dem Bereich, wo der 
Staat offen ist, kämpfen Sie dagegen, aber nicht des-
wegen, weil es besonders gefährlich ist, sondern weil 
es so einfach ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Das ist das Problem. Es ist eine rein taktische Ausein-
andersetzung. Sie haben taktisch die Volkszählung 
instrumentalisiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Wüppesahl? 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Nein. Meine Zeit ist 
gleich zu Ende. Vielen Dank. Ich verzichte. Auch Sie 
haben nicht alle Zwischenfragen zugelassen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sie wollen 
sich doch damit auseinandersetzen!) 

Lassen Sie mich, nachdem ich mich mit dem politi-
schen Anspruch der Fraktion DIE GRÜNEN auseinan-
dergesetzt habe, auf die mißtrauische und kritische 
Grundstimmung eingehen, die viele Bürger zur 
Volkszählung haben. Diese kritische Haltung rührt 
nicht so sehr aus der Volkszählung selber her, sondern 
vielmehr aus Gesetzen wie im Sicherheitsbereich, in 
denen Datenschutzbelange nicht richtig berücksich-
tigt worden sind und den Bürger in das Gefühl treiben, 
daß mit seinen Daten Mißbrauch getrieben wird, ohne 
daß eine wirksame Kontrolle greifen kann. Die 
Angriffe auf die Datenschutzbeauftragten aus der 
konservativen Ecke verstärken zu Recht den Eindruck 
dieser Bürger. Diesem Gefühl, das die Bürger haben, 
ist permanent durch den Innenminister, durch seinen 
Staatssekretär Spranger und viele andere aus der kon-
servativen Ecke Vorschub geleistet worden. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Na, na!) 

Wer immer wieder den Datenschutz als Täterschutz 
disqualifiziert, wer Datenschutz gegen Sicherheitsin-
teressen ausspielt, der muß sich nicht wundern, nein, 
der ist verantwortlich dafür, wenn das Mißtrauen in 
dieser Gesellschaft wächst. 

(Beifall bei der SPD) 

Insofern ist die Bundesregierung für die Emotionen, 
die die Volkszählung hervorruft, mitverantwortlich, 
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wenn auch die datenschutzrechtlichen Bedenken bei 
der Volkszählung gerade nicht gerechtfertigt sind. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Aber Sie machen 
alles  mit!)  

Die vertrauensbildende Maßnahme war gefragt, nicht 
das Muskelspiel und das Keulenschwingen nach allen 
Seiten. 

Ich fordere die Bundesregierung dringend auf, 
dafür zu sorgen, daß der Rechtsstaat auch bei Verstö-
ßen gegen die Volkszählung eine noble, liberale 
Rechtshaltung behält. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Dies macht die Qualität des Rechtsstaates aus. Wir 
Sozialdemokraten lehnen den Gesetzentwurf der 
GRÜNEN ab und auch jede Boykottmaßnahme. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kleinert (Hannover). 

Kleinert (Hannover) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herzog Alba 
als Statthalter in den Niederlanden hat dafür gesorgt, 
daß dort — ich verdanke diese Weisheit meinem 
Freund Burkhard Hirsch — diese halben Gardinen 
eingeführt worden sind, damit er immer wußte, wenn 
sich mehr als drei Holländer versammeln und eventu-
ell etwas gegen die spanische Herrschaft aushek-
ken. 

(Dr. Penner [SPD]: Egmont!) 

Wir Liberalen bemühen uns, auch aus der Geschichte 
etwas zu lernen. Ich wollte Ihnen nur sagen: Wir sind 
sehr bewußt im Hinblick auf Datenschutz. Deshalb 
finden wir es um so merkwürdiger — da kann ich mich 
den Worten meines Herrn Vorredners nur anschlie-
ßen — , daß wir uns heute hier mit diesem eigentümli-
chen Antrag befassen müssen. 

Wenn man sich von einer Welt von Feinden umstellt 
fühlt und wenn man glaubt, man wäre von allen mög-
lichen bösen Mächten umzingelt, dann mag ja eine 
Situation entstehen, in der man schier den Verstand 
zu verlieren glaubt. Ich habe inzwischen den Ein-
druck: Das ist auch so passiert; 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der CDU/ 
CSU und der SPD — Kleinert [Marburg] 

[GRÜNE]: Mäßigen Sie sich!) 

denn es besteht nun wirklich keine Veranlassung. 
Sehr nett wäre es z. B. gewesen, wenn irgend jemand 
von den Antragstellern einmal versucht hätte, an 
Hand des Fragebogens der Frage nachzugehen, was 
denn hier wo welche Ängste einigermaßen berechtig-
terweise hervorrufen können sollte. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Frage 12! 
Gucken Sie nach!) 

Das machen Sie ja gar nicht. Sie sind diese Strahlen

-

leute: Alles, was man nicht sehen kann, was möglichst 

unheimlich ist, was Ängste erweckt, da hauen Sie sich 
drauf. 

(Heiterkeit bei der FDP, der CDU/CSU und 
der SPD) 

Wenn es in einem Jahr das Waldsterben gewesen ist, 
dann vergessen Sie das nach Tschernobyl und wen-
den sich gegen Atomkraftwerke, obwohl nun einmal 
feststeht, daß das Waldsterben allerdings durch 
andere Sorten von Kraftwerken eher begünstigt wird 
als ausgerechnet durch Atomkraftwerke. 

(Frau Traupe [SPD]: Das steht überhaupt 
nicht fest, Herr Kleinert!) 

Nun sind Sie mit den beiden Dingen nicht mehr so 
ganz in der Mode, deshalb haben Sie sich ausgerech-
net diese Volkszählung ausgesucht. Ein sehr bedenk-
licher Vorgang. 

Viele Bürger fragen sich: Was sind denn das für 
Leute, diese GRÜNEN? Was haben sie für Motive? 
Was versuchen sie, um Wähler zu gewinnen? Worauf 
wollen sie hinaus? Wie machen sie das so? Darüber 
wird noch einige Zeit nachgedacht werden, bis es 
dann vorbei ist. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sie wissen es 
doch schon!) 

— Nein, Herr Kleinert, ich weiß das nicht, sondern ich 
denke immer wieder darüber nach. Ich höre Ihnen 
auch aufmerksam zu 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Dann müßten 
Sie es doch wissen! Sie kommen aber nie zu 

Ergebnissen!) 

und versuche, das herauszufinden. Einen Teil Ihres 
Geschäftsgeheimnisses habe ich erkannt: Eine Sache 
muß möglichst unheimlich und unklar sein, damit man 
mit voller Wucht das Demagogische daraus herleiten 
kann, damit man, ohne irgend etwas beweisen zu 
müssen, Stimmungen erregt. Und jetzt sind wir genau 
an dem Punkt: Es geht hier darum, daß man Zahlen 
bringt, daß man eine Buchhaltung unseres Staates 
und unserer Volkswirtschaft aufstellt. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Eine Totalkontrolle 
ist es!) 

Das allerwichtigste für ein gesundes Unternehmen ist 
eine gesunde Buchhaltung. Die schwachen Erben 
können ein Unternehmen ruinieren, denn sie haben 
nicht mehr die Tatkraft der Gründer. Ein von den rich-
tigen Leuten auf geschickte demagogische Weise 
zusammengebrachter Bet riebsrat kann ein Unterneh-
men auch ruinieren. Ich glaube allerdings, daß unsere 
Gewerkschaften normalerweise sehr vernünftige 
Menschen dahinschicken, ich möchte da gar keinen 
Irrtum entstehen lassen. 

(Zuruf von der SPD: Das Beispiel ist weit  her

-

geholt!) 

Bei Personalräten habe ich übrigens bedeutend mehr 
Sorgen als bei Betriebsräten; das will ich hier nicht 
weiter ausführen. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

So, auf diese Weise kann man also ein Unternehmen 
ruinieren. Aber die sicherste Weise ein Unternehmen 
zu ruinieren, ist, wenn man seine Zahlen nicht in Ord- 
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nung hat und die Fakten nicht kennt, auf denen sich 
Entscheidungen aufbauen müssen 

Das Gewinnen solcher Fakten in einem ungewöhn-
lich bescheidenen Maße wollen Sie dem Staat ver-
wehren, nur damit Sie gegen diesen Staat antreten 
und wieder einmal versuchen, Emotionen zu erwek-
ken. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Weil man Schindlu

-

der damit treiben kann!) 

Ich habe die frohe Hoffnung, daß die konservativen 
Leute, die Ihre ökologischen Überlegungen teilen, 
daß vielleicht sogar die mehr sozialdemokratischen 
Leute, denen die SPD irgendwann einmal etwas zu 
langweilig bei der Durchsetzung gewisser Dinge 
gewesen ist, und die sich deshalb Ihnen, den GRÜ-
NEN, zugewendet haben, an diesem Beispiel erken-
nen, daß eine Firma, die noch nicht mal bereit ist, ihr 
Minimum an Buchhaltung in Ordnung zu halten, mit 
Sicherheit nicht in der Lage ist, irgend etwas zugun-
sten von irgend jemandem, dessen Interessen zu ver-
treten sie vorgibt, zu bewegen. Das ist absolut unmög-
lich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Knabe [GRÜNE]: Eine ökologische Buch

-

haltung wäre nötig!) 

Sie versuchen, den ganzen Laden mieszumachen. 
Wie lange soll denn das gehen? Glauben Sie ernsthaft, 
daß in der Welt, in der wir leben — Herr Hirsch hat 
dazu vorhin auch schon etwas gesagt — , unsere Bür-
ger Ihnen längere Zeit abnehmen, sie lebten hier in 
einem Tal des Jammers und des Elends, nur weil Sie 
ihnen das immer wieder erzählen? Dazu kann man 
sich in diesem Lande zu leicht Flugtickets oder Eisen-
bahnfahrkarten kaufen, um zu wissen, daß diese Ihre 
Vermutungen über das Elend in diesem Lande nicht 
zutreffen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Sellin? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Ich bitte darum. 

Sellin (GRÜNE): Wie steht es eigentlich um die 
Bereitschaft der Selbständigen, des Mittelstandes und 
der Unternehmen, dem Statistischen Bundesamt wei-
tere Daten offenzulegen über ihre Unternehmenssta-
tistik, damit die Erlangung differenzierter Zahlen über 
die Entwicklung der Wi rtschaft möglich wird? Wie 
steht es denn da um die Bereitschaft? 

(Roth [SPD]: Eine interessante Frage!) 

Kleinert  (Hannover) (FDP): Ich habe noch nie 
gehört, daß es irgendwelche Bedenken der beteiligten 
Kreise gegeben hätte, ihrerseits die nötigen Zahlen 
herzugeben, zumal wenn sie so sorgfältig behandelt 
werden, wie sie behandelt zu werden pflegen. Ich 
habe davon noch nichts gehört. 

(Roth [SPD]: Na, na, wie war es mit der Co. 
KG im Bilanzrichtliniengesetz!) 

— Das ist ja nun wieder eine ganz andere Frage. 

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD)  

Lieber Herr Roth, ich habe vorhin den Herzog Alba 
erwähnt. Natürlich fängt die Sache mit den Gardinen 
bei den Bilanzen an, das ist doch ganz klar. Muß ich 
denn die deutsche Wirtschaft zum Ausverkauf feilbie-
ten, und zwar genau den Mittelstand für die Großun-
ternehmen? Sind Sie nicht diejenigen, die gegen die 
Konzerne wettern? Da mache ich doch lieber die Gar-
dine etwas mehr zu. 

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD) 

Wir wollen die Zahlen haben, die ganz dringend und 
unbedingt notwendig für unsere staatliche und volks-
wirtschaftliche Leistung gebraucht werden. Aber wir 
wollen alles andere möglichst geheimhalten, so daß 
gewährleistet ist, daß man nebenbei auch noch 
Mensch bleiben kann. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
SPD: Wenn Sie die Gardine zumachen wol

-

len, brauchen Sie die Zustimmung des Perso

-

nalrates!) 

Ich möchte Ihnen einmal einen Antrag zur Kenntnis 
geben, der kürzlich hier im Hause behandelt worden 
ist, und zwar vom 27. März dieses Jahres: 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Hat die Bundesregierung eine zahlenmäßige 
Aufstellung 

a) über die Anzahl der betroffenen Wohnun-
gen, die nach diesem Verfahren mit Ziegel-
splitt als Zuschlagstoff zum Beton erbaut 
wurden, 

b) in welchen Städten sich diese Häuser befin-
den, 

c) bei welchen dieser Städte es sich um 
„Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf" 
(§ 5 a Wohnungsbindungsgesetz) handelt, 

d) über die Verteilung der Häuser bzw. Woh-
nungen auf private und gemeinnützige 
Eigentümer, 

e) über die Anzahl der sanierungsfähigen Woh-
nungen und die dabei anfallenden Kosten, 

f) über die Anzahl der abrißbedrohten Woh-
nungen und die notwendigen Kosten für 
Ersatzbau? 

Das ist ein Antrag der Fraktion „DIE GRÜNEN"! 

(Große Heiterkeit und Beifall bei der FDP, 
der CDU/CSU und der SPD — Abg. Kleinert 
[Marburg] [GRÜNE] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

Irgendwo muß ja wohl in der Sache eine gewisse 
Logik bleiben. 

(Anhaltende Heiterkeit bei der FDP, der 
CDU/CSU und der SPD) 
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Vizepräsident Frau Renger: Deshalb frage ich Sie, 
ob Sie eine Frage zulassen. 

Kleinert  (Hannover) (FDP): Danke, nein. — Ach, 
Herr Kleinert! Bitte schön, wir als Vettern. 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE):: Herr Kollege Klei-
nert, ist Ihnen bekannt, daß nach diesen Sachverhal-
ten in den Volkszählungsbögen gar nicht gefragt 
wird? 

(Dr. Hirsch [FDP]: Würden Sie denn dann die 
Volkszählung mitmachen? — Heiterkeit und 
Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 

SPD) 

Kleinert  (Hannover) (FDP): Es ist mir bekannt, Herr 
Kollege Kleinert, daß in den Fragen nach den Woh-
nungsverhältnissen eine Fülle von Mate rial enthalten 
ist, auf dem man eine vernünftige Statistik zu den von 
Ihnen an die Bundesregierung gestellten Fragen 
überhaupt erst aufbauen kann. 
Diese Gelegenheit benutze ich gerne, um Ihnen zu 

sagen: Der dauernd hörbare Hinweis, man brauche ja 
gar nicht so eine umfassende Volkszählung, weil man 
ja auch mit Stichproben — Mikrozensus und derglei-
chen Mitteln — zum gleichen Ergebnis kommen 
könne, ist nämlich deshalb falsch, weil einige wirklich 
grundsätzliche Zahlen nun einmal richtig ermittelt 
sein müssen, bevor man mit den anderen Möglichkei-
ten — Mikrozensus — darauf aufbauend zu einiger-
maßen tragfähigen Ergebnissen kommen kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege Kleinert, 
da möchte noch ein Fragesteller eine Zwischenfrage 
stellen, der Herr Abgeordnete Wetzel, wenn ich das 
richtig sehe. 

(Dr. Penner [SPD]: Hubert Kleinert will 
gleich einen Ergänzungsantrag stellen! — 
Heiterkeit bei der SPD, der CDU/CSU und 

der FDP) 
Bitte fahren Sie fort, Herr Kollege. 

Kleinert  (Hannover) (FDP): Keine Frage mehr. 
Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, Sie 

haben uns ja diese Stunde hier beschert. 
(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sie haben sie 

uns beschert!) 
Wozu soll ich mir Sachen ausdenken, die ich nicht so 
gut formulieren kann wie andere. 
Zur Formulierung fällt mir gerade noch eines ein. 

Wenn Nietzsche recht hat, daß das Wort verbessern 
den Gedanken verbessern heißt, dann ist das mit der 
informationellen Selbstbestimmung wahrscheinlich 
noch nicht der Weisheit letzter Schluß gewesen; denn 
das Wort spricht dafür, daß der Gedanke noch nicht 
ganz fertig ist. Wenn Nietzsche recht hat! 

Vizepräsident Frau Renger: Dr. Knabe möchte eine 
Zwischenfrage stellen. 

Kleinert  (Hannover) (FDP): Dies ist das eine. 
Das andere beziehe ich bei einem noch Größeren. 

Der ist in solchen Zusammenhängen fällig. Ich habe 
hier die gelbe Lampe, und das paßt auch sehr gut zu  

diesem mephistophelischen Bereich, den ich jetzt 
ansprechen will. Das scheint mir wirklich zuzutreffen 
auf die einzige erkennbare Grundlinie Ihrer Politik: 

Ich bin der Geist, der stets verneint! 
Und das mit Recht: denn alles, was entsteht, 
Ist wert, daß es zugrunde geht; 
Drum besser wär's, daß nichts entstünde. 
So ist denn alles, was Ihr Sünde, 
Zerstörung, kurz das Böse nennt, 
Mein eigentliches Element. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der CDU/ 
CSU und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 

(Zurufe von der SPD: Slow-motion! — Jetzt 
kommt der langsame Brüter! — Zugabe!) 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Wir werden den 
Gesetzentwurf der GRÜNEN zur Aufhebung des 
Volkszählungsgesetzes 1987 alsbald ablehnen. Das 
Volkszählungsgesetz 1987 ist von der überwältigen-
den Mehrheit des Deutschen Bundestages beschlos-
sen worden. An seiner Verfassungsmäßigkeit beste-
hen nicht die geringsten Rechtszweifel. Die Volkszäh-
lung ist notwendig. Sie nutzt allen und schadet kei-
nem. Würde man die Zählung unterlassen, so nutzte 
dies niemandem, aber es schadete letztlich uns 
allen. 

Es ist ja immerhin erstaunlich — das sollte man bei 
dieser Gelegenheit einmal ansprechen — , daß die 
GRÜNEN heute auf parlamentarischem Wege versu-
chen, die Volkszählung zu verhindern. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Das ist noch einmal 
eine Chance für Sie!) 

Würde uns das das Signal geben, daß die GRÜNEN 
gesonnen sind, sich parlamentarischen Mehrheitsent-
scheidungen zu unterwerfen und diese zu respektie-
ren, 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Erledigen tun wir das 
außerparlamentarisch!) 

so wäre dies völlig unabhängig von dem Inhalt ihres 
Antrages, der abzulehnen ist, ja zu begrüßen. 

Aber wer Derartiges vermuten sollte, muß wissen, 
daß er sich täuscht, weil erst jüngst, am letzten Wo-
chenende, die Bundesversammlung der GRÜNEN 
und heute die erneuten Erklärungen in dieser Debatte 
deutlich gemacht haben, daß mit allen, aber auch mit 
allen Mitteln versucht werden soll, eine mit parlamen-
tarischer Mehrheit getroffene Entscheidung zu unter-
laufen, zu bekämpfen und zu verhindern. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Sie haben es heute 
erfaßt! Auch Herr Engelhard hat es mitbe

-

kommen! — Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

— Es gehört — und hier ist kein Anlaß mehr zur Hei-
terkeit — 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Sie sind doch der 
Anlaß!) 

zum Wesen der Demokratie, daß sich eine Minderheit, 
die sich im parlamentarischen Gesetzgebungsverfah- 
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Bundesminister Engelhard 

ren nicht durchsetzen konnte, nach dem von unserer 
Verfassung vorgegebenen Mehrheitsprinzip, das 
wiederum nur im Rahmen dieser Verfassung ausge-
übt werden kann und von ihr strukturiert wird, dieser 
Mehrheit beugt, daß sie diese Mehrheit anerkennt 
und daß sie als der Unterlegene das mitträgt, was die 
Mehrheit beschlossen hat. Alles andere führt, wenn 
man es recht bedenkt, zu nichts anderem als zur Dik-
tatur einer Minderheit. 
Wenn hier der Abgeordnete Wüppesahl hergeht 

und sagt, dies sei ja das Problem, daß sich hier Min-
derheiten auf den Weg machen, um sich selbst die 
Rechte zu nehmen, die sie für notwendig halten, frage 
ich: Was anderes ist dies eigentlich als die Abwen-
dung nicht nur von diesem Staat, nein, sondern auch 
vom geordneten Zusammenleben von Menschen in 
großer Zahl überhaupt? 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das wollen 
die ja!) 

Wie immer sollen Menschen unter einer Regel, unter 
einem Recht, unter einem Gesetz zusammenleben 
können, wenn der einzelne nach seinem Willen frei 
entscheiden kann, ob dies für ihn gilt 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Das haben Sie noch 
nicht begriffen, Herr Engelhard!) 

oder ob es, weil er es ablehnt, für ihn nicht gilt? 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Knabe? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Ja, bitte. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Minister, 
ist Ihnen der Begriff „Diktatur" eigentlich ganz klar? 
Diktatur einer Minderheit würde ja bedeuten, daß 
diese Minderheit der Mehrheit vorschreibt, was sie zu 
tun hat, während tatsächlich diese Minderheit nur 
beansprucht, für sich selbst anders zu handeln. 

(Dr. Penner [SPD]: Nein, nein, das stimmt 
nicht! Das ist Oligarchie!) 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Wir sehen 
die Gesetze, hier das Volkszählungsgesetz, morgen 
ein anderes und übermorgen wieder ein anderes, und 
ich sage Ihnen, warum es die Diktatur ist: Weil eine 
Minderheit nicht der Mehrheit vorschreibt, was diese 
zu tun hat, aber durch ihre Verweigerung diktiert, daß 
Dinge, die von der Mehrheit zwingend für notwendig 
gehalten werden, in diesem Staate nicht geordnet 
stattfinden können, oder, wenn Sie es deutlicher wis-
sen wollen: bis hin zu der Entscheidung, daß eine 
Minderheit die Unordnung, das Chaos, den Saustall 
schlechthin diktieren kann. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Wenn dies nicht Diktatur ist, was dann ist es eigent-
lich? 

Meine Damen und Herren, es ist aus gegebenem 
Anlaß in den letzten Monaten immer erneut die Frage 
gestellt worden, wie das Verhältnis der GRÜNEN zur 
Gewalt ist. Eine klare Antwort haben wir bis heute 
nicht bekommen. Es tritt eine weitere und gleichzeitig  

mindestens ebenso drängende Frage nach dieser 
Debatte wieder an uns heran: Wie eigentlich halten es 
die GRÜNEN mit dem Prinzip der Mehrheit, mit dem 
Gesetz, mit dem Recht und mit der demokratischen 
Legitimation dieses Rechts? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das haben gerade 
Sie nötig!) 

Wie stehen denn die GRÜNEN zum Entscheidungs-
monopol des Bundesverfassungsgerichts bei der 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit von Geset-
zen? Bestreiten sie auch hier das Recht des Bundes-
verfassungsgerichts, allein eine solche Entscheidung 
zu treffen, und setzen sie ihren Willen, ihre Einfälle an 
diese Stelle? 

Nun ist in der Begründung des Gesetzentwurfs die 
Verfassungswidrigkeit gar nicht behauptet worden. 
Wir haben heute gehört, das Verfahren entspreche 
nicht unserer Verfassung. Ja, ich sage, wenn Sie der 
Auffassung und Überzeugung sind, daß auch verfas-
sungsrechtlich nichts zu beanstanden ist, so wird es 
schlimmer; denn es ist der Ausstieg der GRÜNEN aus 
dem Staate schlechthin, wie immer dieser Staat aus-
sehen würde. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Wo sich eine Gruppe auf den Weg macht und sagt, 
es kann von der Mehrheit, von denen, die dafür die 
Zuständigkeit und die Legitimation haben, beschlos-
sen werden, was immer sie will, wir werden, wenn uns 
dies richtig erscheint, uns dem nicht beugen, so ist 
dies das Ende. Es ist wichtig, das zu wissen und an Sie 
die Frage zu stellen. Wir werden Ihnen in dieser Frage 
keine Ruhe geben. Sie sollen nicht glauben, daß Sie 
sich in ein Stadium der Bequemlichkeit zurückziehen 
können, wo es Ihnen einmal paßt. Wir werden immer 
und immer wieder von Ihnen die Antwort verlangen, 
damit die Bürger draußen wissen, mit wem sie es hier 
zu tun haben: mit einer Gruppierung, die die tragen-
den Grundprinzipien dieses Staates verneint, ihnen 
aber zumindest zuwiderhandelt, sie zu minimieren 
sucht, wo immer es ihr paßt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung über den Gesetzentwurf der GRÜNEN. Ich rufe 
die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift auf. Wer 
den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Entwurf ist in 
zweiter Beratung mit großer Mehrheit abgelehnt. 
Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Geschäfts-
ordnung die weitere Beratung. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/226. Wer 
stimmt diesem Antrag zu? — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Dieser Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über den Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 11/231 
ab. Wer stimmt diesem Antrag zu? — Gegenprobe! — 
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Vizepräsident Frau Renger 

Enthaltungen? — Der Antrag ist bei Enthaltungen mit 
der Mehrheit der CDU/CSU und FDP angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe die näch-

ste Sitzung des Deutschen Bundestages auf morgen, 
Freitag, den 8. Mai, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.56 Uhr) 
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* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat in seiner konstituierenden Sit-
zung in Immunitätsangelegenheiten am 1. Ap ril 1987 
gemäß § 107 Abs. 2 der Geschäftsordnung die Über-
nahme der „Grundsätze in Immunitätsangelegenhei-
ten und in Fällen der Genehmigung gemäß § 50 
Abs. 3 StPO und § 383 ZPO sowie bei Ermächtigun-
gen gemäß § 90 b Abs. 2, § 194 Abs. 4 StGB" in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1980 
(BGBl. I S. 1261-1263), zuletzt geändert laut 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1986 (BGBl. 
1987 I S. 147) für die 11. Wahlperiode beschlossen. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen des 
Abgeordneten Börnsen (Ritterhude) (SPD) (Druck-
sache 11/207 Fragen 17 und 18): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß mit der Erhöhung 
der Neuverschuldung des Bundes 1988 auf 28 Milliarden DM 
und 1990 auf 33 Milliarden DM neben der vorgezogenen Steu-
erentlastung 1988 und der Steuerentlastung 1990 auch die zu 
erwartenden Steuerausfälle auf Grund der konjunkturellen Ent-
wicklung in diesen Jahren abgedeckt sind? 

Welche Steuerausfälle sind für Länder und Gemeinden auf 
Grund der konjunkturellen Entwicklung 1988 und 1990 zu 
erwarten, die der Bund in seinen Eckdaten zur Neuverschul-
dung dieser Jahre schon berücksichtigt hat? 

Zu Frage 17: 

Wie ich wiederholt betont habe, kann ich diese 
Frage nicht bestätigen, weil die Meinungsbildung der 
Bundesregierung noch nicht abgeschlossen ist. 

Zu Frage 18: 

Eine Quantifizierung möglicher Steuerausfälle 
erfolgt erst bei der Sitzung des Arbeitskreises Steuer-
schätzung vom 18. bis 20. Mai 1987. 

Im Finanzplanungsrat wurde zwischen Bund, Län-
dern und kommunalen Spitzenverbänden vereinbart, 
daß die Sitzung des Arbeitskreises Steuerschätzung, 
bei der die Steuerschätzungen für die Jahre 1988 bis 
1990 zu überprüfen sind, turnusmäßig im Mai 1987 
stattfindet. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) (Druck-
sache 11/207 Fragen 19 und 20): 

Ist die Bundesregierung angesichts der außergewöhnlichen 
politischen Bedeutung bereit, öffentlich oder wenigstens im 
Auswärtigen Ausschuß ausführlich darüber zu berichten, wel-
che Waffenlieferungen in den letzten Jahren an Saudi-Arabien 
und andere arabische Staaten genehmigt wurden, die sich im 
Kriegszustand mit Israel befinden? 

Hält die Bundesregierung Waffenlieferungen an kriegfüh-
rende Länder angesichts des klaren Wortlautes des Kriegswaf-
fenkontrollgesetzes für rechtlich zulässig, und an welchen 
Grundsätzen orientiert sich die Bundesregierung bei Genehmi-
gung oder Ablehnung von Waffenlieferungen an Saudi-Ara-
bien? 

Zu Frage 19: 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, in 
vertraulichen Sitzungen des Auswärtigen Ausschus-
ses über Einzelfälle des Kriegswaffenexports zu 
berichten, soweit bestehende Rechtsvorschriften dies 
zulassen. In diesem Rahmen kann der Ausschuß auch 
über Vorgänge unterrichtet werden, die die Nahost

-

Region betreffen. 

Zu Frage 20: 

Das Kriegswaffenkontrollgesetz verbietet im § 6 
Abs. 3 Nr. 1 die Erteilung einer Ausnahmegenehmi-
gung dann, „wenn die Gefahr besteht, daß die Kriegs- 
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waffen bei einer friedensstörenden Handlung, insbe-
sondere bei einem Angriffsk rieg, verwendet wer-
den." 

Diese rechtliche Schranke gilt auch für Kriegswaf-
fenexporte nach Saudi-Arabien. Sie ist von den Bun-
desregierungen beachtet worden und wird auch von 
dieser Bundesregierung st rikt eingehalten. 

Bei Genehmigungen oder Ablehnungen von Anträ-
gen nach dem KWKG auf Lieferung von Kriegswaffen 
an Saudi-Arabien orientiert sich die Bundesregierung 
an den Politischen Grundsätzen für den Export von 
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern vom 
28. April 1982. Bei der Entscheidung wird jeweils auf 
den Einzelfall abgestellt unter Würdigung aller politi-
schen Umstände. Dabei wird u. a. berücksichtigt, 
daß 
— jedes Land nach der Charta der Vereinten Natio-

nen ein Recht auf Selbstverteidigung hat 
— Saudi-Arabien innerhalb einer sensiblen Region 

ein stabilisierender Faktor ist 
— ein vitales Interesse des gesamten Westens an 

einer ausreichenden Verteidigungskraft dieses 
Landes besteht. 

Beschäftigungspolitische Wirkungen von Export-
aufträgen spielen für eine Genehmigungserteilung 
keine ausschlaggebende Rolle, werden jedoch im 
Rahmen der „Grundsätze" berücksichtigt. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Wartenberg auf die 
Fragen des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
11/207 Fragen 23 und 24): 

Was hat die Bundesregierung bisher unternommen bzw. was 
wird sie noch unternehmen, um die Bemühungen der Bayeri-
schen Staatsregierung und des Konkursverwalters der Maxhütte 
zu unterstützen, mit einer Auffanggesellschaft den Stahlstandort 
Sulzbach—Rosenberg—Maxhütte zu erhalten? 

Wird die Bundesregierung insbesondere die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau veranlassen, sich an der Auffanggesellschaft zu 
beteiligen bzw. sich bei der Finanzierung eines neuen Struktur-
konzeptes zu engagieren? 

Zu Frage 23: 

Von den derzeitigen Anpassungsproblemen ist die 
gesamte deutsche Stahlindustrie betroffen; nach den 
Ankündigungen der Stahlunternehmen ist nicht nur 
in Sulzbach—Rosenberg—Maxhütte, sondern auch an 
einer Reihe von anderen Stahlstandorten mit dem 
Verlust einer großen Zahl von Arbeitsplätzen zu rech-
nen. 

Die Bundesregierung bemüht sich deshalb weiter-
hin, die Bedingungen zur Anpassung aller Standorte 
zu erleichtern. Davon profitieren auch die Arbeitneh-
mer der Maxhütte bzw. die einer Auffanggesellschaft. 
Dabei kommt der Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen 
besonderes Gewicht zu. Die Bundesregierung wird 
sich im Planungsausschuß für regionale Wirtschafts-
struktur für eine Verlängerung des Stahlstandortepro-
gramms bis Ende 1989 einzusetzen. Speziell dem 
Standort der Maxhütte kommt zugute, daß dort auf-

grund dieses Programms die Fördersätze des Zonen-
randgebietes von 25 % angewandt werden. 

Außerdem wird die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten helfen, daß der unvermeidliche 
Abbau von Arbeitsplätzen so sozialverträglich wie 
möglich gestaltet wird. Dazu hat sie beschlossen, die 
Sozialleistungen im Rahmen von Art. 56 EGKS-Ver-
trag, die die Bundesregierung überwiegend trägt, bei 
der Bezugsdauer für das Wartegeld, bei den Umschu-
lungsbeihilfen und bei den Übergangsbeihilfen zu 
verbessern. 

Der sozialen Flankierung dient auch die Verlänge-
rung der Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld für Stahl-
arbeiter auf drei Jahre und die verlängerte Zahlung 
des Arbeitslosengeldes. 

Zu Frage 24: 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) will im 
Rahmen ihres bestehenden Engagements konstruktiv 
an einer Lösung der Probleme der Maxhütte mitwir-
ken. Dazu bedarf es jedoch eines tragfähigen Sanie-
rungskonzepts. In diesem Sinne hat die KfW an den 
Gesprächen der bayerischen Staatsregierung mit den 
Banken mitgewirkt. Grundsätzlich nimmt die Bundes-
regierung keinen Einfluß auf die Geschäftspolitik der 
KfW. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Weng (Gerlingen) (FDP) (Druck-
sache 11/207 Frage 27): 

Hält die Bundesregierung für weiterhin vertretbar, daß im 
Zusammenhang mit langjähriger Verpflichtung als Sanitätsoffi-
zier nur Männer das Stipendium zum Studium der Heilberufe 
erhalten? 

Stipendien zum Studium der Heilberufe werden seit 
1982 nicht mehr gewährt. Sanitätsoffizieranwärter 
sind — im Gegensatz zu den Stipendiaten — Soldaten 
und erhalten Ausbildungsgeld. Da die militärische 
Vorausbildung der Sanitätsoffizieranwärter auch die 
Ausbildung zum Dienst an der Waffe enthält, können 
Frauen (Art. 12 a GG) nicht als Sanitätsoffizieranwär-
ter eingestellt werden. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Gerster (Worms) (SPD) (Drucksache 
11/207 Fragen 39 und 40): 

Ist die Bundesregierung bereit, auf ein Verbot jeglicher Luft-
kampfübungen von Flugzeugen der Bundesluftwaffe und der 
alliierten Luftstreitkräfte über bewohntem Gebiet hinzuwir-
ken? 

Hat die Bundesregierung erwogen, durch eine generelle Her-
aufsetzung der Mindestflughöhe für den militärischen Flugbe-
trieb außerhalb von Übungen auf dreihundert Meter die Lärm- 
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Belästigung durch militärischen Tiefflug für die Bevölkerung in 
den betroffenen Regionen der Bundesrepublik Deutschland her-
abzusetzen? 

Zu Frage 39: 

Das Üben von Abfangeinsätzen ist unerläßlich zur 
Erfüllung des Einsatzauftrages und Erhaltung der Ein-
satzfähigkeit der Luftstreitkräfte. 

In diese Übungen müssen die in der Bundesrepu-
blik Deutschland stationierten Verbände des Radar-
führungsdienstes einbezogen werden. 

Bedingt durch die Geschwindigkeit und Kurvenra-
dien der Luftfahrzeuge werden für die Abfangübun-
gen großflächige Lufträume benötigt. 

Es gibt in der gesamten Bundesrepublik Deutsch-
land kein so dünn besiedeltes Gebiet, daß durch der-
artige Übungsflüge eine Belastung von Wohngebie-
ten ausgeschlossen werden könnte. 

Zu Frage 40: 

Von Tiefflug betroffen ist nahezu die gesamte Bun-
desrepublik Deutschland mit Ausnahme grenznaher 
Räume, einigen Sperrgebieten und Flugplatzkontroll-
zonen. 

Bei genereller Heraufsetzung der Mindestflughöhe 
auf 300 m würde das Ausbildungsziel, Beherrschung 
des Tieffluges zum Unterfliegen der gegnerischen 
Luftabwehrsysteme, nicht mehr erreicht werden. 

Die derzeit geltende Mindestflughöhe von 150 m 
stellt bereits einen Kompromiß zwischen der gebote-
nen Rücksicht auf die Bevölkerung und Ausbildungs-
erfordernissen dar. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen des 
Abgeordneten Gilges (SPD) (Drucksache 11/207 Fra-
gen 41 und 42) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung, daß der aus Mitteln des 
Bundesjugendplans geförderte Studentenverband der Vertrie-
benenverbände, „Gesamtdeutscher Studentenverband" (GDS), 
im letzten Jahr zu einem Seminar den englischen Rechtsextre-
misten Michael Walker als Referenten einlud, der nach dem 
Bericht der Sozialistischen Fraktion des Europäischen Parla-
ments über „Faschismus und Rassismus in Europa" eng liiert ist 
mit dem wegen versuchten Mordes gesuchten italienischen 
Rechtsterroristen Roberto Fiore? 

Ist die Bundesregierung angesichts solcher Verbindungen 
und der ihr bekannten Verwendung der Bundesjugendplangel-
der durch den Gesamtdeutschen Studentenverband für dessen 
Seminare bereit, die finanzielle Förderung dieses Verbandes 
einzustellen? 

Der Gesamtdeutsche Studentenverband (GDS) hat 
vom 24.-27. Ap ril 1986 in Aachen ein Seminar zum 
Thema „Volksgruppen in Westeuropa" veranstaltet, 
auf dem der britische Journalist Michael Walker am 
26. April 1986 zum Thema „Keltische Volksgruppen 
in Großbritannien" referiert hat. 

Der Gesamtdeutsche Studentenverband hat mit 
Schreiben vom 22. Ap ril 1987, eingegangen am  

23. April 1987, beim Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit beantragt, das o. g. 
Seminar im Rahmen seiner Gesamtzuwendung von 
DM 10 000 für 1986 mit DM 1 250 abrechnen zu dür-
fen. Der Verwendungsnachweis konnte noch nicht 
geprüft werden. 

Ein Bericht der Sozialistischen Fraktion des Euro-
päischen Parlaments über „Faschismus und Rassis-
mus in Europa" liegt der Bundesregierung nicht vor. 
Ich vermute, daß Sie sich in Ihrer Anfrage auf den 
Bericht des Untersuchungsausschusses des Europäi-
schen Parlaments über „Wiederaufleben des Faschis-
mus und Rassismus in Europa" (Dezember 1985) 
beziehen, dem ich allerdings keine Informationen 
über Herrn Walker entnehme. 

Die Bundesregierung geht Ihren Hinweisen, Herr 
Abgeordneter, nach. Wenn sich die der Anfrage 
zugrunde liegenden Annahmen als zutreffend erwei-
sen, ist die Förderungswürdigkeit des Verbandes in 
Frage gestellt. 

Bis zur Klärung der Sachverhalte wird die Förde-
rung des Gesamtdeutschen Studentenverbandes 
(GDS) ausgesetzt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Reimann (SPD) (Drucksache 11/207 
Frage 43): 

Warum beansprucht Frau Bundesministerin Dr. Süssmuth 
nicht die Federführung für das Thema Fluglärm, das nach aller 
Erfahrung der Bevölkerung kein militärisches, sondern ein 
gesundheitliches Problem darstellt? 

Da sich die Hauptursachen des Fluglärms aus dem 
militärischen Bereich bei Übungsflügen ergeben, hat 
es sich als zweckmäßig erwiesen, daß das zuständige 
Ressort auch für die Minimierung des Fluglärms 
federführend verantwortlich ist. 

Im übrigen bringt das Bundesministerium für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit die gesund-
heitspolitischen Gesichtspunkte im Wege der Beteili-
gung bei den vom Bundesminister der Verteidigung 
getroffenen Maßnahmen zur Geltung. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Ganseforth (SPD) (Drucksache 
11/207 Fragen 44 und 45): 

Trifft es zu, daß bei Einrichtungen, die langjährige anerkannte 
Beschäftigungsstellen des Zivildienstes sind, die Anerkennung 
als Zivildienststelle aberkannt oder vorübergehend gesperrt 
wird, weil dort Treffen von Zivildienstleistenden bzw. deren 
Selbstorganisationen stattfinden? 

Wie viele Einrichtungen sind mit dieser oder einer ähnlichen 
Begründung von solchen Maßnahmen betroffen? 
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Zu Frage 44: 

Das Bundesamt für den Zivildienst entzieht selbst-
verständlich keiner Beschäftigungsstelle des Zivil-
dienstes ihre Anerkennung allein deshalb, weil sich 
dort  Zivildienstleistende treffen. Es kann jedoch nicht 
zulassen, daß Zivildienstleistende in einem sogenann-
ten Kommunikationszentrum dafür eingesetzt wer-
den, Versammlungsräume zu pflegen, instandzuhal-
ten und den Benutzern zu übergeben, in denen u. a. 
eine organisierte Gruppe von Zivildienstleistenden 
gemeinsame Dienstverweigerungen — sogenannte 
Streiks — verabredet, vorbereitet und durchführt. In 
einem solchen Falle muß das Bundesamt für den Zivil-
dienst die Beschäftigungsstelle vor die Wahl stellen, 
entweder die betreffende Nutzergruppe in Zukunft 
nicht mehr zuzulassen oder auf die Weiterbeschäfti-
gung von Zivildienstleistenden zu verzichten. 

Zu Frage 45: 

Das Bundesamt für den Zivildienst hat den bezeich-
neten Sachverhalt nur bei der Beschäftigungsstelle 
festgestellt, auf die sich Ihre Fragen und die folgenden 
Fragen der Frau Kollegin Bulmahn beziehen und die 
Sie in Ihren weiteren schriftlich zu beantwortenden 
Fragen namentlich ansprechen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Bulmahn (SPD) (Drucksache 11/ 
207 Fragen 46 und 47): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Anerkennung von Ein-
richtungen als Beschäftigungsstellen des Zivildienstes zu wider-
rufen, wenn diese Einrichtungen im Rahmen ihrer Aufgaben als 
Kommunikationszentrum auch der „Selbstorganisation der 
Zivildienstleistenden" Räume zur Verfügung stellen, die dort 
beschäftigten Zivildienstleistenden aber weder an der inhaltli-
chen noch an der organisatorischen Vorbereitung beteiligt 
sind? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, auf Grund welcher 
Rechtsgrundlage das Bundesamt für den Zivildienst anerkannte 
Beschäftigungsstellen des Zivildienstes mit einer Zuweisungs-
sperre belegt? 

Zu Frage 46: 

Das Bundesamt für den Zivildienst kann es auch 
dann nicht zulassen, daß Zivildienstleistende mit 
ihren sogenannten „Veranstaltungsdiensten" Ver-
sammlungen von Zivildienstleistenden ermöglichen, 
die eine rechtswidrige Dienstverweigerung, einen 
sogenannten Streik, vorbereiten oder gerade den 
Dienst verweigern, auch wenn sie mit diesen Ver-
sammlungen selbst im übrigen nichts zu tun haben. 

In der von Ihnen gemeinten Beschäftigungsstelle 
finden wöchentliche Versammlungen der sogenann-
ten „Selbstorganisation der Zivildienstleistenden" 
statt. Auf diesen ist in der Vergangenheit wiederholt 
zu rechtswidrigen Dienstverweigerungen aufgerufen 
worden. Auch der sogenannte „Streik- und Aktions-
tag 17. 4. 1986" wurde auf einer solchen Versamm-
lung vorbereitet. An diesem Tage selbst haben sich 
etwa 150 Zivildienstleistende in der Beschäftigungs-
stelle versammelt. Die Selbstorganisation hat die 
Räumlichkeiten des Kommunikationszentrums damit  

auch für ihre demonstrative, sich an die Öffentlichkeit 
wendende Veranstaltung während der rechtswidri-
gen Dienstverweigerung benutzen dürfen. Unter die-
sen Umständen blieb dem Bundesamt für den Zivil-
dienst nichts anderes übrig, als diese Beschäftigungs-
stelle vor die Alternative zu stellen, die ich in meiner 
Antwort auf die Fragen der Frau Kollegin Ganseforth 
genannt habe. 

Zu Frage 47: 

Eine Beschäftigungsstelle kann nur anerkannt wer-
den, wenn sie die Gewähr dafür bietet, daß bei ihr die 
Beschäftigung der Zivildienstleistenden dem Wesen 
des Zivildienstes entspricht. Die Anerkennung ist zu 
widerrufen, wenn sich die Beschäftigungsstelle an 
diese Vorgabe nicht hält. Das ist in § 4 des Zivildienst-
gesetzes ausdrücklich vorgeschrieben. 

Die Leistung von Veranstaltungsdiensten für Ver-
sammlungen einer Organisation von Zivildienstlei-
stenden, die von Zeit zu Zeit zu demonstrativen 
Dienstverweigerungen aufruft und diese auf ihren 
Versammlungen vorbereitet, stellt eine mindestens 
mittelbare Förderung von Aktivitäten dar, die sich 
gegen den Zivildienst selbst richten. Eine solche 
Beschäftigung von Zivildienstleistenden kann selbst-
verständlich nicht als dem Wesen des Zivildienstes 
entsprechend angesehen werden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/207 Frage 48): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Studie des Humange-
netischen Instituts der FU Berlin, in der dieses in Zusammenar-
beit mit dem Umweltbundesamt auf der Grundlage der vorge-
burtlichen Trisomie 21-Untersuchungen aus allen 40 humange-
netischen Instituten und Beratungsstellen der Bundesrepublik 
Deutschland zu dem Ergebnis kam, daß „relativ viele Chromo-
somenanomalien bei Untersuchungen im August, vier Monate 
nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl, auftraten, und die 
genaue Analyse zusätzlich ergab, daß bei einigen der Zeitpunkt 
der Befruchtung recht genau mit der stärksten Strahlenbela-
stung zusammenfällt; sie fanden sich zudem gehäuft im süd-
deutschen Raum, der auch besonders strahlenexponiert war"? 

Die Bundesregierung schließt sich der Stellung-
nahme der Strahlenschutzkommission an, wonach es 
keinerlei Hinweise für einen Zusammenhang zwi-
schen der durch den Reaktorunfall in Tschernobyl in 
der Bundesrepublik Deutschland verursachten Strah-
lenexposition und den aufgetretenen Mongolismus

-

fällen gibt. 

Die Strahlenschutzkommission hat die Daten der 
vom Institut für Humangenetik der Freien Universität 
Berlin veranlaßten Gemeinschaftsstudie mit dem Lei-
ter des Berliner Instituts und anderen Experten disku-
tiert. Dabei war auch der Leiter des Berliner Instituts 
der Meinung, daß die von ihm berichtete Erhöhung in 
Berlin nicht auf die Strahlung zurückgeführt werden 
könne. 
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Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Toetemeyer (SPD) (Druck-
sache 11/207 Fragen 49 und 50): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Beamte im Zugbegleit-
dienst der Deutschen Bundesbahn (DB) im vergangenen Jahr bis 
zu 155 Überstunden leisten mußten, ohne dafür die Möglichkeit 
zum Freizeitausgleich zu erhalten, und wird sie ihren Einfluß auf 
den Vorstand der DB geltend machen, um durch Neueinstellun-
gen diesem Übelstand zu begegnen? 

Kann die Bundesregierung die gesamten bei der Deutschen 
Bundesbahn (DB) geleisteten Überstunden — aufgeschlüsselt 
nach Tätigkeitsbereichen — beziffern, und welche Konsequen-
zen sollte ihrer Meinung nach die DB hieraus ziehen? 

Zu Frage 49: 

Die Deutsche Bundesbahn hat im Zugbegleitdienst 
eine deutliche Personalaufstockung vorgenommen, 
die dem Fahrgast in Gestalt verbesserter Betreuung 
und Auskunft während der Fahrt zugute kommt. 

1986 wurden 185 neue Mitarbeiter eingestellt; im 
Jahr 1987 wurden bisher 89 weitere Einstellungen 
genehmigt. 180 Dienstposten können jedoch nach 
neuesten Festellungen des Prüfungsdienstes der 
Deutschen Bundesbahn im IC-Zugbegleitdienst ein-
gespart werden. Im übrigen wird der Ergänzungsbe-
darf vorrangig aus dem ca. 7 000 Mitarbeiter umfas-
senden Personalmehrbestand und den übergangs-
weise eingerichteten Dienstposten gedeckt. 

Trotz dieser Personalaufstockungen wurden im 
Zugbegleitdienst der Deutschen Bundesbahn 1986 
von jedem Mitarbeiter durchschnittlich 90 Mehrlei-
stungsstunden erbracht. Rd. 82 To  dieser Mehrleistun-
gen wurden aber im gleichen Jahr durch Freizeitge-
währung wieder ausgeglichen. „Überstundenkon-
ten" einzelner Mitarbeiter der Deutschen Bundes-
bahn sind dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
nicht bekannt; deswegen kann sie die Zahl von 
155 Mehrleistungsstunden nicht bestätigen. 

Die Bundesregierung unterstützt grundsätzlich alle 
Bemühungen zur Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit der Bundesbahn, ohne daß sie jedoch im Ein-
zelfall in die unternehmerische Planung und Entschei-
dung des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn ein-
greift. Sie wird diese Steuerungsmaßnahmen des Vor-
standes der Deutschen Bundesbahn sorgfältig beob-
achten, um die Entwicklung der Mehrleistungen im 
Zugbegleitdienst der Deutschen Bundesbahn wieder 
zu normalisieren. 

Zu Frage 50: 

Von den im Jahr 1986 angefallenen Mehrleistungen 
konnten lediglich ca. 2 To  nicht im gleichen Jahr durch 
Freizeitgewährung bzw. in Ausnahmefällen durch 
Bezahlung ausgeglichen werden. Die Deutsche Bun-
desbahn wird durch geeignete Maßnahmen, wie z. B. 
gezielte Personalergänzungen, Umsetzungen von 
Mitarbeitern und Leistungsverlagerungen, dafür sor-
gen, daß der derzeit in einzelnen Dienstzweigen und 
einzelnen Dienstorten hohe Mehrleistungsstand 
gezielt abgebaut wird. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Druck-
sache 11/207 Fragen 51 und 52): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß Nach-
wuchskräfte zur Lokführerlaufbahn, die in Siegen und der nähe-
ren Umgebung wohnen, ihre Lokführerausbildung beim 
Betriebswerk Hagen absolvieren müssen, obwohl diese Ausbil-
dung ohne zusätzliche Kosten für die Verwaltung wieder beim 
Betriebswerk Siegen durchgeführt werden könnte, und unter-
stützt die Bundesregierung die Bemühungen um eine ortsnahe 
Ausbildung als Beitrag zur Auslastung der vorhandenen regio-
nalen Ausbildungsplätze? 

Wie bewertet die Bundesregierung die vielfach kritisierte Ver-
nachlässigung des Bet riebswerkes Siegen bei der Vergabe von 
Zugfahrleistungen mit der Folge, daß Lokführer von Siegen zur 
Abwicklung der Zugfahrleistungen nach Hagen, Do rtmund, 
Köln usw. abgeordnet werden, und teilt die Bundesregierung 
die Befürchtung, daß bei dieser Vorgehensweise Arbeitsplätze 
beim Betriebswerk Siegen gefährdet werden? 

Zu Frage 51: 

Ausbildungen zum Lokführer bedürfen einer aus-
reichenden Gruppenstärke von 25 bis 30 Anwärtern, 
um die Ausbildung sachgerecht und wirtschaftlich 
durchführen zu können. Mit den z. Z. fünf aus dem 
Bereich Siegen stammenden Anwärtern läßt sich eine 
solche Gruppenstärke beim Bet riebswerk Siegen 
nicht realisieren. 

Zu Frage 52: 

Nach Mitteilung der Hauptverwaltung der Deut-
schen Bundesbahn trifft es nicht zu, daß das Betriebs-
werk Siegen in den vergangenen Jahren bei der 
Zuteilung von Zugfahrleistungen gegenüber anderen 
Dienststellen benachteiligt worden ist. Mit Rücksicht 
auf die vorhandenen Mitarbeiter im Lokomotivfahr-
dienst werden vom Bet riebswerk Siegen Zugleistun-
gen erbracht, die an sich wirtschaftlicher von anderen 
Betriebsstellen gefahren werden könnten. Derzeit hat 
die Deutsche Bundesbahn auch keine Lokomotivfüh-
rer vom Bet riebswerk Siegen zu Nachbardienststellen 
abgeordnet. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Garbe (GRÜNE) (Drucksache 
11/207 Fragen 53 und 54): 

Welchen Grund gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung 
dafür, daß auf dem am 6. März 1987 gekenterten Fährschiff 
„Herald of Free Enterp rise" sich neben den Passagieren 
u. a. auch fünf Lastkraftwagen aus der Bundesrepublik 
Deutschland befanden, beladen mit hochtoxischen Stoffen, wie 
z. B. weißer und roter Phosphor, technische Lösungsmittel, ver-
schiedene Chloramine, Toluol? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Mengen Giftmüll 
über welche deutschen Personenfähren transportiert werden? 

Zu Frage 53: 

Auf dem Fährschiff „Herald of Free Enterp rise" 
waren nach Angaben des zuständigen belgischen 
Ministeriums Lastkraftwagen mit folgenden gefährli-
chen Gütern geladen: 
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1. 50 Fässer Harzlösungen, 5 000 kg 
2. 5 Fässer Farben, 50 kg 
3. 50 Fässer Toluylendiisocyanat, 5 450 kg 
4. 797 Säcke Bleiverbindungen, 20 520 kg 
5. 61 Fässer Cyanidlösungen, 11 170 kg 

Gründe für die Verladung der gefährlichen Güter 
sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

Zu Frage 54: 

Aus den für die Bundesrepublik Deutschland von 
Fährschiffshäfen geführten Ausschreibungen der 
letzten Jahre ergibt sich, daß kein Giftmüll auf Fähr-
schiffen bei Anwesenheit von Passagieren befördert 
worden ist. 

Für den in Häfen der Bundesrepublik Deutschland 
seinen Ausgang nehmenden Fährschiffsverkehr rich-
tet sich die Verladung gefährlicher Güter nach den 
Bestimmungen der Verordnung über die Beförderung 
gefährlicher Güter mit Seeschiffen. 

Unter der Voraussetzung, daß Giftmüll als gefährli-
ches Gut zu behandeln ist, gilt für Seeschiffe und 
damit auch für Fährschiffe, daß die gleichzeitige 
Beförderung gefährlicher Güter bei Anwesenheit von 
Passagieren grundsätzlich nicht zulässig ist. 

Nur dann, wenn es sich um Güter mit weniger gro-
ßen Gefahreneigenschaften handelt, kann bei Einhal-
tung bestimmter Bedingungen (z. B. besondere 
Sicherheitsanforderungen an den Laderaum, Stauvor-
schriften) im Einzelfall die Beförderung gefährlicher 
Güter auf Seeschiffen zugelassen werden. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/207 Frage 55): 

Wie hoch ist ungünstigstenfalls das radioaktive Inventar einer 
Wolke, die dem Atomkraftwerk Stade entweichen würde im 
Falle des Störfalls „Bruch der Frischdampf- oder Speisewasser-
leitung in Verbindung mit einem Leck im Dampferzeuger", ein 
Störfall, gegen den andere Reaktoren mit Sicherheits-Schnell-
schlußarmaturen ausgerüstet bzw. nachgerüstet worden sind, 
und wird die Bundesregierung in Ausübung der atomrechtli-
chen Aufsicht der niedersächsischen Genehmigungsbehörde 
die Anweisung erteilen, Stade so lange zu stoppen, bis es in 
diesem für die Existenz Hamburgs zentralen Punkte auf den 
Stand der Technik nachgerüstet ist? 

Brüche der Frischdampf- und Speisewasserleitung 
bis zum vollständigen Abriß werden vom Kernkraft-
werk Stade beherrscht. Bezüglich eines Speisewas-
serleitungsbruches besteht kein wesentlicher Unter-
schied zu neueren Druckwasserreaktoren. 

Unterstellt man zusätzlich zum Bruch einer Frisch-
dampfleitung Leckagen in dem betroffenen Dampf-
erzeuger, wie sie bet rieblich auftreten können, wer-
den bei diesem Störfall die nach § 28 Abs. 3 der Strah-
lenschutzverordnung maximal zulässigen Dosisbela-
stungswerte bei weitem nicht erreicht. 

Die Überlagerung dieser beiden Störfälle war zum 
Zeitpunkt der Betriebsgenehmigung des Kernkraft-
werkes Stade nicht Auslegungsgrundlage, wie dies  

bei neueren Druckwasserreaktoren der Fall ist. Quali-
tative Abschätzungen der Radioaktivitätsfreisetzung 
für diesen Störfall liegen jedoch vor. 

Selbst bei einem vollständigen Bruch einer F risch-
dampfleitung und unterstelltem vollständigen Abriß 
eines Dampferzeuger-Heizrohres würden unter 
Berücksichtigung der tatsächlichen technischen 
Gegebenheiten und der Fahrweise der Anlage sich 
dann für den ungünstigsten Fall für die direkte Umge-
bung des Kernkraftwerkes Dosisbelastungswerte in 
der Größenordnung der Störfallplanungswerte des 
§ 28 Abs. 3 der Strahlenschutzverordnung ergeben. 
Für den Hamburger Bereich sind diese Werte wesent-
lich niedriger. Die für die Existenz Hamburgs unter-
stellte Gefahr kann schon wegen der hierbei begrenz-
ten möglichen radioaktiven Freisetzung überhaupt 
nicht auftreten. 

Die Anlage Stade unterscheidet sich mit ihren Rohr-
bruchventilen und Absperrschiebern im Frischdampf-
system konzeptionell von anderen Druckwasserreak-
toren. Zur Gewährleistung einer hohen Qualität der 
Frischdampfleitungen und der Integrität der Dampf-
erzeuger-Heizrohre wird ein umfassendes Sonder-
prüfprogramm in diesem Kernkraftwerk durchge-
führt. Dieses Programm beinhaltet u. a. jährlich weit 
über das normale Maß hinausgehende wiederkeh-
rende Prüfungen. Zusätzlich sind an den Dampferzeu-
ger-Heizrohren auch Berst- und Kollaps-Versuche zur 
Absicherung der Versagensgrenze durchgeführt wor-
den. Für das gesamte Frischdampfleitungssystem 
wurde eine besondere Werkstoffbelastungsanalyse 
vorgenommen und darin die vorhandene ausreichend 
hohe Widerstandskraft der Rohre gegen Störfallbean-
spruchungen nachgewiesen. Die Störfallkombination 
„Abriß einer Frischdampfleitung mit Abriß eines 
Dampferzeuger-Heizrohres" kann nach diesen Unter-
suchungsergebnissen für das Kernkraftwerk Stade 
praktisch ausgeschlossen werden. 

Beim Kernkraftwerk Stade sind wie bei allen ande-
ren deutschen Kernkraftwerken die nach dem heuti-
gen Stand von Wissenschaft und Technik notwendi-
gen Maßnahmen gegen Schäden mit Freisetzung 
radioaktiver Stoffe getroffen worden. Es besteht daher 
kein Anlaß für bundesaufsichtliche Maßnahmen zur 
Abschaltung von KKS. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. de With (SPD) (Drucksache 11/207 
Fragen 56 und 57): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mineralölindustrie 
ein Verfahren gefunden hat, mit dem das Blei im Benzin durch 
Natrium- oder Kaliverbindungen, die absolut ungiftig sein sol-
len, ersetzt werden kann? 

Wenn ja, hat die Bundesregierung bereits Überlegungen mit 
dem Ziel angestellt, das Benzinbleigesetz insoweit zu ändern, 
daß der Bleigehalt im Benzin verboten wird, bzw. ist die Bun-
desregierung bereit, umgehend in einem Versuch die Verträg-
lichkeit dieses Benzingemisches — vor allem auf ältere Moto-
ren — prüfen zu lassen? 
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Zu Frage 56: 

Das Bleiantiklopfmittel wird dem Benzin zur Erhö-
hung der Oktanzahl zugesetzt. Zusätzlich ist es in der 
Lage, nicht gehärtete Ventilsitze zu schützen, mit 
denen ältere bleifrei unverträgliche Autos ausgestat-
tet sind. Der Bundesregierung ist bekannt, daß es 
Alkalimetallverbindungen gibt, die in der Lage sind, 
das Blei in seiner ventilschützenden Funktion zu 
ersetzen. 

Zu Frage 57: 

Einem Zusatz dieser Verbindung zum Ottokraftstoff 
steht das Benzinbleigesetz entgegen, das auch andere 
metallhaltige Zusätze zum Benzin verbietet. Andere 
Metallverbindungen müssen danach durch Rechts-
verordnung ausdrücklich zugelassen werden. Der 
Verband der Automobilindustrie hat in einer Stellung-
nahme zu einem entsprechenden Verordnungsent-
wurf vorgetragen, daß durch diese Additive mög-
licherweise die technische Funktionsfähigkeit 
bestimmter, auch abgasrelevanter Teile von Motoren 
beeinträchtigt werden könnte. Das Umweltbundes-
amt hat empfohlen, die Klärung des Sachverhalts 
abzuwarten, bevor der Entwurf der Verordnung wei-
ter behandelt wird. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/207 Fragen 58 und 59): 

Hält die Bundesregierung auf Grund der Vorschrift des § 6 
Atomgesetz, daß die Genehmigung zur Aufbewahrung von 
Kernbrennstoffen zu erteilen ist, wenn u. a. „keine Tatsachen 
vorliegen, aus denen sich Bedenken gegen die Zuverlässig-
keit ... der für die Leitung und Beaufsichtigung der Aufbewah-
rung verantwortlichen Personen ergeben", bei einer Annahme 
von Bestechungsgeldern durch diesen Personenkreis deren 
Zuverlässigkeit für gegeben, und was unternimmt die Bundes-
regierung, um Verdachtsmomente in der aktuellen Situation 
gegen diesen Personenkreis auszuräumen? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung vor dem Hintergrund 
von § 6 Atomgesetz den Einsatz von Bestechungsgeldern durch 
eine Firma, die mehr als 90 v. H. des Marktes besitzt und somit 
konkurrenzlos ist und daß Rechnungsprüfern von NUKEM fal-
sche Belege von mehreren Millionen DM nicht auffallen? 

Zu Frage 58: 

Die Bundesregierung klärt im Rahmen ihrer atom-
rechtlichen Zuständigkeit den Sachverhalt auf. Das 
geschieht in enger Zusammenarbeit mit den hessi-
schen atomrechtlichen Aufsichtsbehörden sowie 
durch Amtshilfe seitens der hessischen Justizbehör-
den. 

Erst nach Aufklärung des zugrundeliegenden Sach-
verhalts können die zuständigen atomrechtlichen 
Aufsichtsbehörden der Länder entscheiden, ob auf-
sichtsrechtliche Maßnahmen zu ergreifen sind. 

Aufgrund der bisher unvollständigen Sachverhalts-
kenntnis sind jedoch — und hier befindet sich der 
BMU in Übereinstimmung mit den hessischen atom-
rechtlichen Aufsichtsbehörden — keine Gefährdung 
der Sicherheit anzunehmen oder Tatsachen zu erken-
nen, aus denen sich Bedenken gegen die atomrechtli-

che Zuverlässigkeit ergeben. Selbstverständlich wer-
den die atomrechtlichen Aufsichtsbehörden der Län-
der unter Beteiligung der Bundesaufsicht Maßnah-
men ergreifen, wenn sich das als notwendig erweisen 
sollte. 

Zu Frage 59: 

Die Bundesregierung hat die hessischen Justizbe-
hörden um Mitteilung des bisherigen Ermittlungser-
gebnisses gebeten, das noch nicht vorliegt. 

Insofern kann die Bundesregierung auch keine 
Auskunft über die den angeblichen Straftaten zugrun-
deliegenden Motive der Beschuldigten erteilen, son-
dern müßte sich in Spekulationen ergehen. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung kann jedoch 
nicht davon gesprochen werden, daß die in Rede ste-
hende Firma eine „monopolartige Position" einnimmt 
und damit auf dem Markt „praktisch konkurrenzlos" 
ist. Die Bundesregierung hat keinen Einblick in die 
Buchhaltung und Rechnungsprüfung durch die Firma 
NUKEM, die insoweit für diese Firma tätig wird und 
den Sachverhalt jetzt aufgedeckt und zur Anzeige 
gebracht hat. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Frage des Abge-
ordneten Weiß (Kaiserslautern) (CDU/CSU) (Druck-
sache 11/207 Frage 60): 

Sind der Bundesregierung Bestrebungen des US-Verteidi-
gungsministeriums und der US-Botschaft in Bonn bekannt, eine 
Änderung des Artikels 72 Abs. 1 Buchstabe a (1) des Zusatzab-
kommens zum NATO-Truppenvertrag zu erreichen, um an 
Stelle der beiden autorisierten, nämlich der „American Express 
International Banking Corporation" und der „Chase Manhattan 
Bank", andere amerikanische Banken zu etablieren? 

Der Bundesregierung sind keine Bestrebungen des 
US-Verteidigungsministeriums oder der US-Botschaft 
bekannt, für andere als die im Unterzeichnungsproto-
koll zu Artikel 72 Zusatzabkommen aufgeführten 
Banken Befreiungen und Vergünstigungen im Sinne 
des Artikels 72 zu beantragen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen des Abge-
ordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Drucksache 11/207 
Fragen 61 und 62): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den USA erneut 
darüber nachgedacht wird, Neutronenwaffen in der Bundesre-
publik Deutschland zu stationieren? 

Ist die Bundesregierung bereit, alles Erdenkliche zu tun, um 
die Stationierung von Neutronenwaffen in der Bundesrepublik 
Deutschland auch in militärischen Einrichtungen der Stationie-
rungsstreitkräfte zu verhindern? 
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Zu Frage 61: 

Nein, der Bundesregierung ist hierüber nichts 
bekannt. 

Zu Frage 62: 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß es 
keine Pläne gibt, Neutronenwaffen in Europa oder in 
der Bundesrepublik Deutschland zu stationieren. Sie 
sieht daher keine Notwendigkeit für hypothetische 
Überlegungen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schäfer auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Beer (GRÜNE) (Drucksache 11/ 
207 Frage 63): 

Warum hat die Bundesregierung die Kleine Anfrage 11/22 
„Genfer Konferenz über das Verbot biologischer Waffen" vom 
24. Februar 1987 bis heute nicht beantwortet, obwohl die Beant-
wortung der praktisch wortgleichen Anfrage 10/6744 vom 
11. Dezember 1986 bereits für Ende Januar 1987 angekündigt 
und die Antwort auf die Anfrage 11/22 für Ende April 1987 zuge-
sagt war? 

Zu Frage 63: 

1. Das Auswärtige Amt — ebenso wie alle anderen 
Ressorts — ist bemüht, alle Kleinen Anfragen inner-
halb der von der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages vorgesehenen Frist von 14 Tagen zu 
beantworten. Wegen des Umfangs und der Komplexi-
tät vieler Kleiner Anfragen, des häufig erforderlichen 
Abstimmungsprozesses zwischen verschiedenen Res-
sorts und einer Beteiligung von Auslandsvertretungen 
ist die Einhaltung der Frist nicht immer möglich. 

Die Anfrage in der Bundestags-Drucksache 11/22 
enthält insgesamt 29 Einzelfragen. Die Feststellung 
der für die Beantwortung erforderlichen Einzeltatsa-
chen, die Abstimmung und die abschließende Billi-
gung der Antworten erfordern einen erheblichen zeit-
lichen Aufwand, der sich im voraus nur schwer 
abschätzen läßt. 

2. In diesem Zusammenhang möchte ich darauf ver-
weisen, daß allein das Auswärtige Amt während der 
vergangenen Legislaturpe riode 20 Große und 83 
Kleine Anfragen zu beantworten hatte, davon 12 bzw. 
70 von der Fraktion DIE GRÜNEN. Die seit Beginn 
dieser Legislaturpe riode dem Auswärtigen Amt zuge-
wiesenen Kleinen Anfragen stammen sämtlich von 
der Fraktion DIE GRÜNEN. 

3. Ich darf Ihnen versichern, daß das Auswärtige 
Amt bemüht bleibt, die Kleine Anfrage in Kürze zu 
beantworten. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schäfer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Vollmer (GRÜNE) (Druck-
sache 11/207 Fragen 64 und 65): 

Unterstützt die Bundesregierung den Bau des Museums des 
„Holocaust Memorial Council" in Washington, und wenn ja, in 
welcher Höhe liegt diese Unterstützung? 

Unterstützt die Bundesregierung den „Holocaust Memo rial 
Council" selbst, und wenn ja, in welcher Höhe liegt diese Unter-
stützung? 

Zu Frage 64: 

Der Bau des „Holocaust Memorial Museum" in 
Washington wird von der Bundesregierung nicht 
finanziell unterstützt. 

Zu Frage 65: 

Der „Holocaust Memorial Council" wird von der 
Bundesregierung nicht finanziell unterstützt. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 11/ 
207 Fragen 66 und 67): 

Wird im öffentlichen Dienst die Ausbildung zum/zur Reisever-
kehrskaufmann/-kauffrau genauso wie die Verwaltungslehr-
gänge 1 und 2 akzeptiert, oder ist es für einen im Fremdenver-
kehr Tätigen Bedingung, im Falle einer Beförderung in höhere 
Tarifgruppen als BAT VII die Verwaltungslehrgänge zwingend 
nachzuholen? 

Bestehen Unterschiede bei der Eingruppierung vergleichba-
rer Tätigkeiten in den einzelnen Bundesländern (z. B. Verkehrs-
amtsleitung eines Ortes mit ca. 100 000 Übernachtungen, 
Geschäftsführer regionaler Fremdenverkehrsverbände, Leiter 
städtischer Fremdenverkehrsämter oder Kurverwaltungen), und 
wie kann gegebenenfalls eine gerechtere Eingruppierung der 
im Fremdenverkehr Tätigen erreicht werden? 

Zu Frage 66: 

Ich muß Sie um Verständnis dafür bitten, daß es der 
Bundesregierung leider nicht möglich ist, Ihnen die 
gewünschte Aufklärung selbst zu vermitteln. Der 
Bund hat eine Zuständigkeit nur für die Eingruppie-
rungen derjenigen Angestellten des öffentlichen 
Dienstes, die im Bundesdienst stehen. Die in Ihrer 
Frage angesprochenen Angestellten sind aber weit 
überwiegend im kommunalen Sektor — jedenfalls 
nicht im Bundesdienst — beschäftigt. So gilt die von 
Ihnen erwähnte tarifliche Regelung über die Verwal-
tungslehrgänge 1 und 2 spezifisch nur für den kom-
munalen Bereich. Im Hinblick auf die autonome 
Zuständigkeit der Kommunen bei der Regelung der 
Arbeitsbedingungen und damit auch der Eingruppie-
rung Ihrer Angestellten, auf die im übrigen bereits in 
der Antwort der Bundesregierung auf die große SPD- 
Anfrage zum Fremdenverkehr in Drucksache 10/5454 
hingewiesen wurde, verfügt die Bundesregierung 
über keine Erkenntnisse, ob und in welcher Weise im 
kommunalen Bereich eine Gleichstellung der Ausbil-
dung zum Reiseverkehrskaufmann bzw. zur Reisever-
kehrskauffrau und den Verwaltungslehrgängen 1 und 
2 erfolgt ist. Wenn Sie es wünschen, bin ich aber gerne 
bereit, von der Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände entsprechend Aufklärung zu erbit-
ten. 
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Zu Frage 67: 

Wie zu der vorhergehenden Frage ist es der Bun-
desregierung leider nicht möglich, Ihnen die 
gewünschte Aufklärung selbst zu vermitteln, da sie 
für Fragen der Eingruppierung von Angestellten des 
öffentlichen Dienstes, die im kommunalen Sektor 
beschäftigt sind, nicht zuständig ist. Die Bundesregie-
rung verfügt dementsprechend über keine Erkennt-
nisse über einzelne Eingruppierungen bei Fremden-
verkehrsämtern oder Kurverwaltungen. Wenn Sie es 
wünschen, bin ich aber auch zu dieser Frage gern 
bereit, von der Vereinigung der kommunalen Arbeit-
geberverbände Aufklärung zu erbitten. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 11/207 Fra-
gen 68 und 69) : 

Hat die Bundesregierung — wie in der Fragestunde vom 
16. Januar 1987 angekündigt — mittlerweile entscheidungsre-
levante Kriterien festgelegt, nach denen Anträge des § 29 Abs. 3 
Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes erledigt werden kön-
nen? 

Hält die Bundesregierung die Tatsache, daß eine Bundesver-
waltung bei der Zuerkennung der Befähigung in Laufbahnen 
besonderer Fachrichtungen gemäß § 36 der Bundeslaufbahn-
verordnung vom 15, November 1978, z. B. bei der Fachrichtung 
Wirtschaftsverwaltungsdienst, mehrere Jahre als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter bei einem Bundestagsabgeordneten anerkannt 
hat, als ein entscheidungsrelevantes Kriterium, wonach nach 
§ 29 Abs. 3 Satz 2 Bundesbesoldungsgesetz die Tätigkeit im 
Dienste von Abgeordneten des Deutschen Bundestages einer 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst gleichgestellt werden kann, 
wenn sie für die Einstellung ursächlich oder mitbestimmend 
war? 

Zu Frage 68: 

Beim Bundesministerium des Innern sind zu § 29 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
insgesamt sieben Anträge auf Erteilung des Einver-
nehmens gem. § 29 Abs. 3 Satz 2 zur Gleichstellung 
von Vortätigkeiten als MdB-Mitarbeiter gestellt wor-
den. Bei der Frage, ob die Vortätigkeit für die Einstel-
lung ursächlich oder mitbestimmend im Sinne des 
§ 29 Abs. 3 Satz 1 BBesG war, ist — wie auch von der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt — nicht 
auf die Einstellung in den öffentlichen Dienst 
schlechthin, sondern auf den Zeitpunkt der Ernen-
nung zum Beamten abzustellen. Aus dieser zeitlichen 
Sicht muß festgestellt werden, ob und inwieweit diese 
Vortätigkeit im Verhältnis zu eventuell anderen Vor-
verwendungen unter zeitlichen wie auch funktiona-
len Aspekten mitbestimmende Bedeutung für die 
Beamtenernennung hatte. 

Die vom Bundesministerium des Innern zwischen-
zeitlich und auch überwiegend positiv getroffenen 
Entscheidungen zu § 29 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BBesG 
richten sich maßgeblich nach diesen Gesichtspunkten 
aus. 

Zu Frage 69: 

Eine Vortätigkeit als MdB-Mitarbeiter, die nach 
§ 35 der Bundeslaufbahnverordnung für die Zuerken-
nung der Befähigung in einer Laufbahn besonderer 
Fachrichtung anerkannt worden ist, ist besoldungs-
rechtlich stets nach § 28 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BBesG von 
Amts wegen auf das Besoldungsdienstalter anzurech-
nen. Die Frage der Anrechnung einer solchen Zeit im 
Wege einer Ermessensentscheidung nach § 29 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 BBesG stellt sich daher nicht. 
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